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BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates, anwesende Presse und Gäste! 
Ich darf Sie zur heutigen letzten Sitzung des Gemeinderates der Stadt Steyr im Jahre 
1977 wie immer herzlich begr'üßen. 1 eh stelle fest, daß die Beschlußfähigkeit gegeben 
ist. Die Zustellung der Tagesordnung ist zeitgerecht vor sich gegangen. Für den heuti­
gen Tag, für die heutige Sitzung haben sich bisher entschuldigt Herr Dr. Stellnberger, 
der etwas später kommen wird. Fr'au Bundesrat Liebl ist bereits im Anmarsch begriffen 
und Herr Hofrat Dr Schneider ist anwesend, wird sich aber auf Grund einer Erklältung 
sehr bald von uns verabschieden. Wir nehmen das zur Kenntnis und wünschen ihm jetzt 
schon baldige Genesung. Die Protokollprüfung für die heutige Sitzung wär-e den Herren 

Gemeinderäten Dresl und Fuchs übertragen. Ich frage Sie, ob Sie diese Funktion an­
nehmen? Ich danke für die Zustimmung. Damit ist auch dieser Formalakt positiv erle­
digt. 
Wir' kommen zur Behandlung unserer Tagesordnung. Zunächst muß ich gleich erklären, 
daß mir' ein Dringlichkeitsantrag der Sozialistisch~n.Gemeinderatsfraktion, eingebracht 
von Her'rn Stadtrat l(inzelhofer, vorliegt, der gemäß Geschäftsordnung zur sofortigen 
Behandlung einer Zweidrittelmehrheit bedarf. Es ist dies ein Antrag, den Kollege Kin­
zelhofcr eingebracht hat, und der, untedertigt von mehr als 6 l.!nterschriften von Ge­
meinderatsvertretern, somit uültigkeit besitzt. Es wird im Zuge der Diskussion dazu 
noch Stellung genommen werden. Er ist unterfertigt unter anderem auch von den Vertre­
ter'n der Sozialistischen Fraktion, der Freiheitlichen Partei und der Kommunistischen 
Partei. Ich muß daher zuerst die Frage an Sie richten, ob Sie gemäß den Bestimmungen 
der Geschäftsordnung, und zwar betrifft es§ 19 Abs. 3, dem Antrag die Dringlichkeit 
zuerkennen. Es handelt sich dabei um folgendes. Ich darf ihn kurz zur' Kenntnis bringen. 
Daß es sich um eine außerordentliche Zuwendung im ·Grunde genommen - der Berichter­
statter und Antragsteller wird dazu noch kurz berichten - zur Freigabe einer Starthilfe 
von S 50.000,- für den Lions-Club zur Einrichtung des Behindertenkindergartens im 
Ouenghof handelt. Damit Sie unter' diesem Titel wissen, worum es dann gehen wird. Be­
vor wir j edoch die Möglichkeit haben, den Bericht zu hören, den Antrag erläutert zu be­
kommen, r.1Liß ich Sie fragen, ob Sie dieser Dr'inglichkeit, die notwendig ist zur sofortigen 
Behandlung, die Zustimmung geben. Eine 2/3-Mehrheit ist dazu erforderlich. Eine Debat­
te ist darüber nicht zulässig. Ich darf Sie bitten, wer für die Dringlichkeit ist, ein Zei­
chen mit der Hand zu geben? Danke. Gegenprobe? Enthaltung? Ich sehe, daß damit der 

Antrag auf jeden Fall die Zweidrittelmehrheit besitzt. Wir können ihn damit ordnungsge­
mäß in die Tagesor-dnung aufnehmen. 

Zuerkennunq d <: r Drinql ichkcit: 
Dafür: . 24 SF'O, 2 FPO,l KPÖ 
Enthaltungen: 8 ÖVP 

Ich bitte den Antragsteller, seinen Antrag zur Kenntnis zu bringen. 

ST Af)THA T KOJ\JRAD K I t'--'ZELHOFER: 
Sehr gec lwter Herr [Wr·gerrneister, werte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Zum 1-\ntrag selbst ~1laube ich ist festzustellen, daß eine Hilfe der Stadt nur dann gewährt 
werden kcinn, w,~nn sie auch wirksam ist. Der in der letzten Sitzung des Gemeinderates 
gemachte Vorschiag ist dazu wirklich nicht tauglich. Die Kosten des nach einer stunden­
lang dauernden Budg0 tsi tzung im vergangenen Jahr am 16. 12. 1976 überreichten Prä­
sentes hc.ben pro Gerncir.derat S 1?0,- betragen. Bei 36 GR-Mitgliedcrn macht dies ein­
:,;chlie(3Iich der· Mehrwertsteuer S 4.970,- aus. Von einem Geschenk zu sprechen ist über­
haupt folsch. Handelte es sich doch nur um eine Fi.illfeder, die jeder Gemeinderat bei sei­
ner Pflicht bzw. Funkt ionstät i gkci t gebrauchen kann. Auch die Kosten der E3ewi rtung für 
die 36 Geme i nderäte können offen ausgesprochen werden. Die Bezeichnung Weihnachts­
empfung i:5t auc h hi e r nicht richtig am Plutz und ist irreführend. In Wir-klichkeit handelte 
es sich nur um ein gemeinsames Abendessen zum Abschluß der Jahresar-beit, wie es in 
allen Or·g,misationen (iblich i:;t. Gerade der p e r·sönliche Kontakt zwisc hen den Gemeinde­
riiten fördert die kornrnunalpolitische Ar-beit in d en ver'schicdenen Ausschüssen im Stadt­
senat und im Plenum d es Gemeinder'ates. Diese Bewirtungskosten beliefen sich für die 
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36 Gemeinderäte damals im vergangenen Jahr auf S 5.547,-. 
Die unterfertigten Gemeinderäte haben sich daher entschlossen, in dieser Frage auf par­
teipolitische Publizistik zu verzichten, sondern gleich einen Akt wirksamer Starthilfe 
für ein nach den Grundsätzen der Humanität bedeutungsvolles Vorhaben zu setzen. 1 eh 
stelle daher im Namen der unterzeichneten Gemeinderäte nachstehendenAntrag: 
Die unterfertigten Gemeinderäte stellen gemäß § 19 der Geschäftsordnung für den Ge­
meinderat den Antrag, dem Lions-Club Steyr Innerberg für das Jahr 1977 in Anerkennung 
seiner Bemühung zur Erhaltung der historischen Bausubstanz des Quenghofes und seiner 
Bestrebungen, im Zuge der Revitalisierung dort einen Behindertenkindergarten einzu­
richten, einen Subventionsbetrag von S 50.000,- als Starthilfe zur Verfügung zu stellen. 
Dieser Betrag wird bei der VP 43-50 als überplanmäßigeAusgabe bewilligt. Die Deckung 
hat durch Mehreinnahmen bei den allgemeinen Deckungsmitteln zu erfolgen. 
lc.h ersuche, über den Antrag abstimmen zu lassen. Ich glaube, es ist wirklich eine Hil­
fe für die Behinderten und man soll, das möchte ich_ zum Schluß sagen, mit Behinderten­
problemen keine Politik machen. Es soll wirklich, wenn man hilft, so geholfen werden, 
daß es wirklich Sinn und l\'utzen hat. 

BÜRGERMEISTER FRAl\!Z WE ISS: · 
Ich danke dem Antragsteller und Berichterstatter Stadtrat Kinzelhofer. Um hier keinen 
Formfehler gemäß der Geschäftsordnung zu begehen, muß ich Sie noch einmal bitten, zu 
erklären, ob Sie mit der sofortigen Behandlung des Dring( ichkeitsantrages, wie ich schon 
vorher erwähnt habe, einverstanden sind? Dann muß ich Sie noch einmal strapazieren, daP. 
Sie die Hand für diesen Vorgang erheben? Darf ich Sie bitten? Danke. Das Übliche wie 
vorher. 
Ich darf die Gegenprobe vermeiden und kann damit feststellen, daß auch die Diskussion 
zu diesem Tagesordnungspunkt mit der sofortigen Behandlung möglich ist. Als Nächster 
ist Kollege Schwarz gemeldet, anschließend Herr Gemeinderat Watzenböck und dann Ge­
meinderat Holub. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Zu Ihrer Information und zur Aufklärung der Öffentlichkeit darf ich zum Dring! ichkeits­
antrag des Kollegen Kinzelhofer und der unterfertigten Gemeinderäte noch einige Ergän-
zungen hinzufügen und folgendes mitteilen. · 
Bereits vor längerer Zeit fand zwischen Bürgermeister Weiss und dem Herrn Magistrats­
direktor ein Gespräch sowohl über die Förderung der Errichtung eines Behindertenkin­
dergartens durch den Lions-Club im Quenghof, als auch über das Problem eines kleinen 
Präsents für die Gemeinderäte, so wie jedes Jahr zum Abschluß der Budgetsitzung, statt. 
1 eh habe persönlich in einem Informationsgespräch mit Herrn Bürgermeister-Stel lvertre­
ter Fritsch diesbezüglich verhandelt bzw. die Möglichkeiten einer Unterstützung angedeu­
tet und für eine endgültige Klärung des Problems war die Fraktionsobmännerbesprechung 
am 2. 12. vorgesehen. Dort sollte in kollegialer Weise, so wie bisher immer in solchen 
Fragen, eine Einigung erzielt werden. Es war dafür auch in dieser Sitzung ein eigener 
Tagesordnungspunkt festgelegt und vorgesehen. Anscheinend konnte sich Herr Gemeind<'­
rat Holub dieser sachlichen Vorgangsweise nicht anschließen, sondern wollte durch ein 
vorzeitiges in die Öffentlichkeittragen parteipolitisches Kapital für die ÖVP aus dieser 
Aktion schlagen. Es ist sehr bi 11 i g, Probleme, die durch Verhandlungen einer gemeinsa­
men Lösung, das heißt einer Erledigung im Sinne aller im Gemeinderat vertretenen Par­
teien heranstehen, zu persönlicher und parteipolitischer Effekthascherei auszunutzen. 
Es scheint mir daher hier vor aller Öffentlichkeit wichtig, die Angelegenheit richtig dar­
zustellen und klarzulegen. Glauben Sie wirklich, Herr Gemeinderat, daß mit dieser un­
sauberen - ich möchte ein anderes Wort gar nicht gebrauchen - Art dem Lions-Club und 
seinem Vorhaben, einen Behinderten-Kindergarten zu errichten, ein guter Dienst und ei­
ne wirksame Hilfe erwiesen wird. Sicher ist das nicht der F al 1. Das Einzige, was Ihnen 
gelungen ist, ist die seit 1945 bestehende Zusammenarbeit in diesem Gemeinderat wieder 
ein Stück mehr in Frage zu stellen. Sie werten dadurch nicht nur Ihre Partei ab, die 
seit 1945 bei ähnlichen Aktionen immer eine gemeinsame Vorgangsweise unterstützt hat. 
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Sie zeihen doch durch Ihre Anregung indirekt den gesamten Gemeinderat in aller Öffent­
lichkeit als Verschwender öffentlicher Gelder. Wenn ich allein an die Beträge denke, die 
die Stadt zur Förder·ung der Betriebsgemeinschaft aufwendet, wenn ich darauf verweise, 
wieviele Mittel andere Einrichtungen und sicher gehören auch Bankinstitute dazu, einset­
zen, um die mitmenschlichen Beziehungen unter ihren Mitarbeitern zu pflegen, dann kann 
Ihr Beitrag zum gemeinsamen 1\bendessen nach einer anstrengenden Budgetsitzung nur 
als Demagogie empfunden werden. Für' die meisten Mitglieder des Gemeinderates war das 
traditionelle Beisammensein nach den Budgetsitzungen der Ausklang eines arbeitsreichen 
und schwer·en Arbeitsjahres. Diese Zusammenkünfte dienten nicht zuletzt aber auch dazu, 
die menschlichen Kontakte über alle Parteigrenzen hinweg zu verbessern und zu fördern. 
Sie, Herr' Gemeinderat, haben es durch Ihre ausschließlich aus publizistischen und par­
teipolitischen Gründen vorgebrachte Äußerung zuwege gebracht, daß viele Mitglieder des 
Gemeindcr·ates gebeten haben, von diesem gemeinsamen Abendessen Abstand zu nehmen, 
wei I man nicht einsieht, daß das Ergebnis kollegialer Besprechungen und Zusammenkünfte 
für billigste Propaganda verwendet wird. Ich bin s~h·r froh darüber, daß die überlegteren 
Kräfte des Gemeinderates durch diesen Dring! ichkeitsantrag den Weg gewählt haben, eine 
wirksame Hilfe durch die Stadt zu gewähren. Aus dem Antr'ag ist ersichtlich und zu ent­
nehmen, daß die durch Ihren Vorschlag eingesparten Beträge so gering sind für ein Pro­
jekt, wie das vorliegende, daß sich der Gemeinderat damit der Lächerlichkeit ausgesetzt 
hätte u11d eine echte Hi I feste! lung sicher nicht eingetreten wäre. 
1 eh bitte daher den gesamten Gemeinderat, diesem Antrag auf Gewährung einer Starthilfe 
in der Höhe von S 50.000,- im Jahre 1977 an den Liens-Club Steyr Innerberg die Zustim­
mung zu geben. Über ein gemeinsames Abendessen, glaube ich, brauchen wir nicht mehr 
zu diskutieren, dazu ist uns der Appetit vergangen. 

Applaus 

BÜRGER ME: 1 STER FRANZ WE ISS: 
Danke. Als nüchster- Sprecher Gemeinderat Watzenböck. 

GEME l l'IDERAT ALFRED WATZENBÖCK: 
Sehr geehrte Damen und Herr·en des Gemeinderates! 
Wenn unsere Fraktion, meine Fraktion, den Antrag der soeben bekanntgegeben wurde, un­
terstützt, so aus einigen Gründen. Zunächst ist es an sich förderungswert, wenn Kinder­
gärten errichtet wer-den. Ich dad daran erinnern, daß meine Fraktion vor vielen Jahren 
schon immer wieder angeregt hat, doch verschiedene andere Kreise, nicht nur die Ge­
meinde Steyr, anzuregen, Kindergärten zu errichten. Unter anderem waren wir bestrebt, 
die Steyr-Werke dazu zu bringen, hier mitzutun. Wenn hier ein privater Verein so etwas 
unternimmt, so ist das sicher unter·stützenswcrt und verdient die F örder-ung des gesamten 
Gemeinde rates. Wenn das noch dazu in einem Gebäude geschieht, das von einer der-artigen 
Atmosphäre umge ben ist, dann ist das umso mehr zu förder'n. Ich bin gefühlsmäßig auch 
etwas befaßt mit dieser Angelegenheit. Ich habe die ersten 5 Jahre meines Lebens in die­
sem Haus verbracht, im Quenghof. Wenn auch nur 5 Jahre, so kann ich mich noch gut er­
innern, die E ind,-ücke sind bleibend, an die schöne Fassade, das weinumrankte Schloß, 
an den herrlichen Muschelbrunnen im Hof - die meisten werden ihn kennen. Also ein Ort, 
der für so ein Vorhabe n gegeben ist. Was den zweiten Punkt betrifft, die gesellige Veran­
staltung im Anschluß an ein oft spannungsreiches Jahr, so ist zu sagen, natürlich kann 
sich jeder von uns einen Kugelschr-eiber leisten oder einige Viertel Wein. Das ist kein 
Zweifel, aber das gesellige Beisammensein, es wurde ber-eits in diesem Sinn angezogen, 
ist nach einem Jahr von Sitzungen, die wirklich oft spannungsgeladen sind, sicher von 
Werl. Der Betrag - wir hätten an sich zuerst einen anderen Vorschlag gehabt, die Fr-ei­
heitliche Fr-aktion, um diesen geselligen Abend doch durchführen zu können. Der Gemein­
derat möge beschließ e n - nur ein Vorschi ag - daß pro monatlicher Aufwandspausehaie 
oder Mandatsgcbühr de r· Betrag von S 8,66 in Abzug gebr-acht wird. Wir würden dann un­
gefähr auf diesen Bclr'ag hinkomme n, wenn al lc> Gemeinderäte mitmachen. Dann wür-de 
sich das ausgehen, zumi11dest für das Gcsc.lienk. Wenn wir dann diesen Betrag von S 8, 66 
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STADTRAT KONRAD K I NZELHOFER: 
Unverständlicher Zwischenruf! 

GEMEINDERAT ALFRED WATZENBÖCK: 
•• noch aufstocken auf S 9,-, so hätten wir gleich eine riesige Budgetreserve und wären 
aller Sorgen enthoben. Wir würden S 700,- mindestens wieder gewinnen. Das wären die 
Beträge. Es ist schade, daß heute angeklungen ist, daß man verzichtet auf diesen Abend. 
1 eh stehe nicht irrsinnig darauf, wie man das so sagt, aber ich hätte das schon begrüßt, 
daß nach einem solchen Jahr doch dies stattfinden würde. 
Danke. 

Dr. Schneider verläßt um 13.20 Uhr die Sitzung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke schön. Nächster Sprecher Herr Gemeinderat' Holub. Kann ich noch eine weitere 
Wortmeldung registrieren zu diesem Punkt? Das ist nicht der Fal 1. 

GEME 11\JDERAT KARL HOLUB: 
Geschätztes Präsidium, meine Damen und Herren! 
Zu Ihnen spricht offensichtlich ein Prügelknabe. Man darf, so schaut es aus, hier in die­
sem Saal keine Denkanstöße bringen, man darf nicht ehrliche Gedanken bringen, ohne 
daß einem hinten nach der Vorwurf gemacht wird, Du bis ein böser Bube, verhalte Dich 
richtig usw. 
Ich verstehe nicht ganz den Ton, in dem mein Beitrag, es war kein Antrag sondern ein 
Beitrag, so ist das jetzt auch richtig gesagt worden, kommentiert wurde. Offensichtlich 
war es doch nicht ganz vergeblich, davon zu sprechen, denn sonst wären Sie, meine Da­
men und Herren der drei Gemeinderatsfraktionen, die den Antrag eingebracht haben, nicht 
bereit gewesen, S 50.000,- zur Verfügung zu stellen. 

GEMEINDERAT ERICH SABLIK: 
Das ist eine Verdrehung. Ein Zwischenruf ist gestattet! 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
1 eh habe auch kein Wort dagegen gesagt gehabt, Kollege Sabl ik. 1 eh bin überzeugt, Sie 
werden noch Gelegenheit nehmen, mir die Verdrehung nachzuweisen. 

GEMEINDERAT ERICH SABL I K: 
Gerne. 

GEME 11\.'DERA T KARL HOLUB: 
Ich glaube, es ist nicht im Sinne des Ablaufes, daß wir jetzt eine Dlskussion führer.. Sie 
werden mir sicherlich nachher auch noch den Kopf waschen. 1 eh bin überzeu9t davon. 
Zur Verdrehung selbst kann ich gleich vorneweg sagen, das kann keine Verdrehung sein, 
denn der Antrag von Ihnen I iegt ja vor, dem Antrag werden wir selbstverständlich beitre­
ten. Denn auch wir sind überzeugt - und das habe ich bei der letztenSitzung schon ge-
sagt - daß den Lions bei dem wirklich wunderbaren Vorhaben im Ouenghof jede Unter­
stützung zuteil werden soll. Als Anregung dnzu war mein Vorschlag in der letzten Sitzung. 
l(ein Mensch kann mir nachweisen, z. B. wenn manvon hinten mit den Vorwürfen anfangen 
darf, die mir zutei I geworden sind, daß ich gesagt hätte, wir wollen nicht gemeinsam 
Abendessen, kein Mensch kann mir nachsagen, daß ich bei diesen gemeinsamen Abendes­
sen jemals fern geblieben wä,-e. 1 m Gegentei 1, ich finde diese Sachen persönlich durch­
aus begrüßenswe,·t und durchführenswert. Aber es ist nicht im mindesten einzusehen, 
warum die Stadt damit belastet werdim soll. Wenn dieses Essen stattfinden sol 1, ist jeder 
von uns, glaube ich, in der Lage, das aus eigenen Mitteln zu bezahlen. Sollten Fraktio­
nen der Meinung sein, daß das ihren Mitgliedern nicht zumutbar ist, so könnten die Frak­
tionen von sich aus Mittel zur Verfi:.igung stellen. Aber das ist keine Erörterung, die hier 
ans.teht. Ich sage nur, das wäre denkbar gewesen. Aber da jetzt zu sagen, ich hätte Kli­
ma vergiftet mit diesem Vorschlag, Herr Bürgermeister-Stellvertreter· Schwarz, indem 
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ich Ihnen den Appetit vertan hätte auf dieses Essen, das tut mir aufrichtig leid. 
Appetitschädigung haben Sie offensichtlich erlitten, sonst hätten Sie nicht so giftig rea­
giert. Mir Effekthascherei vorzuwerfen finde ich - was Sie gemacht haben, Herr Bür­
germeister, war gar nichts anderes. 

GEMEINDERAT JOHANN MANETSGRUBER: 
Warum sind Sie dann damit in die Zeitung gegangen? 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Es ist unbenommenes Recht der Journalisten, über den Verlauf einer Sitzung irn Gemein­
derat zu berichten. Ich stehe nicht an zu erklären, daß ich kein Gespräch mit der Pres­
se über meine Stellungnahme gehabt habe. Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis! 

GEMEINDERAT JOHAl\.1N MANETSGRUBER: 
Schauen Sie sich den Ar·tikel in der Steyrer-Zeitung_ an. 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
1 eh habe ihn gelesen, danke. Und? 
Daß die Zusammenarbeit in Fr·age gestellt wurde, die Zusammenarbeit im Gemeinderat, 
durch die Anregung, man soll den Lions-Club fördern, ist mir nicht ersichtlich. Ich kann 
es nicht verstehen, auf welche Ar·t und Weise man versucht, Anregungen zu bringen, das 
ist wirklich unbenommen. Das hat mit Effekthascherei ... 

GEMEINDERAT VI NZEf\.1Z DRESL: 
Aber mit wem wir uns zusammensetzen, ist auch unbenommen! 

GEMEINDERAT l<ARL HOLUB: 
Lieber l<ol lege Dr·c~sl, wenn Sie sich mit mir nicht zusammensetzen wollen, dann trifft 
mich das zwar in der Seele tief, aber· ich kann es nicht ändern. 
Sollte der Herr Bürger·mei ster-Stel lvertreter jetzt den von Herrn Bürgermeister aufge­
zeigten Weg weitergehen, mir meine berufliche Tätigkeit ab und zu klarzumachen, dann 
bitte schön, ich arbeite in einer Bank. Al I erdings hängt das durchaus nicht damit zusam­
men, wenn nach längeren Arbeitsleistungen in der Bank der Arbeitgeber bereit ist, ein 
Abendessen zu bezahlen, und ist nicht vergleichbar mit dem Essen, das die! Gemeinderä­
te von cJer Stadt bezahlt bekommen. Das ist durchaus nicht vergleichlich. Der Ver·gleich, 
den Sie da anstellen, wäre dasseibe, als wUrde man einen allfälligen Empfong für die 

Beamten des Rathauses in Fr·age stellen. Das tut, walte Gott, niemand. Den Fül lfederhal­
ter, Her·r Stadtr·at, wäre besser gewesen, wir hätten uns !hre Erklärung geschenkt. Ich 
glaube, Sie geben mir recht. Ich habe den Füllfederhalter· nicht erwähnt, ich habe er­
klärt, daß ich es nicht für richtig finde, wenn wir angesichts der Finanzlage der Stadt 
uns selbst Geschenke machen. Wenn Sie sagen, dann ist das Zur·verfügungstellen von 
notwendigem Arbeitszc~ug, dann ist das 

Sl AD TRAT KONRAD K I NZELHOFER: 
l\'otwendig habe ich gesagt. 

GD,t1C I f'IDEF~A T KARL HOLUB: 
Das haben Sie vorhin etwa erklär·t. Ich glaube, jeder der hier im Gemeinderat vertreten 
ist, wir·d in der Lage sein, sich einen Kugelschreiber zu kaufen oder, wenn er einen 
braucht, sich einen von woanders zu organisieren. Al so, ich glaube, man sollte doch ein 
bisserl sachlich bleiben. 

GEMEINDERAT ALFRED BAUMAl\.tN: 
Unvcr'ständlicher Zwischenruf. 

GEMEINDERAT KARL HOLUG: 
Danke, Her·r l<.olle9e Baumann. Mir· macht so ein Zwiegespräch richtig Spaß. Das ist 
etwus lustiges. Sollten Sie glauben, dar.~ Sie mich auf diese Ar·t und Weise zertrümmern 
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können, so nicht. Aber Sie werden es wahrscheinlich anders herum schaffen. Vielleicht 

auch nicht. Jedenfalls das gemeinsame Essen sollte das Geringfügigste sein, was wir 

heute hier zu diskutieren haben. Daß es die Stadt bezahlen muß, ich glaube, das wer­

den Sie sagen, das ist nicht unumgänglich notwendig. Man kann trotzdem beisammen sit­

zen und essen. Zur Not selbst bezahlen. 

GEMEINDERAT ALFRED BAUMAl'\N: 

Essen wir einmal Demagogie statt ein Essen! 

Gelächter 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Herr Kollege Baumann, ich bin überzeugt, daß Sie zu diesem Menü die richtigen Zuta­

ten haben. Weil schließlich und endlich sind wir ja wer. Ich darf für meine Fraktion nur 

eine Zusatzerklärung abgeben. Wir sind selbstverstä~dlich für diese Zuwendung durch 

die Stadt. Wir wollen aber auch unseren Beitraci leisten .in einer Größenordnung, wie 

er uns verhältnismäßig zukommt. Die ÖVP-Gem~inderatsfraktion wird S 5.000,- den 

Liens extra als Spende zur Verfügung stellen für diesen Zweck. Wenn Sie jetzt wieder 

sagen, das ist Demagogie, da!~ ich Ihnen das herinnen erkläre, dann verstehe ich Sie 

überhaupt nicht mehr. 

GEME l l\1DERA T JOHANN MANETSGRUBER: 

Der Not gehorchend und nicht dem eigenen Trieb! 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Ich wußte nicht, daß Sie Not leiden. Die S 8,66, die uns Kollege Watzenböck vorge­

rechnet hat, brave, gut gerechnet, das dürfte ung~fähr stimmen. Aber das kommt zur Sa­

che überhaupt nicht hin. Es war aber ein sehr wertvoller Beitrag für den heutigen Tag, 

denke ich. Wenn ich Sie richtig verstanden habe, Herr Vizebürgermeister, legen Sie al­

so auf dieses gemeinsame Abendessen heute Abend ke i nen Wert. Das ist Ihre Ansicht? 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 

Ich werde mich dann noch zu \Vorl melden. 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 

Ich bin überzeugt. Im übrigen tut es mir aufrichtig leid, wenn ehrliche Meinungen ständig 

falsch verstanden werden. Das habe ich in der letzten Zeit mehrmals zur Kenntnis nehmen 

müssen, daß Sie nicht bereit sind, ehrliche Ansichten zu akzeptieren - warum weiß ich 

nicht - und allen und jedem Demagogie unterstellen. Das ist das Eigentliche, was das Kli­

ma hier im Raum nicht fördern kann und nicht Vorschläge, die von Gemeinderäten gemacht 

werden. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 

Danke. Nächster Debattenredner ist Kollege Trernl. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 

Kollege Holub braucht sich in seinem Diskussionsbeitrag nicht beschweren, daß er der 

Prügelknabe ist, zu dem hat ihn ja seine Fraktion gemacht. Aber es hat auch mir wiederum 

gezeigt, ich wollte mich ursprünglich nicht dazu melden, mit welchem Unernst diese sehr 

ernste Frage von Seiten der ÖVP in Form des Sprechers, Koll. Holub, zum Ausdruck ge­

kommen ist. Mir ist das zu ernst, wenn man darüber spricht, einen Kindergarten zu ·schaf­

fen für behinderte Kinder. Es wäre doch in erster Linie die Aufgabe gewesen, gerade der 

F,,aktion der ÖVP, daß sie bei ihren Kollegen der Landesregierung viel leicht intervenie­

ren, daß die Landesregierung so einen Behinder"tenkindergar-ten unterstützt. l\!icht nur 

fördert, sondern auch errichtet. Nicht ein E ffekthaschen dadur·ch, daß man irgend e ine 

Meldung bei einer Sitzung hinausträgt, die in der Öffentlichkeit einen Niederschlag ge­

funden hat. Ich glaube, es ist wirklich ein lächerlicher Betrag, der für diesen Zweck zur 

Verfügung steht. 1 eh möchte in diesem Zusammenhang viel leicht erinnern, wenn man aLich 

jetzt sehr großzügig ist und sagt, na ja, die Initiative seitens Kinzelhofer und anderer 
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Gemeinderäte, also der Fr-eiheitlichen und der Kommunisten, man soll S 50.000,- geben, 
na gibt auch die ÖVP S 5.000,- dazu. Meine Damen und Herren und Kollegen der ÖVP, 
Vl-ar!..lm hat man denn nicht schon vor Jahren zumindest ein bisserl dieAnregungen der Kom­
munistischen Fraktion unterstützt, daß man vielleicht die ehrenamtlichen Funktionsbezüge 
ein bisserl reduzier·t oder halbiert, wie ich vor einigen Jahren vorgeschlagen habe? Bitte 
schön, die ehrenamtlichen Gebühr-en fi..ir die ehrenamtliche Funktion betragen immerhin für 
die Kollegen der ÖVP jähr-lich, nach den neuen Beschlüssen, die bekannt sind, bis zu 
S 300.000,-. Da finde ich auch die S 5.000,- ein bisser-1 lächer-lich in diesem Zusammen­
hang. 1 eh habe auch Grundsätze, die wir haben, erklärt. Daß es in erster Linie Sache 
des Gesetzgeber·s wäre, nämlich der OÖ. Landesregier-ung, die ohnedies gerade die För­
derung der Kinder-gärten sehr vernachlässigt, zumindestens den Ärmsten, nämlich den 
Behinderten, unter die Arme zu greifen. 
Bezüglich eines gemeinsamen Abendessens, bitte das steht in erste,- Linie bei der ÖVP im 
Vordc~rgrund, da0 sie diesmal das meiden. Aber in E,-innerung möchte man schon rufen, 
ich bin noch nicht so lange im Gemeinderat, aber se·H · 1945 haben diese Zusammenkünfte 
immer stattgefunden und ungefähr den gleichen lächerlichen Betr-ag ausgemacht. 1 eh kann 
es ebenfalls nur- so sehen, daß man versucht, irgend aus dieser sehr- ernsten Situation 
politisches l<apital zu schlagen, das ich entschieden ablehne, schon im Hinblick auf den 
Ernst eben fü,- diese Kinder und bin selbstverständlich, das sage ich gleich noch einmal, 
für diese Sta,-th:lfe. Aber- wir werden ja heute im laufe des Abends noch zu sprechen kom­
men, welche Möglichkeiten in dieser Richtung es noch geben wird. 

BÜRGERMEISTER FRAJ\12 WE ISS: 
Danke. Nächster Sprecher l<ol lege Schwarz. Anschließend Gemeinderat Seidl und dann 
l<ollege Fritsch. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Herr l<ol lege Holub, ich unterste! le Ihnen nicht, daß Sie naiv sind. 

GEME I t'-JDERA T l<ARL HOLL!B: 
Danke. 

BURGERME I STER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Deswegen glaube ich auch, daP. Sie genau wissen, wovon wir reden. Und zwar die Effekt­
hascherei ist darauf bezogen, daß wir ein gemeinsames Vorgehen in solchen Dingen immer 
durchgeführt haben. Daß dieses gemeinsame Vorgehen durch das Vorpreschen einer Frak:­
tion ver-letzt wur·de. Das ist eine sehr ernste Angelegenheit. l''ur aus dem Grund verletzt 
wurde, wei I es keinen anderen gibt. Das vvissen Sie selbst, auch wenn Sie den Kopf schüt­
teln. Es gibt nu,· den einen Grund, daP., Sie eben einen publizistischen Erfolg erreichen 
wollen. Ich darf Sie bc,-ichtigen, die Aussage und Ihr Vorschlag zum Schluß der letzten 
Sitzung hat gelautet: Ich darf Ihnen den Vorschlag machen, daß wir heuer auf den Weih­
nachtsempfang verzichten sollten und daß wir heuer· auch als Mandatare darauf verzich-
ten sollten, die Weihnachtsgeschenke in Empfang zu nehmen. Wörtliches Z ilat ! Das heißt, 
ein Ver-zieht auf dieses geme insame Beisammensein. Wir glauben ha I t, . daß dieses gemein­
same Beisammensein im Interesse aller gelegen ist und dadurch auch viel menschlicher 
und persönlicher l<'ontakt möglich ist. 1 eh glaube, daß diese Vorgangsweise von uns ver­
ur·tei lt werden muß, weil sie nicht dazu beiträgt, daß solche Aktionen, die letztlich dem 
Wohle aller dienen, wirklich im Sinne aller durchgeführ-t werden. Diese kur·ze Dar·stel­
lung, glaube ich, dürfte genügen, um hier die Richtigkeit dieses Antrages noch zu unter­
streichen. 

BÜRGERMEISTER FRAl\:Z WE ISS: 
Danke. Als ntichstc,- Sprecher Gemeinderat Seidl .. 6-ls weitere Vormerkung habe ich 
Kollegen Fritsch und i c h frage noch einmal, ob noch jemand zu sprechen wünscht? Es ist 
kE,ine Wortmeldung mt->hr, doch,l<ollege Fuchs als Letzter. 
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GEMEINDERAT ERNST SEI DL: 
Geschätztes Präsidium, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es ist das erste Mal, daß ich vor diesem Forum sprechen kann. Ich habe mir deshalb 
auch einen Zettel mitgenommen und ich bitte Sie zu verstehen, daß ich nicht über diese 
Redeübung verfüge, über die Sie auf Grund Ihrer langjährigen Tätigkeit verfügen. Ich 
habe mir kurze l\'otizen gemacht und hier aufgeschrieben Verschwendung öffentlicher Gel­
der, parteipolitisches l<apital. Darf ich Ihnen, geschätzte Damen und Herren, eigentlich 
sagen, wie wir so ungefähr zu dieser Überzeugung gekommen sind. Ich war selbst ein-
mal Anwärter beim Lions-Club und bin - ich sage aus finanziellen und beruflichen Grün­
den, denn es ist irgendwie auch eine finanzielle Frage, so einem Service-Club anzuge­
hören - dem nicht bei getreten. 1 eh bin aber trotzdem eng verbunden damit und weiß, wie 
die die Schi II inge zusammenlegen. Wie die draußen stehen bei Kälte, Maroni verkaufen 
um S 10,- das Sackerl und viele kleine Dinge und doch ganz schöne Ergebnisse bringen. 
Jetzt haben wir uns gedacht, so als rein persönliches Einzelgeschenk zu sagen, bitte wir 
könnten eigentlich wirk! ich auf das verzichten. 1 eh \~mpfinde es nicht einmal sosehr als 
ein Vorpreschen von unserer Partei. 1 rgendwoher muß einmal der Vorschi ag kommen. 
Genauso gut wie uns jetzt vorgeh alten wurde, wir hätten das Vorpreschen verursacht, 
genauso hätten wir jetzt schreien können, falls es meinetwegen von der Mehrheitsfrak-
tion oder von den Freiheitlichen oder der Kommunistischen Partei gekommen wäre, hät­
ten wir genau denen sagen können Vorpreschen. Es war ein Denkanstoß und der Denkan­
stoß ist ja fruchtbar aufgenommen worden. Es waren alle damit einverstanden und wenn 
Kollege Holub gesagt hat, wir sollten auf einen Empfang verzichten, ich glaube wiederum 
ist es so unbekannt, ich weiß nicht, ich habe auch schon öfter größere Veranstaltungen 
organisiert und mich um irgendwelche Empfänge bemüht. Wenn ich von einem Empfang 
spreche, dann höre ich doch immer wieder durch, Einladung kostenlos. Wir wollten sonst 
nichts anderes und d:1s hat sogar - ich glaube in der Fraktionssitzung - einmal der Herr 
Bürgermeister-Stellvertreter Fritsch gesagt, Aber bitte, wenn es zu diesem Essen kommt, 
wir bezahlen uns das selbst. Wir wollten damit nur sagen, wir verzichten auf das Geld 
und die Effekthascherei auf Presseweg. 1 eh muß sagen, ich habe zwar klarerweise die 
Steyrer-Zeitung abonniert, ich bin aber noch nicht einmal dazugekommen, diesen Arti-
kel zu lesen. Sie sehen .••. 

Verschiedene Zwischenrufe 

GEMEINDERAT ERNST SEI DL: 
•.• so uninteressant ist es sicher nicht. Ich glaube, d2mit täte man einem Lokalblatt si­
cher unrecht, wenn man sagt, so uninteressant ist es. Aber ich wi II damit nur sagen, 
so wenig ist es mir auf die wörtliche Ausführung dieser von Ihnen gemeinten Effektha­
scherei angekommen. 
Dann verstehe ich eines nicht, wenn ich ganz kurz auf die Ausführungen des Herrn Kol­
legen Treml kommen kann. Er ist sofort immer da, immer einen Ausflug auf die Landes­
ebene zu machen. Wir, glaube ich, hätten uns wirklich jetzt mit eiriem so kleinen beschei­
denen Geschenk bemüht, dem Lions-Club etwas zu geben. Sie weichen aus auf die Lan­
desregie,-ung. Wir haben einen wunderbaren Vorschlag heute gehört, S 50.000,- als 
Starthilfe. Sie weichen wieder auf die Landesregierung aus. 1 eh glaube, in diesem 
Kreis, so scheint es mir - ich gebe zu als f\leuling - nicht unbedingt erforderlich .••. · 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Was werden Sie machen in Zukunft bezüglich Kindergärten? 

GEMEINDERAT ERNST SEI DL: 
Ich darf darauf nur sagen, daß dieses Problem, dieses Finanzierungsproblem jetzt nicht 
zur Debatte steht und ich eigentlich gar nicht einsehe, jetzt konkret darauf einzugehen, 
wie ich es zu tun gedenke in meiner späteren Laufbahn. 1 eh möchte nur bitte versöhn! i­
che Worte an Sie richten um nicht zu glauben, diese Bösen haben irgend etwas im Schil­
de geführt. Ganz im Gegentei 1, ich habe für meine Person erklärt, ich wäre ganz gerne 
bei.einem Empfang dabei. Ich sage Ihnen auch warum. Ich kenne viele von Ihnen, aber 
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ich möchte den Einzelnen irgendwie näher kennenlernen und das ist, wie Sie alle wissen, 
weniger in der Gemeindestube als irgendwo bei einem geselligen Zusammensein möglich. 

BÜRGERMEISTER FRAl'-!Z WE ISS: 
Als nächster Debattenredner Kollege Fritsch. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Meine sP.hr geehrten Damen und Herren des Gemeinderates! 
Mich wundert es an und für sich, daß eine Anregung, die aus unserer Fraktion gebracht 
wurde und die letztlich einem sozialen Zweck dienen sollte, jetzt auf einmal parteipoli­
tische Wellen im großen Ausmaß zu schlagen beginnt. Warum es mich wundert, möge ich 
bitte ganz kurz dargelegt haben. Gerade in der Institution der Lions im Quenghof sehen 
wir eine tvlögl ichkeit der Versorgung der Behinderten unseres Landes oder besonders 
ausgedrückt unserer Stadt, wieder eine zusätzliche. Bleibe zu verschaffen. Es wäre un­
ter Umständen notwendig gewesen, in erster Linie jener Institution, die sich dafür ge­
sorgt hat, es hätte unter Umständen auch die Stadt Steyr selb~t sein können, hilfreich, 
finanziell hilfreich - andere Möglichkeiten bieten sich derzeit nicht an - unter die Arme 
zu greifen. Jeder Beitrag, auch jeder kleinste Beitrag, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, der einer solchen Institution zukommt, wird von ihr angenommen und summiert 
sich letztlich auf eine erkleckliche Summe, die dann ihren wohltätigen Zweckenzuge­
ordnet und zugewendet werden kann. Das war-en unsere Überlegungen, daß der Gemein­
derat aus sich und in seiner Gesamtheit einmal sagen könnte, es ist ein Verzicht auf die 
finanzielle Leistung der Stadt für dus gemeinsame Beisammensein nach einer Budgetsit­
zung einschließlich des Präsents zum Ausdruck zu bringen. Es ist aber dabei von uns 
nicht zum Ausdruck gebracht worden, das haben Sie in die Debatte geworfen, meine Da­
men und Her-ren, die jetzt einer anderen Ansicht sich befleißen, daß damit auch der Ver­
zicht auf die menschlichen Kontakte, die letztlich auch eine Rolle in unserer gesamten Ar­
beit spielen, verbunden werden soll. Das haben Sie gemacht. 
Nur noch eines. Ich möchte festhc1lten, daß kollegiale Zusammenkünfte, bezahlbar aus 
der eigenen Tasche, unter Umständen auch möglich gewesen wären. 1 eh kann mir nicht 
denken, cfr1ß die Sozialistische Fraktion und der·en Mitglieder darüber nicht über die entspre­
chenden Geldmittel verfügt ,um die Zusammenki.infte unser aller doch noch in die Wege zu 1·eiten. 
Wenn Sie über gluubcn,daß man mit diesem Antrag,de·n wir- als Oenkanstoß gebracht haben, den 
Sie jetzt nachher umzufunktionieren begonnen haben in parteipolitische Arbeiten, dadurch 
auch die menschlichen Beziehungen zu anderen Fraktionen oder zu einer besonderen Frak­
tion abzuwLirgen beginnen, dann muß ich mich dagegen verwehren. 1 eh möchte aber bitte 
eines festhalten, meine sehr geehr·ten Damen und Herren. Wir haben, glaube ich, durch 
diesen Anstoß er-reicht, daß einmal in einer Fraktionsobmännerbesprechung, und zwar 
hat die stattgefund0n am 2. 12., darüber gespr-ochen wurde. Aber, und jetzt sind wir 
auch ganz ehrlich, nachdem Kollege Schwarz darüber zitieren durfte. Was ist dort ge-
sagt worden? Auf mC:.'ine dezidierte Frage, was ist jetzt mit dem Weihnachtsgeschenk, 
nein das wird gestrichen. Und wie machen wir es jetzt weiter, verzichten wir jetzt auf 
die finanziellen Mitt e l, hat es geheißen, wir werden sehen. Dieser Ausdruck ist vom 
Fraktionsführer der S07.ial ist i sehen Partei gekommen. Aber dieses wir werden sehen, 
haben Sie dann umfunktioniert in einen Antrag, der von sich aus und von der Materie und 
dem Endzweck letztlich dienend, zu begrüßen ist, dann so ausgelegt wurde, als ob Sie 
parteipolitisches Kupital schlagen wollen, denn ich stehe nicht an zu er-klären, wenn man 
F rakt ionsobmärmer·bespr0chungcn abführt, dann hätte auch dar·über I etzt I ich ausdebatt i ert 
und ausdiskutiert w e r-den können und hätte unter Umständen ein Dr-inglichkeitsantrag aller 
Fruktioncn in diese r' 1\ngelegenheit Platz greifen können. Wenn man aber eine Fraktion 
bewußt - und in dem F al I ist es ja so geschehen - ausschließt, hat man damit und nicht 
durch den Verzicht auf ein sogenanntes gemeinsames Essen bekundet, daß Sie die Zu­
sammenurueit, zu d e r- Sie sich imrner wieder er·klärt haben, wo Sie immer wieder· sagten, 
in einem g0mein~; ,1n1en Ringen um di e zu~·-ümmenarbeit ist unser Bestreben, dann haben Sie 
diese Zusamrnenar·beit und dann haben Sie dieses Zu~;ammensein zerstört, 1 eh betone aus­
dri.:cklich, ich uin froh dar-über, daß man den Lions jetzt eine entsprechend hohe Summe 
dotiert, ich bin auer weniger froh darüber über die Art und Weise, wie Sie es machen, wie 

- 304 -



Sie jetzt versuchen, daraus parteipolitisches Kapital zu schlagen. 

GEMEINDERAT ALFRED BAUMANN: 
Soll Dir das Essen schmecken. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Als Nächster ist Herr Gemeinderat Fuchs am Wort. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Wertes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Wir waren über die Anfrage des Herrn Gemeinderates Holub bei der letzten Gemeinde­
ratsitzung weniger anfänglich betroffen, aber vielmehr erstaunt. Erstaunt vor allem über 
die entweder Naivität oder über die bewußte Absicht, das wurde schon betont, auf ir­
gendwelche Effekte, nämlich auf das Weihnachtsgeschenk oder wie das auch immer be­
nannt werden kann, zugunsten des Liens-Club zu ve·r-tichten. Es hätte sicherlich, das 
wurde heute schon aufgezeigt, andere Wege gegeben, um zu diesem jetzt doch besonderen 
Geschenk an den Liens-Club zu kommen. So wie dies nämlich unser ansonsten sehr nette 
Kollege Gemeinderat Holub vorgebracht hat, konnte der Eindruck entstehen und der ist 
schließlich entstanden, die Stadt erspare sich zehntausende, wenn nicht hunderttausende 
Schi 11 ing. Es wurde schließlich auch von der Presse kein Betrag genannt, sondern es 
wurde so kommentiert und das war es, was viele Leser, aber auch viele freiheitliche Ge­
sinnungsfreunde auf die Palme gebracht hat und die in etwa gesagt haben, schaut, Ihr 
macht auch alljährlich und ständig mit. Es handelt sich doch nur - und auch auf dieses 
Geschenk hätte man verzichten können - um ein Symbolgeschenk. So haben wir das jähr-
1 ich aufgefaßt. Nicht um ein Geschenk für unsere Arbeit an und für sich, das war viel­
leicht falsch formuliert, Herr Stadtrat, sondern um ein Symbolgeschenk. Wir haben da­
bei nichts besonders Schwerwiegendes empfunden, wenn wir bisher alle dieses Symbol­
geschenk angenommen .haben. 1 n Wirklichkeit wäre mit dem, entschuldigen Sie den Aus-: 
druck, lächerlichen Betrag, die diese Weihnachtsgabe gekostet hätte, nämlich wir haben 
gehört S 4.900,- dem Liens-Club wahrlich kaum oder nur wenig geholfen bzw. gedient 
gewesen. Wir sind im übrigen auch bereit, für einen gemeinsamen Abschluß dieses Jah­
res einzutreten und sind bereit, das Weihnachtsessen oder wie man es immer bezeichnen 
mag, selbst zu bezahlen. Jedenfalls diese Gründe haben uns gemeinsam mit anderen Man­
dataren einiger Fraktionen ad per-sonam bewogen, einen Antrag auf S 50.000,- Subven­
tion an den Liens-Club zu stel I en, um auch diese Frage klarzustellen. 1 eh glaube, alle 
Beiträge haben es bisher hier bewiesen, damit ist wirklich etwas Gutes geschehen. So­
mit hat der Denkanstoß doch Erfolg gehabt. Es wäre, wie gesagt, mit anderen Möglich­
keiten oder Mitteln möglich gewesen. 
Nun zum gemeinsamen Abendessen, wei I es derartige Wellen schlägt. Meine Damen und 
Herren, jeder Betrieb macht zum Abschluß des Jahres eine gemeinsame Weihnachtsfeier. 
Das war ja nicht einmal eine Weihnachtsfeier, was wir bisher- durchgeführt haben. Das 
war eine Zusammenkunft, um womöglich manche Emotionen, die sich aufgestaut haben, 
innerhalb eines Jahres, wieder abzulassen. Meinetwegen spreche ich von zwischen­
menschlichen Beziehungen, die hier viel leicht besser gestaltet werden können als in die­
sem Forum. 1 eh gehe sogar so weit zu behaupten, daß diese Zusammenkünfte viel leicht 
sogar beigetragen haben, daß manches Bild, das über uns geschmiedet wurde, fallen 
gelassen worden ist. Ich schaue z. B. Herrn Gemeinderat Treml an, der hier manche 
Bezichtigungen vorgehabt hat vielleicht auszusprechen. Jetzt kennen wir uns ein bisserl 
näher und er kennt auch meinen Jahrgang 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Die bleiben aufrecht trotz des Essens! 

GEME 11'.1DERAT ERNST FUCHS: 
Er hat sicherlich in keiner- Weise mehr vor, uns z. B. als "Nazi" oder sonst ähnliches 
zu bezeichnen. Allein mein Jahrgang kann das gar nicht mehr bewältigen. Bzw. es wär·e 
sicherlich möglich, daß man diese gemeinsamen Aktioner-:, für· die ich jetzt plädiere, 
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gemeinsamer Abschluß mit Essen, beibehält, sich aber jeder Gemeinderat dieses Essen 
selbst bezahlt. Aber jetzt vielleicht noch etwas anderes. Diese Anregung, die bei der 
letzten Gemeinderatsitzung kam, wird vielleicht Beispielfolgen haben, oder auch nicht. 
Der Gemeinderat Linz hat vor kurzem seine langatmige Budgetsitzung beendet. Alljähr­
lich setzen sich die Fraktionen darnach auch noch einmal zusammen. Diesmal habe ich 
in Erfahrung gebracht bis 7. 00 Uhr früh und auch die ÖVP-Mandatare waren zugegen 
und haben sich darnach mit den Dienstwagen- und Chauffeur heimfahren lassen, wie ich 
gehört habe. 
Auch hier gibt es sicherlich keine Parallele. Ich glaube sagen zu können, wenn die Be­
träge stimmen, die bekanntgegeben wurden bezüglich der Weihnachtsgeschenke, bezüg-
1 ich des Essens, so hat die Stadt in dieser Beziehung mehr gespart als mancher Betrieb, 
der für' Betriebs - Weihnachtsfeiern mehr auszugeben in der Lage ist. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Wir sind damit am Ende der Debatte zu diesem Dringlichkeitsantrag. Viel leicht 
darf ich abschließend vor der Abstimmung einige Bemerkungen machen. Mit mir sind si­
cherlich die Großzahl der hier Anwesenden etwas betroffen, viel leicht sogar er-schüttert, 
daß nämlich der Hauptteil der Diskussion nicht die S 50.000,- als wertvolle Hilfe für die 
Behindcr-ten im Vor-dergr'und gestanden haben, sondern der Tintenkuli und ein Abendessen. 
1 eh glaube, das soll ein Hinweis sein, daß man sich hüten muß, im Gemeinderat unüber­
legt aus einfach emotionellen Gründen, solche Fragen in den Raum zu stellen, wei I man 
dann gewärtigen muß, daß solche Debatten entstehen. 1 eh glaube, man sollte doch bei 
allem zusammen gesehen betrachten, hier geht es um einen Betrag von S 50.000,-, der 
eine echte wertvolle und vor allem spürbare Hilfe für jene ist, die zu den Ärmsten im 
Land und in der ganzen Bevölkerung gehören. In diesem Sinne bitte ich Sie, dem Antrag, 
so wie er vorn Antr'agsteller angezogen wurde, die Zustimmung zu geben. 
Ich darf bitten, wer mit dem Dringlichkeitsantrag einverstanden ist, den Stadtrat Kin­
zelhofer im 1'.ramen der Unterfertigten eingebracht hat, der möge ein Zeichen mit der Hand 
geben? Danke. Gegenprobe? Enthaltung? Ich stelle überraschenderweise die Einstimmig­
keit fest. Wir kommen damit zum nächsten Punkt. Frau Stadtrat Kaltenbrunner bitte! 

STADTRAT ANNA KAL TENBRUNNER: 
Gemäß § 15 der Geschäftsor-dnung für den Gemeinderat der Stadt Steyr richte ich an den 
Herrn Bürgermeister folgende Anfrage, die ich ihm auch schriftlich vorlege: 
Seit Montag, dern 5. Dezember 1977, ist die längst erwartete und längst fäl I ige Verampe­
lung des Ennser Knotens in Betrieb genommen worden. Sie stellt für den Kraftfahrzeug­
verkehr sicher! ich eine wesentliche Verbesserung dar, erleichtert sie doch das Einbie­
gen aus den verschiedenen Nebenstraßen und das Ausfächern des Verl<ehrs am Ennser 
Knoten selbst. Die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs ist damit zweifellos gehoben 
worden. Für die Fußgänger ist allerdings eine Erschwerung eingetreten. Der bisherige 
direkte Übergang zum neuen Postamt auf dem Tabor aus dem Wohngebiet auf der östlichen 
Straßenseite der· Ennser Straße wurde aufgelassen. Die Passanten sind daher gezwungen, 
einen relativ weiten Umweg zu den beiden nun für sie vorgesehenen neuen Fußgängerüber­
gängen zu machen. Dies stellt zweifellos eine Erschwernis dar, vor allem für Frauen mit 
Einkaufstaschen und Kleinkindern. 
Her'r Bürgermeister! Diese Feststellung veranlaßt mich, an Sie die konkrete Frage zu 
richten, ob die Stadtgemeinde Steyr außer dieser Verampelung durch die Bundesstraßen­
verwaltung selbst noch Maßnahmen zur Erleichterung des Fußgängerverkehrs im Bereich 
des Ennser Knotens, aber auch bei der verl äng erlen Azwanger·straße, ergreifen wird. 

BÜRGCRME: 1 ST E,-{ FRANZ WE ISS: 
Meine Damen und Heri·en des Gemeinderates! 
Normalerweise werden Anfragen dieser Art erst in der nächsten Sitzung beantwortet. 1 eh 
bin heute auf Grund der Aktualität und der Sachkenntnis in der Lage, sofort darauf inso­
fern zu antworten, als im Bereich des Ennser Knotens zunächst eine Großplanung im Gan­
ge ist, die wir hoffen, in Kür-ze soweit abgeschlossen zu haben, daß im Jahre 1978 mit 
dem Bau einer· Unterführung des gP.samten Ennser Knotens begonnen werden kann. Das 2. 
ist auch, daß für· den Schülerve rkehr von der Azwan·ger-straße über diesen Tei I der Sei-
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fentruhe zur Schule hinüber eine Leichtkonstruktion eines Überganges in Planung steht 
und das Bauamt von mir beauftragt wurde, hier so rasch als möglich die nötigen Vorlagen 
vorzubreiten. Ich darf Sie, Frau Stadtrat, aber um eines bitten, daß Sie diese Mittei­
lungen zu Ihrer Anfrage auch der Bevölkerung und den Bewohnern dieses Stadtteiles Ta­
bor, die die l<reuzungsbereiche benützen und zweifelsohne von diesen Erschwernissen be­
troffen sind, weiterzugeben. Wir dürfen dabei nicht übersehen, daß im Vordergrund der 
ganzen Verampelung die Frage der größeren Sicherheit sowohl der Fahrzeugbenützer als 
auch der Fußgeher seinerzeit gestanden hat und ich nehme an und würde mich sehr freu­
en, wenn sich dies bestätigen würde, wenn im Endeffekt diese Verampelung auch diesen 
Erfolg zeitigen würde. Zu Ihrer konkreten Anfrage noch einmal, die Dinge sind im Fluß. 
Dipl. Ing. Brunner ist bereits mit der Planung einer Unterführung weiträumig über den 
gesamten Ennser Knoten beauftragt. Ich hoffe, bis Ende Februar die nötigen Planungs­
unterlagen zu bekommen. Wir werden uns hier in diesem Gemeinderat dann sowohl mit der 
Entscheidung über die Planung als auch mit den Vergaben und den Baumaßnahmen zu be-
schäftigen haben. ·, . · 

STADTRAT ANNA KAL TENBRUNNER: 
Danke Herr Bürgermeister. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Meine Damen und Herren! 
Wir sind damit in die ordentliche Tagesordnung eingegangen und hiezu bitte ich Kollegen 
Schwarz um die Vorsitzführung, da ich doch eine ganze Reihe von Punkten der Reihe 
nach vorzubringen habe. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich übernehme den Vorsitz und erteile Herrn Bürgermeister zunächst zur Beantwortung 
der Anfrage des Herrn Bürgermeister-Stellvertreters Fritsch vom 1. 12. das Wort. 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh darf wohl vorausschicken, daß ich mir die Verlesung des seiner~zeit gestel I ten An­
trages ersparen kann, da seinerzeit ... 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Anfrage! 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Ja, Anfrage. Da seinerzeit der Text hier verlesen wurde und in das Protokoll einver­
leibt ist. Es handelt sich bei der Anfrage des Kollegen Fritsch im besonderen um die 
Märzenkel lerumfahrung. 1 eh kann dabei in der Beantwortung folgendes sagen: 

1) Präs-812/77 
Beantwortung der Anfrage des Bürgermeister­
Stel lvert rete,~s Karl Fritsch vom 1. 12. 1977. 

Die Feststellung, daß alle Pläne für die Umfahrung fertig sind und diese auch von der 
OÖ. Landesregierung zeitgerecht für 1977 eingereicht wurden, wie sie von Herrn Bür~ 
germeister-Stellvertr·eter Fritsch in seiner Anfrage getätigt wurden, entspricht nicht 
der Aktenlage. Mit Erlaß des Amtes der OÖ. Landesregierung, Landesbaudirektion, wur­
de mir im Auftrag des Landeshauptmannes vom 15. November 1977 unter Zahl Bau4-3151-
12/77 mitgeteilt, daß der Vergabeantrag für die Märzenkel ler-brücke bereits an das Bau­
tenmini sterium gerichtet wurde. Das Amt der OÖ. Landesregierung ersucht dabei für 
1978, die entsprechenden Mittel vorzusehen. DarT1it ist aber klargestellt, daß die OÖ . 
Landesbaudirektion den Antrag für 1978 gestellt hat. Der Bundesminister für Bauten und 
Technik wiederum kann in de r mittelbaren Bundesverwaltung nur auf Grund der Vor-1 age 
der einzelnen Landeshauptleute tätig werden. Es ist mit Sicherheit anzunehme n, daß Bau­
tenminister Moser der Antragstellung des Amtes der OÖ. Landesregierung, Landesbau­
direktion, entspr-echen wird, was jedoch einen Baube ginn für uns erst im Jahre 1978 be-
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deuten kann. 
2. Als Bürgermeister der Stadt Steyr habe ich eine Reihe von Schritten unternommen, 
damit der ehestmögliche Baubeginn für die Märzenkellerumfahrung erreicht wird. Sowohl 
bei der Vorsprache bei der Österr. Bundesregierung am 26. April 1977 als auch in meh­
reren Schreiben wurden Schritte auf Bundesebene unternommen. Sofort nach Erhalt des 
eben zitierten Erlasses des Amtes der OÖ. Landesregierung habe ich am 23. November 
1977 wiederum den Bundesminister für Bauten und Technik Moser ersucht, möglichst 
rasch über die Vorlage der Landesbaudirektion eine positive Entscheidung herbeizuführen. 
Ich hoffe, auch hier sehr bald eine solche Antwort zu erhalten. 
Zusammenfassend möchte ich jedoch zu dieser Anfragebeantwortung, die zweifel los einen 
parteipolitischen Effekt erreichen wi 11, festhalten: Der Ausbau des übergeordneten Stra­
ßennetzes in und nach Steyr inklusive der Märzenkel lerumfahrung ist gerade hier bei uns 
nicht unbekannt. Es wäre daher für jede Fraktion im Gemeinderat zweckmäßig, dort mit­
zuhelfen, wo sie glaubt, der Gesamtsache am besten dienen zu können. Als Bürgermeister 
der Stndt Steyr habe ich dazu an die Landesregierung, die Bundesregierung und den Bau­
tenminister entsprechende Aktivitäten herangetragen. Die Zusammenar-beit zwischen Ma-. 
gistr·at und Landesbaudirektion erreicht gerade bei der Märzenkel lerbrücke ein sehr er­
freul ichcs Ausmaß, wei I es gelang, den von der Stadt geplanten Fußgeherübergang von 
der Ennsleite in das Altstadtgebiet gleichzeitig mit der Brücke mitzuprojektieren. Nahe­
zu S 25 Mill. werden zu diesem Zweck aufzuwenden sein, wozu die Stadt nur für die Fuß­
geherüberfUhrung, die Gesamtkosten von etwa S 700.000,- zu tragen haben wird. Sie se­
hen, das sind echte Aktivitaten zugunsten der Stadt. Dagegen vermisse ich gleichartige 
der ÖVP-Fraktion. Es sind mir auch keine Schritte in dieser Richtung bekannt. Meiner 
Ansicht nach ist eine parteipolitisch gefär-bte Anfrage im Gemeinderat noch lange keine 
Aktivität. 
Es wäre also für Sie, werter- Kollege Fritsch, leicht gewesen, beim zuständigen Referen­
ten des Landes Oberösterreich, der Ihrer Partei angehört, entsprechende Informationen 
einzuholen. Sie haben den Weg dieser öffentlichen Anfrage bevorzugt und müssen natürlich 
auch in Kauf nehmen, daß der durchsichtige Zweck dieser Anfrage von mir entsprechend 
inter-pretiert und Ihr offensichtliches Unwissen in dieser Angelegenheit auch demgemäß be­
leuchtet wird. 
Ich hc.Jbe eine weitere Anfrage zu beantworten, die von Herrn Gemeinderat Holub ebenfalls 
in der letzten Sitzung eingebracht wurde. Sie zielt darauf ab, erstens die Größenordnun­
gen der Förderungsmittel und Subventionen des Landes Oberösterreich bekanntzugeben 
und zweitens aus welchen Referaten die einzelnen Widmungen stammen. 
Hiezu d.:irf ich folgende Stellungnahme abgeben und die Anfragebeantwortung wie folgt 
formulieren: 

2) Präs-813/77 
Beantwortung der Anfrage des Gemeinde­
rates Karl Holub vom 1. 12. 1977. 

Zunächst einmal die Fakten. Der Stadtgemeinde Steyr und der ihr gehörenden Organge­
sellschaft GWG der- Stadt Steyr wurden in der Zeit vom 1. 1. 1975 bis 1. 12. 1977, also 
in 3 Jahren, insgesamt S 151,0Lil .979,- an Förderungsmittel und Subventionen durch das 
Land Oberösterreich gewährt. Die Beträge auf die einzelnen Regierungsreferate vertei­
len sich wie folgt: Landesrat Neuhauser, Wohnbauförderung, der schon genannte Betrag 
von S 106,572. L180,-; Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Hartl, Gemeinderefer-at, 
S .35,000.000,-; Landesrat Trauner, Wir·tschaft, S 2,515.000,-; Landesrat Ing. Reichl, 
Soziales, S 2,359.870,-; Alt-Landeshauptmann Dr. Wenzl, Bauwesen und Schule, 
S 497.162,-; Landeshauptmann Dr. Ratzenböck, Kultur und Finanzen, S 523.000,-; 
Lnnd0shauptmann-Ste llvertreter Possart, Sport und Personal, S 230.000,-; Landesrat 
Diwold, Landwirtschaft, S 100.000,-. Darüberhinaus erhielten wir aus den Nahver­
kehrsmitteln 2, 8 Mi 11 ionen und vom Landesfeuerwehrkommando S 444. 467, - als Beitrag 
fiir Anschaffungen der Freiwilligen Feuerwehr Steyr. 
Eine Liste der Zweckwidrnungen dieser aus den einzelnen Summen bestehenden Beträge 
würde den Umfang einer mündlichen Anfrage weit sprengen. Ich bitte daher um l'Jachsicht. 
Aus den Einnahmen der Stadt Steyr mußten jedoch im gleichen Zeitraum ... 
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GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Unverständlicher Zwischenruf. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke für diesen geistreichen Beitrag, Herr Gemeinderat Holub .•.• 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Bitte, gerne geschehen! 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Es mußten jedoch im gleichen Zeitraum S 39,3 Mill. als Landesumlage an das Land Ober­
österreich abgeliefert werden. Das ist mehr als alle Bedarfszuweisungen zusammen. Die 
von meinen engsten Mitarbeitern, das bestätige ich jederzeit, die ich als erfahrene Kom­
munalpolitiker schätze, geäußerten Meinungen zu di!;!ser Anfrage veranlassen mich noch, 
einige Erklärungen hinzuzufügen. Förderungsmittel urid Subventionen sind für die Stabi-

_I ität unseres Budgets von ganz entscheidender Bedeutung. Dies sind aber keineswegs ge­
setzlich zustehende Mittel, sondern Beträge, die von den Gebietskörperschaften an die 
Stadt Steyr im freien Ermessen gewährt werden. 
Die Zuteilung wurde bisher nie nach parteipolitischen Gesichtspunkten erörtert. Schließ­
lich hängen die Größenordnungen der Förderungsbeiträge oder Bedar-fszuweisungen von 
den Ressortmaßstäben der Landesregierung ab . 1 m Sinne der Gesamtaufgabe der Gemein­
deverwaltung habe ich es auch stets als persönlichen Auftrag angesehen, in Verhandlun­
gen mit den Referenten das Beste für Steyr zu erreichen. Die letzten Jahr·e bestätigen dies 
zweifellos. Es scheint mir also falsch, Herr Gemeinderat Holub, diesen komplizierten 
Sektor unserer Arbeit in die parteipolitische Diskussion zu ziehen und dabei Porzellan 
zu zerschlagen. Denn anders kann ich mir den Sinn Ihrer Anfrage nicht erklären, da Sie 
die gewünschten Zahlen, sowohl aus dem Rechnungsabschluß als auch bei direkter Kon­
taktnahme mit der Magistratsdirektion oder mit mir, erhalten hätten können. Sie spielen 
hier ein Problem hoch, das vom Inhalt nur sachlich betrachtet und nicht in den politischen 
Farbtopf geworfen werden soll. 
Wenn Sie aber bisher nicht geholfen haben durch Ihre Möglichkeit, die Situation d e r Stadt 
zu verbessern, dann sollten Sie wenigstens nicht hinderlich sein, wenn es andere tun. 
1 eh wi 11 mit diesen Hinweisen keineswegs eine Polemik ins Leben rufen, das wäre doch 
für die sozialistischen Gemeinderäte eine Verlockung, 1 hre Anfrage auszunutzen, denn 
aus dem schon vorher erkennbaren Ergebnis hätte es eher eine sozialistische Anfrage 
sein müssen. Bei Finanzierungsfragen der Stadt geht es schließlich um das Gesamtwohl 
der Bürger und nicht um scheinbare _ oder echte Verdienste von Landes- oder Parteipol i­
tikern, egal, aus welchem Lager sie stammen mögen. Ich glaube auch nicht, daß Sie mit 
der Art der Anfrage Freude bei Ihren Parteifreunden ausgelöst haben. In Ihrer Anfrage 
hoffe ich aber dennoch, sowohl den Zahlen nach als auch in ihrer Bedeutung und kommu­
nalpolitischen Wirkung geklärt und beantwortet zu haben. 
Mir I iegt noch eine Anfrage des Herrn Gemeinderates Stel lnberger vor, der sich auf 
Veröffentlichungen im Amtsblatt bezogen hat. 1 eh darf hinzu folgende Stel lungnahrne ab­
geben. 

3) Präs-811 /77 
Beantwor·tung der Anfrage des Gemeinde -
rates Dr. Alois St e llnberqer vom 1. 12. 1977. 

Die Anfrage des Herrn Gemeinderates Dr. Stellnberger vom 1. 12. 1977 , betreffend die 
Verlautbarung von Beschlüssen in der Gemeinder~atsitzung vom 10. 11. 1977 im Amtsblatt 
der Stadt Steyr wird folgend beantwortet: 
Der GR-Beschluß auf Anhebung der Ausspeisungsbeiträge in den städtischen Tagesheim­
stätten und Horten wurde im Amtsblatt nicht veröffentlicht, da nur ein relativ kleiner Per­
sonenkreis davon berührt wird und auch bisher diese Vorgangsweise so eingehalten wur­
de . Es bestund daher für den verantwortlichen R edakteur weder eine Weisung noch eine 
Notwendigkeit, von der bisherigen Übung abzugehen. 1 m übrigen soll festgehalten sein, 
daß der zitierte Gemeinderatsbeschluß in der Tages- und Wochenpresse eine ausreichen­

de Veröffent I ichung ge funden hat. 
1 eh bitte Sie um Kenntnisnahme dieser Beantwortung. 
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BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich danke dem Herrnßürgermeister und darf Sie bitten, die Beantwortung zur Kenntnis zu 
nehmen. Wir kommen zum nächsten Punkt, Jahresbericht 1977 zum Entwicklungskonzept. 
Berichterstatter ist auch hier der Bürgermeister. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Meine Damen und Herren! 
4) Bau2-5469/76 

Jahresbericht 1977 zurn Entwicklungskonzept. 

1 m Februar- haben Sie einstimmig das Entwicklungskonzept der Stadt Steyr und der Um­
landregion beschlossen und Sie haben gemäß dem einstimmigen Gemeinder·atsbeschluß 
auch Anspruch auf eine am Jahresende zu erfolgende Darstellung der bisherigen Aktivi­
täten. Nach dem Beschluß des Gemeinderates wurde die Öffentlichkeit in entsprechender 
Form von dem Entwicklungskonzept informiert. Glei~hzeitig erfolgte die Vorlage an das 
Land Oberösterreich und an die Österreichische Bundesregierung. Die Bürgermeister 
der Umlandgemeinden wur-den ebenso von demBeschluß in Kenntnis gesetzt wie die zustän­
digen Kammerorganisationen als I nteressensvertretungen. 
Nach einer Aussprache beim Gemeindereferenten des Landes Oberösterreich, Landes­
hauptmann-Stellvertreter Dr. Hartl sicherte dieser seine volle Unterstützung für die 
Ziele des Entwicklungskon;::eptes zu. Darüberhinaus berief Bundeskanzler Dr. Kreisky 
Vertreter der Stadt und der Region zu einer Aussprache mit der Bundesregi er-ung in der 
selben Sache am 16. Apri 1 1977 ein. Der Gemeinderat wurde vom Ergebnis bereits in 
Kenntnis gesetzt und Auswirkungen dieser dreistündigen Konferenz sind inzwischen er­
sichtlich geworden. Festgefahrene Gespräche kamen wieder in Gang, ein umfangreicher 
Schriftverkehr mit den Abteilungen des Landes Oberösterreich ur.d den Ministerien war 
die Folge. Die Schnellstraße S 37 karn dabei immer wieder ins Gespräch, wie auch die 
Verwendung leerstehender- Bundesgebäude, die Renqvierung des Schlosses Lamberg, die 
Zuteilung namhafter Subventionsbetr·äge an überregionale Verbände, die gegründet oder 
in Gründung befindlich sind. Das Entwicklungskonzept wurde als Entscheidungshilfe oder 
auch als Enlscheidung5begründung vielfach herangezogen. 
Der Reinhaltungsverband Steyr und Umgebung mit den Gründungsgemeinden Behamberg, 
Dielach, Garsten, Sierning, St. UI rich und Steyr wurde über eigenes Ersuchen am 14. 
April 1977 durch die Gemeinde Aschach erweitert. S 60 Mill. sind für die Bautätigkeit zu- · 
gesichert, die Arbeit selbst hat inzwischen vol I eingesetzt. S 11 , 5 Mi 11. wurden 1977 ver­
\vendet. S 23 Mill. sind bis 1978 vorgesehen. 
An wichtigsten Kanalbaustellen sind zu erwähnen Baulos Steinfeld, Stadtbad, Waldrand­
siedlung, Dornach und Rennbahnweg. Für die zentrale Kläranlage kaufte die Stadt den 
Grund um S 5,2 Mill. in Vorfinanzierung. Allein dieser Sektor ist ein wichtiger Beitrag 
zur Erhaltung der Beschäftigung auf dem Sektor- der Bauwirtschaft, wozu die Klarste! lung 
gegeben werden muß, daß die Mobi I isierung öffentlicher Bundes- und Landesmittel nur 
dur-ch die Gründung des Reinhalteverbandes und dessen Aktivitäten erfolgen konnte. 
Hinsicht! ich der Müllbeseitigung sind eine Reihe von Verhandlungen abgelaufen, die den 
gesamten Bezirk erfar)t haben. Die Bedeutung einer überregionalen Ver·bandsgründung 
wird durch den /\ntrag des Bezirkes Kirchdorf noch unterstrichen, der sich auch einer 
Steyrer Anlage anschließen will. Offen ist dabei noch die wasserrechtliche Frage und 
die technische Lösung. Auf alle Fälle wird nach Einlangen des Gutachtens der techni­
schen Hochschule Leoben in nächster Zeit zu rechnen sein, wonach alle weiteren Schritte 
in Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis für Abfallbeseitigung beim Amt der OÖ. Landes­
regierung getragen wer-den müssen. 
Größte Bedeutung genießt das Projekt einer erweiterten Trinkwasserversorgung, da die 
ständig steigenden Ziffern des Pr·o-Kopf-Verbrauches eine zusätzliche Wasserschöpfung 
zu den bestehenden Brunnen verlangen. Auch hier handelt es sich um ein Problem nicht 
nur der Stadt Steyr allein,. sondern der Versorgung weiterer Gemeinden im Wege eines 
Wasserversorgungsverbandes. Die nächsten Gc~spräche diesbezüglich werden unter T ei I­
nahme von Vertretern der Landesregierung mit den Gemeinden Garsten und St. UI rich 
noch vor Weihn;ic-hten irn Rathuus stattfinden. 1 rn Untersuchungsgebiet der Gemeinde Wol-
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fern unter Beteiligung der Wasserrechtsabteilung und des Hydrographischen Dienstes der 
Landesregierung ist eine ausreichende Wasserschüttung gefunden worden. Dem Verständ­
nis der Gemeinde Wolfern und auch der betroffenen Grundbesitzer, die die Untersuchun­
gen gestattet haben, gebührt eine lobende Erwähnung. Zweifelsohne sind aber private 
Wasserrechte öffentlicher übrregionaler Versorgungseinrichtungen nachrangig zu sehen, 
wobei eine Regelung sicher im Wege von Ablösung oder Beschr·änkung gefunden werden 
könnte. Dabei geht es lediglich um eine Interessenabwägung der Wasserrechtsbehörde. 
An den Wasserwirtschaftsfonds sind auch bereits im Einvernehmen mit den Nachbarge­
meinden entsprechende För·derungsanträge eingereicht. Auch dieses Projekt wird einen 
gewaltigen Investitionsaufwand erfordern, der jedoch in Anbetracht der weiträumigen 
und auch für die Zukunft ausreichenden Wasserbedarfsdeckung gerechtfertigt erscheint. 
Im Fremdenverkehr wird derzeit der Tagesbesucher bevorzugt in die Werbung eingebun­
den, wobei die räumliche Grenze von Wien bis München reicht. Die Zunahme der Besu­
cherziffern, eine Ausweitung der Einr·ichtung des Christkindlpostamtes sind positive Zei­
chen unserer· Bemühungen. Die Verbändegemeinschaft -Steyr und Ennstal tritt in gemein­
samen Werbeaktionen hervor. Dabei wäre noch einiges verbesserungswürdig. Das Hotel­
projekt fand bisher sowohl bei der Bundesregierung als auch beim Wirtschaftsreferenten 
des Landes Oberösterreich, Landesrat Trauner, wei auch bei der Steyr-Daimler-Puch 
AG und ebenso im Magistrat eine gute Aufnahme und entsprechende Förderungszusicherun­
gen. Die baupolizeiliche Verhandlung hat bereits stattgefunden. Am Zuge ist nun die IN­
FRABAU - GesmbH. einerseits und der· Betreiber das Österreichische Verkehrsbüro an­
dererseits, um entsprechende Vertragsabschlüsse vorbereiten zu können. 
Die Einladung der Stadt an die Umlandgemeinden zur Bildung eines Regionalkomitees ist 
ergangen. Vorgespräche haben bereits stattgefunden. Eine Fortsetzung im Jahre 1978 wird 
im gemeinsamen Interesse vonnöten sein. 
Verschiedene wichtige Entwicklungen für die Stadt wurden 1977 begonnen und zum Teil 
abgeschlossen. Neue Maßnahmen sind im Zusammenhang mit dem Flächenw1drnungsplan 
und dem Voranschlag 1978 in Aussicht. Erst die raumordnerischen Grundsätze können je--
ne Strukturmaßnahmen zur· Folge haben, die vor al lern auf dem Sektor der Wirtschaft und 
des Bauwesens notwendig sind. Eine ausgewogene Beschäftigung setzt die Neuansiedlung 
von Dienstleistungsbetrieben ebenso wie Betriebe der Produktion voraus. Ocr Wohnbau­
sektor tritt dabei nicht unerheblich in Erscheinung. Einer besonderen Beachtung wird 
auch nach dem F I ächenwidmungspl an der Ansiedlung von Industriebetrieben .zu geben sein. 
Der Gemeinderat hat mit dem Beschluß über den Neubau von Zwischenbrücken einen Schwer­
punkt im inneren Stadtbereich gesetzt, dem nun die Aufbereitung eines neuen Verkehrskon­
zeptes folgen wird. Dieses ist im Rohentwurf fertig, steht derzeit in Beratung zwischen 
der Polizeidirektion Steyr und dem Stadtbauamt. Eine weitgehende Übereinstimmung ist 
dabei schon gefunden worden. Sie, werter Gemeinderat, werden sich daher in absehbare, 
Zeit mit diesem Vorentwurf zu befassen haben und in den entsprechenden Beschlußgre-
mien darüber· befinden müssen. 
1 m f\rahverkehr wurde eine wichtige Kontaktstelle zwischen Eisenbahn- und Autobusver­
bindung durch die Errichtung des Busbahnhofes geschaffen. 1 n Verbindung mit den eben­
falls neuen Straßenzügen und Fußgängerwegen zum Stadtkern wurden die Verkehrsver­
hältnisse bedeutend verbessert. Nach der letzten Erhebung stehen wir kurz vor der Ver­
gabe der Arbeiten zum Fußgeherübergang beim Krankenhaus und vor dem 1. Teil der Bahn­
untedührung des Fußweges von der Ennsleitenstiege über die Eisenbundesstraße zur Alt-· 
stadt. Die Planung im !'-!-Knoten der Ennser Straße am Tabor wird bis Ende Februar, wie 
schon vorher bei der Anfrage erwähnt, fertiggestellt sein, worauf die Ausschreibung er­
folgen und 1978 mit dem Baubeginn zu rechnen sein wird. Ebenso wird zu Beginn des neuen 
Jahres mit der Planungsvergabe für einen Übergang über die Blümelhuberstraße gerechnet. 
Der Denkmalschutz verdient in Anbetracht der Vorbereitungen zur Tausendjahrfeier be­
sonders hervorgehoben zu werden, wozu im Sinne des Entwicklungskonzeptes entscheiden­
de Fakten gesetzt wurden. So wird die Restaurierung des Schlosses Lamber· g in Verbin­
dung mit der internationalen Ausstellung "Die Hai lstattzeit - ein europäisches Phänomen" 
zügig vorangetrieben. Auch hier war es die lnitiati,;e der· Stadt, die letztlich eine In­
teressenabstimmung und Entscheidung zwischen Bund, Lar,d und Gemeinde herbeigeführt 
hat.· Ein Übereinkommen mit der Diözese zur Renovierung von kirchlichen Gebäuden der 
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Steyrer Pfarren bis zum Jahre 1980 ist ein wichtiger Bestandteil bereits 1977 getr·offener 
Maßnahmen als auch jener, die noch bis zum Jahr 1980 durchzuziehen sind. Die Gründung 
des Vereines 1000 Jahre Steyr hat gute Fortschritte gemacht und wird die Gewähr geben, 
daß auf breitester Ebene in ideeller, materieller und organisatorischer Hinsicht ein wür­
diges Jubiläumsjahr zu erwarten sein wird. 
Der· Wohnbau hat besondere Akzente zu setzen, zumal in der Nähe des historischen Stadt­
kernes am rechten Br-ückenkopf der Schönauerbrücke ein neues Bauvorhaben entsteht, 
das zur Belebung des Stadtkernes beitragen wird. Wohnhäuser im Wehrgraben und die 
Fortsetzung der Resthofbauten sind wichtige Beiträge zur Bedarfsdeckung. Die Zusiche­
rung von Landesrat Neuhauser, aus der Wohnbauförderung im Jahr 1980 450 Wohneinhei­
ten in Steyr zu förder·n, scheint besonders markant, da es die höchste Zutei lungsquote 
ist, die jemals erreicht wurde. Die Förderungswerber sind alle in Steyr tätigen Wohn­
bauvereinigungen. 
Für die Entwicklung der Stadt besonders wertvoll ist die Schaffung von Grundreserven, 
die derzeit rund 130. 000 m2 betragen, wovon erst vor kurzem 80. 000 m2 an der Ennser 
Straße zur Erweiterung des Resthofwohnbaugebietes erworben wurden. Die Finanzlage 
der Stadt wurde dadurch allerdings sehr stark beansprucht. Der Ausbau des Landeskran­
kenhauses Steyr· erforderte auch die Ausgestaltung der Verkehrsflächen und ausreichende 
Parkplätze, wozu es in Anbetracht der überregionalen Bedeutung zu sehr einvernehmlichen 
Regelungen zwischen Land und Magistrat kam. Ein Stiefkind bei unseren Bemühungen ist 
leider die Schnellstraße S 37, wo trotz ständiger Interventionen der Stadt keine sicht­
baren Zeichen erkennbar sind. Hier· sind zweifellos Versäumnisse der federführenden Stel­
len zu bemerken, die zu lange immer wieder neue Varianten ausgearbeitet haben und das 
letzte Projekt sehr verspätet dem Bundesministerium für Bauten und Technik einger·eicht 
haben. Betreffs der Märzenkel ler·umfahrung I iegt eine positive Mitteilung des Bautenmi­
nisters vor, ehestens. mit dem Bau der Straßenbrücke zu beginnen. Leider wurde hier 
auch von der Planungsstelle des Landes ein Bautermin 1978 angegeben. Die Stadt hat von 
sich aus jedoch die seit Jahrhunder'len bestehende Straßenenge an der Eisenstraße durch 
den Abbr-uch des Althauses Berger und einiger anliegender Gebäude rasch beseitigt. Ähn-
1 iche Aktivitäten können für die Pachergasse nachgewiesen werden. 
Eine erfr·eul iche Nachricht ist die Tatsache, daß trotz großer Sparmaßnahmen des Bun­
des über Intervention der Stadt Steyr es gelungen ist, den Umbau des Bundesrealgymna­
siums am Michaelerplatz für 1978 sicherzustellen. Die Stadt Steyr wird das freiwer·den­
de Gebäude der Handelsschule imWehrgraben als vorübergehendes Domizil den Schülern 
des Gymnasiums zur Verfügung stellen. Erst durch diese Erklärung der Stadt war der 
Umbau möglich gewonJen. Die Verbundlichung der HAK und HASCH ist ebenfalls in ein 
neuesStadium dadurch ger·ückt, daß ich gestern einen Anruf von Dr. Auracher, dem 
Sekr·etär des Herrn F inanzminister·s Dr. Andr·osch erhalben habe, wonach bekanntgege­
ben wir·d. daß die Verbundlichung mit 1. 1., die Übernahme durch den Bund der neuen 
Schule vol I auf in Ordnung gehen wird. Eine Nachr-icht, die mich überaus freut. 
Die Kematmüllerschule in Münichholz, seit Jahren dem Land gehörend und ·leerstehend, 
soll nach Mitteilung des Herrn Landeshauptmannes irn Wege eines Grundtausches zwischen 
Bund und Land einer neuen sinnvollen Verwendung zugeführt werden. Diese Absicht ist 
sehr zu begrüßen und I iegt im Sinne des Entwicklungskonzeptes zur Nutzung I eerstehen­
der Bundes- oderLandesgebtiude. Die Auslastung der Trollmannkaserne durch Bildung ei­
nes Landwehrstammverbandes geht aus einer Mitteilung von Landeshauptmann-Stel lver-tre­
ter Dr. Hartl im Wege von Bundesminister' Rösch hervor. 
Die Steyr-Werke als wichtigster Wirtschaftsträger der Stadt bekunden ihre Absicht, wei­
tere Ausbauten ihrer Anlagen irn Stadtgebiet vorzunehmen, wobei in erster Linie die Er­
richtung einer neuen Lehrwer·kstätte zu nennen ist. Diese Mitteilung darf besonders be­
grüßt werden. 
Werte Mitgli eder des Gerneindcr·ates ! 
Es wäre sicher nicht richtig, alles, was in unserer Stadt an Akitvitäten, Initiativen 
und Entwicklungen zu sehen ist, ausschließlich dem Entwicklungskonzept zuzuschreiben. 
Aber die Tatsache, daß für den Gemeinderat und die Stadtverwaltung insgesamt das Ent­
wicklungskonzept ein auslösendes Moment ist, darf wohl nicht unerwähnt bleiben. Wer 
mit offenen Augen durch die Stadt g0ht, kann die sichtbaren positiven Veranderungen 
nicht übersehen. Wir machen viP.lleicht nur den Fehler·, alle [\!euerungen, Neubauten und 
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günstigen Lösungen zu wenig in ihrer· Weiterentwicklung zu beachten, weil wir ständig mit 
neuen Fragen beschäftigt sind. Wir' vermeiden es auch, bei jedem Anlaß große Feste zu 
feiern. Ich glaube jedoch, daß die Steyrer Bürger auch so erkennen, daß der Gemeinde­
rat bemüht ist, seine Überlegungen und Entscheidungen im Sinne einer positiven Entwick­
lung für eine lebenswerte Gegenwart und gesicherte Zukunft zu treffen. Das Entwicklungs­
konzept kann nur Richtschnur und eine ständige Aufforderung sein, dem Leben und den Be­
dürfnissen in dieser Stadt und in der Umlandregion stets ein besonderes Augenmerk zu­
zuwenden und in konsequenter Vorgangsweise glaubwürdig zu bleiben. Dies nicht nur den 
Dienststellen des Bundes und des Landes gegenüber, sondern vor al lern den Menschen in 
dieser Stadt, die uns ihr Vertrauen gegeben haben, was wir nach besten Kräften versu­
chen müssen, auch zu rechtfertigen. 
1 eh danke Ihnen. 

Applaus 
·, 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
_ 1 eh danke HerrnBürgermeister. für_ seinen Jahresbericht zum Entwicklungskonzept. 1 eh 

glaube, dieser Bericht ist für uns alle ein sehr erfreulicher. Ich bitte um Kenntnisnahme 
und ersuche den Herrn Bürgermeister um Übernahme des Vorsitzes. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Ich danke für die Tätigkeit der Vorsitzführung während meiner Beiträge. Wir kommen 
nun zum nächsten Punkt der Tagesordnung. Hier referiert Kollege Schwarz. 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Als erster größeren Stadt in Oberösterreich I iegt heute dem Gemeinderat der Stadt 
Steyr der Antrag auf Beschlußfassung des Flächenwidmungsplanes vor. Dieser Flächen­
widmungspl an wird zweifel los eine sehr wesentliche Gr·undl age für die bevölkerungsmä(.~ i­
ge und vor allem aber für die wirtschaftliche Entwicklung unserer Stadt in de:. nächsten 
Jahrzehnten sein. 
Nach umfangreichen Vorarbeiten wurde das Verfahren zur Erstei lung des F I ächcnwid­
mungspl anes für die Stadt Steyr nach den Bestimmungen des OÖ. Raumo rdnungsgesetzes 
mit der Erstei lung der Z icl e der örtlichen Raumordnung gemäß § 15 Abs. 3 OÖ. Raumord­
nungsgesetz in der geltenden Fassung durch Beschluß des Gemeinderates der Stadt Steyr· 
in seiner' Sitzung vom 1. März 1977 in Angriff genommen und die Absicht der Erstei lung 
des Planes den Planungsträgern und sonstigen l<örperschaften öffentlichen Rechtes, von 
denen bekannt war, daß deren Interessen berührt werden, gemäß§ 21 Abs. 1 und 2 
OÖ. Raumordnungsgesetz i. d. g. F. zur Kenntnis gebracht. 
Die in diesem Verfahren abgegebenen Stellungnahmen wurden vorn Planverfasser, Ing. 
Wolfgang Grassnigg, vom Planungsreferat des Stadtbauamtes überarbeitet und wie aus 
der Aktenlage ersichtlich, soweit als möglich ber·ücksichtigt, sodaß die Planungsgrund­
lage lediglich in kleineren und unwesentlichen Teilbereichen gegenüber dem u,spri.ingli­
chen PI anent würf geändert, der öffent I ichen Auflage zugeführt werden konnte. 1 eh darf 
in diesem Zusammenhang für die Erstellung des Entwurfes danken. Er wurde rnit sehr 
gro(3er Umsicht ur.d besonderer Sor·gfal t durchgeführt. 1 eh danke nicht nur Herrn Ing. 
Grassnigg, sondern auch allen Beamten, die mitgewirkt haben, darf ich d en herzlichsten 
Dank zum ,-\usdruck bringen. Es hat sich gezeigt, daß durch diese besondere Sorgfalt 
und Umsichtigkeit weitgehend Einsprüche vermieden wur-den. Ich komme in meinen Aus­
führungen noch darauf zurück. Die Planunterlage wurde sodann der öffentlichen Einsicht­
nahme in der Zeit vom 19. September 1977 bis einschließlich 2. November 1977 gemäß 
§ 21 Abs. 4 OÖ. Raumordnungsgesetz unterzogen. · 
1 m Verlauf dieser öffcnt I ichen /,uf!age sind ver·schiedene schriftliche Anregungen und 
Einwendungen eingegangen - insgesamt 12 - die mit der Planunterlnge d em GPmeinderat 
gemäß§ 21 Abs. 4 OÖ. Raumor-dnungsgesetz vorgelegt werden. Seitens de s Planverfas­
sers werden zu den einzelnen Anregungen und Einwendungen, die im folgenden zitierten 
Entscheidungen vor·geschl agcn, wobe i festzustell en war', daß bei den vorge schl ar1enen Er-
1 edi gungen andere F-'erso11en als diejenigen, d i e .L\nr•egungcn oder Einwendungen vorge­
bracht haben, nichl berührt er·scheirien und keine Rückwi r· kungen entstehen, sodaß kt•i-
ne zusätzliche Anhör·ung der von Änderungen Betroffenen irn Sinne des§ 21 Abs. 4 oe. 
Raumordnuns1sgesetz zu e l'folgen hätte. 
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Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Es würde sicher zu weit führen, jede einzelne Eingabe und Einwendung konkret anzufüh­

ren. 1 eh bin sicher, daß sich im Anschluß daran an den einen oder anderen F al I eine 

Diskussion ergibt. Dann kann man dazu konkret Stellung nehmen. 1 eh darf Ihnen daher 

nunmehr den Antrag des Finanz- und Rechtsausschusses in seinem Wortlaut zur Kenntnis 

bringen: 

5) Bau2-6436/72 
Flächenwidmungsplan der Stadt Steyr. 

Der Gemeinderal wol ie beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der MA XI vom 30.11.1977 wird gern.§ 21 Abs.4 OÖ.Raum­

ordnungsgesetz in der gel Lenden Fassung nach Durchführung des Verfahrens gern.§ 21 OÖ. 

Raumordnungsgesetz der Flächenwidmungsplan für die Stadt Steyr in der Fassung der Plan­

unterlage vorn 9. 9. 1977,teilweise geändert nach dem Ergebnis der öffentl.Planauflage mit 

24. November 1977 samt den im Amtsbericht vorgeschlagenen Entscheidungen über die im 

öffentlichen Auflageverfahren vorgebrachten Anregungen und Einwendungen genehmigt. 

Die Kundmachung des Flächenwidmungsplanes erfolgt nach Vorlage bei der OÖ.Landesregie­

rung als Aufsichtsbehör-de gern.§ 21 Abs. 5 OÖ. Raumordnungsgesetz in der geltenden Fas­

sung, nach § 62 des Statutes für die Stadl Steyr durch Kundmachung im Amtsblatt für die 

Stadt Steyr'. 
Ich bitte Sie, diesem Antrag die Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke dem Referenten. 1 eh habe bereits einige Wortmeldungen vorgemerkt. Erste Wort­

meldung für Stadtrat Wallner, zweite für GR Fuchs, dritte GR T reml. 1 nzwischen er( aube ich 

mir den Blick in die Runde zu richten,ob noch weitere Wortmeldungen angekündigt sind.Bis 

jetzt bemerke ich das nicht. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Sehr verehrtes Präsidium, verehrte Damen und Her-ren des Gemeinderates! 

Ich darf Ihnen die offizielle Stellungnahme meiner Fraktion zum vorliegenden Flächen­

widmungsplan wie folgt zur Kenntnis bringen. 
Der heute zur ßeschlußfassung anstehende Entwurf des Flächenwidmungsplanes ist im 

Großteil seines Inhaltes für die Entwicklung unserer Stadt sicher richtungweisend und 

zukunftsorientiert gestaltet. Wir, das heißt die Fraktion der ÖVP, erklären uns mit fast 

allen in ihm enthaltenen Widmungen einverstanden und begrüßen diese im Sinn~ der kon­

tinuierlichen Entwicklung unserer Stadt ausdrücklich. Umso bedauerlicher ist es aller­

dings, daß der vorliegende Entwurf gravierende Widmungen enthält, welche nicht die Zu­

stimmung meiner Fraktion finden können. 
Da jedoch der Flächenwidmungsplan als Ganzes und nicht in Abschnitten zu beschließen 

ist, veranlaßt uns, diese zwei Widmungen, das Gesamtwerk, welches sonst von uns gut­

geheißen \•vinj, schweren Herzens ab7.ulehnen. 1 m Konkreten handelt es sich dabei um 

die sogenannten StadlmayrgrUnde sowie um die Ausweitung des Geschäftsgebietes an der 

Ennser Straße, welche Widmungen in eklatantem Gegensatz zu den einschlägigen Bestim­

mungen des OÖ. Raumordnungsgesetzes in der derzeit geltenden Fassung stehen. Da je­

doch bei der Erstei lung des F I ächenwidmungspl anes bestehende Gesetze heranzuziehen 

sind und selbstverständlich auch zu beachten sind, was allerdings in den zwei erwähnten 

Punkten unserer Auffassung nach nicht der Fall zu sein scheint, wird die Zustimmung 

des Land0s ObL-- rösterreich, dem dieser Entwud als Aufsichtsbehörde zur Genehmigung 

vorzulegen ist, aller Voraussicht nach nicht so ohne weiteres zu erwarten sein. l m Ent­

wurf aber·, der in zwei entscheidenden Entwicklungen offensichtliche Rechtsunsicherhei­

ten beinhaltet, kann meine Fraktion aus diesem Grunde nicht die Zustimmung geben. 

Soweit die Stellungnahme meiner Fraktion zum vor· liegenden Entwurf des Flächenwid­

mungsplanes in sachlicher Hinsicht. Dem ist also von der Sache her nichts mehr hinzu­

zufügen. 
Ich möchte j edoch noch einige aus der~ Sicht der Wirtschaft und für die Beurteilung der 

Haltung meiner- Fraktion in der Öffent I ichkeit maßgeblich erscheinende Kriterien Ihnen 

zur Kenntnis bringen. Zunächst s e i noch einmal der Ordnung halber kl arges tel lt, daß der 

Flächenwidmung!;plandurch lhrclH.:uligt ?Ü<:schlußfassungriochnicht rechtskräftig ist. Es 

ist also durch unsere abl ehnende 1-!dltung nicht etwa ein für die Stadt maßgebliches Wohn­

bauvorhaben verhindert, noch ist mit einer' Zustimmung zum vorliegenden Flächenwid­

mungsplan durc h Sie t!tvva ein GroP-kaufhc:us genehmigt worden. 
Das n~chste maP.gebl iche 1-\'ort, wie schon gesagt, wird die OÖ. Landesregierung spre­

chen. Wie die Landesrcgi en.:ng den F ,ächcnwidmungsplan ge·radc im Hinblick auf die Bau-



vorhaben und ich nenne jetzt die Namen wörtlich, Weindl, Neudeck und Schneeweiß und 
zur Sicherheit nehme ich auch noch einen etwa geplanten Forum- oder Konsummarkt im 
neuen Resthofgelände hinzu, beurteilen wird, wissen wir nicht. Eines wissen wir jedoch, 
daß der OÖ. Landtag eine l'lovelle zum OÖ. Raumordnungsgesetz einstimmig, also auch 
mit den Stimmen der Sozialisten beschlossen hat, in der sinnvollerweise zur Erhaltung 
der Sicherheit der l'Jahversorgung und zum Schutz des Kleinhandels die Errichtung von 
Kaufhäusern mit einer Verkaufsfläche von mehr als 600 m2 an die Erteilung einer Geneh­
migung durch das Land gebunden wurde. Dieses Instrument wurde den Gemeinden zur Hand 
gegeben, um eine Auswucherung beim Entstehen weiterer Großraumläden in den Griff zu 
bekommen. Sie, die Sozialistische Mehrheitsfraktion, wi 11 sich an sich dieses Instruments 
für Steyr nicht bedienen. Das ist nicht verboten und Ihr gutes Recht. Dann müssen Sie 
aber auch eine übergeordnete rechtliche Entscheidung, mag sie wie immer ausfallen, zur 
Kenntnis nehmen. Unsere heutige Entscheidung wurde sicherlich und das können Sie glau­
ben, nicht leichtfertig getroffen. Sie war getragen von der Verantwortung für die Erhal­
tung der Existenz so vieler kleiner Gewerbetreibcnqer, die es einfach nicht verstehen 
könnten, daß man in Steyr ein oder mehrere Kaufhä~ser, die wegen der Größe ihrer Ver­
kaufsflächen eindeutig den Bestimmungen des Raumordnungsgeset:zes unterliegen, erbaut 
werden können, wo doch diese Kaufleute den Bestimmungen der gegenständlichen Raum­
ordnungsnovelle vertraut haben und immer noch vertrauen. Diese Kaufleute kämen sich 
von meiner Partei verraten und verkauft vor. 
Aber damit man uns nicht unterstellen kann, wir würden als Volkspartei in diesem Fall 
nur mehr die Interessen der Selbständigen vertreten, gleich hiezu eine klare Feststel­
lung. Wir fühlen uns als Volkspartei auch mit verantwortlich dafür, daß den vielen alten 
und gehbehinderten Mitbürgern unserer Stadt, die über kein eigenes Auto tür eine Ein­
kaufsfahrt in den nächsten Supermarkt verfügen, der vertraute Laden um die Ecke erhal­
ten bleibt. Wer würde denn für diese Leute später, wenn es nur mehr Großkaufhäuser und 
Supermarkets geben sollte, die Waren ihres täglichen Bedarfes einkaufen? 
Und noch ein Aspekt. Es ist ein trauriges Phänomen, wir in Europa und damit auch wir in 
Öster-reich machen alles um ca. 10 Jahre versetzt den Amerikanern nach. Wir bauten und 
bauen auch heute noch Großkaufhäuser, wenn man in Amerika schon längst zur Erkenntnis 
gelangt ist, daß die Supermarkets nicht das allein Seligmachende sind und fördert dort 
in Amerika schon wieder staatlich die Entstehung von Kleinkaufläden. 
Aus den uns zugänglichen Berichten ist zu ersehen, daß mit dieser Förderung dort der 
beste Erfolg erzielt worden ist. Die gleiche Tendenz ergibt sich auch in Schweden. Ich 
weiß nicht, ob ich Ihnen mit dem Folgenden nun etwas Neues sage. · 
Erstmals in Österreich hat über Anr-egung von Landesrat Trauner das Land Oberösterreich 
im Budget 1978 S 5 Mill. zusätzlich zu den übrigenFörderungsmitteln für die gewerbliche 
Wirtschaft zur Förderung, und zwar ausdrück! ich ausgesprochen, nur zur Förderung und 
Sicherung der Nahversorgung in Oberösterreich vorgesehen. Mit diesen Mitteln können 
nun nicht nur Investitionen gefördert werden, sondern sie dienen auch zur Beschaffung 
von Betriebsmitteln. Ebenfalls etwas ganz Neues in Österreich. 
Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, auch der sozialistische Handelsminister 
hat diesen Gedanken aufgegriffen. Er wird Ihnen das, wenn Sie ihn diesbezüglich fra­
gen, gerne bestätigen . Er fördert nun von sich aus auch aus Mitteln des Bürges in zu­
nehmendem Maß Betriebe, die der Nahversorgung dienen. Man sucht also überall nach 
Möglichkeiten, dem ungesunden Überhandnehmen der Supermärkte Einhai t zu gebieten. Wir· 
in Steyr sind aber- "so fortschrittlich" und fördern sogar diese Entwicklung. 
Nun noch eine klare Feststellung. Ohne Hellseher zu sein, kann ich Ihnen heute schon ei­
ne Entwicklung prophezeien, die sicher-! ich nicht in unser aller Interesse gelegen sein 
wird. Bei der weiteren Konzentration Kaufhausgig.:inten, werden zum Schluß nur mehr 
einige ganz Große überbleiben und die, glauben Sie es mir, werden dann die Preise dik­
tieren und die Qualität der War-e bestimmen. Diesem Diktat, deren Ursache im Einsatz 
gigantischer Finanzmittel liegt, werden wir uns alle, ob wir wollen oder nicht, leider 
beugen müssen. Aus all diesen Gründen, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist 
meine Fraktion nicht in der' Lage, dem Flächenwidmungsplan, der ja in seiner Gesamt­
heit beschlossen werden muß, in der vorliegenden Form die Zustimmung zu g0ben. 
Zum Schi ur~ stehe ich aber bitte nicht an, ich spreche es nicht nur nach, wei I es von 
keinem Vorgänger gesagt wur-de, ich habe es in einem anderen Zusammenhang hier in 
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diesem Saal schon einmal gesagt, ich stehe also nicht an, persönlich und namens meiner 
Fraktion ebenfal I s dem Herrn Ing. Grassni gg und seinen Mitarbeitern unseren herzlich­
sten Dank für diese phantastische Arbeit zum Ausdruck zu bringen. Ich nehme mit Si­
cherheit an, verehrter Herr Ing. Grassnigg. Sie sind nicht der Auffassung, daß die 
Ablehnung mit Ihrer Person zu tun hat. Sie haben das Beste gewollt, aber bitte die Grün­
de, welche uns zur Ablehnung bewogen haben, habe ich Ihnen vorhin dargelegt. Danke. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Ich danke für den Beitrag. Als nächster Sprecher Gemeinderat Fuchs . 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Wertes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich darf mich, bevor ich zu einer Stellungnahme über den Flächenwidmungsplan 1978 
schreite, zuerst freuen über die vorhin geäußerten Worte des Herrn ÖVP-Stadtrates 
Wallner-. Über die Haltung sind wir deshalb erfreut, 'handelt es sich doch seit dem 14. 
Juni 1977 um eine 180° -Wendung der Haltung der ÖVP einschließ I ich jener Mandatare, die 
- es waren drei, die am 14. Juni nicht anwesend waren, darunter der geschätzte Spre­
cher der ÖVP . 
Ich erinnere jedoch, am 14. 6. fielen die Worte, Steyr braucht Großkaufhäuser, Steyr 
muß sich ähnlich gestalten wie Wels, so in etwa waren die Worte des damaligen ÖVP­
Sprecher' s. Wir sind j edenfalls erfreut, daß wir seit dem 14. 6. 1977 die ÖVP dahinge­
gehend überzeugt haben, daß sie nun unseren konsequenten Standpunkt, den wir stets 
vertreten haben, der1 wir auch heute beabsichtigen zu vertreten, einnimmt. Auch wir dür­
fen bekanntgeben, daß wir uns nicht als Vertretung der Selbständigen fühlen, sondern 
wir wollen alle vertreten, das entspricht unseren programmatischen Grundsätzen. Auch wir 
haben nicht unbedingt nur dieses Motiv im Auge gehabt, sondern hier geht es vor allem und 
das habe ich auch am 14. 6. namens der Freiheitlichen Fraktion stets betont, um die Ein­
haltung eines bis dahin erst kürzlich verabschiedeten Raumordnungsgesetzes bzw . einer 
Novelle zum Raumordnungsgesetz, die seit dem 27. Mai 1977 in Kraft trat. 
Es wurde das Beispiel Amer·ika angezogen und auch das Beispiel, weil es nicht so weit 
weg ist, dar-f ich anziehen, und zwar Schweden. Sie wissen es Herr Stadtrat, daß noch 
unter der Führung von Olaf Palme eine staatliche Förderung jenen Handelsbetrieben ge­
währt wird,diemit der Wiedereröffnung von kl e inen Geschäften begonnen haben, weil in 
Schweden durch das Entstehen von Großkaufhäusern d i e Nahversorgung total zusammen­
gebrochen ist. Wir haben Berichte, daß man bis zu 20 km Einkaufswegstrecken zurück­
legen mußte, um nur für den täg liehen Bedarf Sorge tragen zu können. 
Doch nun, nach dieser Einleitung und dieser erfreulichen Feststellung, die ich eben ge­
macht habe , unsere Stellungnahme zum vorliegenden geänderten Flächenwidmungsplan. 
Der neue Flächenwidmungsplan der' Stadt Steyr, der zuerst durch den Gemeinderat und 
darnach bekanntlich durch die Landesregierung genehmigt wer-den muß, weist in seinen 
Grundzüg en ei11e den Planungsvor'gaben vom 1. 3. entspr~chend gute Konzeption auf. Die 
damals dar·ge legten und die jetzt er-sichtlichen Ziele der örtlichen Raumplanung werden 
von uns ebenfalls mit zwei Ausnahmen gutgeheißen und diese Ziele nehmen sicherlich Rück­
sicht und sind abgestimmt auf die notwendige Entwicklung der Stadt Steyr. Vor al lern pro­
fitiert di e Stadt hinsichtlich der zwar nicht stark aber immerhin um fast einen halben km2 
angestiegenen nun neu ausgewiesenen Betriebsbaugebiete. Die zusätzliche Widmung d0r 
Betriebsbaugebi e te macht in Steyr nun 72,6 % aus, wie uns von Ing. Grassnigg berichtet 
wurde. Diese Zur,ahme der Betriebsbaugebiete, vor al lern in den Stadttei I en Resthof, . Ta­
bor, Gründberg, also in Steyr Nordwest, um 68 %, das sind zusätzlich 228.600 m2 und in 
Münichhol z -Hinte,-bcr·g um sogar 14 7 ,9 %, das sind zusätzlich 132.500 m2 sowie in Gleink­
Dornach um 129 %, das sind zusätzlich 98.400 m2 Betr·iebsbaufläche, zeigt auf, daß sich 
die Stadt Mühe macht, in erster Linie zusätzliche Betriebe und damit zusätzliche Arbeits­
plätze in Z ukunft zu sichern. Es wär·e wünschenswert, wenn Steyr künftig mehr produzie­
rende Gewe,-bebetri ebe hätte. Nach einer groben R echnung dl.irfte Steyr nun samt den Neu­
widmungen - Herr Ing. Grassnigg, ich möchte Sie korrigieren, das haben Sie mir nicht 
insgesamt ~e sagt, das habe ich mir selbst errechnet - ca. 1,2 km2 Betri e bsbaugebic~te be­
sitzen. Dieser Teil d e r Umwidmungen von bisher vorwieg~md landwirtschaftlich genut z ten 
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Grundflächen in Betriebsbaugebiete ist von unserer Seite zu begrüßen. Ebenfal I s ist zu 

begrüßen die 19,6 % Zunahme der Widmung für Wohnbaugebiete und die Zunahme von 9,9 % 
für I ndustr· iegebiete. Nicht begrüßen, das wurde in meinem Vorwort sicher schon deutlich 

und auch am 14. 6. deutlich, können wir Freiheit I iche hingegen die Um- und Neuwidmung 

von Flächen für Geschäftsgebiete. Das heißt für die Situierung von Großkaufhäusern. Die­

se F I ächen für Großkaufhäuser sind nämlich nach dem Raumordnungsgeset2 1972 und der 

Novelle zum Raumordnungsgesetz 1977, die am 27. 5. 1977 in Kraft trat, neu auszuweisen, 

wenn die Absicht besteht, Großkaufhäuser mit einer Gesamtbetr·iebsfläche von über 1. 000 

m2 zu errichten. Es wurde schon betont, es handelte sich um einen einmütigen, im Land­

tag gefaßten, Beschluß. An der Ennser Straße betrifft dies den geplanten Bau eines 

Großbaumarktes, an dem nach unseren Informationen d i e Firma Quest er aus Wien, eine 

Linzer Firma und die Firma Stadlbauer aus Wels als dritte Firma beteiligt sein sollen. 

Diese drei Firmen haben die Absicht, einen nach unserem Erachten nach die e inheimischen 

Firmen konkurrenzierenden Baumarkt zu errichten. Wir wissen nicht, ob die einheimi sehen 

Baumarktbetriebe dies aushalten werden. ·,. · 

L!nser hauptsächlicher Einspruch, den wir schriftlich in offener Frist hier abgegeben ha­

ben, betrifft jedoch den von Herrn Weindl geplanten Bau eines 6000 m2 großen Supermark­

tes. Daher' wenden wir uns auch gegen die Widmung der Stadlmayrgründe in ein Gebiet für 

Geschäftsbauten. Wie schon betont, haben wir am 14. 6. gegen diesen beabsichtiaten Bau 

nicht nur Worte fallen gelassen, sondern unsere Haltung auch begründet. Es hat 

sich auch ein Erfolg insofern eingestel I t, als auf eine Zustellung eines 8aubescheides bis­

her von Seiten des Magistrates an Her,·n Weindl zur Errichtung dieses Supermarktes ver­

zichtet worden ist. Wir haben eindeutig zum Ausdruck gebracht, daß wir uns am 14. 6. 

nämlich nicht an den Flächenwidmungsplan 1964 anlehnen sollten. Es ist also ein glatter 

Verfahrensmangel begangen worden. Damals hat man uns nicht geglaubt. l'lun ist jenes \/e r­

fahren eingeleitet worden, zu dem wir damals angeraten haben. Herr Weindl hätte also vor 

dem 27. 5. den Gemeinderat um Baugenehmigung ersuchen müssen. Da ab dem 27. 5. das 

novellierte Raumordnungsgesetz 1972 in der neuen Fassung 1977 in Kraft trat. Nun ist al­

so jenes Verfahren i m Gange, das an und für sich korrekt ist, aber unsere Bedenken höre n 

damit nicht auf. Wir melden weiterhin Bedenken an und wollen, daß die Widmung, die bis­

herige vorgesehen Widmung für Geschäftsbauten für die Stadlmayrgründe zugunsten einer 

anderen Widrnung fällt. Wei I Sleyr nach unserer Auffassung nach rr,it den b e stehenden Groß­

kaufhäusern das Auslangen findet, weil wir mit Wels nicht vergleichbar sind und weil die 

einheimische Wirtschaft, das wurde schon vom Vorredner betont , unter einem zusätzlichen 

Grofkaufhaus nur weiter zu leiden hätte. Weil letztlich die 1'-'ahversorgung gefährdet wird, 

die ich eingangs schon mit einem ande ren Beispiel angezogen habe. Wir wollen auch nicht, 

daß in Zukunft sich nur Großmonopole in Steyr bilden. Wir wollen auch nicht, daß die Ar­

beitsplatzauswahl der Handel sangestel I ten, der Steyr-er Har.de!sangestel I ten gefährde t 

wird. Auch das ist ein wichtiger, unseres Erachtens nach b(~achlenswerter' Punkt. Wir 

stellen daher in Anlehnung an§ 38 Abs. 2 des Statutes der Stadl Steyr, in Verbindung 

mit§ 18 der Geschäftsordnung, einen Abänderungsantrag und ersuchen, diesem beizutre­

ten . 
Der Gemeinderat möge den Flächenwidmungsplan Steyr mit Ausnahme der Widmung der 

Stadlmayrgründe in ein Gebiet für· Geschäftsbauten b e schließen. Die Stadlmayrgründe 

erhalten, abgeänder· t vorn vor'liegenden Antrag, die Widmung gemischtes Baugebiet. 

Wenn di eser Abänderungsantrag, meine sehr geschätzten Damen und Herren des Gemein­

derates, eine Mehrheit findet, dann können wir dem Hauptantrag zustimmen. Ansonsten 

müssen wir uns bei der Beschlu(3fossung über den gesamten Flächenwidmungsplan wegen 

der Ausweisung der Stadlrnayrgründe in ein Gebiet für Geschäftsbauten der Stimme enthal­

ten. Enthalten deshalb, w e il ja die anderen Planunssvorhaben wirklich glänzend sind, wie 

auch schon vorhin betont wurde. 
Wir bitten somit um Annahme unseres Abänderungsantrages. Ich darf ihn schriftlich dem 

Herr·n Bürgermeister überr·cichen. 

BÜRGERMEISTER FRA.NZ WF: 1 SS: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Ich habe als nächsten Diskussi.onsredner Kollegen Treml vorgemerkt. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Sehr geehrtes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich habe ja bereits schon bei der Finanz- und Rechtsausschußsitzungdem Planverfasser 
Ing. Grassnigg die Anerkennung ausgesprochen für seine mühevolle, weitblickende und 
zukunftsorientiere Planungsarbeit. Es ist eine Tatsache, daß der von ihm erarbeitete 
Flächenwidmungsplan auch während der öffentlichen Einsichtnahme, in der Zeit vom 19. 
September bis 2. November 1977, die Feuerprobe bestens bestanden hat. 
In diesen 6 Wochen der Einspruchsmöglichkeit wurden lediglich von 12 Personen oder 
Körperschaften Anregungen und Einwendungen erhoben. 1 n Graz z. B. hatten bei der 
Neugestaltung des Flächenwidmungsplanes 2000 Bürger Einwendungen erhoben. 1 m Flä­
chenwidmungsplan in unserer Stadt nimmt mit 64 % von 26, 5 km2 das Wohngebiet den 
größten Anteil ein und nur etwas mehr als ein Drittel der Gesamtfläche unserer Stadt ist ' . als Bauland gewidmet. Aber auch für weitere Betrieb·sansiedlungen wurde vorgesorgt, de-
ren Notwendigkeit für die Weiterentwicklung unserer Stadt auch im gemeinsam beschlos­
senen Entwicklungskonzept der Stadt Steyr enthalten sind. Die generelle Zielsetzung 
war, Grüngürtel zu erhalten und um gegenseitige Beeinträchtigungen von Gebieten mit 
verschiedener Widmung zu vermeiden, hat man auf trennende Grünstreifen besonders Wert 
gelegt. 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ein kitzliger Punkt im Flächenwidmungsplan ist, wie sich bereits herausstellte, die Aus­
weisung der sogenannten "Stadlmayrgründe" als Geschäftsgebiet. Ich glaube, in diesem 
Rahmen nicht besonders erwähnen zu müssen, wo dieses Gebiet liegt. Schon im Juni die­
ses Jalwes haben die Gemeindepolitiker' der SPÖ und ÖVP einer privaten Gesellschaft die 
Ausnahmegenehmigung zur Errichtung eines Selbstbedienungsgroßmarktes, des vierten 
Supermarktes in Steyr, gegeben. Ich erklärte in dieser Gemeinderatsitzung, daß die 
KPÖ-Fraktion keinerlei Anlaß sieht, diesem Projekt die Zustimmung zu geben. Uns war 
die Hektik, mit der die Ausnahmegenehmigung gemeinsam von ÖVP und SPÖ in kaum 3 Wo­
chen durchgeboxt wur·de, über·aus verdächtig. Außerdem betonte ich, sei zu befür·chten, 
daß dur'ch den Bau immer gr'ößerer Supermärkte sich nicht nur unter den großen Haifi­
schen der Konkurrenzkampf verschärfe, sondern die kleinen Händler und Gewerbetreiben­
den in unserer Stadt an den Rand des wirtschaftlichen Ruins gedrückt werden. Trotzdem 
es seitens der Stcyrer Geschäftswelt keinen Kampf gegen die Ausnahmegenehmigung gab, 
bleiben nach wie vor unsere Bedenken und Befürchtungen bestehen. 
Die Kommunistische Par·tei wird jedoch nicht aus diesem alleinigen Grund

0

edem vorliegen­
d<:-'n Flächenwidmungsplan der Stadt Steyr die Zustimmung verweigern. 
•,;,,n erlauben Sie mir doch ein paar Bemerkungen, die in der Diskussion gefallen sind. 
: oi lege Wallner hat angezogen und auch seine Bedenken besonders unterstützt auf Grund 
der Erfahrungen, die man in anderen Ländern gemacht hat und hat unterstrichen, daß wir, 
da meinte er auch die österreichische Wirtschaft, alles im nachhinein von Amerika machen 
und daß man dort schon zu einer anderen Einsicht gekommen ist bezüglich der Erweiterung 
der Gr·oß- und Supermärkte. Daß man sogar staatliche Förderungen gibt, um die Nahver­
sorgung zu sichern. 1 eh glaube, daß das dor·t eintritt, wie er gesagt hat, aber auch mit 
nicht dem Erfolg, wie er wünschenswert wäre. Ich habe heute eine kleine Abhandlung ge­
lesen in den OÖ. Nachrichten, die das bekanntgeben, daß dort die staatliche Förderung 
wohl existiert, aber dadur·ch di ese Preise, wenn man glaubt, daß man gegen die erhöhten 
Preise oder· wie l<ollege Fuchs die Monopole ein bisserl zur·ückdrängen kann, so glaube 
ich, ist das ein Irrtum. Denn gerade dort durch die staatliche Förderung wird meiner Mei­
nung nach nicht für die Nahversorgung so gesorgt, wie wir es im Auge haben, sondern dort 
entstehen dadurch eben e rhöhte Preise und sie sagen das ganz offen. Diese Bequemlich­
keit sollen halt die Leute bezahlen. Ich glaube, solche Entwicklungen wollen wir nichl. 
Aber wenn schon von Seiten der ÖVP hier große Befür·chtungen angestellt werden, auch 
von der Fr·ciheitlichN1 Partei, so muß ich sagen, dann ist das Wirtschaftssystem, daß Sie 
immer popular-isier'en und auch vertreten, vollkommen falsch. Es wird eben dort investiert 
und geförder't b z w. dor't dementsprechende Maßnahmen gesetzt in unserer kapitalistischen 
Wi rtschafL, wo de r höchstn~ ö-;il iche Profit h e rausschaut. Diese ganze Konzentration des 
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Kapitals geht auch bei uns weiter vor sich. Ich glaube, diese Maßnahmen allein werden 
auch in Zukunft nicht genUgen, urn die Nahversorgung auch in unserer Stadl zu sichern. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Ich danke Kollegen Treml. Ich habe keine weitere Wortmeldung mehr vorliegen. Bitte 
sehr Herr Kollege Mayrhof er. 

GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Zu den Ausführungen des Stadtrates Wallner gäbe es sehr vieles zu sagen. Mir fällt nur 
eine gewisse Zwiespältigkeit in den Reihen der ÖVP auf. Sicherlich tritt man auf der ei­
nen Seite vehement gegen Großkaufhäuser auf. Vor' kurzer Zeit erst konnte man derPr·es­
se entnehmen, daß Bürgermeister-Stellvertreter Fritsch sehr dafür einge tre ten ist, daß 
Gewerbehöfe auch im Raum Steyr gebildet werden. Da muß man zum Ersten einmal fragen, 
was sind Gewerbehöfe und wenn man gelesen hat, da°ß· 'das in Steyr nach Muster Linz kom­
men sol I te, sind das die Gemeindegewerbehöfe, wie man es in der L.entia 2000 in Urfahr 
hat, wo man mit Muß und Ach und Weh Leute suchte, die diese Gewerbehöfe belegen, die 
diese Lokale mieten, weil sie zu teuer sind, weil sie für Kleingewerbetreibende nicht er­
schwinglich sind und nicht existential sein können oder sind es jene Gewerbehöfe in Ur­
fahr drüben, wo Großhandelsunternehmen, wie z.B. Haberkorn und Co.etabliert sind, 
die jedenfalls für uns als l<leingewerbelreibende, als Handelsbetriebe für Steyr ebenfalls 
nicht in Frage kämen. 
Auf der zweiten Seite, wenn von diesem Preisdiktat gesprochen wurde, das kommt mir vor, 
als ob hier der große schwarze Vogel an die Wand gemalt wird und mit dem Zeigefinger ge­
droht wird, es könnte vorkommen. Mir ist nicht bekannt, daß es in Europa derartige Sa­
chen gäbe, wo Großkaufhäus0r dera,-tige Preiskämpfe sicher haben, aber die Kleingewe,-­
betreibenden damit herausfordern, diese Sache so zu machen. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Du bist noch nicht weit _gekommen! 

GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
Das ist momentan in der ÖVP anscheinend so, daß man überall d,-oht und hier versucht 
man dasselbe, daß man schwarz malt und glaubt, auch das wird bei uns kommen. Ich glau­
be nicht, daß das bei uns eintreten wird. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. 1 eh habe keine weitere Wortmeldung mehr vorliegen. 1 eh darf Kollegen Fritsch 
bitten, vorübergehend den Vorsitz zu führen, da ich auch einige Beme,-kungeri machen 
möchte. 

Bür~GERME I STER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
1 eh übernehme den Vorsitz und erteile Herrn Bürgermeister zu seinen Bemerkungen das 
Wort. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Meine Damen und He,-ren des Gemeinderates! 
Ich glaube, den Flächenwidmungsplan und dessen Beschlußfassung für den Bereich un­
serer Stadl kann man nicht aus dem Gesichtswinkel l'\Jew York ode r Stoc khulm betr-ach­
ten, auch nicht einmal möchte ich sagen der Lande shauptstadt Linz. Sondern wir haben 
mit unseren Maßstäben zurecht zu kommen und müssen versuchen, auf einem ,-elativ klei­
nen Areal von rund 27 km2 al I jene Vorsorgen unt erzubringen, die zu einer Lebensqual i­
tät in der Stadt füh,-en könn en. Diese Lebensqualität wird nicht unerheblich beeinflußt von 
Möglichkeiten, die der' ßü,-ger dieser Stadl in all en seinen U-.iglichen V c rsorgung:::bedürf-­
nissen besit7l. Ich geh e sogar noch weit e r und sage , daß Steyr- auf G n ind unseres gan­
zen Strebens und auf c;ru11d der' geographischen Tatsachen k e ine> Stad: ·,1it abgeschlosse­
nen ·G,-enzen ist, sonde1' n eine Bezir' ksstadt, die ein weit gr-ößer·es M•· . c henpotcntial mit 
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seinen Arbeitsplätzen, mit seinen Versorgungseinrichtungen zu sehen hat. Mir liegt hier 
eine kleine Ziffer vor, die ich als besonders wertvoll in der heutigen Diskussion be­
trachte. Mir ist bekannt, daß in anderenStädten unserer Größenordnung, etwa Graz -
das ist wesentlich größer - aber im Vergleich kann man das leicht bringen. 1 n Graz 
wurden 3.000 Einwendungen rund zum dortigen Flächenwidmungsplan eingebracht. In 
Steyr, das wurde schon erwähnt, kamen 12 Einwendungen, aber 70 Vorsprachen beim 
Planungsreferenten Ing. Grassnigg. Sie ersehen daraus, daß sich eigentlich 68 nach 
den nötigen Aufklärungen, die sie erhalten konnten, mit dem Flächenwidmungsplan ein­
verstanden erklärt haben, so wie er uns jetzt zur Entscheidung vorliegt. 1 eh stehe nicht 
an, mich als Dankaussprecher zu beteiligen an den bisherigen, die auch Ing. Grassnigg 
für seine Tätigkeit, die ihm von uns aufgetragen wurde, das höchste Lob auszusprechen, 
denn er hat sich wirklich bemüht,die Literatur dabei heranzuziehen, die für seine Arbeit 
sehr wesentlich und wertvoll ist. Ich denke dabei, daß hier zu beachten war bei der Er­
stei lung des Konzeptes unter anderem auch eine Gru_ndl age der OÖ. Handelskammer, de­
ren Stichtag allerdings am 1. 8. 1976 liegt, aber ma'n kann daraus docl"! auch gewisse 
Schlüsse ziehen. Aus dieser von der Kammer der Gewerb! ichen Wirtschaft ausgesende-
ten Broschüre geht hervor, daß beispielsweise Wels 450 Handelsbetriebe besitzt, in denen 
4.907 Beschäftigte Dienst machen. Wenn ich Steyr dazu als Vergleich heranziehe, so sind 
es 259 Handelsbetriebemit2.099 Beschäftigten. Ob diese Ziffern heute noch zutreffen, 
kann ich jetzt nicht sagen. 
Einen wesentlich tieferen Einblick in die Struktur der Stadt gibt nachstehende Zifffer,die 
uns auch zu denken geben soll. 1 n Wels gibt es 11 Handelsbetriebe mit 1. 641 Beschäfti g­
ten, in Steyr nur drei mit 327, die zwischen 100 und 499 Beschäftigte in ihrem Betrieb 
aufweisen. Sie erkennen daraus 11 zu 3, daß Steyr auf dem Gebiet des Handels noch be­
trächt I ich hinten nachhinkt und wenn wir Chancen erblicken für unsere Tätigkeit, die im 
[ntwicklungskonzept angezogen sind, dann wird es vermutlich nicht auf Grund des Fehlens 
von nicht von der Stadt Steyr verursachten Gründen, nämlich die S 37, nicht Schuld der 
Stadt Steyr sein, wenn sich I ndustricbetriebe hier nicht ansiedeln auf Grund fehlender 
Rasch- und Schnellverbindungen. So wird es hier nur möglich sein, in den Dienstlei­
stungsbereichen bei solchen Situationen auszuweichen und neue Möglichkeiten zu suchen. 
Wir' haben eine zweite Grundlage, die allerdings nicht kompetent sein muß, aber in einer 
ähnlichen Aussage endet, ni:iml ich das sogenannte Offterdinger Konzept für Steyr und das 
Umland der unteren Enns. Die Beauftragung erfolgt durch die Landesregierung, wo hinge­
wiesen wird, daß hier gerade der Schaffung von Arbeitsplätzen im Handel und damit auch 
der Schaffung von Frauenarbeitsplätzen besonderes Augenmerk zugewendet werden soll. 
Denn Steyr wir'd als ein zentraler Ort höherer Stufe in diesem gesamten Umland zu sehen sein. 
Vt'!rschiedene Wirtschaftszweige werden also bei uns zunehmend r,ehr Bedeutung gewissen müs­
sen auf Grund des Einzugsgebietes, einer optimalen Versorgungsqualität und letztlich ha-
ben wir auch gewisse Erscheinungen einer Cityentwicklung und Erweiterung der Stadt zu 
beachten. Das zeigt sich an allen Ecken und Enden. 
Ich habe eine dritte Quelle hier anzuführen, das sind die Bekanntgaben der OÖ. Landes­
r·egierung zum Raumordnungsgesetz, worin davon die Rede ist, ich zitiere wortwörtlich: 
Zur Verwirklichung des überörtlichen Zieles des weiteren Ausbaues der Stadt Steyr als 
zentraler Ort ist es notwendig, eine optimale Versorgung der Stadt Steyr sowie ihrer 
Einzugsbereiche mit zentralörtlichen Einrichtungen sicherzustellen. Hiefür sind nahe dem 
Stadtzentrum von Steyr geeignete Cityerweiterungszonen (Geschäftskerngebiete) festzu­
legen. 
Die 3., im Ziel der OÖ. Raumordnung wird ausgesagt: Durch das große Einzugsgebiet 
sind sowohl im Einzel- als auch im Großhandel noch Entwicklungsmöglichkeiten gegeben. 
Wenn wir das ei~ene Entwicklungskonzept heranziehen zur Beurteilung, heißt es auf Sei­
te 25, das Image der Stadt als Einkaufs- und Bezirksstadt soll gehoben werden. Meine Da­
men und Herren, ich frage mich nun, worin liegen nun die Gründe Ihrer Einwände? Wenn 
ich sie summiere, liegen sie im Detail. Man kann über Detailfragen verschiedener Auffas­
sung sein. Sicher! ich haben manche Gewicht, manche in meinen Augen weniger oder gar 
keines. Aber im Vordergrund ist auf jeden Fall von uns als Gemeinder'äte der Stadt Steyr 
rnit dem Vcrantwortungsbewußtsein für diese Stadt mit mehr als 40.000 Einwohnern, nicht 
nur ·für jetzt und nicht für d en Einzelnen etwas zu tun, sondern für die Gesamtheit die Auf-
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gabe im Vordergrund, auch den Flächenwidmungsplan in seiner Gesamtwirkung zu sehen, 

in seiner langfristigen zukunftsorientierten Aussage. Schauen Sie, es geht doch nicht al­

lein darum um den Gre ißler ums Eck. Der Greißler ums Eck lebt heute mehr oder weniger 

schlecht. Er hat auch früher mehr oder weniger schlecht gelebt. Es ist nicht immer nur 

die Schuld eines Flächenwidmungsplanes, die Schuld der Arbeitslöhne, die Schuld der 

Gemeinde, wenn Betriebe dieser Art nicht richtig florieren. Vielleicht wird es auch ein 

Umdenken erfordern in das eigene F ami I ienleben hineinzuschauen und dort viel leicht eine 

Umkehr zu finden, um den Betrieb auf bessere Beine stellen zu können. Das ist kein Vor­

wurf an die Wirtschaft allgemein. Das mag in Einzelfällen aber auf jeden Fall zutreffen . 

Letztlich geht es beim l(leingewerbetreibenden nicht allein um diesen. Es gäbe bei der 

Beurteilung, ob wir in Steyr größere Versorgungseinrichtungen schaffen wollen, auch 

darum, ob es damit gleichzeitig gelingt, auch Arbeitsplätze zu sichern oder neue zu ge­

winnen. Die letzte Situation am Arbei'tsmarkt müßte uns gerade in dieser Richtung be­

sonderes Augenmerk beiwenden, denn wir sehen, daß die Industrie allein nicht mehr im­

stande ist, all das zu verkraften, was sie früher ims;tande war. Die Gründe möchte ich 

nicht anziehen. Auf jeden F al I wird es kaum zu I ndus.triegründungen in der nächsten Zeit 

kommen, wenngleich wir Industriegründe im Flächenwidmungsplan ausweisen. 

Ich glaube, daß selbst die letzte Entwicklung durch die Errichtung einige r sogenannt e r 

Großkaufhäuser auf unseren Maßstab zugeschnitten berechtigt war. Let z t I ich hat es sich 

gezeigt, daß die Massenbedürfnisse in den Einkaufszentren dieser sogenannten Großkauf­

häuser berücksichtigt werden konnten. Die Bedürfnisse preis! ich und auch im Umfang ge­

deckt werden konnten und daß es daneben noch gelang und das scheint mir besonders wert­

voll in der Aussage zu sein, auch für die Wirtschaft durch dieses von mir vorher zitier-

te Umdenken nicht nur in den Kaufgewohnheiten,auch in den Verkaufsusancen und in d en 

Usancen des Warenangebotes eine beträchtliche Verbesserung der infrastrukturellen 

Verkaufsangebote ZU erreichen. 
Der Stadtplatz ist das typische B e ispiei ' für diese Umkehr. Für eine ganz neue Entwicklung, 

die Steyr nicht mehr dazu stempelt wie früher, daß hier zur Zeit der Auszahlung der Weih­

nachtsgelde r Mi 11 ionen Schi II ing in die Umgebung getragen wurden, nach Linz, Wels und in 

andere Städte, sondern daß es heuer· schon soweit ist, durch das Angebot in den Groß­

kaufhäusern einerseits, durch die Spezialisierung der F ami I ienbetri ebe und kleineren Ge­

schäfte andererseits, ja sogar zusätzliche Kundschaften aus den vorgenannten Städten 

nach Steyr zu ziehen. 
Ich bestätige hier, daß die Preisqualität in Steyr auf Grund der Erfahrungen sich je­

derzeit messen kann mit den anderen Städten und vielleicht ist es auch neben der Waren­

qualität auch hier die günstige Preislage von W<1ren, die die anderen Käuferschichten nach . 

Steyr bringt. 
Hier muß man schon die Zusammenhänge insgesamt sehen. Ich bestreite nicht, daß gewis- . 

se Obrigkeitsvorschriften bestehen durch die Regelung des Raumordnungsgesetzes einer­

seits, durch die mit 1. 1. in Kraft getretene Bauveror·dnung und daß dadurch neue Er­

schwer·nisse in der Administration und in der Erledigung von Bauansuchen eingetreten sind. 

Ich muß Sie aber alle fr-agen, ist es letztlich einer überregionalen übergeordneten Dienst­

stelle überhaupt bewußt, was s i e mit derart strengen Vorschriften der Entwicklung einer 

Stadt wie unserer auferlegt. Wird sich die Landesregierung und der Gesetzgeber auf Lan­

desebene dessen bewußt sein, daß er dann, wenn er gewissen Wünschen und Vorstellun­

gen, die wir in unsere Entwicklung setzen, wide rspricht , damit auch gleichzeitig diese 

Stadt in ihrer Entwicklung schwer hemmt und diese Frage muß deutlich ausgesprochen 

werden. 
Das, glaube ich, sollte man doch in den Raum stellen. Die Lebensfrage für die Stadt hängt 

weitgehend damit zusammen, wie \'Veit es uns gelingt, die nötigen Grundreserven bereitzu­

zuhalten. Das haben wir hier durch unsere getroffenen gemeinsamen Entscheidungen durch 

die Reservier·ung entsprechend großer Grundstücke sowohl für den Wohnbau wie für die 

Geschäftszweige, wie fLir Industrie und für Str·aßenbauten etc. mehr getan. Was wir nun­

mehr brauchen ist eine Weiter-führung nicht nur im Flächenwidmungsplan, sondern spät e r 

die Nutzung dieser· im Plan ausgewiesenen Flächen für die Erweiterung, für' die Ve,-bes­

serung der städtischen Struktur· . Ich glaube, dns sollte man bei der heutigen D i skussion 

nicht ve,· gessen. Ich würde mi c h s ehr freuen, wenn es daLu kommt, daß sich die negati -­

ven Beiträge umkehren. Was ich zwar nicht annehmen kann auf Grund der ge äußerten Mei-



nungen, aber dennoch hoffe ich im Interesse dieser Stadt und im Interesse dieses Ge­
meinderates, der sich verantwortlich fühlen muß, nicht nur für heute sondern auch für 
spät~r, wo der Einzelne nicht mehr in seiner Funktion stehen wird. Weil die Entschei­
dungen von heute die Wirkungen von morgen und in 10 Jahren sein werden. Aus diesem 
Grund kann ich nur beipflichten jenen, die heute diesem F I ächenwidmungspl an die Zustim­
mung geben werden. 

Applaus 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Ich danke Herrn Bürgermeister für seinen Beitrag und darf den Vorsitz wieder an ihn zu­
rückgeben. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Ich habe keine weitere Wortmeldung mehr re~lstriert. Dann darf ich zur Abstim­
mung kommen. Entschuldigung, der Referent möchte ein Schlußwort halten. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Die Diskussion wurde durchaus in sachlicher und vernünftiger Form abgeführt. 1 eh glau­
be und könnte mir vorstellen, daß man sich doch überlegt, um welch geringe Unterschie­
de, Meinungsunterschiede es hier geht. Das Stadtgebiet, Gemeindegebiet von Steyr um­
faßt etwas mehr als 26 km2 und die Streitpunkte, die zur Diskussion stehen, umfassen 
knapp 200.000 m2 oder 250.000. Also nicht einmal 1/4 km2. Das heißt, es ist im wesent­
lichen - sicher ist eine Gewichtung vorzunehmen - es ist nicht jede Grundfläche gleich­
wertig, das gebe ich vollkommen zu, aber durchaus glaube ich sind die Streitpunkte in 
einem Rahmen und in einer Größenordnung, wo man sich überlegen könnte, ob es nicht doch 
wert wä,~e, hier die Zustimmung zu finden. Geht es doch schließ I ich um die künftige Ent­
wicklung unserer Stadt. 
Zu dem Abänderungsantrag des Kollegen Fuchs möchte ich einwenden, daß hier im Falle 
einer Abänderung ein neues Verfahren anhängig werden müßte, das heißt, daß die Auflage 
erfolgen müßte, weil dadurch wieder andere Interessen oder sich die Interessen verän­
dern würden und eine Beschlußfassung in dieser Richtung rein aus technischen Gründen 
nicht möglich wäre. 1 eh verstehe nicht ganz die Hai tung der ÖVP, das wurde heute be­
reits mehrmals angezogen. Es wurde indirekt von der ÖVP bereits die Zustimmung durch 
verschiedene Beschlüsse zum F I ächenwidmungspl an gegeben. Die ÖVP hat zugestimmt der 
Ausnahmegenehmigung für die Errichtung des Großmarktes Weindl. Hier war eine einhel-
1 ige Auffassung. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Auf Grund der dazumals bestehenden Gesetzeslage. 

BÜRGF.RME I STER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Gerne, aber es war nicht der einzige Fall. Es wurde kein Einspruch gegen die Errich­
tung des I mpex-Kaufhauses erhoben. Hier war auch E invernehml ichkei t feststellbar. 

BIJRGERME I STER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Fällt nicht unter die örtliche Nahversorgung. 

BÜRGERME I STER-STELLVERTHETER HEINRICH SCHWARZ: 
Verkauf ari Neudeck, Schneeweiß usw. zur Errichtung eines Hartwarenmarktes. Auch 
hier war E invernehml ichkeit gegeben. 1 eh sehe in der heutigen Hai tung gegenüber der sei­
nerzeitigen Haltung eine I nkon5equcnz der ÖVP und kann es nicht ganz verstehen. Man kann 
es viel !Picht dann verstehen, wenn man die Konstruktion de,~ Partei kennt, in der eben ver­
schiedene intcressenswiderstreitende lnteressensgrupp0n vertreten sind und man gezwun­
gen _ist, einmal nach dieser Richtung und einmal nach dieser Richtung etwas auszutci len. 
Das ist sehr schwer und man kommt selbst oft in die gr·ößtcn Verlegenheiten. Das kann ich 
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mir schon vorstellen, daß hier die Schwierigkeiten auftreten. Dadurch dann diese Wider­
sprüche, vor einem halben Jahr noch dafür, nach einem halben Jahr dagegen, sich eben 
entwickeln, die in der Öffentlichkeit nicht sehr günstig sind. Ich glaube, es wäre zweck­
mäßig, wenn wir gerade diesen Flächenwidmungsplan, der für unsereStadt für die näch­
ste Zeit so entscheidend ist, gemeinsam beschließen könnten. 1 n der Schweiz sagt man 
"Kantönligeist", bei uns könnte man diesen Geist bezeichnen als 11 Fuhrwerksunternehmer­
geist11 aus dem 19. Jahrhundert. Seinerzeit war es schon einmal so, daß kurzsichtige und 
engstirnige Kommunalpolitiker die Entwicklung der Stadt in sehr maßgeblicher Weise ver­
hindert haben. Sie haben aber damals die Mehrheit gehabt und heute haben sie sie nicht 
und deshalb wer·dcn wir diesen fortschritt! ichen F I ächenwidmungspl an beschließen. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Den Ausdr-uck 11 Fuhrwerksunternehmer11 Kollege Schwarz würde ich bitten, zurückzuneh­
men. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Wir kommen zur Abstimmung. Ordnungsgemäß und geschäftsordnungsgemäß ist zuerst über . 
den Abänderungsantrag der Freiheit! ichen Partei zu entscheiden. 1 eh muß Sie auffordern, 
etwas zuzuhören, damit nicht jemand falsch abstimmt entgegen seiner eigenen Meinung. Es 
steht der Antrag in Anlehnung an § 38 Abs. 2 des Statutes und § 18 der Geschäftsordnung, 
der Gemeinderat möge den Flächenwidmungsplan der Stadt Steyr mit Ausnahme der Wid-
mung der Stadlmayr·gr-ünde in ein Gebiet für Geschäftsbauten beschließen. Die Stadlmayr- ./ 
gr·ünde erhalten die Widmung gemischtes Baugebiet und nicht Gebiet für Geschäftsbauten. 
Bitte, Sie haben den Antrag des Referenten gehört. Ich muß den Gegenantrag zur Abän­
derung des Kollegen Fuchs zuerst zur Abstimmung bringen. Wer ist für den Abänderungs­
antrag der Freiheitlichen Partei? Gegenprobe? Stimmenthaltung? Ich stelle fest, daß der 
Antrag mit Mehrheit abgewiesen ist. 

Abänderungsantr·aq: 
Dafür: 2 FPo;TöVP 
dagegen: 23 SPÖ, 1 KPÖ 

Wir kommen damit zur Erledigung des Hauptantrages, so wie ihn der Referent gestellt hat. 
Verlesen brauche ich ihn nicht mehr. Ich bitte um ein Zeichen mit der Hand, wer für den 
Antrag ist? Danke. Gegenprobe? Enthaltungen? Mit Mehrheit beschlossen. 

Hauptantrag: 
Dafür: 23 SPÖ, 1 KPÖ 
dagegen: 7 ÖVP 
Enthaltungen: 2 FPÖ (GR Holub war bei den Abstimmungen nicht anwesend) 

Ich danke für die Erledigung dieses wichtigen Antrages. Wir kommen nun zum nächsten 
Ber·ichterstatler, das ist f<ollege Fritsch. Im Anschluß an die Erledigung dieses Antra­
ges werden wir eine kurze Pause einschalten. 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich habe Ihnen einen einzigen Antrag zur Beschlußfassung vorzulegen. Er befaßt sich 
mit 

6) ÖAG-963/77 
Grundverkauf an die Firma Franz Mitter-
huemcr, Steyr, Damberqqassc 2/ Bahnhofstr'aße 9. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Dem Ankauf der neu geschaffenen Grundpar·zclle 1711/5 im Ausmaß von 4.000 m2 zum 
Preise von S 400, -/m2 an die Firma Franz Mitterhuemer, Elektro-, Kühl- und Wärme­
technik, 4400 Steyr', Damberggasse 2/Bahnhofstraße 9, wird zugestimmt. Für· die an das 
öffentliche Gut abzutretende Gr-undfläche im Ausmaß von 678 m2 ist der gleiche Betr·ag pro 

- 403 -



Quadratmeter an die Stadtgemeinde Steyr zu entrichten. 
Der Verkauf erfolgt mit der Auflage, auf dem Kaufobjekt innerhalb von drei Jahren eine 
gewerbliche Betriebsstätte für einen Gewerbebetrieb, der im Amtsbericht bezeichneten 
Art, zu errichten, wobei sich di.e Stadtgemeinde Steyr zur Sicherung dieser Verpflichtung 
ein Vor- und Wiederkaufsrecht im Sinne der Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches 
vorbehält. 
Weiters wird der Entrichtung des Kaufpreises in drei aufeinanderfolgenden Jahresraten, 
beginnend bei Vertragsabschluß, ohne zwischenzeitliche Verzinsung, jedoch bei Verein­
barung einer Wertsicherung nach dem Verbraucherpreisindex zugestimmt, wobei der Rest­
kaufpreis pfandrechtlich sicherzustellen wäre. Sämtliche mit dem Erwerb verbundenen 
Kosten gehen zu Lasten des Käufers. 

Das ist der Antrag an Sie, geschätzte Damen und Herren und ich bitte um Ihre Zustim­
mung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Sie haben den Antrag gehört. Wünscht dazu jemand eine Debatte abzuwickeln? Das 
ist nicht der Fall. Gibt es zum Antrag eine Gegenstimme? Eine Enthaltung? Beides nicht 
der Fall, somit ist der Antrag einstimmig beschlossen. 
1 eh danke dem Berichterstatter. 
Meine Damen und Herren, die vorhin angekündigte Pause darf ich nunmehr mit KI ingelzei­
chen einläuten. Ich werde Sie wieder rufen, wenn die Klingel ertönt. 

Pause von 15. 30 - 16. 00 Uhr 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Meine Damen und Herren! 
Ich bitte Sie, die Plätze wi_eder einzunehmen. Nach dieser Unterbrechung setzen wir un­
sere Verhandlungen der heutigen Sitzung fort. Ich bitte als nächsten Sprecher Stadtrat 
Fürst, der den Voranschlag 1978 zur l<enntnis bringen wird und die nötige Antragstellung 
vornehmen wird. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Einer der Gründe für die Einberufung zu dieser Gemeinderatsitzung ist im § 49 des Statu­
tes für die Stadt Steyr zu sehen, der den Gerne inderat verpflichtet, al I jährlich fristgerecht 
einen Haushaltsvoranschlag vor Ablauf des laufenden Jahres für das kommende Jahr zu er­
stellen. 
Dem Voranschlag für das Jalw 1978 sind I aut Absatz 2 dieses Paragraphen der Wirtschafts­
plan der Städtischen Unternehmungen, die Fonds der Stadt, denen keine Rechtspersönl ich­
l<eit zukommt, der Dienstpostenplan, der Wirtschaftsplan· des Städtischen Wirtschaftshofes, 
der Voranschlag der l<rankenfürsorgeanstalt der Stadt Steyr sowie der Wirtschaftsplan der 
Gemeinn. Wohnungsgesellschaft der Stadt Steyr und heuer zum ersten Mal der Voranschlag 
1978 für den Reinhal tever-band für Steyr und Umgebung angeschlossen bzw. nachrichtlich 
ausgewiesen. Um diesem Voranschlag für das Jahr 1978 die Zustimmung al I er im Gemein­
derat vertret e nen Parteien zu ermöglichen, wurden nach einer entsprechenden Kontakt­
nahme deren Wünsche im Entwurf bereits weitestgehend berücksichtigt. Der Budgetent­
wurf wurde den Fraktionen zeitgerecht zur Beratung i.ibermittelt und am 17. 11. 1977 dem 
Stadtsenat eingebracht und von diesem festgestellt und dem Gemeinderat zur Beschlußfas­
sung weitergeleitet. Formalrechtlich ist somit die Voraussetzung für die Beschlußfas­
sung des Haushai tsvoranschlages für das Jahr 1978 gegeben. 
Die öffentliche Auflage des Voranschlages erbrachte weder Ein wände noch Erinnerungen. 
Soweit die notwendige Aussage über die rechtliche Begründung und die Bereiche, die der 
Voranschlag umfaßt. 
D<~r Voranschlag 1978 umfaßt für den gesamten Haushalt Einnahmen in der Höhe von 
S 413,031.800,- und Ausgaben in der Höhe von 
S 429,443.300,- und weist somit einen Abgang von 
S 16,411.500,- auf, für den erst eine Bedeckung gefunden werden muß. 
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Im Vergleich mit dem Vorjahr zeigt sich folgende Entwicklung: 
Gesamter Haushalt · 
Einnahmen verglichen mit 

Ordentlicher Haushai t 
Außerordentlicher Haushai t 
Summe 

Ausgaben: 
Ordentlicher Haushalt 
Außerordentlicher Haushalt 
Summe 

Voranschlag 1978 

322,723.300 
90,308.500 

413,031.800 

322,723.300 
106,720. 000 
429,443.300 

Abgang im außerordentlichen Haushalt S 16,411.500. 

Voranschlag 1977 mit 
Nachtrag 

316,704.100 
135,169.000 
4 5 1 , 87 3 . 1 00 

316,704.100 
135,169.000 
451,873.100 

Während die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben des ordentlichen Haushaltes als 
kontinuierlich bezeichnet werden kann, ist der Rückgang der Ausgaben im außerordent-
1 ichen Haushai t 1978 nur darin zu sehen, daß gegenüber dem Voranschlag 1977 im Nach­
trag eine nicht vorhersehbare Erhöhung der Grundkäufe um rund 36 Mi 11. eingetreten ist. 
Durch Ausscheiden der im ordentlichen Haushalt enthaltenen Vergütungen zwischen den 

. Verwaltungszwei gen ergeben sich Reineinnahmen bzw. Reinausgaben des Gesamthaus­
haltes 

Gesamteinnahmen/ Ausgaben 
ab Vergütung zwi sehen den 
Verwaltungszweigen 
Reineinnahmen/ Ausgaben 

Einnahmen 
413,031.800 

. 1 9; 4 00 . 000 
. 3 93 , 63 1 . 800 

Ausgaben 
429,443.300 

19.400.000 
410,043.300 

1 n den zitierten Summen sind 
0

noch die im ordentlichen Haushalt vorgesehenen Mittel zur 
Teildeckung des außerordentlichen Haushaltes und die Rückl agengebarung enthalten. Nach 
Aussonderung dieser verbleibt bei den Einnahmen der tatsächliche Finanzertrag der lau­
fenden Gebarung und bei den Ausgaben der wirksame echte Aufwand. 
Von den Reineinnahmen in der Höhe von rund S 393,000.000,- - gestatten Sie mir das -
erfolgt eine Zuführung an den außerordentlichen Haushalt von S 37,000. 000,- sowie eine 
Entnahme aus Rücklagenin der Höhe von S 3,443.000,-, sodaß sich der Finanzertrag 
der Gebarung auf S 352,808.300,- stellt. 
Die Reinausgaben in der Höhe von S 410,043.300,..:. erfahren nach der bereits zitierten 
Zuführung zum außerorden_tlichen Haushalt noch eine Zuführung an die Rücklagen in der 
Höhe von S 6,950.000,-, sodaß sich ein echt wirksamer Aufwand von S 365,784.800,­
ergibt. Der Vergleich mit dem Vorjahr zeigt folgende Entwicklung: 

Finanzertrag der Gebarung 
Wirksamer Aufwand 
Rücklagenbeanspruchung 
Rücklagenzuführung 

Voranschlag 1978 

352,808.300 
365,784.800 

3,507.000 

Voranschlag 1977 mit 
Nachtrag 

385,490.900 
396,957.900 

11 , 467. 000 

Der Finanzertrag und der wirksame Aufwand weisen gegenüber dem Nachtragsvoranschlag 
1977 niedrigere Beträge aus, dies ist, wie bereits hingewiesen, durch die erhöhte Dar-
1 ehensaufnahme und die zus ätz I ichen bedeutenden Grundankäufe bedingt. Gegenüber dem 
Voranschlag 1977 ergibt sich eine Erhöhung des Finanzertrages von S 28, 3 Mi 11. und eine 
Steigerung des wirksamen Aufwandes von 13, 3 Mi 11. 
Bevor noch auf die Unterabschnitte des Haushaltes 1978 und dessen Einzelpositionen ein­
gegangen wird, ein paar Worte zu dessen ziffernmäß iger Erstei lung. 
Die Erstellung des Voranschlages 1978 erfolgte erstmalig auf Grund der Voranschlags­
und Rechnungsabschlußverordnung, der Kürze halber VRV genannt, durch die dadurch 
bedingte Umstellung der Konten war bei vielen Voranschlagsposten eine vergleichsweise 
Errechnung der Ausgaben und Einnahmen, wie Sie es bisher gewohnt waren, nicht mög-
1 ich · und mußten viel fach geschätzt erfolgen, was aber mit größtmöglicher Sorgfalt er-
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folgte. Mögliche Verschiebungen bei verschiedenen Voranschlagsposten während des kom­
menden Jahres werden darin ihre Ursache zu suchen haben. Vergleichsziffern der Vor­
jahre können nur für den gesamten Haushalt herangezogen werden, da sich sowohl in den 
Haushaltsgruppen als auch bei den Unterabteilungen bedeutende Umstel lungcn ergeben ha­
ben. Aussagen in dieser Hinsicht können nur an Hand der einzelnen Kontoblätter, welche 
selbst da noch meist unterteilt werden müßten, getroffen werden. 
Zum ordentlichen Haushalt. 
Der ordentliche Haushalt, soweit er betragsmäßig durch Beschlüsse beeinflußbar ist und 

. nicht reine Pflichtausgaben darstel I t, wurde mit der gebotenen vernünftigen Sparsamkeit 
erstellt. Ein prognostizierter Einnahmenüberschuß von S 37 ,3 Mi 11. wird dem außeror­
dentlichen Haushalt zu dessen Deckung zugeführt, sodaß der mit Einnahmen und Ausgaben 
von S 322,723.300 angenommene ordentliche Haushalt ausgeglichen erscheint. 
Nun zu den einzelnen Ansätzen im ordentlichen Haushalt selbst. 
Sehr geehrte Mitglieder des Gemeinderates! 
Da Sie alle im Besitze des Voranschlagswerkes sind, dieses bestimmt bereits einem Stu­
dium unterzogen haben, erspare ich mir bei meinen Ausführungen kleinste Detai I s und 
darf mich, 1 hr Einverständnis voraussetzend, auf die wesentlichen Fakten beschränken 
und die dadurch eingesparte Zeit der sicher ins Detail gehenden Diskussion widmen. Die 
Voraussetzung zu einer womöglich realen Darstellung der Einnahmen ist auch in diesem 
Jahr nicht besser geworden. Die Beobachtung der eigenen Einnahme-Entwicklung ver­
mittelt auch nicht das Bild eines einheitlichen Trends. Der letzte Rechnungsabschluß 1976 
ist durch den 2 Jahre zurückliegenden Aufkommenszeitraum im lichte der momentanen Wirt­
schaftsprognosen, eine nur schwache Orientierungshilfe. Die Maßnahmen der Bundesre­
gierung, das Abgabenänderungsgesetz und dergleichen mehr, Sie sind ja hier im Bild, las­
sen zwar auf eine positive Entwicklung im Hinblick auf die Bundesertragsanteile hoffen, 
sich aber zum gegen\'\ärtigen Zeitpunkt ziffernmäßig nur vermuten. In summa summarum 
bezeichne ich die Darstellung der Einnahmenseite als vorsichtig bis leicht optimistisch 
erstellt. 
Zur folgenden Aufschlüsselung der Einnahmen nach Verwaltungszweigen eine kurze Über­
sicht über die Herkunft der wichtigsten Einnahmen: 

Eigene Steuern und Ab!=!aben, Ertragsanteile S 240, 106.000,-, Einnahmen aus Leistun­
gen S 57,738.600,-, das sind lauter neue Bezeichnungen und ich werde mich bemühen, 
sie zu verdeutschen, das sind Fleischbeschaugebühren, Gastschulbeiträge, Kindergar­
tenbeiträge, Eintrittsgebühren, Leihgebühren, Kostenersätze, AI tershei mgebühren und 
Leistungen des Wirtschaftshofes, Transfereinnahmen S 6,429.200,-, Zuschüsse, Zu­
wendungen, Beiträge, Beihilfen und dergleichen. Sonstige Einnahmen S 13,098.000,-, 
Veräußerungen S 13.500,-, Entnahme aus Rücklagen S 643.000,-, Rückzahlung von nicht 
investitionsfördernden Dar~lehen S 315.000,- und Kapitaltransfers S 480.000,-. Das er­
gibt zusammen die Einnahmesumme von S 322,723.300,-. 
Das Steueraufkommen für 1978 wird als leicht steigend angenommen, wenn der Vergleich 
mit dem Vor·anschlag 1977 mit Nachtrag, also S 117,600.000,- zu S 114,270.000,- erfolgt: 
Dieselbe Entwicklung wird auch bei den Abgabenertragsanteilen ausgewiesen, und zwar 
S 116 Mill. zu S 113 Mill. Die einzelnen Steuern zeigen folgende Entwicklung: Die Grund­
steuer Bist gegen den Nac:htragsvoranschlag 1977 leicht sinkend, im allgemeinen aber 
konstant angenommen, da Nachzahlungen wie 1977 im Jahre 1978 nicht zu erwarten sind. 
Die Lohnsummensteuer ist gegen den Nachtragsvoranschlag 1977 mit S 43 Mi 11. konstant 
angenommen, ebenfalls die Gewerbesteuer mit 30 Mi 11., welche nach den Meßbetragsüber­
sichten angenommen wurde. Mit geringen Steigerungen gegen den Nachtragsvoranschl ag 
wurden die Anzeigenabgabe mit S 700.000,-, die Getränkesteuer mit S 13 Mill., die Lust­
barl<eitsabgabe mit S 600. 000,-, die Gebrauchsabgabe und die Verwaltungsabgabe mit je 
S 900.000,- angenommen. Die Kanalbenützungsgebühr weist durch eine Ausweitung des 
Netzes gegen den Voranschlag 1977 eine präliminierte Erhöhung von S 2, 9 Mi 11. auf S 14 
Mill. auf. Die Müllabfuhr wurde zu diesem Zeitpunkt mit einer leichten Steigerung mit 
S 3, 5 Mil 1. angenommen. 
Soviel zu den Einnahmen, ihrer Herkunft und ihrer Entwicklung. 
Nun zu den Ausgaben des 01-dentlichen Haushaltes. 
"'..on den S 322,723.300 sind S 22,430.000,- mit einer besonderen Anordnungsbefugnis 
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versehen und S 7,380.000,- sind einrr.alige Ausgaben, sodaß zusammen 29,810.000 Schil­
ling noch ihrer Beschlußfassung unter! iegen, während der restliche Tei 1, nämlich 
S 292,913.000,- Pflichtausgaben sind und sich ihrer Beschlußfassung entziehen. 

Die größte Post des ordentlichen Haushaltes ist im Sammelnachweis für das Personal zu 
I 

ersehen und beträgt für das Jahr 1978 S 112,889.000,-, der Aufwand für die Pensioni-
sten S 14,900.000,-, zusammen beträgt der Personalaufwand also S 127,789.000,-
oder 39, 6 o/o des ordentlichen Haushaltes. Ein ziffernmäß i ger Vergleich des präl iminier­
ten Aufwandes der Personalkosten ist aber nicht ohne weiteres abzulesen, da 1978 der 
Personal aufwand, wie in Zukunft, immer ohne d_en Aufwand für die Bezüge der Mandatare 
dargestellt ist, was 1977 noch nicht der Fall war. Der Wert von 39,6 o/o Anteil der Perso­
nalkosten im oH stellt im Vergleich mit Städten ähnlicher Größenordnung, wo auch Werte 
um 50 o/o und darüber anzutreffen sind, der Leistungsfähigkeit der Bediensteten ein gutes 
Zeugnis aus, wie auch den Personalverantwortlichen. Die Anerkennung der Leistung des 
Personals soll hier besonders unterstrichen werden, versuchen doch manche Massenme­
dien, der Bevölkerung das gegentei I ige Bild davon zu vermitteln. Die Stadtgemeinde be­
schäftigt derzeit außer den nebenberuflich Tätigen und Teilzeitbeschäftigten 80 Beamte, 
558 Vertragsbedienstete und 13 Kollektivvertragsbedienstete. Das sind zusammen 651 Voll­
beschäftigte mit Stand 1.10.1977. 
Die Aufwandsentschädigungen an Funktionäre - das erste Mal separat ausgewiesen - ist 
mit 4,600.000 präliminiert oder 1,42 o/o des ordentlichen Haushaltes und geht seit 1976 
anteilsmäßig zurück. Er bezifferte sich noch 1976 mit 1,98 o/o, fiel 1977 auf 1, 75 o/o und 
erreichte 1978 besagte 1,42 o/o des oH oder ·unter 1 o/o des Gesamthaushaltes, nämlich 0,93 
%. Nimmt man hier die 1,42 mit den 39,6 o/o zusammen, dann haben Sie die vorjährig aus­
gewiesenen Antei I e des Personals am ordentlichen Haushalt von 41 und wenige Zehntel 
Prozent. 
Nachdem ich hier die Summe für die Aufwandsentschädigungen dieses Gremiums genannt 
habe, kann ich auch nach einem gründ! ichen Vergleich mit vergleichbaren Städten feststel­
len, daß sie keineswegs er.höht sind und in der unteren Grenze vergleichbar sind. 
Die weiter aufgeführte·n Ausgabenpositionen sind auch nach der VRV - ich verwende diesen 
Ausdruck erstmals - erstellte Ansätze, welche in dem Voranschlag 1977 keine Vergleichs­
ziffern haben und hier gilt auch die Aussage, welche grundsätzlich zur Erstellung des 
Voranschlages 1978 gesagt wurde. Die wesentlichsten Positionen der Summe nach sind: 

Verwaltungs- und Betriebsaufwand 
Transferzahlungen · 
Saldovortrag der laufenden Gebarung 
an die Vermögensgebarung oder Zuführung zum aoH 

64,305.500,--
40,331.500,-­

. 37,308. 500,-

Verbrauchsgüter und Betriebsstoffe 17,960.000, --
Erwerb von unbeweglichem Vermögen . 10,050.000 ,--
Zuführung an die Rücklagen 6,950.000,--
verschiedene Ausgabengruppen 13,428.800,--. 
Mit den vorher zitierten personellen Aufwänden ergeben diese Positionen zusammen den 
Gesamtaufwand des ordentlichen Haushaltes. 
Bevor man den ordentlichen Haushalt abschließt, ist es unbedingt notwendig, auch den 
Zuschußbedarf der einzelnen Gruppen zu beleuchten. Der Zuschußbedarf der einzelnen 
Gruppen kurz dargestellt sieht folgend aus: 
Gruppe O Vertretungskörper und allgemeine Verwaltung S 46,8 Mill. Hier wurden die 
Hauptansätze bereits besprochen, Personal, Verwaltungskostenaufwand, Funktionäre etc. 
Gruppe 1 Öffentliche Sicherheit und Ordnung, ein Zuschußbedarf von 4,27 Mill. Größter 
Posten davon ist der laufende Aufwand der Feuerwehr mit S 1,835.000,-. 
Gruppe 2 Unterricht, Erziehung und Sport, erfordert einen Zuschuß von S 33,390.000,-. 
Hier muß hervorgehoben werden, daß der Zuschußbedarf bei den Kindergärten alleine 
S 7,610.000,- beträgt bei einem Gesamterfordernis von S 13,495.000,-. Die Beiträge 
der Eltern ergeben eine Summe von S 2,5 Millionen und 3 Millionen kommen als Beitrag 
vom Land. Der Zuschuß der Stadt liegt also um 4,6 Millionen höher als der des Landes. 
'{or allen Aktivitäten und Vorhaben des Landes auf diesem Gebiet, ich denke an eine ge-
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plante Verringerung der Kindergruppenzahlen und dergleichen, welche von der Sache her 
erforderlich waren und das Kindergartenwesen weiter verteuern, soll in erster Linie der 
Landeszuschuß auf jenes Maß erhöht werden, welcher den mehr als doppelt so hohen Zu­
schuß der Gemeinde auf jene Höhe abbaut, der den Zuschüssen des Landes entspricht. 
Diese Forderung erfolgt nicht nur im Interesse der Finanzsituation in der Stadt, sondern 
auch tariflich im I ntcresse der Eltern. 
Die SchLilerhorte benötigen 1,277.500 an Zuschuß, die Sportplatzerhaltung steht mit 
949.300 zu Buche und die Sporthai le mit einem Bedarf von 515. 000. Die Subvention an 
die Sport- und Touristenvereine in Form direkter laufender oder investitionsfördernder 
einmaliger Zuwendungen betragen 1 ,240.000,-. Die Volksbücherei mit einem Zuschußbe­
darf von 1,318.000 gehört auch noch zu diesem Kapitel. 
Die Gruppe 3 Kunst, Kultur und Kultus erfordert einen Zuschußbedarf von S 5,627.500,-, 
wobei die Musikausbildung alleine S 1,888.500,- erfordert. Das Theater S 1, 114.000,­
sowie das Heimatmuseum S 636.000,- Zuschuß. 
Die Gruppe 4 Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung erfordern einen Zuschuß von 
S 33,390.500,-, wobei auf die allgemeine Wohnbauförderung im ordentlichen Haushalt 
S 250.000,- entfällt. Die Dominante des Zuschußbedarfes im Sozialbereich ist der Ab­
gang des Altersheimes mit S 12,289.000,-. Ein Bedarf, der über den Kostenfaktor der 
Teuerung hinaus in dem Maß wächst, als das Altenwohnheim immer mehr zum Pflegeheim 
oder Langzeitspital umfunktioniert wird, denken Sie an die kürzlich erfolgte Umwandlung 
von Personalzimmern zu Pflegezimmern und an die sich daraus ergebenden Personal- und 
Finanzauswirkungen. Die Stadt erspart hier dem Land beträchtliche Mittel, weil sich das 
Land als Krankenhauserhalter eine ger-iatrische Abteilung bzw. ein Longterm-Hospital, 
welches zwar im Ausbauprogramm des Landesspital pi anes, erstel I t unter dem damaligen 
Referenten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Hartl, enthalten ist, erspart bzw. bis 
dato nicht realisiert wurde. Wir führen in der Altenpflege Aufgaben zwangsweise durch, 
die einem Kr-ankenhaus, also dem Land, zugeordnet wären. 
Die restlichen Zuschußrnittel in der Höhe von S 20,821. 500,- erfordert das heute zeit­
gemäße Instrumentarium sozialer Wohlfahrt, wie allgemeine Sozialhilfe, Behindertenhil­
fe, Essen auf Rädern, Heimhilfe sowie Aktionen zugunsten Bedürftiger, wie Brennstoff­
aktion und der-gleichen r:,ehr. 
Dem Kapitel 5 Gesundheit sind auch S 10,5 Mill. Zuschuß zugedacht. 
Der Rettungsdienst erfordert S 600.000,-, die Tierkörperbeseitigung S 350.000,-, der 
Schulgesundheitsdienst S 237.000,- und die Familienberatung S 119.000,-. Der weitaus 
überwiegende Tei I dieser Summe S 7, 5 Mi 11. beträgt der Sprengelbeitrag der Stadt zum 
Krankenhaus. 
Sehr verehrte Damen und Herren! 
Wenn auch das 1929 dem Land Oberösterreich verkaufte Krankenhaus sich weit über den 
Status eines Ortskrankenhauses hinaus zu einem regionalen Großkrankenhaus entwickelt 
hat, so ist das sicher für die Bevölkerung des Steyrer Raumes erfreulich. Die Führung 
eines Krankenhauses dieser Größe und der Ausbau wäre unserer Stadt finanziel I sicher 
nicht möglich gewesen. Es muß aber im Interesse der Bevölkerung doch der Ruf an das 
Land Oberösterr-eich als Krankenhauserhal ter ergehen, auch zu einer medizinischen Vol 1-
versorgung zu kommen. 
In der Gruppe 6 Straßen, Wasserbau und Verkehr liegt der Schwerpunkt bei der Straßen­
und Wasserbautenerhal tung und dementsprechend ist auch der Zuschußbedarf mit S 248. 000,­
ausgewiesen. Das Neubauprogramm ist hier im aoH enthalten. 
1 n Gruppe 7 Wirtschaftsförderung wird hauptsächlich von der Zuwendung zur Deckung des 
Abganges im Fremdenverkehrsverband die Rede sein, die unter Post 570-0113 mit 400.000,­
ausgewiesen ist. Bedarf S 470.000,-. 
Die Gruppe 8 Dienstleistungen beinhaltet interessante Details, die wesentlichsten sind die 
Straßenreinigung rnil S 5,3 Mill., die Erhaltung der Park-, Gartenanlagen und Spiel­
plätze mit S 4,6 Mill. sowie die Straßenbeleuchtung mit S 4,4 Mill. Zuschußbedarf. 
Die Stadtwerke erfordern S 3,090.000,- an Zuschüssen. In dieser Summe ist auch der 
Abgang für das Stadtbud mit S 2,3 Mill. und die Kunsteisbahn mit S 570.000,- enthalten. 
In der Gr·uppc 9 Finanzwirtschaft sind zwei Posten einer kritischen Betr'achtung wert. 
Die Landesumlage, einst als Notopfer vorübergehender Natur, dur-ch einen Finanzausgleich 
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gleichsam den reichen Städten an das arme Land zugemutet, jetzt im Finanzausgleich immer 

noch verankert als Dauerleistung der heute verschuldeten Städte an das vergleichsweise 

reiche Land. Sie steht mit S 17 Mill. zu Buche. Die Bestrebungen zur Eliminierung der 

Landesumlage zugunsten der Städte seitens des oö. Städtebundes im Rahmen der nächsten 

Finanzausgleichsverhandlungen kann von Seiten der Stadt nur begrüßt und unterstützt 

werden. 
Als eine heute im ordentlichen Haushalt nicht mehr aus den Augen zu lassende Post ist 

der Schuldendienst in der Höhe von S 16, 1 Mill., ein Betrag, der in der Zukunft durch 

von lhnen noch aufzunehmende Kredite 1978 an Größe und Bedeutung für den gesamten 

Haushalt stark zunehmen wird. Auf die Kreditaufnahme werde ich noch später zu spre­

chen kommen. 
Soviel zum ordentlichen Haushalt. 

Nun zum außerordentlichen Haushalt 1978. Die Bedeckung des außerordentlichen Haus­

haltes ergibt sich aus einer Zuführung aus dem ordentlichen Haushalt in der Höhe von 

_S 37,2 Mill., kleineren Deckungssummen aus Entnahmen von Rücklagen und Verkäufen 

und dergleichen, zusammen in der Höhe von S 13 Mill. und einer Kreditbeanspruchung 

von S 40 Mill., zusammen S 90,308.500,-. 
Zur Darlehensaufnahme für d;e Finanzierung von Vorhaben im außerordentlichen Haus­

halt mußte bereits Ende dieses Jahres in verstärktem Maße geschritten werden, wie der 

Nachtragsvoranschlag aufweist. Die für 1978 neuerlich vorgesehenen S 40 Mill., nehmen 

bereits eine beachtliche Größe an, die aber im lichte der in der nächsten Zeit unbedingt 

durchzuführenden Vorhaben, ·wie Brückenbau, Kanalisation und dergleichen sowie der 

verhältnismäßig im Vergleich mit anderen Städten noch nicht zu großen Verschuldung der 

Stadt, nicht allzu bedenklich erscheint. Eine Dauerlösung kann aber eine ständige, jedes 

Jahr überdurchschnittlich hohe Darlehensaufnahme auf keinen F al I darstellen. 

Die Bemühungen von Seiten der hier im Hause Verantwortlichen, sprich des Herrn Bür­

germeisters und verschiedener Beamter um finanzielle Hilfestellung seitens des Landes, 

welche in den letzten Jahren, das wurde schon heute hier auf gezählt, zu durchaus beach­

tenswerten Ergebnissen führten, müssen in verstärktem Maß fortgeführt werden. Auf Bun­

desebene bzw. durch Maßnahmen von Seiten des Städtebundes zum Abschluß eines neuen 

Finanzausgleiches muß erreicht werden, daß wir aus diesem Titel jene Mittel erhalten, 

welche uns auch in der Zukunft in die Lage versetzen, jene Aufgaben zu erfüllen, deren 

Verwirk! ichung die Bevölkerung von uns erwartet. Der Schuldenstand der Stadt beträgt 

mit Ende des Jahres 1977 S 157,980. 000,-, was e_iner Durchschnittsverschuldung von 

S 3. 900,- pro Kopf der Bevölkerung entspricht·. 

1 eh unterstreiche angesichts dieser Ziffern, diese Werte stellen noch keine dramati sehe 

Entwicklung dar, aber das unbedingte Ziel muß es sein zu trachten, daß die Verschul­

dung nicht jenes Maß erreicht, wo die Pflichtausgaben keinen Spielraum mehr lassen für 

die Finanzierung für vom Gemeinderat als notwendig erachtete neue Vorhaben. Dem Zwang, 

Schulden um der Schulden Willen machen zu müssen, wie das in manchen Städten bereits 

der Fall ist, soll, wenn es nur irgendwie möglich ist, diesem Gemeinderat erspart blei­

ben. Daher ergeht der nochmalige Appell an Land und Bund nach einer besseren finanziel­

len Ausstattung der Städte durch einen neuen Finanzausgleich. Gemessen am Antei I der 

Erarbeitung des Brutto-Nationalproduktes, welche zu mehr als der Hälfte in den Städten 

erfolgt und an deren immer größer werdenden Verschuldung ist diese Forderung mehr als 

gerecht und dringendst. 1 n Wels, um nur ein Beispiel zu nennen, ist für 1978 bereits im 

ordentlichen Haushalt ein Abgang von S 17 Mill. präliminiert, was die Aktualität meiner 

in dieser Hinsicht getanen Ausführungen unterstreicht. 

Im eigenen Bereich gilt es aber noch in größerem Maß wie bisher, jede Maßnahme, die 

über das bis jetzt praktizierte Maß hinausgeht und jede Planung für neue Projekte nicht 

nur daraufhin zu beurtei I en, ob diese wünschenswert sind, sondern auch ob sie eine wei­

tere Darlehensaufnahme rechtfertigen. S 16,4 Mill. sind im aoH auf der Einnahmenseite 

ohne Bedeckung. Diese kann nur durch Einsparungen auf anderen Gebieten gefunden wer­

den oder durch nicht vorhergesehene Einnahmen. 
Nun zu den Vorhaben im außerordent I ichen Haushalt selbst. 

Für Amtsgebäude sollen S 4, 5 Mi 11. ausgegeben werden, das heißt für den Umbau Ennskai 

27 und Arbeiten am Rathaus selbst. 
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Für die Freiwillige Feuerwehr S 3,3 Mill., und zwar für das Bootshaus der Wasserwehr 
S 2 Mill. und für die Garage des Kranwagens S 300.000,- und eine Rate für den Ankauf 
eines Rüstwagens S 1 Mi 11. 
Dem Zivilschutz sind S 300.000,- gewidmet. 
Den Schulen, S 740.000,- den Pflichtschulen und S 15 Mill. Rate für die HAKund 
HASCH. Den Kindergärten sind als Baumaßnahme S 3,2 Mill. zugedacht, wobei S 3 Mill. 
für die Errichtung des Lehr·kindergartens entfallen. 
Dem Veranstaltungszentrum Münichholz sind S 2 Mill. als Rate zugedacht sowie der Pla­
nung des Sportzentrums Rennbahn als Planungspost S 200.000,-. S 5 Mill. wird 1978 
die Restaurierung des Stadttheaters, sprich Volkskino, als Umbaurate erfordern. Der 
Altstadterhaltung und Or·tsbildpflege fallen S 6,5 Mill. an Mitteln zu. In dieser Summe 
ist das alte Stadttheater mit seiner Restaurierung, der Festsaal Rathaus, die Fassaden­
restaurierungen von städtischen Objekten und die Beiträge zur Denkmalpflege enthalten. 
Die Maßnahmen zur' Tausendjahrfeier der Stadt sind für das Jahr 1978 mit S 500.000,­
präliminiert. Der Wohnbauförderung stehen hier Mittel in der Höhe von S 6 Mi 11. zur Ver­
fügung, und zwar S 2 Mill. Darlehen und S 4 Mill. für die Förderung des gemeinnützigen 
Wohnungsbaues. Die Aufschli e ßung von Siedlungsgebieten, wie Schlühslmayrsiedlung, 
Leeber'- und Mosergründe er-f Jrdern S 1, 2 Mi II. 
Nun zum Straßenbau. Die Beiträge vertraglicher Leistungen zum Straßenbau des Bundes 
betragen S 3 Mi 11. ; zu der des Landes S 1, 4 Mi 11: Den Projekten des gemeindeeigenen 
Straßenbaues sind S 29, 130.000,- gewidmet. Mit S 10 Mill. dominiert hier die Rate für 
den Neubau Zwischenbrücken, gefolgt vom Straßenbau Waldrandsiedlung mit S 6 Mi 11., 
gefolgt vom Ausbau der Kreuzung St. UI rich - Hubergutstraße mit S 1, 5 Mi 11. S 3, 6 
Mi 11. sind hier den Fußgängerüber- oder -Unterführungen, ebenso S 530. 000,- den Fuß­
gängcnv egen gewidmet. 
Die Zuschüsse für die Gewerbeförderung sind mit S 0,5 Mill. ausgewiesen. Die Abwas­
serbeseitigung oder der Kanalbau benötigt in diesem Haushalt S 14,95 Mill. und ist mit 
einer· Summe von S 2, 3 Mi 11. an den Vorhaben des Reinhal tungsverbandes Steyr und Um­
gebung betei I igt. Die Stadt gibt also zu diesem Zweck S 17, 25 Mi 11. aus. Es sind Vor­
haben, deren Verwirklichung meist dringendst gefordert werden, bei der Verwirklichung 
von den nicht daran Profitierenden als Belästigung empfunden und die .nach Vollendurigals 
Selbstverständlichkeit umso gründlicher vergessen werden. 
Eine Mnßnahme, die von einem Teil der B evölkerung heiß ersehnt wird, das ist der Ab­
schluß der Arbeiten zur Sanierung des Stadtbades bzw. Freibades mit S 1 Mi 11. dotiert 
und die Erweiterung des Hallenbades und der Sauna, hier mit S 4 Mill. ausgewiesen. 
Für den Erwerb von Liegenschaften und Grundstücken ist ein Betrag von S 4, 3 Mi 11. vor..:. 
gesehen. Dies ist eine Aufzählung der wichtigsten Vorhaben im außerordentlichen Haus­
halt, wobei sich 3 Schwerpunkte ergeben: 
1. der Hochbau mit S 44,2 Mill., 
2. der Straß er.bau und Brückenbau mit S 33, 1 Mi 11. und 
3. der Kanalbau mit S 14,95 Mill. 
S 92,25 Mill. entfallen im aoH auf die Bauwirtschaft und das Baunebengewerbe und 
S 1 !1, L17 Mi II. kommen anc!erweiti gen Wirtschaftssparten zugute. Mit der Besprechung des 
außerordentlichen Haushai tes bin ich mit der Besprechung des Voranschlages 1978 am 
Ende me iner Ausführungen ange langt, ich darf nur noch auf den Dienstpostenplan für das 
Jahr 1978 hinweisen, welche r schon bei der Besprechung des Kapitels Pe,~sonal im oH 
besprochen wurde. 
Hinzufügend muß ich noch vermerken, daß sich gegenüber 1977 der Soll stand um 16, der 
lststand um 14 erhöhte. Die Er~höhung ist bedingt durch die Aufnahme von 6 Bediensteten 
für die Er·we iter·ung d e r Kr· ankenabteilung im Zentralaltersheim, von 2 Bediensteten für 
die Pr·omenadeschule (Erweite rung), 2 Bediensteten für den neuen Altenclub, 1 Bedien­
steter für die Freiwiliige Feuerwehr und 3 Bedienstete für die Stadtwer·ke. 
Das Vermögen der Dr. Wi lhc lm-Groß-St iftung in der Höhe von S 249. 000, - ergibt einen 
Zinsenertrag von S 10.000,-, welcher widmungsgemäß an Stipendiaten zur Ver~teilung 
kommt. 
Der Wirtschaftsplan der' Stadtwerke für das Jahr 1978 weist im E rfol gspl an Aufwendun­
gen in der Höhe von S 52,510.000,- aus. Die Verluste Stadtbad und Kunsteisbahn wur-
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den bereits besprochen, der Verkehrsbetrieb wird mit einem Abgang von S 1,500.000,­
ausgewiesen. 
1 m Finanzplan sind Investitionen in der Höhe von rund S 7, 8 Mi II. vorgesehen, _wovon 
S 2, 9 Mi 11. für den Ausbau des Wasserleitungs- und 2, 5 Mi 11. für den Ausbau und die 
Erneuerung des Gasrohrnetzes bestimmt sind. 
Die Finanzierung der· Investitionen ist mit Eigenleistungen und aus Abschreibungen und 
Entnahme aus Rücklagen buchmäßig ausgewiesen. 
1 m Rahmen des Reinhal tungsverbandes sind Kanalbauten in der Höhe von S 23 Mi 11. vor­
gesehen, welche von der Stadt vorschußweise übernommen werden. Der Beitrag zu die­
ser Summe beträgt, wie schon im aoH ausgeführt, S 2,3 Mill. 
Als letzter Wirtschaftsplan, der dem Voranschlag nachrichtlich ausgewiesen wird, ist 
der der GWG der Stadt Steyr und zeigt eine mit S 62,3 Mill. ausgeglichene Gebarung, 
wobei der Finanzplan dieser gemeindeeigenen Organgesellschaft Wohnungsneubauten in 
der Höhe von S 72 Mill. vorsieht. 
Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Mit dem Hinweis auf den Wirtschaftsplan der GWG der Stadt Steyr habe ich Ihnen den 
letzten Teil der finanziellen und wirtschaftlichen Planung unserer Stadt für das Jahr 
1978 vermittelt. Der Voransc..hlag und die Wirtschaftspläne zusammen ergeben aber erst 
das richtige Bild der kommunalen Aktivitäten, die Sie heute mit Ihrem Beschluß zur Re­
alisierung bestimmen. 
Der Voranschlag 1978 und die Wirtschaftspläne zusammen umfassen einen Finanzrahmen 
von S 556,253.000,-. Eine Summe von S 223 Mill. geht davon direkt in Form von Aufträ­
gen an die Wirtschaft. Diese Aufträge stellen einen wertvollen Beitrag zur Sicherung des 
Bestandes von Firmen ur:id damit von Arbeitsplätzen dar. Es bleibt nur zu hoffen, daß die 
in Steyr ansässigen Firmen auch in der Lage sind, sich durch konkurrenzfähige Ange-
bote diese Aufträge auch zu sichern. 
Der Voranschlag 1978 ist ein Werk in dem kommunales Wunschdenken und zwingende Not­
wendigkeiten mit der finanziellen Realität in ein tragbares und hoffentlich für alle ver­
tretbares Verhältnis gebracht wurde. Für die Präsentation des Ziffernwerkes in sei­
ner neuen und noch nicht geläufigen Form bitte ich, aus heute schon genannten Gründen, 
um Verständnis. 
Ich darf nun den Antrag an Sie, geschätzte Damen und Herren, zur Verlesung bringen_ 

Er lautet: 

7) Ha-3900/77 
Voranschlag 1978. (BEI LAGE A) 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Voranschlag für das Rechnungsjahr 1978 wird im ordentlichen Haushalt in den Ein-
nahmen und Ausgaben ausgeglichen mit je S 322,723.300 
der außerordentliche Haushalt bei den Ausgaben mit S 106,720.000 
und bei den Einnahmen mit S 90,308.500 

daher mit einem Abgang von S 1 6 , 4 1 1 . 500 

festgestellt, in einzelnen mit den Beträgen, die in den vorliegenden Einzelvoranschl ä­
gen ausgewiesen sind. 
Der außerordentliche Haushai t ist nur in dem Maße durchzuführen, als eine Bedeckung 
gegeben ist bzw. durch Darlehensaufnahme, Einsparungen oder Mehreinnahmen gefun­
den wird. 
Als gegenseitig deckungsfähig werden die im Sammelnachweis zu verrechnenden Ausga­
ben erklärt, ferner die Ausgaben des Städtischen Wirtschaftshofes in dessen unbe­
schränkter Anordnungsbefugnis, in gleicher Weise die AL.:sgaben des Altersheimes und 
schließlich die Ausgaben für Berufsschulen. 
Für die Ausführung des Voranschlages gelten die Bestimmungen der Dienstvorschrift 
ZI. 5209/1948 in der anliegenden Fassung. 
Weiters werden genehmigt: 
Der Wirtschaftsplan der Stadtwerke, im Erfolgsplan in den Aufwendungen mit Erträgen 
ausgeglichen mit je S 52,510.000,- und im Finanzplan in den Erfordernissen und der 
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Bedeckung ausgeglichen mit je S 7, 770.000,- sowie der Voranschlag der Stiftung und der 
Di enstpostenpl an. 
Die ausschließlichen Gemeindeabgaben werden wie folgt erhoben. Die Hebesätze betra­
gen: 
Grundsteuer A für land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe 
Grundsteuer B für andere Grundstücke 
Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag und 
Gewerbekapital 
Lohnsummensteuer 

500 v. H. 
420 v. H. 

150 v. H. 
1000 v. H. 

Herrn Bürgermeister Wciss bitte ich, die Debatte über den Voranschlag 1978 einzuleiten 
und die Abstimmung darüber durchzuführen. 1 eh danke Ihnen für die meinen Ausführungen 
erwiesene Aufmerksamkeit. 

Applaus 

BÜRGERMEISTER FRANZ 1/\E ISS: 
1 eh danke Stadtrat Fürst in seiner Funktion als Finanzreferent, daß er uns sehr aus­
führ! ich den Voranschlag in seiner Gesamtwirkung, in vielen Teilen auch detai 11 iert, 
dargelegt hat und wir kommen nunmehr zur Diskussion darüber. Ich habe bereits einige 
Wortmeldungen hier liegen. Ich darf der Üblichkeit entsprechend die Fraktionssprecher 
dt=:r Reihe nach aufrufen. Es sind dies als erster Debattenredner Stadtrat Kinzelhofer, 
als 2. Vizebürgermeister Fritsch, ihm schließt sich an Gemeinderat Fuchs und dann 
Gemeinderat Treml. Die weitere Reihenfolge werde ich dann auf Grund der Vormerkungen 
bekanntgeben. 
1 eh bitte um das Wort. 

STAD1RAT KONRAD l<INZELHOFER: 
Sehr geehrte Damen und Her-ren des Gemeinderates! 
l<ol lege Fürst hat uns das Budget 1978 vorgetragen in al I en Punkten. Aus den Erklärungen 
im Finanz- und Rechtsausschuß ist bekannt, daß sich trotz größter Auffassungsunter­
schiede in einzelnen Budge tfragen, im Interesse derGesamtentwicklungder Stadt Steyr, 
die FPÖ- und KPÖ-Fraktion bereiterklärt haben, dem Budgetentwurf 1978 als Leitlinie 
fUr die Arbeit des Gemeinderates im kommenden Jahr zuzustimmen. 
Die Entscheidung der Freiheitlichen und Kommunistischen Fraktionen stellt diesen ein 
Zeugnis hohe n Verantwortungsbewußtseins gegenüber unserer Stadt und unseren Mitbür­
gern aus, 
Sie haben damit das Gesamtwohl vor parteipolitische Taktiken gestellt. Das will ich als 
Fraktionsvorsitzender der sozialistischen Gemeinderäte hier ganz öffentlich anerkennen. 
Letztlich bilden wir doch eine Schicksalsgemeinschaft , die sich noch immer autonom die 
Richtlinien für ihr kommunal es Zusammen! eben bestimmen kann. Für 1978 haben wir die­
se gemeinsam erarbeitet und sie liegen zur Beschlußfassung vor. Es ist ein Rekordbud­
g<"t, aber doch auf reeller Basis erstellt. Ausgeglichen im ordentlichen Haushalt, bei 
den Einnahmen und Ausgaben, mit einem Überschuß von S 37 Mi 11. für außerordentliche 
Budgetansätze. 
Der Steyrer· Gemeinderat kann mit Stolz auf seine geordneten finanziellen Verhältnisse 
hinweisen. Wir müssen aber auch alles dar-ansetzen, sie für die Zukunft zu erhalten. Dies 
dar-f nicht allein eine Forderung der sozialistischen Mehrheit sein. Das soll den gesamten 
Gemeinderat verpflichten. Dieses Verantwortungsbewußtsein muß getragen sein von al­
ler. verantwortlich hier läligenGemeinderäten. Nur so sind wir in der Lage, der heimi­
schen Wirtschaft die entsprechenden Impulse durch Investitionen im außerordentlichen 
Haushalt zu geben, wie wir durch die Ausführungen gehört haben. Um dies aber auch in 
Zukunft unscr-en Mitbürgern garantieren zu können, ist es notwendig: Beibehaltung der 
großen Spar·samkeil in der Verwaltung, eine wohl[.iberlegte Tarifpolitik (Defizite haben 
leider die Eigenschaft, sich zu addieren und ergeben in ihrer Gesamtheit meist Abgänge, 
die dann nicht mehr im ordentl ichcn Haushai t gedeckt werden können), 1 nanspr-uchnahme 
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aller möglichen Bundes- und Landesmittel, entweder im Subventionsweg oder durch Annui­

tätenzuschüsse, Verbesserung und Stärkung der heimischen Wirtschaftsstruktur. Der Flä­

chenwidmungsplan ist ein echtes Instrument dafür und wird Arbeitsplätze sichern. Der 

Beschluß darüber ist zukunftsweisend und kann uns als Leitlinie für die nächsten Jahre 

dienen. Es ist schade, daß er nicht einstimmig erfolgte. Diese Überlegungen, die ich nur 

schlagwortartig angeführt habe, finden ihren Niederschi ag in dem Budgetentwurf 1978, 

den uns Kollege Fürst eben vorgetragen hat. Aber auch die weiteren Beschlüsse, die die­

ser Gemeinderat zu fassen hat, sollten sich diesem Gedankengang einfügen. Die vor al lern 

im außerordentlichen Budget enthaltenenAnsätze bilden eine sehr wertvolle Orientierung 

für die Wirtschaft und die Gewerbetreibenden. Sie können im nächsten Jahr mit einer Re­

kordhöhe von Aufträgen der öffentlichen Gemeindehand rechnen. Die Stadtgemeinde leistet 

damit für die Vollbeschäftigung und die Sicherung der Arbeitsplätze in Steyr einen überaus 

wichtigen Beitrag, der uns allen mitsammen am Herzen liegt. Es ist mir daher als langjäh­

rigem Mitglied des Gemeinderates unerklärlich, daß die ÖVP- Fraktion ihre Zustimmung 

,verweigert. Ein Großtei I ihrer Wünsche wurde im Entwurf des Voranschlages 1978 be­

rücksichtigt. Über das, was von ihren Forderungen noch übrig geblieben ist - sie sind 

gar nicht so groß, wie mancher annehmen wird - wurden aber auch keine energischen Ver­

handlungen begonne·n, um die offenen Punkte zu erreichen. Man hat einfach resigniert. 

Jedenfalls, das möchte ich festhalten, hat sich der Fraktionsobmann der ÖVP, Kollege 

. Fritsch, niemals zu diesem Zwecke mit mir als Fraktionsobmann der SPÖ in Verbindung 

gesetzt, Ich bin aber schon der Meinung, daß derjenige, der bestimmte Budgetansätze 

verlangt, sich ein wenig bemühen muß, diese zu verwirklichen. Ein Brief rr:it ein paar 

Ansätzen, ohne diese auch weiterhin über die Notwendigkeit zu erklären, genügt hier, 

glaube ich, nicht. Ich möchte daher eindeutig feststellen, daß es in der Demokratie zu 

wenig ist, den Beleidigten zu spielen und einfach in Opposition zu gehen, wenn die übrigen 

Fraktionen diese·s Hauses nicht sofort alle Wünsche der ÖVP unterstützen und bereit sind, 

sie ins Budget aufzunehmen. Auch der Freiheitlichen Fraktion - nur beispielsweise ange­

führt, war es nicht möglich, alle ihre Forderungen unterzubringen, ebenso wie dem kom-· 

munistischen Vertreter, Kollegen Treml. Auch wir konnten nicht alle Wünsche erfüllen, 

denn der Rahmen wurde gestellt. Wir haben aber das Verbindende vor das Trennende, das 

Positive vor den sturen Satz "alles oder nichts" gesetzt. So aber muß man Gemeindear­

beit in einem demokratischen Staat betreiben. Es ist aber auch sehr gefährlich, zu einem 

Beschluß, der S 430 Mill. Jahresumsatz zum Inhalt hat, einfach Nein zu sagen. Aber das 

ist ja der ÖVP angeeignet und die ÖVP muß sich gewärtig sein, daß wir das kommende 

Jahr sie an dieses Nein erinnern werden. Denn· wenn sie schon die Verantwortung ab­

lehnt, kann sie nicht einfach die Früchte in Anspruch nehmen. Die Steyrer sollen dies in 

allen entscheidenden Fällen im kommenden Jahr wissen. Ich bin daher sehr froh, daß drei 

Fraktionen dieses Gemeinderates einen positiven Beschluß fassen werden. Ich nehme nicht 

an, daß die ÖVP ihren Beschluß noch ändert, obwohl es wünschenswert wäre. Neinsager 

haben nie Erfolg in der Politik gehabt, vor allem nicht auf Gemeindeebene. Und wenn auch 

die ÖVP ihre Zustimmung verweigert, es wird trotzdem ein gutes Budget werden und daher 

stimme ich im Namen der Sozialistischen Gemeinderatsfraktion zu. Es ist üblich, bei die­

ser Gelegenheit auch Dank auszusprechen. 
Und dieser Dank gebührt in erster Linie unseren Steyrer Mitbürgern, gleichgültig ob An­

gestellte oder Arbeiter, ob selbständig Erwerbstätige und Betriebsinhaber. Alle tragen 

sie durch ihre Arbeit und durch ihre Steuerleistungen dazu bei, uns in die Lage zu ver­

setzen, über diese Einnahmen zu verfügen und damit diese Ausgaben im kommenden Jahr 

zu tätigen. Es ist falsch, wenn man die Steuerleistungen nach Zahlen beurteilt. Jeder 

Staatsbürger, gleichgültig ob selbständig oder unselbständig, muß den ihm vom Gesetz­

geber vorgeschriebenen Beitrag leisten. Es gebührt daher auch jedem der gleiche Dank . 

Würden wir unsere Bürger nach den Ziffern bewerten, die sie bei ihren Steuerbekennt­

nissen einsetzen, dann würde dies einen Rückschritt beudeten in die Zeit der Jahrhun­

dertwende, wo das Wahlrecht abhängig war von der Steuerklasse, der Zugehörigkeit zu 

einer Steuerklasse. Es darf auch vermerkt werden, daß in jenem Bere ich der Steuern, 

die von der Stadtgemeinde selbst eingehoben werden bzw. kontrol I iert werden, eine über­

aus hohe Steuermor·al festzustellen ist. Die Rückstände sind äußerst bescheiden und ent­

sprechen durchaus den normalen Verhältnissen. Es sei hier der Dank ausgesprochen, hier 
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herrscht im al I gemeinen, das kann man feststellen, doch das Gefühl, daß jeder seine Ver­
pflichtung gegenüber der Allgemeinheit zu erfüllen hat. 
Ich möchte aber auch im Namen der Sozialistischen Fraktion dem städtischen Finanzre­
ferenten, Stadtrat Fürst, dem Finanzdirektor OAR Stary und seinen Mitarbeitern herzlich 
danken für die Ausarbeitung des Budgets, welches dieses Mal zum ersten Mal nach den 
neuesten bundeseinheitlichen Richtlinien erstellt wurde. Es war damit sehr viel Verwal­
tungsarbeit verbunden. Daß aber der eigentliche l<ern, nämlich finanzielle Leitlinie für 
1978 dabei nicht vernachlässigt wurde, muß besonders hervorgehoben werden. 
Ich danke auch den übrigen Fraktionen des Gemeinderates, die durch Beiträge und Anre­
gungen zur endgültigen Fassung des Budgetentwurfes ihren Anteil geleistet haben. Schließ­
! ich möchte ich noch am Schluß meiner Ausführungen - es ist zwar noch nicht das Ende der 
Sitzung - offiziell allen Mitgliedern des Gemeinderates die herzlichsten Festtagswünsche 
der Sozialistischen Fraktion, viel Erfolg und Gesundheit im neuen Jahr übermitteln. 
Gleichzeitig ersuche ich den Herrn Bürgermeister, auch den bediensteten Mitarbeitern des 
Magistrates diese Wünsche weiterzugeben. 

Applaus 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke Stadtrat I< inzelhofer. 
Nächster Sprecher ist Kollege Fritsch für die ÖVP. 

BURGERME I STER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich möchte meinen Ausführ-ungen voranschicken, das ist kein Geheimnis mehr, daß meine 
Fraktion nach langer, reiflicher und gründlicher Überlegung und Beratung zum Entschluß 
und auch zum Beschluß gekommen isl, dem Voranschlag 1978 nicht die Zustimmung geben 
zu können. Obwohl der vorliegende Antrag auch viele Ansatzposten enthält, die wir gut­
heißen und begrüßen und auch bei entsprechender Antragstellung bejahen werden, sind 
doch verschiedene gravierende Probleme gegeben, die uns zu unserer negativen Haltung 
zwingen. Da jedoch die Situation vereinfachend getrennte Abstimmung zwischen ordentli­
chem Haushalt und außer-ordentlichen Haushalt nach den derzeitig geltenden Bestimmungen 
nicht möglich ist, muß von uns in logischer Folge der gesamte Voranschlag, der - das be­
tone ich noch einmal ausdrück! ich - viele von uns selbstverständlich zu bi II i gende Maßnahmen 
beinhaltet, wegen einzelner aber gravierender Auffassungsunterschiede abgelehnt werden. 
Dazu werden in weiterer Folge Sprecher meiner Fraktion Stellung beziehen. Meinen Aus­
führungen seien aber einige grundsätzliche Bemerkungen - Sie gestatten es mir - voraus­
geschickt. 
Das Wort Zusammenarbeit, zu der sich angeblich immer alle bekennen, ist hier in diesem 
Raum schon vielfach strapaziert worden. Auch ich und meine Fraktion sind, das wurde 
schon oftmals ausdrücklich erklär't und bewiesen, grundsätzlich dazu bereit. Ich verweise 
in diesem Zusammenhang auf meine diesbezüglichen Ausführungen in der Budgetdebatte am 
16. 12. des vergangenen Jahres, die ich, da sie hoffentlich noch in Erinnerung sind, zu­
mindest im Sitzungsprotokoll nachzulesen sind, nicht wiederhole. Auch von Seiten der 
Mehrheitspar'tei wurde des öfteren der Wille zur Zusammenarbeit bekundet. 1 eh kann aber 
auf Grund der' Realitäten nicht umhin, mit Bedauern festzustellen, daß dies nur Lippen­
bekenntnisse sind. So werden wir immer wieder mit fix und fertigen, in Ihrer Fraktion 
beschlossenen Anträgen, gravierenden Inhaltes, überrascht. Es erfo I gt keine Vorausin-
f ormation dazu. Es besteht keine Möglichkeit mehr, Abänderungen durchzuführen. Es gibt 
kaum mehr Präsidialbesprechungen. Die stadtrtitlichen Referenten meiner Fraktion wer-den 
des öfteren übergangen. i\nr·egungen und Wünsche meiner Fraktion finden kaum Gehör, ge­
schweige denn Erfüllung oder sie werden, so wie heute, am Ein gang der Debatte beurkun­
det, umfunktioniert in parteipolitisches Taktieren . Es ergibt sich der Anschein, als ob 
man meine Fraktion nur rnehr zum Mitbeschl ießendürfen auffordert, man aber an einer ech­
ten Zusammenarbeit von Seiten der Me hr-heitsfraktion kaum interessiert ist. 
Als Beweis dafür sei erbracht die Vorgangsweise heute eingangs unserer Tagesordnung. 
Als Beweis dafür sei aber auch erbracht und das möchte ich voranstellen und gleichzeitig 
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den Fraktionsführer Stadtrat Kinzelhofer diesbezüglich korrigieren, die Vorgangsweise 
zur Erstellung des Budgets. Er sagte, wir haben dieses Budget gemeinsam erarbeitet. 
Lieber Kollege Stadtrat Kinzelhofer, diese Gemeinsamkeit spreche ich an, diese gemein­
same Erarbeitung des Budgets hat nicht stattgefunden. Ich werde im Zuge meiner Aus­
führungen darauf zurückkommen. Aber ein Ruf nach Zusammenarbeit setzt den ehr! ichen 
Willen zweier oder mehrerer Partner voraus. Wollen Sie, meine sehr geehrten Damen 
und Herren der Mehrheitsfraktion, also in sich gehen und durch Ihr Verhalten auch jene 
Gegebenheiten wieder herstellen, die Ihnen in der Theorie diesbezüglich vorschweben. 
Nun zum Budget selber und wiederum zu diesem sogenannten gemeinsamen Erarbeiten. Es 
ist richtig, daß wir kurzfristig eingeladen wurden, unsere Vorstellungen dazu darzule­
gen. Wir sind dieser Aufforderung gerne nachgekommen und haben eine Fülle von Vor­
schlägen dazu unterbre itet. Ich muß allerdings mit Bedauern feststellen, daß viele un­
serer Vorschläge keinen Niederschlag gefunden haben, was mithin aber auch einen Grund 
darstellt, dem Budget unsere Zustimmung zu verweigern. Noch etwas, Kollege Stadtrat 
Kinzelhofer. 
Als nach Erstei lung des Budgetentwurfes eine Fraktionsobmännerbesprechung stattfand und 
ich betone ausdrück! ich Erstei lung des Budgetentwurfes 1,md bei der Besprechung inner­
halb der Fraktionsobmänner, im Beisein des Herrn Bürgermeisters und seines Kollegen 
Schwarz ich fragte, nachdem es sich ja nur um einen Entwurf handelte, ob es möglich ist, 
dort oder da noch Änderungen, Umwidmungen, vorzunehmen, ist von Dir als Fraktionsfüh­
rer der Sozialistischen Fraktion erklärt worden, nein, das kann man nicht mehr, nein, 
das geht nicht mehr. So schaut, Herr Kollege Kinzelhofer, Ihr Ruf nach Zusammenarbeit 
aus und so gleichzeitig schaut es aus, _wie ein Budget gemeinsam erarbeitet wurde. Es 
ist gemeinsam erarbeitet worden sicherlich von der Mehrheitsfraktion durch den Herrn 
Finanzreferenten in Verbindung mit seinen Beamten, denen man auch logischerweise von 
unserer Fraktion, die das Budget allerdings gezwungen ist abzulehnen, den Dank für ihre 
Arbeit zum Ausdruck bringt.Sie leisten nicht die Arbeit für eine politische Partei, sie 
leisten die Arbeit für die Bevölkerung unserer Stadt. Aber einem Budgetentwurf, der nur 
in unwesentlichen Punkten die Vorstellungen meiner Fraktion beinhaltet, kann man aus 
diesen, aber auch aus anderen Gründen nicht die Zustimmung geben. 
Noch etwas sei dazu zum Ausdruck gebracht. Wenn man schon von einem gemeinsamen 
Erarbeiten spricht, dann wäre es unabdingbar notwendig, - da wiederhole ich mich be­
wußt zu meinen Ausführungen im Vorjahr - rechtzeitig mit den einzelnen Fraktionen Kon­
takt aufzunehmen, dann wäre es aber auch bewußt. notwendig, mit den einzelnen stadträt-
1 ichen Referenten zu kontaktieren, um in langer zur Verfügung stehender Zeit der Bera­
tungen und Behandlungen ein gemeinsames Budget, das von allen, wenn auch Kompromisse 
darstellend, anders geht es heutzutage nirgendwo, wo mehrere Menschen beisammen sind, 
trotzdem aus diesen Gründen beschlossen wird. Es ist nicht richtig, daß unsere Vorschlä­
ge überdacht, daß unsere Vorschläge zum Großtei I eingearbeitet wurden. fch komme 
darauf zurück. 1 eh gehe aber von einer weiteren Grundvoraussetzung aus, die uns zwingt, 
diesem Vor-anschlag nicht die Zustimmung geben zu können. 
Der Voranschlag des Jahres 1978 beinhaltet unrichtige Zahlen, unrichtige Zahlen deswe­
gen, weil Sie und das weiß ich auch schon, nur mit Ihren Stimmen aus der Sozialistischen 
Fraktion, Tariferhöhungen beschließen werden, die im Jahre 1978 gestaffelt, der erste 
bereits mit 1. Jänner, an Erhöhungen i.n Wirksamkeit treten werder:i .Daß man aber auch 
gleichzeitig, Sie werden vielleicht sagen, das hat man dazumals noch nicht gewußt,daß 
man aber gleichzeitig dieser Argumentation nicht wird folgen können, denn den Referen­
ten, den stadträtl ichen Referenten, den dazu mit der Arbeit vertrauten leitenden Beamten 
ist es sicherlich nicht erst innerhalb weniger Tage eingefallen, Tarife zu regulieren, wie 
Sie die Vornehmheit haben auszudrücken, sondern schon seit längerer Sicht her. Das 
heißt aber auch zum Zeitpunkt der Erstellung des Budgets wären sicherlich bereits die 
Tarifregulierungsansätze und die Gesamtsumme, die die Erhöhungen betreffen, erkennbar 
gewesen. Ob das nun bewußt geschehen ist, daß man sie nicht in den Voranschlag 1978 
eingebaut hat oder ob das übersehen wurde, mag und will ich nicht beurteilen. Die Tat­
sache steht auf jeden Fall fest, daß der Voranschlag auf der Einnahmenseite diesbezüg­
lich mit nicht realen Zahlen aufwarten wird. Genauso möchte ich eines anführen. Es ist 
heute des öfteren bereits angeklungen, das Land hätte dies zu tun, das Land hätte jenes zu 

- 415 -



geben. Wir bekommen vom Land nur unterdotierte Mittel auch auf dem l(indergartensektor. 
Alles recht und schön. Von Ihrer Warte aus gesehen mögen Sie es richtig betrachten, es 
dürfte unter Umständen in andere BI ickpunkte gerichtet werden. Aber eines steht fest, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. Auf einen Beitrag des Landes, der Ihnen ange­
boten wurde, verzichten Sie freiwi 11 ig, aus Gründen, die ich nicht mehr näher anführen 
will. Sie verzichten auf Beiträge des Landes in der Größenordnung von rund S 850.000,­
auf dem Sektor der Musikschullehrer. Warum? Weil Sie aus Ihren parteitaktischen Über­
legungen heraus - ich gebrauche in diesem Zusammenhang das Wort bewußt, es vorgezo­
gen haben, das Land nur 55 % der Personalkosten auf dem Musikschulsektor .tragen zu 
lassen. Sie geben gleichzeitig, meine sehr geehrten Damen und Herren, Geld aus für die 
Befolgung eines Beschlusses, dem wir nicht Rechnung tragen konnten, und zwar die Re­
fundierung der Bezüge eines geschäftsführenden Bürgermeister-Stellvertreters im Bezug 
auf seine Freistellung. Wir haben dazumals dagegen schon unsere Stimme erhoben. Es 
ist gleichzeitig natürlich auf Grund Ihres Beschlusses der Betrag wiederum im Budget 
vorgesehen. Ich darf aber vielleicht auf eines hinweisen. Wenn wir schon bei dem Sektor 
Zuschüsse vom Land gewesen sind, daß sicherlich heute auf Grund der Anfragebeantwor­
tung des Herrn Bürgermeisters Zahlen genannt wurden und das muß ich auch begreif! i­
cherweise sagen, die nicht s0, wLe er es unterstellte, von unserer Seite parteipolitisch 
gefärbte Überlegungen zugrunde hatte, sondern in der Antwort waren einige parteipoli­
tisch gefä,~btc Überlegungen. Und zwar warum? Wenn man Landeszuschüsse in irgend ei­
ner Farm in Anspruch nimmt, dann möchte ich bitte doch zu definieren versuchen, was 
man darunter versteht. Unter Subvention und das ist nicht als solches ausgewiesen, ver­
stehe ich von einer rechtlich öffentlichen Körperschaft gewährte Geldbeträge, die eine 
freiwillige Zuwendung darstellen, auf die der Empfänger keinerlei Anspruch hat und be­
züglich der auch keine gesetzliche Regelung existiert. Förderungsbeiträge, wie Wohn­
bauför·denmgsdarlehen oder Beiträge nach dem Wasserbaulenförderungsgesetz werden 
auf gesetzlicher Grundlage gewährt und es besteht seitens des Bewerbers bei Erfüllung 
der gesetzlichen Voraussetzungen nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Mittel ein 
Anspruch auf Gewährung. Wohnbauförderungsmittel werden nicht der Stadt, die Sie in 
diese Aufstellung mit hineinbezogen haben, sondern der GWG sicherlich auf einen Beschluß 
der Landesregierung hin gegeben. Dasselbe ist, wenn Sie schon Ihren Wohnbaureferenten 
Landesrat Neuhauser so herausstreichen, keinesfal I s ein Entgegenkommen von ihm, son­
dern das ist sicherlich auf Grund der vorhandenen Bautätigkeit bedingt eine Verteilung 
seiner in seinem Referat auf Grund gesetz I icher Maßnahmen zur Verfügung stehender 
Mittel. Dieselbe Ausführung wü,~de auch für ~ie Abgabe 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Aber auch er schenkt nichts her! 

BÜRGERME I STER-STELLVERT~ETER KARL FR I TSCH: 
... de r Er·tragsanteile gelten. Ich möchte Sie aber mit der Definition diesbezüglich nicht 
länger VP.r·tr·aut mache n. Es möge nur zur Erhärtung dessen dienen,daß die Zahlen si­
cherlich auch parteipolitisch gefärbt im Bezug auf die Anfragebeantwortung gegeben wur­
den. 
1 e h komme nun wieder, meine selw geehrten Damen und Herren, darauf zurück, warum 
wir uns nicht in die Lage versetzt fühlen, dem Budget die Zustimmung zu geben. 
Der Voranschlag 1978 be inhaltet sicherlich auch Zahlen, die auf Grund der Einnahmen­
seite durc h die Beschl ießung jener Tarife erfolgte, denen wir nicht die Zustimmung ge­
ben konnt e n. Ich verweise aber auch noch darauf, daß dies noch immerhin für unsere 
Fraktion ke in Letztgrund ge wesen sein würde, unsere Zustimmung zum Budget zu ver·wei­
gern, sondern und hier darf ich im Einzelnen und nicht speziell darauf eingehen, das 
w0rclen Sprecher meiner Fraktion zu den einzelnen Kapiteln tun, doch hinweisen, daß 
wesentliche Forderungen nicht realisiert wurd0.n. Ich komme wiederum und Sie werden 
sagen, der ist berufsblind, auf die Forderung nach Lehr- und Lernmittelerhöhungsansatz 
für die Pflichtschulen zurück. Es ist dies nicht der Fall gewesen. Es hat zwar großzü­
gigerweise schon vor- ca. einem Jahr l<ollege Schwarz als städtischer Schulreferent, 
nie,ht l<ul turreferenl, wie er im Amtsblatt bezeichnet und das dann widerrufen wurde, 
verlautbart, daß er in seinem Referat allen Schulen wird Overhead-Projektoren zur 
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Verfügung stellen. Wieviele das sind, das wissen Sie selbst genau, die Sie die entspre­
chenden Akten in einem Stadtsenatsbeschluß gehört haben. Von diesem Realisieren des 
Versprechens ist man sicher noch weit entfernt. 1 eh möchte auch keine Fachdiskussion 
über den Einsatz jener modernen Lehrmittel hier herbeifüren, aber wenn Herr Bezirks­
schulinspektor als Schulaufsichtsorgan und von seiner Warte als Pädagoge dazu Stellung 
nehmen würde, dann würde er meinen Ausführungen beipflichten. Aber wahrscheinlich ist 
er heute aber als sozialistischer Gemeinderat einer gegenteiligen Auffassung. 
Genauso im Zusammenhang mit der Schule haben wir und seit Jahren ist das früher ge­
wesen, die Forderung erhoben nach der Planungspost und Realisierung des Schulbauvor­
habens Gleink oder Resthof. Heuer ist es gestrichen worden. Bedenken Sie, meine Da­
men und Herren, daß gerade in jenem Gebiet, das man heute als unsere größte Wohn­
bauhoffnung hinstellt, eine Viel zahl von F ami I ien einzieht, eine Vielzahl von F ami I ien 
mit schulpflichtigen oder ins schulpflichtige Alter kommenden Kindern. Daß die Tabor­
schulen, ich betone das ausdrücklich für alle, entsprechend überquellen, ist auch eine 
Tatsache. Daß es sicherlich richtig ist, daß durch eine entsprechende Stagnation der 
Bevölkerungsentwicklung man dort oder da Schulen nicht mehr voll besetzen kann, das 
ist eine unbestreitbare Tatsache. Aber das enthebt uns normal gesehen nicht der Ver­
pflichtung, in jenen Gebieten, die infrastrukturell die Notwendigkeit dafür ausweisen, 
rechtzeitig Vorsorge zu treffen für einen Schulbau. Die Planungspost wurde gestrichen. 
Herr Bürgermeister Weiss hat bei der Eröffnung der Promenadeschule offiziel I erklärt, 
daß in Steyr ein Schulbaustop auf Grund verschiedener Fakten u.nd Tatsachen eintritt. 
1 eh muß festhalten und ist darüber kein Beschluß gefaßt worden, muß aber auch gleich­
zeitig festhalten, daß die Möglichkeit, Schüler in andere Schulen zu transportieren, wie 
es dort angeklungen ist, auf große Schwierigkeiten stoßen wird. Nicht nur auf Schwierig­
keiten transportmäß i ger Art, sondern auch auf Schwierigkeiten im Bezug auf die Einwi 1-
1 i gung und das Verständnis der Eltern. Wenn Sie beginnen, so wie es angeklungen ist, 
vom Tabor z. B. Kinder nach Münichholz zu transferieren, dann kommen wir wieder in 
jene Zeiten zurück, wo man sagte, wären wir nur froh, wenn man die Fahrklassen weg 
hätte. Daher auch aus dieser Sicht, meine sehr geehrten Damen und Herren, die F orde­
rung meiner Fraktion nach einer zumindestens Planungspost - und nicht einmal der sind 
Sie nachgekommen - für den Schulbau Resthof. Ich darf nur ein paar wesentliche Fakten 
noch herausstreichen. 
Zur Errichtung von Fußgängerunter- oder -Überführungen in verschiedenen Bereichen, 
das ist heute bereits mehrmals zum Ausdruck gebracht worden, waren wir der Auffas­
sung, wei I es dem Schutz der Fußgänger dient, wei I es unabdingbar notwendig ist, den 
Fußgänger vom Moloch Verkehr soweit wie möglich freizuhalten, eine entsprechende Do-

. tierung vorzusehen. Wir waren der Meinung, daß dafür 5 - 6 Millionen geplant werden. Heu­
te ist die Anfrage spontan von Frau Stadtrat Kaltenbrunner erfolgt, genauso spontan wurde 
die Beantwortung erteilt über die Situation oben amTabor. Ja, meine Damen und Herren, 
wir wünschen, wir fordern seit Jahren in diesem Bereich die Errichtung einer Fußgänger­
unter- oder -überführung. 

GEMEINDERAT ALFRED BAUMANN: 
Da warst Du nicht einmal noch im Gemeinderat, da hast Du Pech gehabt, daß Du die Steyr­
Zeitung nicht I iest und auch Dein Freund nicht! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Da wir auch nachhinken, Kollege Baumann, es freut mich insofern, daß Sie sich zu uns be­
kannt haben. Lies bitte in den Sitzungsprotokollen seit dem Jahre 1968 nach. Du bist sonst 
ein sehr eifriger Leser, 1 ies ausnahmsweise einmal in einem Protokoll und nicht in der 
Zeitung. Dort ist es nicht dr i nnen gestanden, sondern in den Sitzungsprotokollen. Ich 
weiß nicht, ob Du jetzt Muße, Mühe oder Gelegenheit findest, auch diese zu studieren. 
Wir tun es jedenfalls. Aber ich darf vielleicht wieder von dieser Privatfehde abgehen,sol­
che Dinge können unter Umständen auch dazu beitragen, hier etwas aufzulockern. Ich bin 
niemandem böse. Aber es ist im Budget vorhanden, das ist richtig. Aber es hätte seit Jah­
ren vorhanden sein müssen und es hätte gleichzeitig auch, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, wesentlich höher aus unserer Sicht dotiert werden sollen. 1 eh komme aber noch 
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auf etwas Besonderes zurück. 
Mit der Sicherheit der Wege über die Straßen für unsere Fußgänger erhebt sich aber im-
mer wieder, weil es ja im ursächlichen Zusammenhang steht, die Frage, wie schaut es 
überhaupt mit dem Generalverkehrskonzept für unsere Stadt aus? Auch seit Jahren eine 
bestehende und sogar von der Sache her anerkannte Forderung. Wir haben immer wieder 
versucht, dafür zumindestens eine entsprechende Ansatzpost im Budget zu finden und un- , 
terzubringen. Es ist uns wieder nicht gelungen. Wir haben dafür vorgeschlagen, S 500. 000,­
einzusetzcn. Bedenken Sie doch, meine sehr geehrten Damen und Herren, daß der Bürger 
auch imBczug auf die Information, die man ihm geben müßte, nach den Beschlüssen des 
Entwicklungskonzeptes ein Recht hat, vorher informiert zu werden, bevor Maßnahmen ge­
setzt werden. Ein Recht hat darauf, auch zu wissen, wie nach dem erfolgten Neubau bei-
der Brücken nun das Verkehrskonzept ausschaut. Ein Recht hat darauf informiert zu wer­
den, wie diese Brücken der Brückenklasse 1 in den Verkehrsstrom eingebunden wer'den. 
Dazu ist die Erstellung eines Verkehrskonzeptes, das nicht von heute auf morgen, sondern 
auf lange Sicht erledigt vverden kann, unabdingbar notwendig. Wenn :ich schon sage, wie 
man heute erfahren hat aus dem Bericht des Herrn Bürgermeisters zum Entwicklungskon­
zept, werden Sie alle miteinander sicherlich, er ist ja zur Kenntnis zu nehmen gewesen 
dieser Bericht, davon das er:...te Mal informierl worden sein. Wenn man aber und es sei 
mir gestaltet in diesem Zusammenhang, darauf hinweist, was in der Sitzung am 22. 2. 
diesbezüglich einstimmig beschlossen wurde, welche Realisierungsmöglichkeiten zum Ak­
tionsprogramm sich anbieten, nachzulesen auf Seite 10, wo es unter anderem steht, Bil-
dung eines Komitees für Entwicklungsprobleme der Stadt Steyr. Dazu soll das Magistrats­
präsidium um die Fraktionsvorsitzenden als beratende Mitglieder erweitert werden, wenn 
solche Probleme zur Behandlung kommen. Je nach Zweckmäßigkeit der Sitzungen, referats­
zuständi ge Stadträte, Fachleute, Beamte beizuziehen, auch bei Bedarf die Abgeor'dneten 
dieser Stadt und die aus der Stadt Steyr stammenden Regierungsmitglieder einzuladen usw. 
und so fort. Auf Grund dieses einstimmigen Beschlusses ist, wie in der Position b) zu ver­
zeichnen ist, ein jährlicher Bericht an den Gemeinderat über die getroffenen Maßnahmen 
heute erfolgt. Aber ich kann nicht umhin festzustellen, daß man diesem gemeinsamen Be­
schluß in Position a), die ich mir gerade erlaubt habe zu zitieren, nicht stattgegeben hat. 
Es ist keine Sitzung dieses Komitees für Entwicklungsprobleme abgehalten worden. Es 
wurde in der Sitzung, in der' Fraktionsobmännerbesprechung - entschuldigen Sie bitte, 
daß ich mich versprochen habe - am 2. 12. erklärt, wir müssen einen Bericht machen an 
den Gemeinderat. Der Herr Magistratsdirektor hatte ihn, sagte allerdings, er sei noch 
zu lange, er müßte unter UmsU:inden gekürzt werden. Das \var alles über diesen Bericht, 
über ein Komitee, das beschlossen wurde, aber nie getagt hat, was an uns an Mitteilung 
ergangen war. Auch ein Beispiel, meine sehr geehrten .Damen und Herren, für die Zusam­
menarbeit, die sie immer wieder beschworen haben. 
Ich darf aber nach dicsemAusflug auf etwas noch zurückgreifen. Daß sicherlich heute im 
Entwicklungsprogr'ammbericht auch aus anderen Stellungnahmen vorhin und in weiterer 
Folge wahrscheinlich im nachhinein noch anklingen wird. Der Bereich der Denkmalpflege 
der Altstadterhaltung, inkludierend die Maßnahmen für die Tausendjahrfeier, inkludierend 
die Revitalisier'ung des Wehrgrabens. Meine Fraktion hat sich vorgestellt - das Jahr 1980 
nähert sich mit Riesenschritten - daß dafür von Seilen der Stadt zumindestens bis zu 
S 10 Mi 11. aufgewendet werden müssen. Meine Fraktion hat sich vorgestel I t, daß jene 
Stadtteilbereiche St e yrdorf und zum T ei I auch Ennsdorf durch ein noch ausständiges Ver­
kehrskonzept, gleichzeitig sicherlich bedingt durch die Brückenbaumaßnahmen, in Mit­
leidenschaft gezogen wurden und abgeschnitten sind. Auch durch entsprechende Mittelvor­
sehung flir eine Revitalisierung dieses Gebietes zu dotieren wäre. Sie haben es unver­
sländl ichcr·weise abgelehnt und es ist kein Gespräch darüber mit uns geführt worden, das 
muß ich auch feststellen. Sie haben es abgelehnt, zumindestens als Planungspost für• die 
Schaffung der Gewerbehöfe, Kollege Mayrhofer war so I icb, es vorher zu zitieren und 
gleichzeitig zu fragen, er kann sich nichts Genaueres darunter vorstellen. Es wird ihm 
dann vom weiteren Spr'echer meiner Fraktion 

GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
1 eh kann mir schon etwas vorstcl lcn, aber Sie wahrscheinlich nicht! 
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BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
•.. Aufklärung gegeben werden, wie das ganze eigentlich vor sich gehen könnte. Es ist 
dafür kein Schilling dortiert worden. Wir haben auch gleichze_itig gewünscht und gefordert 
für die Errichtung einer Ausstellungshalle, für den Steyrer Ausstellungsverein, den wir 
immer wiederum und seine Aktivitäten in allen Bereichen hervorheben, entsprechende Mit-
tel bereitzustellen. Wir haben gefordert, für die Errichtung einer Müllrotteanlage Mittel . 
bereitzustellen. Wir haben gefordert, für die Erschließung einer 2. Trinkwasserversor­
gungsanlage entsprechende Mittel ber.eitzustellen. Sie wissen alle um die Problematik. Es 
ist zwar die Menge des Trinkwassers ausreichend derzeit, noch ausreichend in unserem 
Brunnenschutzgebiet, aber bei einer einzigen gefährdeten Situation kann es eintreten und 
es war vor längerer Zeit schon beinahe so weit, daß wir kein Trinkwasser m_ehr haben. 
Wenn vor kurzem, ich erinnere mich nur ungenau, ich bitte mich in diesem F al I zu korri­
gieren, man eine entsprechende Planungspost im Stadt?enat von S 80.000,- beschlossen 
hat, dann muß ich sagen, in Fortführung dessen ist zur Erschließung eines 2. Trinkwas­
serversorgungsgebietes sicher! ich eine entsprechende Ansatzpost im Budget bereitzustel-
len. Ich komme noch auf etwas zurück und hier bitte ich um Verständnis dafür, daß ich 
vielleicht auch mit einem gewissen Ernst an die Situation darangehe. Meine Fraktion war 
der Auffassung und be,~echtigten Feststellung, daß in unserem Wohnbaugebiet im Tabor, es 
möge hoffentlich nie eintreten, aber es könnte sein, man bei einem Großbrand sehr schwie­
rig wird Rettungsmaßnahmen zeitgerecht setzen können. Daher die Vorstellung, zumindestens 
in diesem Gebiet einmal zu überlegen und nachdem wir soviel Grund dazugekauft haben, sprich 
auch die GWG, dann es möglich wäre, zumindestens eine Standortvorsorgung für die Errich­
tung einer Feuerwehrzeugstätte dort einzuplanen. 
Warum ich das sage, das kann ich jetzt mit ganz bestimmten Fakten erhärten. Ich glaube, es 
ist notwendig, einmal in der Öffentlichkeit im Gemeinderat darüber zu reden. 1 eh habe mich 
erkundigt bei den zuständigen leitenden Herren unserer Bezirksfeuerwehr. Wir haben einen 
Hubsteiger. Der Hubsteiger reicht, meine sehr geehrten Damen und Herren, nach der Aus­
kunft und die betrachte ich als authentisch, bis zu einer maximalen Geschoßhöhe von 6 
Stockwerken. Unter der Voraussetzung, daß die Zufahrtsmögl ichkeiten überhaupt für den 
Einsatz des Hubsteigers gewährleistet sind. Ich verweise auf den Resthof. Wir haben dort 
einen Wohnbau, der 12 Geschosse aufweist. Es möge hoffentlich nie der Fall eintreten, daf3 
dort ein Brand ausbricht. Aber nur die Augen davor verschließen und sagen, das kann 
nicht sein, das wird nicht sein, das darf nicht sein, dürfte in meinen Augen und in den Au­
gen meiner Fraktion zu wenig sein. 
1 eh habe mich weiters erkundigt, welche Rettungsmöglichkeiten sind dann gegeben, wenn 
der Hubsteiger nur bis zum 6. Stockwerk reicht? Verlängerungsleitern können unter Um­
ständen zielführend sein. Die Sackrutschen sind nicht einsetzbar, Hubschrauberrettung 
wäre theoretisch möglich, aber in der Praxis kaum durchführbar. Es ist aber auch gleich­
zeitig zu verzeichnen und das ist sicherlich ein Fehler, nicht hier im Hause geschehen, 
sondern praktisch in den entsprechenden gesetzlichen Maßnahmen, daß bei allen Wohnbau­
ten der Stadt Steyr, die von der GWG getragen werden, Hochhäuser oder mehrgeschossi­
ge, man derzeit nicht einplant entweder Feuerleitern oder zumindestens von Loggia zu 
Loggia eine Durchstei gemögl ichkeit. Das heißt mit anderen Worten und ich beschwöre an 
und für sich in der Theorie nur einen F al I herauf, daß alle jene Bewohner, wenn der Brand 
im 7. oder 8. Stockwerk eines Hochhauses ausbricht, mit dem Hubsteiger nicht mehr ge­
rettet werden können. Die Stiegengänge sind verraucht oder verfeuert. Die Liftanlagen 
sind aus diesem Grund außer Betrieb. Dann nur mehr der Zufall einem Menschen helfen 
kann. Gerade aus dieser Sicht und gerade aus dieser Problematik heraus, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, war unsere gezielte Vorstellung, zumindestens im Gebiet des 
Resthofes eine F euerwehrdepot-Zeugstätte einzuplanen, um, wenn tatsächlich einmal der 
Katastrophenfall eintreten sollte, auch sofort Hilfe geschaffen werden kann. Selbstver­
ständlich müßte man sagen, wir haben keine Berufsfeuerwehr in Steyr, die Feuerwehrleu­
te arbeiten in anderen Betrieben. Aber es sind garantiert einige Menschen da, die dort 
auch in de,~ Nähe, in unmittelbarer Nähe arbeiten. 1 n einem Wohngebiet, wo 1. 740 Woh­
nungen etabl ie,~t. sind, könnte doch sicher! ich diesem unserem Wunsche Rechnung getra-
gen werden. 
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GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Unvcrständl ichcr Zwischenruf. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Kollege Treml, Zweigstätte ist immer der Anfang, man kann nie mit 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
1 eh meine, in den 12. Stock kann man sie nicht verlegen! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER l<ARL FR I TSCH: 
Das nicht, aber man kann den Brand in seiner Entstehungsur-sache auf jeden F al I einmal 
früher bekämpfen, als dann, wenn die dazu geeigneten Hilfsmittel kommen. 
Das sind nur ein paar wesentliche Fakten und Gründe, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, die ich Ihnen darlegen wollte, die letztlich dazu geführt haben, daß meine Fraktion 
dem Budget nicht die Zustimmung geben wird. 
Es werden noch nähere Erläuterungen von anderen Mitgliedern meiner Fraktion folgen. Es 
ist halt einmal so, daß in einem demokratischen Geschehen, in einem demokratischen Wir­
kungsbereich, einem demokra '. ischen Gremium, der eine oder ander-e oder eine Fraktion 
einmal einer anderen Meinung sein kann und ich hoffe, auch darf. Und daß man nun be­
ginnt, die Fraktion der ÖVP, so wie am Anfang der heutigen Sitzung, in weiß Gott welcher 
Manier zu verteufeln oder anzuprangern ,sie im Fuhrwerksunternehmergei st bezeichnend 
agieren zu lassen, dann darf ich nur antworten, dann war dieser Artikel, dann war dieser 
Ausdruck, den ich bat zurückzunehmen, es ist dies nicht geschehen, nicht im Fuhrwerks­
unternehmergeist, sondern in "Bierkutschermanier" erfolgt. 
Nun, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind Sie mir bitte nicht böse •.. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
BerufssJ)ar-ten ! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
•.• unter UrnstäncJen, wenn ich in jenem Geist, der heraufbeschworen wurde, auch eine 
enlsJ)rcchende Fo,-mulier·ung gebraucht habe. Es ist sonst nicht meine Art und ich bin im­
mer dafür- einge tr-eten, soweit wie möglich Sachprobleme auch durch sachliche Argumen­
tation auszudiskutieren. Wenn wir heute eben dem vorliegenden Voranschlag nicht die Zu­
stimmung geben, dann ist noch lange damit nicht zum Ausdruck gebracht, daß wir mit kei­
ner in ihm pr·äl iminierten Maßnahme einverstanden sind. Das können Sie uns nicht nach­
weisen, das können Si e uns auch nicht unterjubeln. 
Mich b erührt nur e ines etwas schmerz! ich und das muß ich fast sagen persönlich. Es hat 
bisher immer noch auch bei Meinungsvielfalt und Meinungsunterschiedlichkeit ein Verhält­
nis geherrscht, da ß man mit d em anderen dann, wenn die Sache ausgetragen war, wieder 
reden konnte. Si e haben heut e durch Ihre Erklärungen bei Ihrem Dringi ichkeitsantrag und 
bei der Motivation dazu vielleicht aus irgend einer Erregungsphase heraus, die Türzuge­
schlagen. Ich pe rsönlich darf für meine Fraktion zum Ausdruck bringen, daß für uns im­
mer noch der Mensch und dus Beziehen des einen zum anderen und das Humane imErken­
nen des ande ren im Vor·de rgrund steht. Wenn uns auch heute sachliche Differenzen trennen, 
wenn auch heute unt e r Umständen verschiedene Wogen der Erregung oder der Formulierung 
hochschlcigen, möcht e ich persönlich meinen Beitrag dazu leisten, daß ich auch sage,nach 
Ende dieser Sitzung ist es wi eder möglich, mit den Fraktionskollegen der ander·en Parteien 
zu r eden. Dazu sei mir aber auch gestattet festzustellen, da(3 ich trotz der einleitenden 
Er·kliirun9en arn B e ginn unserer heutigenSitzung, die ich bis zu diesem Zeitpunkt verges­
sen habe , ich dc:;r1 Akten d er Höfli c hkeit, ich den Akten der Mensch! ichkeit und ich den Ak­
ten der Beziehung zum anderen Rechnung trage und mir trotzdem und gerade deswegen ge­
statte, 1 hnen pe rsönlich für di e bP.vorstehenden Weihnachtstage alles Gute, Befriedigung, 
Besinnung im K r ei s e I hr0r F ami I ie und für das Jahr 1978 pcrsönl iche Gcsundhei t zu wün­
schen, auch gleichzeitig von Erfolg gekrönt. Und ich glaube, daß auch das Jahr 1978 für 
unser aller Arbeit wieder ein Beginn sein ,,vird. 
Ich dcmke für die Aufmerksamkeit. 
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Applaus 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Die Erklärung der ÖVP ist durch Kollegen Fritsch ausgesprochen. 

Wir kommen zum nächsten Redner, es ist dies Gemeinderat Fuchs namens der Freiheitli­

chen Partei. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Wertes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Das gesellschaftliche Geschehen, aber auch die Wirtschaftspolitik schlägt sich in einem 

Budget nieder. Es wäre aber zu einfach gesagt, das Budget spiegelt die wirtschaftliche 

Entwicklung wider. Moderne Budgetpolitik darf sich nicht bloß von den Gegebenheiten 

treiben lassen. Sie muß die wirtschaftliche Landschaft gestalten, sie muß eine stagnie­

rende Wirtschaft beleben. Gerade das vorliegende Budget greift unseres Erachtens nach 

nicht besonders stark gestaltend in das Steyrer Wirtschaftsleben ein, wei I der aoH ge­

genüber dem Voranschlag 1977 eingebremst wird. Gerade wei I es nicht zu erwarten ist, daß 

die Einnahmen stark steigen, soll das Geld vermehrt ausgegeben werden. Damit sollte die 

Wirtschaft angekurbelt werden, damit sollten Arbeitsplätze ge.;ichert und neue geschaffen 

werden. In diesem Licht ist das Defizit von insgesamt nur S 16,4 Mill. nicht groß. Es wird 

sich auch noch verringern, wei I bei einer Position der Einnahmen, nämlich bei den Musik­

schulen, aus irgendwelchenGründen die 55 % zu erwartenden Einnahmen für die Personal­

kosten der Musikschullehrer nur mit einem Tausender hier ausgewiesen ist und dieser Be­

trag wird sicherlich auf etwa eine halbe Mi 11 ion Landesbeiträge sich erhöhen auf Grund 

des bereits in Kraft getretenen Musikschulgesetzes. 
Wei I Steyr also in den vergangenen Jahren gespart und sich im Gegensatz zu anderenStäd­

ten wenig verschuldet hat, bliebe jetzt ein Spielraum, das Budget auszuweiten und über 

Ausgaben hinaus Impulse zu setzen. Unsere Wirtschaft, unsere Arbeitnehmer, unsere 

Stadt brauchen diese Impulse. In Oberösterreich ist zwar der Beschäftigungsstand sehr 

hoch .Mit 432. 000 Beschäftigten gibt es um fast 74 . 000 Arbeitnehmer mehr als vor 8 Jah­

ren. Doch bedroht die Stahlflaute gerade unsere engere Heimat. In Steyr selbst ist die­

ser Anstieg leider nicht so spürbar gewesen in den letzten 8 Jahren . 18.607 unselbstän­

dig Beschäftigte arbeiten in Steyr in insgesamt 672 Betrieben. Davon 12. 963 in I ndu­

striebetrieben. Gerade jener Betrieb, dessen Belegschaft soviel für unseren heutigen 

Wohlstand geleistet hat, wird eine sehr schwierige Strecke zu meistern haben. Noch· im­

mer nicht ist die Angst um den Arbeitsplatz im Steyr-Werk gewichen, wenn Steyr sich 

nicht mehr um produzierende Betriebsgründungen in Zukunft kümmert und wenn natürlich 

die Auftragslage im Steyr-Werk mindestens erhalten bleibt, wenn nicht verbessert wird. 

1978 bräuchte unsere Steyrer Wirtschaft den Tritt auf das Gaspedal besonders dri ngend. 

Auch auf Bundesebene sieht die Lage nicht anders aus. Aber im Gegensatz zu Oberöster­

reich drückt jedoch dort der Finanzminister nicht auf das Gas, sondern er latscht mit 

seinem Maßnahmenpaket fest auf die Bremse. Statt die Wirtschaft zu ermuntern und den 

Arbeitsplatz zu sichern, belastet und verunsichert der Bundesfinanzminister Betriebe, 

Arbeitnehmer und Verbraucher. Warum? Weil der Bund für nächstes Jahr leider weniger 

investiert anstatc sich verstärkt anzustrengen . Steyr sollte diesem Bundesbeisp i el nicht 

Folge leisten, sonst wäre tatsächlich zu befürchten, daß die Insgesamt-Arbeitslosenrate 

von 1 ,8 % derzeit auf 3 % anwachsen könnte, wie der Direktor des Institutes fi..ir höhere 

Studien prognostiziert hat. Wenn also die Wirtschaft lahmt, braucht sie Anreize. Das soll­

ten sich die Sozialisten Steyrs merken und d les auch dem Finanzminister anraten. Wir se­

hen zwar ein, daß der Finanzminister bis zum Hals in leeren Geldsäcken der Staatsflnan­

zen sich befindet und nur noch größere Löcher stopft, wei I der Staatshaushalt mit über­

dimensional großen Defiziten ausgestattet ist. Im Gegensatz dazu der relativ geringe 

Schuldenstand Steyrs mit S 158 Mill., wie es hier zu lesen ist. Das ist eine Pro-Kopf­

verschuldung von S 3.850,- und rechtfertigt im Gegensatz dazu kein Einbremsen des Bud­

gets. Die Finanzsituation dieser Stadt ist nicht so schlecht, daß Investitionsbremsen an­

gesetzt werden müssen. Wir bezeichnen das vorliegende Budget als Bremsbud9et. Viel­

leicht kann man aber im Verlaufe des kommenden Jahres diese Bremse doch mehr lockern 

und mehr investieren, als derzeit der aoH nachweist. 
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Wir haben dies schließlich auch in diesem Jahr gemacht, indem durch riesige Grundankäu-
fe dieses ßud~1et 1977 er-1,cblich ausgeweitet worden ist. Besonders wichtig erscheint uns 
derzeit, daß für unsere Jugend in Steyr Arbeitsplätze gesichert werden. Die Schulab­
gänger sollen klaglos ins Bcnifsleben treten können. Bedeutsam ist dabei, daß die Maß­
nahmen d;:irauf abzuzielen s ind, daß nur vorübergehend Lehrstellen knapp sein werden. 
Gerade jetzt werden die geburtenstarken Jahrgänge mit der Schule fertig. In wenigen 
Jül.r-en wird hoffentlich dieser Druck nachlassen. Die Suche nach Lehrplätzen und Ar­
beitsstellen auch in der' Schulstadt Steyr, besonders der HAK- und HASCH-Abgänger 
und der Kinder'gärtncrinncn, ist enorm. Noch nie war es z. B. früher der Fall, daß der­
ar'tige Abgfü1ge r zu Par'tci en gehen müssen, um zu versuchen, zu einem Arbeitsplatz zu 
gelangen. E s hat sich er'st in den letzten Jahren leider eingeführt bzw. eingependelt.Wir 
br'nuchen dühe r' und das habe ich auch schon vorhin zum Ausdruck gebracht namens der 
Freiheit I ichen Fr-nkt ion, mehr produzierende Gewerbebetriebe. Großkaufhäuser bringen 
unscr·esEr-acht ens nach k e ine Abhilfe bei der Suche nach Lehrstellen und Arbeitsplätzen. 
Gr-oßkaufhäuse r könnten zu einer Fehlentwicklung führen, die wir künftig nur schlecht 
kcwrigier-en, wenn nicht gnr nicht kor-rigieren könnten. Wir müssen uns auch weiterhin 
sor-gen, uni die Nahver'sor' gur~g der Menschen in Steyr zu sichern. Die. Supermär-l<te drük­
ken immer mehr' . Immer mehr' Einzelhändler' schließen ihr-e Geschäfte. Die durch viele 
Jahr·zehnte nufgebaute lnfr·nstr' uktur der' Nahversorgung wird in wenigen Jahren bedenken­
los d em Mac ht- und Gewinnstr-eben weniger Betriebe und I nteressensgruppen geopfert. Auf 
der' Strecke bl e iben Gewer·belreibende, die sich ihr Leben lang abgerackert haben und je­
neVerbraucher', und zwar die ärmeren unter uns, die nicht mehr die Möglichkeit haben, 
ilwen Bedarf in den Super-rnär~kten decken zu können. Wenn wir vorhin vorn Herrn Bürger­
meister gehör·t haben, daß er eine Statistik der Kammer zitiert hat, dann darf ich diese 
Statistik auc h noch etwas crqänzen. Wenn man z. B. einen Vergleich zieht zwischen den 
unselbständig Re>schäftigt en Steyrs und den unselbständig Beschäftigten von Wels. Das ist 
das Büchlein, das uns einmal überreicht wurde, dann weist diese Statistik z. B. nach, 
daß in St e yr~ nur 2.821 unselbständig Beschäftigte, das sind 15,2 % im Gewerbe beschäf­
tigt sind, in We l s sind es 26,9 %. Oder in Summe 5.622. In der Industrie sind in Steyr 
69, 7 % der Ar-beitnehmer- b eschäftigt, in Wels 42,4 %. Beim Handel hinken wir sicherlich, 
da gebe ich Ihnen recht, 1-k~rr Bürgermeister, nach. Hier sind in Steyr 11,3 % der unselb­
ständig Beschä it igten im Handel tätig, in Wels sind es 23, 5 o/o. Aber es ist doch auch noch 
hinzuz LJfUgen, die 3etriebsz iffern, die Sie auch angezogen haben, Herr Bürgermeister, 
als Vergleichsbasis, daß hi e r ein großes Loch zwischen Steyr und Wels bezüglich Gewer­
be- und Handel ~b etriebe zu sehen ist. Dies ist .auch vorhanden, aber ich glaube nicht,Herr 
Bi..ir·germeist e r', d a ß Sie uns weismachen können, daß die Zahl 450 Handelsbetrieb~ ..• 

BÜRGERMEISTER H~ANZ WE ISS: 
Das l<ann ich schon, allein durch meinen ~~amen! 

BiJl~(;E RME I STER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Aber weiß schre ibt sich m; t s charfem ß und Du mit ss ! 

GEMEINDERAT El~NST FUCHS: 
Herr Bi..ir·gerrne i s ter, ich möchte jetzt durchaus nicht auf den Gag eingehen ... 

BÜl~GERMI:: 1 STER FRANZ WE ISS: 
Das ist eine Fr·agc der Urkundenprüfung! 

GEME I NDEl~ A T ERNST FUCHS: 
... sonde rn dies e Dinge sind uns sehr ernst. Ich glnube nicht, daß Sie uns diesbezüglich 
er-klären können, daß die Zahl 450 Wel ser Handelsbetr·iebe gegenüber nur 258 Steyrer Han­
dcl sbetr·i eben daher rührt, daß Wels um 192 Gr-oßkaufhäuser mehr besitzt als Steyr, Das 
ist nämlich die Differenz drsr' Hande lsbetriebe Steyr· zu Wels. Ich glaube viel eher, daß die 
kleineren und mittleren B e triebe es sind, die einer Stadt eine ausgeglichene Wir-tschafts­
str·uktur in Zukunft geben könnten. So ist auch dieser· Beitrag und dieser Vergleich aus 
dies er· Hand1~lskammerstatistik aufzufassen. Wir geben aber zu, daß auf dem Steyr·er Ar-
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beitsmarkt zusätzliche Maßnahmen möglich sind, abseits allerdings der Großkaufhäuser. 
Sorgfältig überlegte flankierende Maßnahmen müssen das sein, damit ein dauerhafter Er­
folg zu sichern ist. 
Nun konkret zum Budget und zu den Budgetziffern. Trotz einer beabsichtigten Darlehens­
aufnahme von S 40 Mi 11. und einer Ausweitung der Ausgabenseite des gesamten Budgets 
auf nun, wie wir gehört haben, 29,4 Mill., ist das veranschlagte Defizit des Gesamthaus­
halts-Voranschlages mit S 16,4 Mill. sowohl in Summe als auch in Prozenten kleiner als 
das Haushaltsdefizit 1977, das im Vorjahr bekanntlich S 18,7 Mill. oder mit 18,7 Mill. be­
schlossen wurde, einstimmig beschlossen wurde. Der gesamte Voranschlag 1978 wird da­
her gegenüber dem Voranschlag 1977 um zwar 5, 9 % ausgeweitet, aber diese Ausgaben­
erhöhung betrifft nur den oH, aus dem erkennbar wird, daß die Ausgaben für den laufen­
den Aufwand deutlich steigen. Das zu beschließende Defizit beträgt, bezogen auf den aoH, 
18, 1 % und bezogen auf das Gesamtbudget nur 3, 9 %. Das beschlossene Defizit im Jahre 
1977 war um 2 % höher. Das heißt, es wird für das kommende Haushaltsjahr nach diesem 
Voranschlag weniger riskiert .als im Jahre 1977. Das drückt sich bedauerlicherweise auf 
die Ausgabenseite des aoH durch eine um S 2 Mil 1. niedrigere Ausgabenseite aus. Für 
außerordentliche Aufgaben und Ausgaben werden für 1978 nur S 106, 7 Mill. präliminiert 
aufgewendet. Im Jahre 1977 waren es immerhin 108,5 Mill. Ge·;amtmäf?ig ist zu sagen, daß 
einerseits es zu begrüßen ist, wenn sich hinter einem Voranschlag nicht zuviel Optimis­
mus und Utopisches versteckt, somit der Real i'tät oder den Realitäten ins Auge gesehen 
wird. Andererseits ist zuviel Vorsicht und zuviel Pessimismus auch nicht gerade jenes 
Mittel, das die Wirtschaft belebt und die Arbeitsplätze sichern hilft. Wie wir bei den End­
ziffern des oH erkennen können, weitet sich dieser derart aus, daß wir befürchten müs­
sen, am Ende des Jahres 1978 werden für Investitionen nicht einmal mehr 30 % übrig 
bleiben. Das ist bedenklich und bedauerlich und beweist, daß Risikobereitschaft seitens 
der Mehrheit nicht sehr groß geschrieben wird. 
Diese Bereitschaft zu mehr Risiko und zu mehr Investitionen für außerordentliche Aufga­
ben wäre aber insofern gegeben, das hat auch der Herr Finanzstadtrat zum Ausdruck ge­
bracht, wei I die präliminierte Zuführung aus Mitteln des oH an den aoH erhebl ich gestie- •' 
gen ist gegenüber dem Vorjahr, nämlich· um 7, 6 Mi 11. auf nun 37, 3 Mi 11. Das spräche ei­
gentlich dafür, daß man doch den aoH 1978 um eben jene Mehrsumme von Zuführungsmit­
teln des oH ausweiten hätte können. Viel leicht hätte man dann auch manche Vorschi äg e 
der größeren Oppositionspartei unterbringen können, sodaß es erstmals seit 1973 nicht 
zu einem gemeinsamen Beschluß kommt, was wir bedauern. 
1 eh weiß nicht, was die Erstei ler bewogen hat,. trotz dieser größeren Zuführung von 
Mitteln des oH an den aoH, das außerordentliche Etat für 1978 zu kürzen. Dadurch wer­
den zweifellos einige in Aussicht gestellte Vorhaben, einige Wünsche der Fraktionen zu­
rückgestel I t werden müssen. Laut mittelfristi gern Investitionskonzept, das 1974 einstim­
mig hier im Gemeinderat beschlossen worden ist, hätten wir für das kommende Jahr 30 
Mi 11. für den Kanalbau einsetzen sollen. Nur ca. die Hälfte, nämlich knapp S 15 Mi 11. 
aus dem aoH, S 1 Mill. aus dem oH und etwa ein gleich hoher Betrag an den Reinhaltungs­
verband Steyr und Umgebung, also insgesamt ca. S 17 Mi 11. statt S 30 Mi 11. werden für 
diese wichtige umwel tschützerische Maßnahme im Jahre 1978 ausgegeben. Hier I iegen 
wir eigentlich ziemlich im Verzug. Wir haben alljährlich darauf gedrängt und tun das auch 
jetzt, daß der Gemeinderat von Steyr es mit der Budgetwahrheit ernst nimmt und ernst 
hält. Daher drängten und drängen wir auch in Zukunft, daß jene Vorhaben in Angriff ge­
nommen werden, die durch Grundsatzbeschlüsse des Gemeinderates erledigt gehören. Da­
zu zählt vor allem das für uns Freiheit! iche wichtig erscheinende mittelfristige I nvesti­
tionskonzept aus dem Jahre 1974. 
Bei meiner letzten Budget-Grundsatzerklärung habe ich trotz Schwierigkeiten, die es 
zwischen der Mehrheitspartei und uns gibt, eine kooperative und wie dies auch die Mehr­
heitspartei praktizierte, eine kompromißbereite und vor allem konstruktive Mitarbeit der 
Freiheitlichen Partei angekündigt. Sicherlich gibt es einige unverrückbare Gegensätze, 
so z. B. was unsere Haltung und unsere Auffassung zu Großkaufhäusern betrifft, die 
wir nicht korrigier-en können, die Sie korrigieren sollten. Höchstens die SPÖ rückt von 
ihrer bisherigen starren Haltung ab, dann wären auch hier Kompromisse möglich. Aber 
ich darf auch erwähnen, daß es auf einigen sozialen und auch auf einigen wirtschaftlichen 
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Gebiet en Beweise von gemeinsc1rner Auffassung gibt, z . B. was die Grundeinkäufe und die 
günsti ~je Grundab~1aue an Bel r·icbs- oder Gewer·b·einter·essenten betrifft. Aber auch bei 
mancher1 Vcr·k elwspr-ublemen, wenn man z. B. die Fußgi:ingerzonen usw. hernimmt. Hier 
gibt es wenige Unt c r- scheidungsrner-kmale zwischen unser-er Fraktion. Aber· es gibt einige 

. . ...... ..... . . 
ander'e sehr deutliche Unterscheidungsmerkmale. Wir sind uns aber bewußt, daß eine nur 
Zweima11n-Fraktion d (' r' großen SPÖ--Mehrhe it nicht alle freiheitlichen Wünsche aufoktru­
ier-en kann. Deshalb haben wir· auch nach der Budgetentwurf-Übermittlung auch keine über­
spitzten gr'oßen Forder-ungen an den Finanzstadtr-at gestellt. Einige kleinere Wünsche von 
uns sind edüllt worden, einige andere Wünsche sind bedauer·licherweise nicht erfüllt wor­
den. Wir' gl aubcn j edoch, im Verlaufe des kommenden Jahr-es oder der nächsten Jahre, daß 
wir auc h in dies0r Bl~zi ehung zu gemeinsamen Auffassungen des gesamtenGemeinderates 
kommen könnten. 
Was vvar' en unsere Wünsche? Unsere Wünsche waren, wir forderten z. B. mehr Mittel für 
die Altstadterhaltung. Für die Revitalisierung des neuen und alten Stadttheaters, für die 
Fassadcn 1- e staur'ie1-u119, für Fußgchcr'sicherungen und Übergänge. Eigentlich Forderun­
gen, die alle Fr·akti on en an und fi.ir' sich vertre ten. Wir forderten auch eine Wohnstar-thil­
fe für j c: ne Wohnungsw erber, die nicht in den Genuß der Landes-Jungehenförderung des 
Landes kommen. Es sind einige , vor allem die etwas älteren Wonnungswer-ber. Wir for-der­
len eine zi e lbewußte Gc werbeför-d erung z. B. durch günstigere Kreditzuschüsse auf un­
biirokr·ati scher Art. 
Die d e r· ze il ~ültige l<l e ingewer-bekr· editaktion ist, das haben wir auf Grund einer Anfrage­
beanlwor· tung bei d e r letzten Gemeinderatsitzung erfahren, alles eher als unbürokratisch, 
sonst !J i:i b e es nicht nur '1 Bewerbe r· um diese l<leingewerbekr-edite. Wir forderten auch eine 
günsl i ge Z urverfi.igungste l lung von Grundstücken für Gewerb~- und Betriebsinteressenten 
und der Sicherun~J d e r' Nahversorgung. Eigentlich Wünsche, die sicherlich keinen utopi­
schen Anstr·ich haben, die auch in e twa stets Gegenstand von Beratungen der Gemeinde­
ratsitzungcn sind. We itp r•s forder't en wir - das ist auch an und für sich eine l<leinigkeit -
die Ri.ickkehr- zurn AL~·.c hnittshausvva i' t, um vor' al lern den älteren Leuten die Haus- und Geh­
stcigr-cini~ungstour cn ;,u ersrar-en. Dieses Problem habe ich z. B. schon des öfteren im 
gemeinder-ätl iche n Wohl f ahrtsaus sc:huß vorgebr-achl. Vor al lern aber, meine Damen und Her­
ren des Gemeinderat e s, forde rten vvi r die E inha I tung des mi Ltel f risti gen Budgets bzw. 1 n­
vesti t ionslwnzeptes aus dem Jahre 1974. Die Einhaltung einer bereits vom Gemeinderat 
beschlos senen Maßnahme , nämlich die Realisierung dieses mittelfristigen I nvestitionskon­
zcptes. 1 n einem nur 3 Seiten umfassenden Scl-weiben am 10. Oktober 1977 an Herrn Fi­
nanzstadtr- at hc::ben ,-vir· diese vorhin geschi lde rtcn, keineswegs überspitzten Forderungen, 
irn Hinblick auf die Budgeterstei lung 1978 herangetragen. 
hlochmal s stelle ich daz u fest, wir wollen vor al lern das realisiert sehen, was uns ein ein­
stimmige r Gcrneinder·utsauftr·ag aus d em ,Jahre 1974 auferlegt. 
Wie schaut nun di e Rcalisier'ung dieses mittelfristigen Budgetkonzeptes aus und wie kommt 
rnun den vorhin aufge zi"ihlt en frc-ihe itlichcn Wünschen nach? Grundlage für unser heutiges 
Ja zum ßudye t vor· allem ist, daß in de r Mehrhe it diese Grundsalzbeschlüsse aus 1974 
auch in diesem Bud~wt-Voranschlag 1978 verpackt sind. Das einvernehmlich ausgearbeite-
te I nvcst il ions konz ept aus dem J ahre 197L~ find e t somit im Haushai tsvoranschlag 1978 Be­
rUcksicht i gung und das warvor-nehmlich das Motiv zu unserem heutigen Ja für dieses Bud­
get. Obwohl also uns e re Zusatzwünsche für 1978 keine Mi 11 ionenausgaben, die Wohnstart­
hilfe z . ß. hiitte nur einen B e trag von S Li00.000,- gekostet, sind unsere bestimmt nicht 
viel Geld kostenden Zusatzwünsche bisher bedaue rl ichcrweise nur zu cir1cm geringen Tei 1 

erfüllt worden. Ich muß all e rdings ein Gespräch mit Her'rn Stadtrat Fürst zitieren, das 
ich am 18. 10. 1977 führte, indem er uns zusicherte, über die Frage der Wohnstarthilfe 
zu einem späteren Z e itpunkt Verhandlungen zu führen. Somit betrachten wir diesen Zu­
satzwunsch als noch ni c ht abgelehnt. Das war' ein Telefonat anläßlich der' Übermitt!ung 
unserer Zusatzwünsche, wo von Ihr-e r Seite bekannt wur-de, dc1ß man darüber noch reden 
kann. Das wurd(:: v on Ihre r Seit e aus gesagt, aber ich möchte nochmals auf den Hauptwunsch 
von uns eingehen, nämlich die Einhaltung d es Investitionskonzeptes und dazu einige Bemer­
kungen . 
Wir hätten dafür im ~lnhre 1978 für dieses Investitionskonzept S 86 Mill. aufzuwenden für 
folgende M,1ßn.:ihmen: 
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Für die Errichtung von Schulgebäuden sind wir bezüglich des Schulbaues in Gleink in Ver-
-zug . . Dieser Bau hätte 1977 laut diesem Investitionskonzept 1974 abgeschlossen gehört 
oder abgeschlossen werden sollen. 1978 hätten wir laut diesem mittelfristigen Konzept 
keinen Schi 11 ing mehr aufwenden müssen für den Schulbau. Da wir auch bei der Errich­
tung der HAK zeit! ich im Verzug sind, werden 1978 noch insgesamt immerhin S 15, 7 Mi II. 
für die Rate HAK und für die Pflichtschulen Tabor und Promenade aufgewendet. 
Für Wohnbaumaßnahmen hätten wir laut dem mittelfristigen einstimmig beschlossenen I nve­
stitionskonzept S 2 Mill., nur S 2 Mill. im Jahre 1978 aufzuwenden. Wie Sie aber ersehen 
können und auch durch die Berichterstattung werden für 1978 für diesen Zweck der Wohn­
baumaßnahmen nicht 2 sondern immerhin doch S 6 Mi 11. veranschlagt. 1 m Vorjahr waren 
es nur S 2 Mill. Es ist also eine Verbesserung der Förderung für den gemeinnützigen 
Wohnbau zu erkennen. Mit einjähriger Verspätung werden wir die Sanierung des Hauses 
Ennskai 27 vornehmen. S 4 Mi II. werden dafür eingesetzt! Auch diese Sanierung hätte 
1977 abgeschlossen werden sollen. 
Für das Feuerwehrwesen hätten wir laut mittelfristigem Konzept S 2 Mill. für nächstes 
Jahr aufzuwenden. S 3,3 Mill. werden aber tatsächlich 1978 für die freiwillige Feuerwehr 
veranschlagt. S 4 Mill. hätten wir für die Kindergartenerrichtung aufzuwenden, tat­
sächlich werden es zwar etwas weniger, nämlich S 3,2 Mill. sein. Vom Kindergarten 
Resthof 1 1 ist jedoch noch nichts zu sehen. Mit dem Lehrkindergarten Schraderhof hätten 
wir laut diesem Konzept vor einem Jahr fertig werden müssen. 
Für das Sportzentrum Rennbahnstadion werden diesmal S 200.000,- für die Planung aus-

_ gegeben. S 12 Mill. hätten wir bis Ende 1977 laut diesem mittelfristigen Budgetkonzept 
dafür aufwenden sollen. 1 eh muß allerdings einschränken, in dieser Beziehung ist doch 
zu bemerken, daß dieses Vor haben tatsächlich derzeit einen kleinen utopischen Anstrich 
besitzt. Aber vielleicht werden wir doch bis 1980 soweit sein, daß Steyr eine repräsen­
tative Mehrzwecksportstätte besitzt. Dies ist nämlich ein W_unsch vieler Steyrer. 
Einen zeitlichen Verzögerungseffekt gibt es auch bei der veranschlagten Ausgabe Sauna­
erweiterung und für das Lehrschwimmbecken. Immerhin werden aber für diesen Zweck 
samt den Sonderanlagen im nächsten Jahr S 5 Mill. investiert. 
Für die leberiswichtigeWasserversorgung sollten 1978 S 2 Mi II. eingesetzt werden. Für 
die Abwasserbeseitigungsanlagen, mit denen habe ich bereits begonnen, hätten diesmal 
30 statt etwa S 17 Mi 11. eingebaut bzw. eingesetzt werden sollen. 
Für langfristige Straßenverl<ehrskonzepte sah das Investitionsprogramm unter anderem 
für den Brückenbau im Jahre 1978 S 8 Mi II. vor, tatsächlich werden aber nun S 10 Mi II. 
ausgegeben. Allerdings auch mit einem Verzöge·rungseffekt, wei I bereits vor einem Jahr 
mit dem Bau begonnen hätte werden sollen. · 
S 3,6 Mill. sieht der Voranschlag 1978 für Fußgängerübergänge vor. Nur S 3 Mill. ins­
gesamt in einem Zeitraum von 3 Jahren hätten wir laut diesem mittelfristigen Budgetkon­
zept aufzuwenden. Das heißt also, daß wir in dieser Beziehung für 1978 sogar weit über 
dem mittelfristigen Budgetkonzept liegen. Immerhin haben wir damals 1974 uns nicht über 

.4 Fußgängerübergänge unterhalten, sondern ich glaube es waren nur 2 oder 3. 
Für Grundkäufe hätten wir 1978 S 10 Mill. aufzuwenden. In diesem Jahr werden bereits 
durch außergewöhnliche Ankäufe oder wurden bereits durch außergewöhnliche Ankäufe 
S 40 Mill. dafür aufgewendet, sodaß natürlich für Grundankäufe 1978 die Ausgabe einge­
bremst wurde. 
Für das alte und neue Stadttheater, für die Erhaltung und Revitalisierung der Altstadt, 
für Maßnahmen der Tausendjahrfeier sollten 1978 laut einstimmig beschlossenem mittel­
fristigem Budgetprogramm insgesamt nur S 8 Mill. aufgewendet werden. Die Wirklichkeit 
sieht so aus, laut Voranschlag 1978, daß man hier eine Gesamtsumme von S 13,5 Mill. 
vorsieht. 
1 m einzelnen sind dies S 2 Mi 11. für den Mehrzwecksaal, S 5 Mi 11. für das Volkskino, 
S 4 Mill. für das alte Stadttheater, leider nur S 1 Mill. für die Fassadenrestaurierung. 
Das erscheint uns doch wenig im Hinblick auf die Tausendjahrfeier 1980. S 1 Mil 1. für 
die Denkmalpflege und S 500.000,- für Maßnahmen zur Tausendjahrfeier. 
Damit wollte ich beweisen, in den wesentlichsten Ansätzen stimmt demnach dieser heute 
zu beschließende Voranschlag 1978 mit einigen Verzögerungseffekten mit dem mitte!fri sti­
gen Vorhabenprogramm aus dem Jahre 1974, das bis 1980 durch einstimmigen Gemeinde:-
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ratsbeschluß erste! lt wurde, überein. Das ist, wie bereits ausgeführt, der wesentlichste 
Grund, weshalb wir nicht zögern brauchen, dem Voranschlag 1978 unsere Zustimmung zu 
geben. Wir hätten jedoch noch eine Anregung, nämlich im Hinblick Herr Bürgermeister 
auf das Entwicklungskonzept, daß wir uns im nächsten Jahr auch bemühen sollten, ein 
zweites mittelfristiges Budqetkonzept, ausgehend von er·sten, mit Beginn des Jahres 1980 
bis i985, zu erstellen. Ich glaube, das wäre eine sehr gute flankierende Maßnahme, um 
die künftigen Entwicklungsprobleme der Stadt Steyr in den Griff zu bekommen. Um hier 
Prioritäten zu setzen. 
Zum Abschluß dad ich ebenso dem Präsidium, den Damen und Herren des Gemeinderates, 
den Gearnten und Bediensteten dieses Hauses frohe Festtage und ein gutes, gesundes, 
neues Jahr wünschen und uns wünschen wir eine Verbesserung des in den Vorjahren nicht 
besonde,-s - zwischen uns zu111indestens - günstigen Gemeinderatsklimas. 
1 eh dar1ke für- 1 twc Aufmerksamkeit. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. ich danke fi.i,, die Erklärung des Herrn Gemeinderates Fuchs zum Budget. Wir 
kommen zum nächst en Debattenr·edner, das ist Kollege Treml. In Verfolgung der bishe­
rigenÜbung darf ich gleich die nächsten Sprecher ankündigen. Ich werde mir gestatten, 
im Anschluf~ daran einige Äußc-! l'tmgen abzugeben. Nach mir wird Kollege Wallner zum 
Pult g '"beten, anschließend die Kollegen Dresl, Manetsgruber, Schwarz. Die weiteren 
Aufrufe erfolgen anschließend. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Werter Herr Bürgermeister', meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Den Vor-anschlag f-ü1' das Jahr 1978 und die Lage unserer Stadt kann man nicht isoliert 
von der ökonomischen und politischen allgemeinen Situation betrachten. 
Ich hahe schon vor einigen Jc1hren darauf verwiesen, daß ein Kennzeichen der allgemei­
nen Situation in den kapitalistischen Lände rn die Tatsache ist, daß weder konse,-vative 
noch soziilldemokratische Regierungen imstande sind, die Inflation und Krisen zu verhin­
dern, ein Wirtschaftswachstum und die Vollbeschäftigung auf die Dauer zu sichern. 
Diese Auffassung fand ich vo,, kurzem in einem Artikel eines jungen Sozialisten, der in 
einer Zeitung stand, die im Bezirkssekretariat derSPÖ Steyr gedruckt wurde. 
Sinngemäß heißt es darin: Unser kapitalistisches Wirtschaftssystem dient nur den In­
teressen einiger weniger. Womit er meiner Meinung nach vollkommen recht hat. Und ich 
zitier'e \'\'Örtlich einen Satz aus diesem Artikel, wo es weiter heißt: "Wohl gelang es der 
sozialistischen Bundes regierung, die Folgen dieser Krise abzuschwächen und die Zahl 
der Arbeitslosen relativ niedrig zu halten, jedoch gelang es nicht, die Ursachen der Kri­
se zu beseitigen". 
Meine Damen und Her- ren des Gemeinderates! 
Dieser junge Mensc h hat in seiner .b.ussage vollkommen recht, man muß nu,- hinzufügen, 
daß di;r Einfluß der Krise des kapitalistischen Systems in unserem Land, auch in der 
Star.t Steyr· und in unserem Umland, nur dadurch gemildert wird, weil wir seit Jahren 
gute wirtschaftliche Beziehungen und eine Ausweitung des Handels mit den krisenfesten 
sozialistischen Staa ten unterhnlt en und die schon heute tausende Arbeitsplätze in Öster­
reich sichc,·n und viele hunde,-te in unserer Stadt. 1 eh glaube, es genügt in diesem fach­
kundigen Kreis von Gemeinderäten, wenn ich den langfristigen l<ooperationsvertrag zwi­
schen c..lcn Steyr-Wc r-ken und Polen in Er·innerung rufe und den zweitgr6ßten Steyrcr Be­
tr'ieb, die GFM, d e r mit Aufträgen von der Sowjetunion und DDR voll ausgelastet ist. 
Beide Großbetriebe sind nach wie vor' die Hauptwirtschaftsträger in der Stadt Steyr und 
ihr·en Uinlandgeme incJ,m. Und diese positive ökonomische Situation ermöglicht eigentlich 
eine realere Einschätzung bei d~r Budgeterstellung für das kommende Jahr. 
Allerdings widerspi9el t sich di es nicht bei d en Budgetans;-jtzen. Man kann sagen, Steyr 
war und bleibt imme r vo1-sichtig und zurückhaltend und diese Budgetpolitik war daher 
ni c ht immer zum Vorteil einer schnelleren Entwicklung unserer Stadt. Vergleicht man 
den Vornnsch!ag 19'/8 mit dem Nachtr' aysvo,-anschlag 1977, so ergibt sich nur eine gnnz 
geringe Erhöhung der Budg(itansätze und die Steiger·ung bleibt damit unter der anzunehmen­
den I nfl alionsrate irn Jahre 19?8 und fi..itwt zu einer Slngnation im weiteren Ausbau unserer 
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Stadt. 
Die Ursache dieser Entwicklung hängt auch damit zusammen, da die Gemeinden und unsere 

Stadt im allgemeinen rund 60 % aller Investitionen und Aufgaben zu tätigen hat und der über 

den Finanzausgleich nur rund 17 % der notwendigen Mitteln den Gemeinden zur Verfügung 

steht. Daher war die langjährige Forderung der KPÖ nach vorzeitiger Änderung des Fi­

nanzausgleichs berechtigt und wurde ja im allgemeinen von der Mehrheit des Gemeinderates 

anerkannt. Man hat halt nicht den Mut gehabt, gegen die eigene Regierung aufzutreten und 

hat daher nichts unternommen, um ein Finanzausgleichsgesetz zugunsten der Gemeinden 

vor dem Ablauf 1978 zu erzwingen. Damit die Gemeinden mehr Mittel zur Durchführung ih­

rer Aufgaben bekommen, genügt es keineswegs, die Bundesregierung nur zu kritisieren 

und den Mangel zu betonen. Die Städte müssen bei der Verteilung der gemeinschaftlichen 

Mittel nicht nur Beredsamkeit entwickeln, sondern auch Konsequenz zeigen. Daher müßte 

der gesamte Steyrer Gemeinderat die Vertreter des Städtebundes beauftragen, bei den 

Finanzausgleichsverhandlungen darauf zu bestehen, daß die Gemeinden einen höheren An­

teil bei der Verteilung der Steuern und Abgaben bekommen. Als Begründung für die Be­

rechtigung dieser Forderung rruß angeführt werden, daß die Verschuldung des Bundes 50 %, 
der Länder 16 - 18 % , die der Gemeinden jedoch über 100 % de~ Jahresbudgets beträgt. 

Meine Damen und Herren! · 

Die Ursache für die heutige Finanzkrise liegt nicht im Schuldenmachen für die Sicherung 

der Arbeitsplätze - wie immer wieder von der Regierung behauptet wird - sondern in der 

Tatsache, daß die SP-Regierung das in- und ausländische Großkapital in einem bisher 

nie dagewesenen Ausmaß steuerlich entlastet hat. 
So beträgt, laut Finanzminister Androsch, der Steuerausfal I durch die Unternehmerbe­

günstigung jährlich bereits rund 60 Milliarden Schilling. Gleichzeitig werden die in- und 

ausländischen Großunternehmer auch direkt aus dem Budget enorm gefördert. 

Wörtlich sagte Minister Staribacher nach einer Klausurtagung: "Durch diese Steuerge­

schenke werden Riesenpakete für die Unternehmer finanziert". Nun ist der Bund in eine 

Notlage geraten, die er nun versucht auf die werktätige Bevölkerung und die Gemeinden zu 

übertragen. Dabei sind die Löcher im Bundesbudget gar nicht so geheimnisvoll, ihre Ursa­

che liegt klar zutage. 
Die Steuereinnahmen der ersten 9 Monate dieses Jahres ergeben folgendes Bild: Einkom­

mensteuer erbrachte nur ein Plus von 2,5 %, die Gewerbesteuer plus 6,5 %, die Vermö­

genssteuer ebenfalls nur ein Plus von 6,5 %, die Körperschaftssteuer plus 18 %, die Um­

satzsteuer um 1 ,6 % und Lohnsteuer aber plus 21,6 %. Um das Bild jedoch abzurunden, 

bei der Lohnsteuer handelt es sich um einen Betrag von rund 27 Milliarden und bei der Kör­

perschaftssteuer nur um einen solchen von 4 Milliarden. Aus dem ganz geringen Zuwachs 

der Umsatzsteuer geht das Bestreben der Wirtschaft hervor, beim Steuerzahlen so zurück­

haltend wie nur möglich zu sein. Es ist auch nicht uninteressant, daran zu erinnern, daß 

Bundeskanzler Kreisky nun auch entdeckte und dies auch zum Ausdruck gebracht hat, daß 

es Steuerhinterziehung gibt, die in die Milliarden gehen. Und nun stopft man die Löcher 

des Budgets 1978 dadurch, daß die Regierung ihre unsoziale Einnahmen- und Ausgabenpo­

litik verschärft fortsetzt, mit dem sogenannten Maßnahmenpaket - wir Kommunisten sagen 

dazu Belastungspaket - von S 14,5 Milliarden. Finanziert soll es fast ausschließlich auf 

· Kosten der Arbeiter und Angestellten werden. 
Diese unsoziale Massenbelastung durch das neue Bundesbudget, dazu die weiter anhaltende 

Inflation, die Entwertung der Spargelder und die geplanten Lohnabschlüsse unter der Teue­

rungsrate, dazu kommen eine Reihe Gebühren- und Tariferhöhungen durch die Stadtgemein­

de, die noch in der heutigen Sitzung beschlossen werden, die auch zu einer weiteren Dros­

selung der Massenkaufkraft führen. 
Und dies in einer Situation, wo zur Hebung des Wirtschaftswachstums und zur Sicherung 

und Schaffung von Arbeitsplätzen deren Erhöhung dringend notwendig wäre. Die KPÖ sieht 

daher im Kampf gegen die Massenbelastungspolitik, insbesondere durch eine radikale Sen­

kung der Massensteuer auf Kosten einer weitaus höheren Besteuerung der Mi 11 ionärsein­

kommen, des Luxuskonsums und der großen Vermögen, eine der wichtigsten Maßnahmen 

für ein Wirtschaftsv-.achstum und für Arbeitsplatzsicherung. 

1 m Voranschlag 1978 unserer Stadt ist ein Rahmen von insgesamt S 429, 4 Mi 11. vorgese­

hen, davon S 106, 7 Mi II. für den aoH. Der oH ist, wie schon festgestellt, nach Zuführung 
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eines Einnahmenüberschusses in. d~r Höhe von 37,3 Mill. an den außerordentlichen Haus­
halt zur Teildeckung der Ausgaben desselben mit Einnahmen und Ausgaben in der Höhe von 
S 322,'1 Mill. ausgeglichen und weist auch eine bestimmte Ausweitung auf. 
Obwohl vorn or-dentl ichen Haushalt über' S 37 Mi 11. dem außerordent I ichen Haushai t zuge­
führt werden, sind größere Darlehensaufnahmen im bedenklichen Ausmaß, wie wir mei­
nen, von S 40 Mi 11. zur vollen Deckung notwendig. Die Verschuldung pro Kopf der Be­
völkcr-ung belr'iigt derzeit fosl S 4.000,- und wird annähernd an die 5.000,- bis Ende 
1978 anstei9cn. 
Die Kommunistische Par-Lei ist keineswegs gegen eine Darlehensaufnahme an sich, weil 
eben manche Lasten auf mehrere Generationen verteilt werden müssen. Wogegen aber mei­
ne Partei isl, sind die dr-ückcnden Bedingungen, unter denen solche Kredite zur Erfüllung 
der not wendigsten kommunalen Aufgaben aufgenommen werden müssen. Bekannt! ich beträgt 
die Zinsenläst in 10 Jahren rund 50 o/o der aufgenommenen Summe und in 20 Jahren bereits 
100 %. Ich habe vor wenigen Stunden die letzten Stadtratsakten durchgesehen, da ist mir 
aufgefallen, daß ein kleiner Geschäftsmann am Stadtplatz einige Umbauten durchführen 
rruß und 100. 000, - für diese Umbauten benötigt, die er auch aufgenommen hat mit einer 
L3ufze it von 5 ,Jahr-en. Dieser kleine Geschäftsmann arn Stadtplotz muß nach 5 Jahren über 
S 125.000,- bezahl en, also Uber S 25.000,- Zinsen und hier muß wied~rum die Stadt ein­
greifen, daß sie 50 % der Zinsen als Art Förderung bezahlt. Ich glaube, ein besseres 
Geschäf-t kann es für die Banken gar nicht geben. 
Daher erhebt di e Kommunistische Partei immer wieder die Forderung, daß die verstaat..,,. 
lichten Banken den Gerne inde,1 mit billigeren Krediten helfen müssen, nachdem heute die 
Geme inden 60 % aller öffen tlichen I nvestilionen leisten. 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Dc1s v o rliegende Budget läßt iluch deutlich den Trend erkennen, sich einen größeren Pol­
st e r' zu schaffen, nicht zuletzt wohl auch deshalb, daß der r:iächste Voranschlag, nämlich 
H.ir 1979, für· ein wichtiges Wahljahr sein wird. Innerhalb der vorsichtigen Erstellung 
gibt es Ansätze von ganz b e ~~onders auffal lcnder Vorsicht. Die Ertragsanteile werden mit 
S 110 Mi 11. -.,eranschlagl. Gegenüber dem Vor·anschlag 1977 bedeutet dies eine Abnahme von 
S 1 Mill. (gegenüber dem Nuchtr'agsvoranschlag 1977 sogar um 3 Mill. weniger). 
Eine solche Einschätzung w~ir -e meiner Meinung nach nur dann real, wenn wir uns bereits 
mitten in einer Arbeitslosigkeit befänden. 
Der' Er·tr-ag der- Gewerbesteuer- bleibt mit S 30 Mill. gegenüber dem ·Nachtragsvoranschlag 
1977 gleich und ist daher infolge der Inflation niedriger als heuer. 
Die Kommunistische Partei hat einige Alternativvor-schläge zumBudget 1978 entwickelt. Ich 
möc hte nber' gleich vor-ausschi c ken, daß im allgemeinen Einigkeit dar-über herrscht, daß 
fi.ir die Restaur- i e r-ung des Volkskinos S 5 Mill. und für das alte Stadttheater St+ Mill. vor­
ge~;d,en sind, d :.i () der Ausbau der Straßen, Fußgänger-überführungen S 19 Mill. und vor 
allem d e r N eubau der Enns- und Steyrbrücke S 10 Mill., zusammen S 29 Mill., voran­
getr- i c b en vv erden muß so,-vie das Kanalnetz mit einem Betrag von S 17 Mill. erweitert wird. 
Die l<.ornrnunistische Par't e i verlangte in ihren Vorschlägen die Erhöhung des Förder-ungs­
b0tr- ages für- d en Wohnungsbau in der Höhe von S 20 Mi 11. zinsenfrci. Dazu erlaube ich mir 
anschli e ß end einige Bemerkungen zu machen. Der Ansntz wur-de daraufhin von 4 - wie es 
im Entwurf ~Jehcißen hat - auf S 6 Mill. erhöht. Die Kommunistische Partei schlägt ferner 
vor, daß im Hinbli c k auf die Tausendjahrfeier im Jnhre 1980 nicht nur besondere Bauten 
und alte Biirge rhäuser neue Füssaden er-halten, sondern daß man endlich den miserablen 
Tar-nanstr-ich aus der Zeit d e s 2. Weltkrieges an allen Wohnbauten in Ni.imichholz, mit fi­
nanzi 0 llen Zuwendungen der Stadtg2me inde Steyr beseitigt. 
Im lnt cresse vieler' Elter-n schlagen wir vor, auch in den stark besiedelten Wohngebieten 
auf der EnnslcitP., am Tabor' und in MUnichholz Vorschulklassen einzuführen. Derzeit gibt 
es für ganz Steyr nur zwe i Vor·schulldassen im Gebäude der Promenadeschule. 
In der Sorge uni unsere alten Mitmenschen konnte bereits heuer die freiwillige Weihnachts­
aktion für rund 1200 Fürsorgeempfänger und Pensionisten mit Ausgleichszulage verbes­
sert w erden und findet auch im Voranschlag 1978 dur-ch einen erhöhten Ansatz seinen Nie­
dersc hlag. Die Wohnung gehör'l zu den g:--undlegc~ndsten Einrichtungen des menschlichen 
Lebens. Je mehr Frei ze it den werktätigen Menschen zur Verfügung steht, desto größer ist 
fi.ir ihn die Bedeutung des Wohrwaumes. Meine Par-Lei setzt sich daher besonders für einen 
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verstärkten, modernen Wohnbau mit sozial tragbaren Mietzinsen ein. 1 n unserer Stadt sind 
offiziell 2.000 wohnungssuchende Familien beim Wohnungsamt registriert und wir weisen 
seit vielen Jahren den größten Wohnungsfehlbestand unseres Bundeslandes auf. Das ist 
keine Neuheit. Daher ist die Wohnungs- und Mietenfrage nach wie vor eines der wichtigsten 
ungelösten Pr·obleme in unserer Stadt. Durchschnittlich wurden in den letzten 25 Jahren durch 
die GWG der Stadt Steyr jährlich 150 Wohnungen gebaut. 1 m Vorjahr wurden fast S 68 Mi 11. 
in den Wohnungsbau investiert und 178 Wohnungen vergeben. Allerdings muß man dazu sagen, 
daß allein an Zinsen S 11 Mill. bezahlt werden mußten, die der Bauwirtschaft und den Ban­
ken enorme Gewinne einbrachten und die derzeitige Mietzinserstellung liegt derartig hoch, 
daß sie für viele Wohnungssuchende einfach unerschwinglich sind. Die Bruttomiete einer 
GWG-Wohnung, die 1976 bezogen wurde, beträgt je Quadratmeter und Monat ,zuzüglich 
S 6,30 Heizungskosten,von S 30,5 - S 34, 70. Der Baukostenbeitrag erhöhte sich schon 
bis auf S 66.000,-. Aber auch die Neuvermietung gemeindeeigener Substandardwohnun­
gen, um sie nicht als Löcher zu bezeichnen, wurde der Mietzins verdoppelt und beträgt 
schon rund S 400,- im Monat, davon kassiert der Finanzminister auch noch 8 % bei meist 
älteren finanzschwächeren Mitmenschen unserer Stadt. 
Seit dem Gründungsjahr der GWG der Stadt Steyr im Jahre 1952 bis Ende 1976 wurden an 
Einraumwohnungen 544, an Zweiraumwohnungen 962, Drei raum\,ohnungen 1. 578, Vierraum­
wohnungen 473, Fünfraumwohnungen 11, insgesamt 3.568 Wohnungen, 21 Lokale und 2 Fern­
heizwerke und 378 Autoboxen und Einstellplätze errichtet. Für diese Bautätigkeit wurden 
in den 25 Jahren rund S 815 Mill. aufgebracht. Es ist nur dabei interessant, welchen An­
teil an der Finanzierung des Wohnungsbaues die Stadt selbst hat? Er beträgt, ob sie es 
glauben oder nicht, ganze 0, 9 % an Zuschüssen, in Zahlen ausgedrückt S 7, 4 Mi II. Der 
Darlehensanteil beträgt S 178 Mill. oder nicht einmal 22 % der Mittel in der 25jährigen 
Bautätigkeit. 
Vergleicht man dazu: An Eigenmittel der GWG und Baukostenbeiträge der Mieter, dann sind 
das 99, 5 Mi II. Dies ist mit ein Grund, warum Steyr im Wohnbau gegenüber anderen ver­
gieichbaren Städten zurückblieb. 
1 eh über! asse es Ihnen, meine Damen und Herren des Gemeinderates, einen Vergleich an­
zustellen, wie hoch der Betrag sei, der in diesen 25 Jahren allein von den Gemeindeman­
dataren aus der Stadtkasse an Funktions- und Aufwandsentschädigung entnommen wurde. 
Seit 1972 in 5 Jahren hat sich dieser Betrag verdreifacht. 1 m letzten Jahr waren es be­
reits S 5 Mi 11., 1978 sind es nach meiner Rechnung S 5, 6 Mi 11., die veranschlagt sind. 
Objektiverweise muß ich in diesem Zusammenhang daran erinnern, daß 1977 kein einzi-
ger Schi 11 ing von der Stadt für die Wohnbauförderung der GWG ausbezahlt wurde. Wohl 
aber im Voranschlagsentwurf 1978 S 4 Mill. eingesetzt waren und auf Vorschlag der Kom­
munistischen Partei dieser Betrag nun um S 2 Mi II. auf S 6 Mi 11. aufgestockt wurde. Kol­
lege Schwarz als Wohnungsreferent wird anschließend sicher von den großen Wohnbau­
vorhaben in den nächsten Jahren in unserer Stadt sprechen. 1978 werden 200 GWG-Woh­
nungen vom Land gefördert. Er wird aber sicher nichts darüber sprechen, wie wir und in 
wie vielen Jahren wir de·n quantitativen Wohnungsfehlbestand ·in unserer Stadt lösen werden, 
denn dazu müßte die seit Jahren verfehlte Wohnbaupolitik der SP-Regierung angegriffen 
werden, die ja bekannt! ich vor '7 Jahren versprach, jährlich um 5. 000 Wohnungen mehr zu 
bauen. In Wirl~lichkeit wurden, wie Sie ja auch selbst wissen, weniger gebaut. Bis zum 
Jahre 1985 sind in Oberösterreich rund 60. 000 Wohnungen erforderlich, dies geht aus ei­
ner bevölkerungspolitischen Studie von Wohnungswissenschaftlern hervor, die kürzlich 
veröffentlicht wurde. 1 m kommenden 5-Jahresplan, im Zeitraum von 1978 bis 1982, können 
von der Wohnbauförder·ung des Amtes der OÖ. Landesregierung lediglich 20.000 Wohnein­
heiten errichtet werden. 1973 - 1977 standen dem Wohnungsreferenten . Oberösterreichs 
S 5,2 Milliarden zur Verfügung, in den nächsten 5 Jahren werden es rund 6,7 
Milliarden sein. Zieht man die ständige Kostensteigerung a~f dem Bausektor in Betracht, 
so können bis 1982 in Oberösterreich höchstens 4000 Wohneinheiten pro Jahr durch die 
Wohnbauförderung unterstützt werden. Wahrscheinlich werden es weniger sein. Daher ver­
langt die Kommunistische Partei immer wieder die. Rückkehr zum wirklichen sozialen Wohn­
bau mit tragbaren Mieten, daher mehr Mittel vom Bund und einen erhöhten Zuschuß auch von 
u~:5erer Stadt. Seit vielen Jahren tritt die KommuAistische Partei für eine Novellierung des 
00. Kindergartengesetzes ein, für eine stärkere finanzielle Betei I igung des Landes Ober-
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Österreich an den Personalkosten beim städti sehen Kindergarten sowie für den Nul I tarif. 
Zugleich wtwde von mir im Vor jalll' die SP-Mel-wheit aufgefor·dert, sie möge auf ihre Genos­
sen in der Landesfraktion, insbesondere auf ihre Abgeordneten und Landesregierungsmitgl ie­
der Reicht und Heigl einwirken, daß die Landesregierung zusätzliche Mittel für die Per­
sonal- unJ Baukosten bei l(indergtirten zur' Vedü~:iung stellt. Nun haben sich die SP-Ab­
geordneten im OÖ. Landtag irn Juni 19?7 als auch Ende November dieses Jahres mit der 
fina11ziel len Situation der Gemeindekindergärten befaßt und einen Initiativantrag auf No­
vellierung in diesem Sinne eingebr· acht. Wie notwendig eine Änderung ist, zeigt das Bei­
spiel von unserer Stadt. Das Land leistet zwar einen gewissen Ersatz für die Personalko­
sten, aber· bei weitem nicht einmal 75 %, wie es das derzeitige Gesetz vorsieht. Wir be­
kommen l'-1ut Vor-anschlag 1978 vom Land für diesen Zweck einen Kostenbeitrag von nur 
S 3 Mill. und müssen übe r S 11 Mill. an Personalkosten ausgeben. Daher setzt sich die 
Kommunist i sehe Partei nach wie vor für eine rasche I\Jovel I ierung des OÖ. Kindergarten­
gesetzes ein, mit dern Ziel, daß jedem l(ind im Alter· von 3 - 6 Jahren ein unentgeltlicher 
Kindergartenplatz zur Verfügung steht. 
Frau Landtc1gs <:1bgeordncte Anna Praschl erklärte bei den Budgetverhandlungen des Land­
tages, daß in ganz Obe r·österreich e1-st rund 24 % aller Kinder von 3 - 6 Jahren einen Kin­
dergar·ten l.>esuchen. Sie fi.ihrte aus, in der Stadt Steyr beträgt dieser Anteil 39,6 %, in 
L i112. 38, 6 und in Wels 38, 4 o/o. Diese Feststellung, meine Damen und Herren des Gemein­
de,·ates, zeigt, daß es auch in unser-er Stadt noch viel zu wenig Kindergartenplätze gibt, 
wenn man von der Notwendigkeit dc1- vorschulischen Erziehung ausgeht. Daher ist der 
Kampf um höhere Beiträge des Landes nach wie vor notwendig. Die ÖVP, das zeigte sich 
wieder· irn Landlag, ist jedoch bis jetzt gegen alle diese Forderungen der Sozialisten hart 
geblieben. 
Als Vertreter' der· Steyrer' Kommunisten werde ich so wie bisher auch im kommenden Jahr 
ausschließ I ich im I nteressc der Steyr-er Arbeiter, Angestellten, Pensionisten und Gewer­
betr·eibenden im Gemeindcri:lt wi rken. [Jas heißt, gegen unsoziale Gebühren- und Tarifer­
höhungen sowie gegen einseitige Belastungen entschieden auftreten. 
Ich bin jedoch über·zeu9t davon, daß auch im Voranschlag 1978 soviel finanzieller Spiel­
r·aurn vor-hande n ist, um c1uc h weitere Alternativvorschläge der Kommunistischen Partei und 
Wünsche der· werktätige n Devöikerung von Steyr er-füllen zu können. Darunter fällt, weil es 
niir· gerade einfällt, auch die Frage des Seniorenpasses,daß auch die Frau schon mit 60 An­
spruch hätte. In diesem Sinne werde ich den Voranschlag für das Jahr 1978, allerdings 
einbezogen meiner kritischen Feststellungen daz.u und der Ablehnung der überhöhten Poli­
tikei-- und Pensionsbezüge, die Zustimmung geben. 
1 rn Auft,~ag meiner P<1rtei und natür-1 ich auch persönlich möchte ich Ihnen, werter Herr 
Bi.irgermeister, allen l<olleginnen und l<ollegen des Gemeinderates, den Beamten und Be­
diensteten die s E:s Hauses sowie ihren Familienangehörigen, frohe Festtage und vor allem, 
WiJS mir besonders am Herzen liegt, ein besseres und friedlicher-es Jahr 1978 wünschen. 

Ge.!!!_<:_inde_rat Dr. Alois Stellnberger er-scheint um 18.30 Uhr 

OÜl{GE: r{ME I S l ER FRANZ WE ISS: 
Ich danke Kollegen Treml fUr- seine Wünsche und auch für seine Zusti mmenser~klärung zum 
l:311dgcitentwur-f. Ich dad niir- nun erlauben, den schon bereits angekündigten Beitrag mei­
nerseits vorzubringen und bitte Kollegen Schwarz, die Vorsitzführung zu übernehmen. 

BÜ1~GEHtv'1E I STER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
1 e h übernehme den Vor sitz und erteile Herrn BUrgermeister zur Diskussion das Wort. 

BLJRGE,~ME I S1 ER FRANZ WE ISS: 
Meine Damen und Herren des Gerneinder·ates ! 
Obwohl die Zeit schon sehr fortgeschr·itten ist. 
E~; war ja von ße9inn an zu erwarten auf Grund der Kenntnis der Sachlage, daß wir heute 
eine längere Sitzung vor uns haben werden. 1 eh hc1be nicht die Absicht, hier Vorgriffe auf 
Audührungen im Schlußbcr·icht des Finanzrefer·entr.n vorzunehmen. Es sind aber einige 
Beiträge hier geleistet wor·dc~n, die mich als Bürger-meister und in meiner Verantwortung 
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als Stadtoberhaupt veranlassen, auch einige Erklärungen, Bemerkungen und Ansichten mei­

ner Person dazu zu äußern. Wenn Sie erlauben, werde ich von hinten nach vorne gehen und 

Kollegen Treml zuerst zitieren, denn er spricht von der Schuldenlast, die die Stadt Steyr 

eingegangen ist. Er hat sicherlich recht. Aber eines dürfen wir dabei nicht übersehen. 

Wir- haben hier Verpflichtungen als Stadtverwaltung, als Gemeinderat zu tragen, die zu 

Einrichtungen führen, 1 nvestitionen erfordern, die einfach nicht die derzeit im Beruf ste­

henden Generationen allein zu tragen imstande sind. Wir müssen daher mit langfristigen 

Kredit- und Darlehensaufnahmen versuchen, eine tragbare last für alle jene zu schaffen, 

die Nutznießer dieser langfristig wirkenden Investitionen und Einrichtungen sein können. 

1 eh zitiere dabei nur die l<osten für die zwei neuen Brücken, den Umbau beider Stadtthea­

ter, die verschiedenen Fußgängerlösungen oder die Beiträge zum Schloß Lamberg, wobei 

ich von anderen Straßenbauten oder sonstigen Einrichtungen gar nicht reden wi 11. 

Es wurde in dem Zusammenhang auch vorr, Herrn Gemeinderat Fuchs von der Tausendjahr­

feier gesprochen. Ich kann hier die Äußerung abgeben, daß der Verein, vertreten in dem 

Fal I durch mich als Obmann, an die verschiedensten Unternehmungen in Steyr herangetre­

ten ist durch Briefe, alle Geldinstitute angeschrieben wurden. 1 eh habe bereits erfreul i­

cherweise in relativ kurzer Zeit sehr angenehme Nachrichten n,it Zusicherungen für finan­

zielle Beiträge zum Verein 1000 Jahre Steyr erhalten, sodaß ich fest glaube, daß es ge-

1 ingen wird, im gemeinsamen Bemühen der gesamten Steyrer Öffentlichkeit, hier wesent-

1 ich bekräftigt von der Stadt Steyr, das Jubliäumsjahr in würdevoller Form zu begehen. 

Nun zu den übrigen Beiträgen. 
Kollege Fuchs hat hier einige Male das Investitionskonzept 1974 zitiert. Es dürfte ihm al­

lerdings entgangen sein, daß 1974 das letzte Investitionskonzept dieser Art war, weil 

nämlich damals die Änderung eingetreten ist im Gemeindereferat des Landes Oberöster­

reich. Landeshauptmann-Stellvertreter Friedl hat dieses Investitionskonzept vertreten. 

Sein Nachfolger Landeshauptmann-Stellvertreter Hartl war. für gezielte und nicht für ge­

streute Maßnahmen. Das hat dazu geführt, daß Steyr auf diesem Sektor, das darf ich hier 

offen aussprechen, wesentlich günstiger abgeschnitten hat und wesentlich besser dotiert 

werden konnte als das zuvor möglich gewesen ist. 
Die Ansiedlung von Betrieben, da sind wir alle, ich glaube auch die Fraktion, die heute 

gegen das Budget stimmen wird, einer Meinung. Wir streben dieses Ziel einheitlich auf 

Grund unseres Konzeptes an. Aber es gelingt nicht, meines Erachtens, dann mit Erfolg, 

jedenfalls nicht mit dem Erfolg, den wir uns erhoffen, wenn wir in flächenwidmungsfeind-

1 iche Hai tung verfallen. Schauen Sie, manche Interessenten kommen zu mir, logischerwei­

se zum Bürgermeister, Sie können nicht zu einem anderen zuerst gehen und dann auf Um­

wegen beim Bürgermeister landen. Sie versuchen es nun einmal bei mir zuerst zu erfah­

ren, wie die Möglichkeiten einer Betriebsansiedlung liegen und hier ist sehr abschrek­

kend, glauben Sie mir, die heute noch geographisch ungünstige Situation durch das fehlen­

de Straßennetz zur Autobahn und eine Ablehnung des Flächenwidmungsplanes würde diese 

schreckhafte Haltung vermutlich noch verstärken, Das dient uns in unserer Entwicklungs­

anschauung zweifelsohne nicht. 
Betreffs der Kanalbauten dürfte auch hier eine Ziffernverwechslung eingetreten sein. Rich­

tig ist, da(~ S 15 Mill. seitens der- Stadt Steyr aufgewendet werden sollen, aber im Rein­

haltungsverband der Budgetansatz gemäß der letztenC:,eneralversammlung und der dort ein­

hel I ig gefaßten Beschlüsse S 23 Mi 11., also insgesamt S 38 Mi 11. ausmachen wird. 

1 eh möchte auch nicht von der Gewerbeförderung viel reden. Es ist jedem bekannt, das ist 

eine Landessache, dem Gesatz nach und den Bestimmungen nach. Wir haben eine Kleinge­

werbeaktion eingeleitet. Ich habe schon letztes Mal angekündigt, wir arbeiten an einer 

Verbesserung der Bestimmungen. Wenn es gelingt, sind wir alle sehr froh darüber. 

1 hre Hinweise auf den Haushaltsabschnittwart. Zweifelsohne ist hier vielleicht ein Weg, 

den wir jetzt noch nicht meines Erachtens aber künftig überlegen müssen. Aber ich glau­

be nicht, daß Sie dabei an den Blockwart seligen Angedenkens glauben oder denken. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Habe ich nicht gekannt! 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Das möchte ich nur~ zur' Aufkl::ir·ung sagen, damit keine Verwechslungen eintreten. 

Hinsichtlich Schulbau Gleink ein kleiner Hinweis, der gilt zugleich für Kollegen Fritsch. 

1 eh habe hier eine Stal istik, die vorn Land Oberösterreich, vom Landesschulrat, heraus­

gegeben wir-d auf Grund der G0burtenziffer'n, die zugewachsen sind und die schon erge­

ben, daß bis zum Jal-we 1983, ja schon jetzt man ersichtlich hat, wieviele Kinder als 

Neulinge in die Schule eintreten werden. Das trifft auch den Bereich Resthof-Glein!<. Der 

Gesarntabgan~1 in diesen Jahren vermindert sich, also der Abgang an Schülerneulingen, 

wird von Lr95 fi.ir dieses angebrochene Schuljahr auf 362 im Jahre 1983 absinken. Das ist 

eine Zahl von 133 Schül<:ir-n weniger. Wenn Sie schon das Gebiet Gleink - Tabor - Resthof 

anziehen,dann kann ich Ihnen sagen, daß in der Taborschule von jetzt 66 Neuzugängen 

wir im Jahr'e 1983 auf 44 absinken werden. Sicher. kann mir entgegengehalten werden, 

die Wohnbauausweitung im ResthofgPbiet wird diese Ziffer unter Umständen noch etwas 

verändern. Aber auf keinen Fall wird mit Zugängen zu rechnen sein. Ich habe auch nicht 

erklär·t, wie Kol legec: Fr-itsch gesagt hat, bei der Eröffnung der Promenadeschule, daß 

der Stop nunmehr eingetreten ist. Ich habe dort nur erklärt auf Grund dieser jetzt zilier'­

ten Schüler-neulings?.iffc r, daß es für uns zu über-legen gilt, ob wir jetzt, wann und wo wir 

neue Schulf:n errichten. Derzeit ist das bestehende Schulbauprogramm abgeschlossen. Das 

heißt noch lange nicht, daß ein Schulbaustop ein~1etreten ist. Denn wir wissen nicht, wie 

sich die Entwicklung etwa im Gebiet der Waldrandsiedlung ergibt. Ob wir nicht dort eines 

Tages gezwungen sein werden, eine Volksschule zu errichten, wenn der Bedarf dafür ge­

geben sein soll oder das ursprüngliche Projekt Gleink-Resthof wieder aufleben wird.Der­

zeit scheint es auf Gr' Lind dieser rein sachlich bekanntgegebenen Ziffern nicht von Vortei 1, . 
denn davor· sollten wir' uns hüten, was vielfach geschehen ist. Da muß ich leider ÖVP­

ßürgermc ister vornehmlich zi'. ier-en, daß in Landgemeinden aus Prestigegründen von ei­

ner Gemeinde zur andl'ren Schule an Schule gebaut wurde und heute muß der Landes­

hauptmann nun versuchen, diese Schulgebäude umzufunktionieren auf Kindergärten, ob­

wohl diese Schulen dE·m l<indergar't engesetz der 9anzen Konzeption nach überhaupt nicht 

r::ntsprechen. Das sind Er1twicklungcn, davor müssen wir uns hüten. Ich glaube, da sind 

wir doch alle einer Meinung. Ich möchte das nur herausgestellt haben, damit es keine Miß­

ver·ständnisse gibt. 
Zu den Bei11~ägen des l<ollegcn Fr-itsch. Er hat hier die Meinung der ÖVP konzentriert vor­

getragen. Es klang doc h einige Male Jer Vorwurf an mich durch, daß ich ihn zu wenig 

l,eranziehe, zu wenig inforrnier'e und zu wenig respektiere. 

Werter' l<oll e ge Fritsch, meine Damen und Herren der ÖVP ! 
Gl.:wben Sie mir eines. Ich habe eine sehr lange reiche Lebenserfahrung auf dem Gebiet 

d e r' Bdassung mit ander-0n Menschen aus meinen beruflichen Entwicklungen heraus. 1 eh 

hnbc nie in meinem Leben die l<onfr'ontation gesucht, aber ich sage Ihnen auch, ich scheue 

sie nicht. In keiner Weise. Wenn sie mir herangetragen wird, bin ich gerne bereit, sie 

aufzugreifen , denn es gvhört auch zum politischen Leben, sich dort und da seine Span­

nungen von d 2r' Seele zu r-edcn und den Eindruck habe ich heute bei Kollegen Fritsch ge­

habt. Ich wc-:iß, das halte ich ihn·, sehr zugute, daß er heute nicht besonders gesundheit-

1 ich di sponi e rt ist und ich hätte auch keineswegs die Absicht gehabt, hier dnrUber zu spre­

chen. Aber doch die l-lumanitäl im Vor-dergrund, die er hier namens seiner Fraktion ge­

slell t hat und der- Hinwei s, keine Gräben aufzureißen, den greife ich gerne auf, denn ich 

glaube, daß ir. der p e rsönlichen Achtung des Funktionärs zueinander ein wesentlicher l.:3ei­

tr·c:ig de r' Zusnrnrnenarbeit liegt. Allerdings konnte ich diese .persönliche Achtung, das 

möchte ich h eute auch nicht verschweigen, vor Jahren noch, als Kollege Fritsch auf dem 

Platz des l<ollegen Wallner- saß, vermissen, als er damals durch eine sehr gezielte An­

fr·age d e;: n V ersuch unternommen hat, mich in d e r Öffentlichkeit in eine Diffamierung zu 

bringen. Ich bin nur froh, daß das abgeklungen ist. Ich trage es nicht nach, Kollege 

Fritsch wird es niir bestätigen, daß er genau so ein lieb gesehener Gast bei mir in Hin­

terstoder war wie die anderen Gtistc, die mit ihm gekomrnen sind. 

Verschiedene Zwischenr·ufc ! 
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BÜnGERME I STER FRANZ WE ISS: 

Der Voranschlag 1978 hat aber diesmal eine Grenze von mehr als S 500 Mi 11. erreicht. Das 

ist ein ganz bedeutender Schritt für die Zukunft unserer Stadt, denn das ist nicht ein Geld, 

das wir in den Sack stecken, sondern das sind Mittel, die wieder in die Öffentlichkeit flie­

ßen und für die Öffentlichkeit dienen. 
Es wird ein Auftrag vor allem für jene Fraktionen sein, die heute dem Budgetentwurf die 

Zustimmung geben, weiterhin gemeinsam zu versuchen, diese im Voranschlag enthaltenen 

Budgetziele auch tatsächlich zu erreichen und anzustreben. Ich verspreche Ihnen als Bür­

germeister, daß ich auch meine ganze Kraft zu diesem Zweck, gemeinsam mit der Beam­

tenschaft, einzusetzen bereit bin. Bedauerlicherweise und glauben Sie mir, das ist wirk-

1 ich ein Bedauern, wei I ich im persönlichen Verkehr mit den Kollegen der ÖVP absolut in 

vernünftigen Verhältnissen lebe, können Sie diesem Budgetentwurf aus verschiedenen 

Gründen, die ich zwar nicht alle verstehe, aber zur Kenntnis nehme, nicht beitreten. 

Sie werden es aber dafür umso schwerer haben, während des gesamten Rechnungsjahres 

1978 hier immer wieder den richt igen Weg zu finden, der es gestattet, gemeinsam das Be­

ste zu erreichen. 1 eh glaube dennoch, daß die heute auftretenden Sprünge in dieser doch 

jahrelang bestehenden Gemeinschaft wieder zu kitten sind. So E:in Optimist bin ich auf je­

den Fall. Allerdings wird eines derzeit unverständlich sein und das bitte ich öffentlich sa­

gen zu dürfen und zur Kenntnis nehmen zu wollen. Der erste Repräsentant der Stadt Steyr 

. ist der Bürgermeister. Möge er heißen wie immer. Der zweite wird der geschäftsführen­

de Bürgermeister-Stellvertreter sein und der dritte der von der ÖVP gestellte Bürger­

meister-Stellvertreter. Wenn man sich diese Tatsachen - solche sind es - zur Kenntnis 

nimmt, dann wird auch, glaube ich, das Gefühl einer Unterdotierung in der öffentlichen 

Präsenz oder Repräsentanz nicht mehr bestehen und manchmal habe ich den Eindruck aus 

den heutigen Debatten gewonnen, aus dem heutigen Beitrag gewonnen, daß es mehr ein 

persönlicher Grund zwischen Kollegen Fritsch und mir sein. könnte, der die Haltung der 

ÖVP zu diesem Budgetentwurf bestimmt hat. Wenn es nicht so ist, bin ich Ihnen sehr dank­

bar, wenn Sie mir das bestätigen. 
Aber eines steht fest. Gerade in der Zeit, in der ich Bürgermeister bin, darf mir niemand 

den Vorwurf machen, daß Informationen nicht gegeben werden, daß es keine Gespräche 

gibt. Denn gerade in dieser Zeit ist es zu diesen Informationsgesprächen im Wege der 

Fraktionsvorsitzenden gekommen und ich bin Demokrat genug, um die Einstellung zu haben, 

es sollte auch nicht besondere Privilegien geben, sondern wir müssen nicht der Reihe 

nach, nach Größe der Fraktion, sondern doch generell, die Information gleichzeitig so gut 

es notwendig ist und geht, weiterreichen. Es wäre nur verlockend, noch einige Dinge hin­

zuzufügen. Ich kann einen Brief vorweisen, den mir Kollege Wallner am 21. 2. bzw. am 

22. überreicht hat, wo die ÖVP Beschwerde führt, im Amtsblatt sei ihr Kollege Bürger­

meister-Stellvertreter Fritsch und teilweise auch Stadtrat Wallner der Schere des Zen­

sors mit Absicht zum Opfer gefallen. Das kann ich Ihnen versichern, stimmt sicher nicht, 

das waren andere Gründe. Ich mische mich nicht in die Zeitungsgestaltung, das kann je­

der bestätigen, der Einsicht hat oder Einblick hat, überhaupt nicht ein. Ich betreibe nur 

die Informationstätigkeit, die auf Seite 2 im Amtsblatt, die ich als notwendig für die In­

formation der Bürger halte. 
Nun ins Schmollwinkerl zu stellen, hat, glaube ich, wenig Sinn und es führt uns auch nicht 

weiter. 
Hinsicht! ich der Bedenken, die Kollege Fritsch zum Feuerwehrwesen äußerte, kann ich 

mich deswegen nicht gezielt erklären, weil es eine Sache zunächst einmal der baupolizei-

1 ichen Vorschriften bei den Wohnbauten ist, wie vorgegangen werden muß und was vorge­

schrieben wird. In dieser Richtung muß ich hier namens der Bediensteten der Baupolizei, 

die damit zu tun haben, erklären, es gibt keinerlei Unterlassungssünden in dieser Richtung, 

daß in etwa eine baupol izei I iche Bestimmung nicht beachtet worden wäre. 

1 n weiterer Folge muß ich sagen, auch ich befasse mich sehr viel mit Fragen der freiwil­

ligen Feuerwehr der Stadt Steyr. Noch niemals zuvor sind in kurzer Zeit soviele Mittel der 

freiwilligen Feuerwehr zugeflossen wie in den letzten Jahren. Wir haben auch die Absicht -

im Budget ist das erkennbar - das weiterhin in der Notwendigkeit zu tun, daß die techni­

sche Ausrüstung der freiwi 11 igcn Feuerwehr immer, wenn möglich, auf dem höchsten Stand 
' 
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der uns möglich ist, steht. Wir haben einen neuen Kr·anwagen zu erwarten. Wir bauen dafür 

eine Garage, di c immerhin S 300. 000, - kostet. Deponiert oder garagiert wird dieser Kran­

wagen genau in jenem Gebiet, das hier angezogen wurde. In der Nähe jedenfalls. Der Hub­
steiger, diP. Sonderfahrzeu~Je>, das neue Bootshaus mit hohen Kosten, all das sind Ge­
sprächsthemen gewesen zwi sehen den verantwortlichen fach! ich zuständigen Feuerwehr­
kom111andanten und uns in der· Magistratsvenvaltung und ich darf hier mit Freude konsla­

tier·en, daß es nie Schwicr·i9keilen gegeben hat, wenn wir zum Endziel kommen wollten. 
1 m Gegentei 1, ich habe mich pcrsönl ich bemüht und auch kann ich mit Freude sagen mit 
Erfolg bemüht, Spannungr:-n, die zwischen dem Landesfeuerwehrkommando einerseits und 
dem l<ommando der freh-villigcn Stadtfeuerwehr ander·erseits bestanden haben, zu beseiti­
gen. Heute ist wieder der Friede eingekelwt zum Nutzen der Steyrer und zum Nutzen einer 

erstklassigen Arbc-iil der freiwilligen Feuerwehr, die nicht nur eine gute Ausrüstung be­
sit.7.t, sonder·n auch eine gute /\usbildung. Also, da glaube ich, in dieser Richtung kann man 

uns keinen Vor-wurf machen. Niemand ver- langt von Ihnen, daß Sie Jasager sein sollten. 
Ob die l~ol le des Ncinsager·s auch immer die beste ist, dar-über er-laube ich mir kein Urtei 1. 
Aber eines steht fest, das Profil der Politiker oder eines Politikers wird nicht geprägt, 

vvas oft in der Zeitung aufscheint, sondern vor al lern welche Aktivitäten oder Initiativen 
er er-gr-eift und vvie die Verantwortung und sein Bewußtsein in cer Öffentlichkeit zutage 
tri lt. 
Das wollte ich mir' erlauben zu sagen. Ich habe es in einem ruhigen Ton gesagt, genauso 
wie 111ir- zumute is~, weil ich manchmal den Eindruck habe, es muß doch auch Möglichkeiten 

geben, überspannte Eindrücke von Unter-d,-ückung vermeiden zu können und vor al lern ver-­
meiden zu helfen. 

Wenn ich einen Beitrag dazu ge ben kann, dann tue ich das sehr gerne. 

Applaus 

BÜF~GEl~ME I STC::R - STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich danke dem Her-rn Bürgerme istertür seinen Beitrag. Es hat sich als Nächster zu Wort 
gemeldet Kollege Wallner. 
1 eh dad inter-essehalbc1· bekunntgeben, daß noch 12 Vormerkungen vorliegen. 

ST /\DT HAT MA~~F,~E D W/\.LLNER: 
Sehr gee hrtes Präsidium, meine sehr verehrten Damen und Herren des Gemeinderate:s ! 
Kot lege I< inzelhofe r sögle heute unter anderem, daß ein Großtei I der Vorschi äge der ÖVP 

zum Budget er-füllt vvor·dcn seien. Daß dies nicht der Fall ist, ist heute schon zum Aus­
druc k gekommen vor mir, das möchte ich durch einige Beiträge beweisen. 
Zur ßc·1n t-! r·kur.g d e s Kollegen Kinzelhofer, nur· ein Papier mit Forderungen der ÖVP zu 
Llbcrr· e ic:hen, se:•i zu we nig, muß gesagt wer-den, daß es auch so nicht geht, das ist meine 
persönliche Auffa~;sung. Daß man der ÖVP praktisch nach Fertigstellung des Budgets ein 
Schreiben schickt, sie in kur·zer· Frist auffor-dert, Vo1·schläge hiezu zu erstatten. Die 
Ö\/P ab<"r' nicht s c hon währ·cnd des Jahres zu Vorbesprechungen einlädt, das ist nichts 
~~eue !:, , wc1s ich je tzt sage. 1 eh habe schon, glaube ich, ehrt ichen Herzens mehrmals in 
meine :- bisherigen T~itigkeit hi e r im Gemeinderat den Vorwurf an Sie, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren der Mch1-heitsfraklion erhoben, ich glaube sogar wörtlich die Wor-te 
~.o gefundt,n zu haben, es fällt Ihnen doch um Gottes Willen nichts aus der Krone, wenn Sie 
uns doch während des Jahres über verschiedene Vorhaben rechtzeitig informieren und ein­

laden ;: u Vor·besprcchungen etc. Wollen Sie also bitte mit dieser Einleitung und in diesem 
Sin110. me irie fo lg P.nden Ausfülwungen verstehen. 
Gleich zu einem l<apitel, das heute schon irn Wort zumindestens mehrmals angezogen wor­
den ist und dos mir p e rsönlich aus beruflichen Gründen seh,- arn Herzen liegt, zur Klein­
gewcrbetördcr·ung der Stadt. Ich betone bitte vorweg ausdrücklich, daß ich nur von dieser 
Aktion je tzt spreche und nicht von der Förderung de r gewerblichen Wi,·tschaft im allgemei­
nen. Also ein Wort zu dem von der Sozialistischen Fraktion in der Gcmeinckratsitzung arn 
1. 3. cingebr·achten Antrag auf Erlassung vo11 Richtlinien zur Förderung des Kleingewer­
bes. Sie wären, meine sehr geehrten Damen und Herr-en, sicher gut beraten gewesen, wenn 
Sie dnmnls den Abände r-ungsantrag meinc.:r· Fr· aktion angenommen hätten und wenn Sie zumin-
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destens um nicht gleich zugeben zu müssen, d~ß wir damals wie heute recht hatten, von 
März bis heute, wenn Sie wollen heimlich still und leise, unsere Vorschläge in Ihrer Frak­
tion und speziell in Ihrem sozialistischen freien Wirtschaftsverband zu beraten und heute 
als kleines Weihnachtsgeschenk, die Zeit wäre die richtige hiefür, für die gewerbliche 
Wirtschaft ... 

GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
1 st schon geschehen! 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Das wäre heute bitte die letzte Möglichkeit, eine Sitzung findet bekanntlich im Jahr 1977 
des Gemeinderates nicht mehr statt. Heute als kleines Weihnachtsgeschenk, wie gesagt, 
als Antrag eingebracht hätten. Sie wären wie der Phönix aus der Asche gestiegen, hätten 
Beifall bekommen und vor allem Sie hätten der gewerblichen Wirtschaft gerade in der heu­
tigen Zeit schwerster Belastungen einen Dienst erwiesen und Sie wären in Ihrer seiner­
zeitigen Aussage, durch diese Kleingewerbeaktion eine Hilfe in Richtung der Erhaltung der 
Nahversorgung und eventuell auch Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen zu gewähren, 
glaubhafter geworden. Dies haoen Sie und Ihr freier Wirtschaftsverband versäumt und des­
halb müssen Sie· sich heute unsere Kritik gefallen lassen. Eine von uns gestellte Anfrage 
im Gemeinderat, ich glaube, es war im vorletzten, wieviel Gewerbebetriebe mit welcher 
Summe seit Bestehen der sogenannten Kleingewerbeförderungsaktion gefördert worden 
sind, wurde in der Gemeinderatistzung am 1. 12. 1977 von Herrn Bürgermeister \'Veiss in 
der Form beantwortet, daßbiszudiesemStichtag, also 1.12.1977, ein Betrag von, hö­
ren Sie, nur S 5.000,- ausbezahlt worden ist. Da gestatten Sie mir bitte, daß ich diesen 
Betrag als lächerlich finde und dieser lächerliche Betrag rechtfertigt nicht im Entferntesten 
den Verwaltungsaufwand und für einen solchen lächerlichen Betrag wollen Sie nach Ihren 
Richtlinien den Gewerbebetrieb laufend, wie Sie in Ihren Richtlinien festgehalten haben, 
überprüfen. Bleiben Sie bei Ihrer Formulierung, daß der geförderte Betrieb wegen solch 
eines Betrages alljährlich und unaufgefordert Bilanzen und Vermögensaufstellungen vorzu­
legen hätte? Das stelle ich als Frage. Haben Sie denn bis heute nicht überlegt, daß Ihre 
Richtlinien völlig unbrauchbar, wirkungslos und damit nicht praktikabel sind? Die geringe 
Anzahl von Anträgen ... 

GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
Landesrat Trauner hat praktikablere gemacht! 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
.•. aus der gewerblichen Wirtschaft dieser Stadt dürfte Ihnen die Antwort geben. 
Herr Bürgermeister hat in der Gemeinderatsitzung am 1. 3. dieses Jahres in diesem Zu­
sammenhang unter anderem gesagt, ich zitiere es nicht wörtlich, um Sie nicht ällzulange 
aufzuhalten, daß er bittet die Vertreter der Wirtschaft und auch meiner Partei, soweit er 
bittet, dafür Sorge zu tragen, daß die Wirtschaft von diesen Möglichkeiten weitestgehend 
Gebrauch macht: Ich darf hier sagen, das ist kein Geheimnis, daß der Österr. Wirtschafts­
bund als einzige Organisation bitte sofort nach Beschlußfassung im Gemeinderat Ihre Richt­
linien auf eigene Kosten hat drucken lassen, an alle 1. 118 Wirtschaftstreibenden damals 

GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
Stimmt nicht! 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Damals mit dem Begleitschreiben, in dem es wörtlich heißt: "Sollten die Richtlinien für 
Sie zutreffen, so machen Sie bitte von den dort gebotenen Möglichkeiten Gebrauch", zum 
Versand gebracht. Wir und nicht Si<= haben also alles getan, damit diese Richtlinien pu­
blik werden. Obwohl wir die Auffassung hier vertreten höben, es können doch keine die­
ser Richtlinien zielführend sein. Warum wird diese Aktion nicht angenommen, weil man mit 
dem derzeitigen Förderungsbetrag, ich habe vorhin die Summe genannt, von damals 
S 5. 000, - - es sind inzwischen etwas mehr geworden, das weiß ich - weder die Nahver-
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sorgung noch die Erhaltung von Arbeitsplätzen sichern hilft, noch Arbeitsplätze schafft. 

Lassen Sie sich bitte bestätigen, daß heute ein Arbeitsplatz S 400.000,- - S 600.000,­
kosle t. 
Nun setzen Sie dazu Ihre Förder-u,1:-:J bitte vielmals in Relation. 

Unver-sländliche r" Zwischenruf 

STADTRAT MAl\!FRED WALLNER: 
Abschli e ßend die Bitte an Sie. Es ist heute schon angeklungen, aber trotzdem, es ist kei­
ne Schande für Sie, einmal e inen Fehler begangen zu haben und es ist verständlich, daß 
Sie seiner-zeit I hr'l~lll freien Wir-Lschaftsverband auch einmal die Chance geben wollten, ei­
ne Aklivilfü für- die ge werbliche: Wir -tschaft zu setzen. Aber- bitte lernen Sie aus solchen 

Fehl cr-n. Viell e icht haben Sie es inzwischen schon getan. Der Zwischenruf führt darauf­
hin. /\'iodifizier'en Sie bitte Ihre Richtlinien möglichst nach unseren Vor-schlägen, denn 
die sind sehr wohl überdacht. Wir- haben Sie schon vor einem 3/4 Jahr ausgearbeitet und 

Sie haben sie dama ls nicht zur l< enntnis genommen, damit die Kleingewer-beförderung we­
nigstens im kommc11den Jalw wirklich echt zurn Tragen kommt, ~iese der gewerblichen Wirt­
schafl e ine echte Hilfe sind und nicht nur wie bis heute, man kann dieses Wort sagen, eine 
Farc e bleiben. 
Ein Wor' l, die Fr-age wu:-de h eule von einem l<ollegen hier schon gestellt, es war' wieder 
l<ollcge /v1ayd1ofer, Gewerbehöfe. l<ollege Mayrhofer hat heule bereits eine Kritik an un­
ser-ern Vorschlag zur Err'ichtung von Gewerbehöfen in Steyr vorgebr.acht und Sie werden 
es nicht nlauben, ich ge tr-aue mich trotzdem, Ihnen unsere Ansicht hiezu zur' Kenntnis zu 
bringen und brauchbar'e Vorschliige zu erstatten, denn uns fällt nämlich auch noch etwas 
ein. Einer- der- Punkt e in den8ud~etvor'schlägen meiner Fraktion war die Ansatzpost für 
die Planung von Ge wer-behöfen, wie sie in ande r-en Städten mit sehr gutemErfolg, es gibt 
nicht nur' Linz in Österreich, verwirklicht wor'den sind. Der Zweck und der Sinn der Schaf­
fung sol che r Gewer-bchöfe und da cfar-f ich Ihnen bitte, wenn Sie wollen, diese Belehrung 
oder Aufklärung geben, damit Sie das nicht zu persönlich auffassen, solcher Gewerbehöfe 
und die F ö:' derung durch eine Stadl liegt darin, daß mit solchen Gewerbehöfen gerade in 

Steyr für junge Gewe r-be treibend e , die über- kein ausreichendes Anfangskapital etwa für 

die Err·i c hlung einer· n euen Wel'l,stälte verfügen, der Anreiz gegeben wär-e, ihr· Gewerbe 
Gewer-be in Wer ·kstätl c n b e ginnen zu können, die ihnen von der Stadt zunächst gegen eine 
c1nge111essene Miete zur V e rfügung ~wstellt werden. Hier gleich die Kritik für Linz ange­
bracht. Linz ist siche rlich den fulschcn Weg gegangen, die Bestätigung ist durch Dich, 
Kollege tv'1ayrhcfer, erfolgt, daß Du hier festgcstel lt hast, in Linz sei das viel zu teuer 

GEMEINDERAT ER I Cl·I MAYRHOF ER: 
Unverst~ndl iche r Zwi sehen ruf! 

ST ADTr~A T MANl=- ~:: E D WALLNER: 
Oi ese Werkstätt e n bräuc hten dann nur- mehr von den Gewerbe inhabern instal I at ionsmäß i g 
entspreclwnd der- Eigenart cJes lJetr' iebes fertigge stellt werden. Diesen Gewerbetreiben-
den sollte die Möglichke it gebot e n wer·den und das ist, glaube ich, eine neue Idee und bit-
te g1·eifen Sie si e auf. Später können diese Werkstätten gegen einen entsprechenden Kauf­
preis unt e r Arwec:hnung de r' bishc r·i~1en Miete käuflich erwor' ben werden, also ins Eigentum 
übe1-tr •ögen werden. Dre i wesentliche Dinge könnten dadurch er-reicht werden. Erstens ei-
ne solche Aktion wär'e e ine echte Starthilfe gerade für junge Gewerbetreibende in Steyr, 
zwe it ens durch solche Gewerb ehöfe und de r Mö:-il i c hkeit der Unterbringung von verschie­
denen Br·anchen des erzeugenden und verarbe it enden Gewer·bcs, es ist heute schon ange­
klungen von di e sem Pult aus, daß die Schaffung solcher neuer Gewerbesparten dringendst 
notwendig sei, würde s i c h die d e r'ze it leide r noch immer vorherrschende zu einseitige Orien­

tierung uns(~res heimi schen Gcw 0. rbes - ich rede hier bitte nicht von Handelsbetrieben -
ändern. Es sollen keine Gewc r·bchöfe err-ichtel wcr' dcn, 1..vie hier angenommen oder in Linz 
zumindcsl<c>ns bewcrkst c lli!-1t wur·de, daß die Gewerbehöfe für Gr'oßkaufhäuser errichtet 
wurdc·n. Ich denke bitt e an Kl e inbetri ebe! 

- 436 .. 



1 n einen Kleinbetrieb wird kaum ein Konsummarkt oder sonst irgend ein Markt einziehen 

wollen. Es würde die zu einseitige Orientierung unser.es heimischen Gewerbes auf die Stey­

rer Meta! 1 industrie ändern können und damit gerade in Zeiten des Konjunkturrückganges und 

der Abschwächung eine sichere und von konjunkturellen Einflüssen der Großindustrie unab­

hängige Basis des Gewerbes und damit die Erhaltung der Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Drittens, die Stadt würde nach einem Zeitraum von einigen Jahren die Bau- undAufschlie­

ßungskosten durch die Eigentumsübertragung an die Gewerbeinhaber wieder zurückbekom­

men und die Stadt wäre dann durch keine Verwaltungstätigl<eit mehr belastet. 

Nicht außer acht lassen dUrfenSie bitte die Seite der äußerst kostengünstigen Errichtung 

solcher Gewerbehöfe durch die gemeinsame Aufschl ießung und die Reihenbauweise. Wie ge­

sagt, wir haben der sozialistischen Mehrheitsfraktion zeitgerecht den Vorschlag der Auf­

nahme einer solchen Planungspost in den Voranschlag 1978 gemacht. Sie haben diesen 

Vorschi ag nicht einmal ignoriert, obwohl kein Mensch sagen könnte, daß unseren Vorschi ä­

gen etwa parteipolitische Überlegungen zugrunde liegen würden. Ich hoffe, Ihnen mit un­

seren Vorschlägen bewiesen zu haben, daß wir nicht etwa ein falsches und nicht praktika­

bles Modell von Linz übernehmen wollen, sondern daß wir Ihnen ein völlig neues Modell 

präsentieren, welches doch sicherlich wert ist, es zumindest zu prüfen und zur Diskussion 

zu stellen. 
Ein Kapitel, dessen Besprechung sicherlich der Mehrheitsfraktion keine Freude bereiten 

wird, das weiß ich, aber letzten Endes sind wir gewählten Mandatare nicht dazu da, uns 

gegenseitig nur lauter Freude zu bereiten. Ich möchte auch heuer wieder unsere langjäh­

rige Forderung betreffend die Erlassung einer Vergabeordnung für die Erteilung öffent-

1 icher- Aufträge zur Sprache br-ingen. 1 eh bringe Sie bitte nicht deshalb zur Sprache, um 

in der Budgetsitzung etwa eine Pflichtübung zu machen, sondern es mehrt sich das Unbe­

hagen in der gewerblichen Wirtschaft in unserer Stadt über Methoden, die öffentliche Aus­

schreibungen begleiten. Ich möchte das ausdrücklich nochmals richtig darstellen, daß ich 

hier vom Begleiten gesprochen habe. Näheres etwas später, 
Zunächst aber eine kurze Erinner'ung. In der Gemeinderatsitzung vom 8. 11. 1976 hat die 

Sozialistische Mehrheitsfraktion den ÖVP-Antrag auf Erlassung von Vergaberichtlinien 

mit der Begründung, so etwas brauche man in Steyr nicht, abgelehnt. In dieser Sitzung 

haben wir der Öffentlichkeit bewiesen, wie notwendig eine Vergabeordnung im konkreten 

Fall der Auftragsvergabe, z. B. für die Errichtung eines Mehrzwecksaales in Münichholz, 

wäre. Bekanntlich wurde dieser Auftrag über diesen Bau, den meine Fraktion als wichtiges 

Kommunikationsmittel für diesen Stadttei I begrüßt hat, gegen die Bestimmungen der für die 

Vergabe von öffentlichen Aufträgen maßgeblichen Ö-Norm vergeben. 1 eh habe Ihnen da­

mals in aller Öffentlichkeit einen bewußten Verstoß dieser Bestimmungen unterste! lt. 

Unverständlicher Zwi sehen ruf 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Ja, Kollege Heinrich Schwarz hat sogar in der Gemeinderatsitzung vom 8. 11. vorigen 

Jahres wörtlich zitiert: "Ich möchte noch darauf hinweisen, daß Du, Wallner, uns unter­

ste! Ist, daß wir bewußt die Ö-Norm verletzt haben. Das weise ich gar nicht zurück, son­

dern das ist richtig". Begründet hat Kollege Schwarz diese Aussage, daß dieser Saalbau 

dort wichtig sei. Ich wiederhole nochmals, gegen die Wichtigkeit des Saalbaues hat sich 

meine Fraktion bekanntlich nicht ausgesprochen, sondern nur gegen die zu Unrecht er­

folgte Vergabe. Nun, warum bringe ich diese Dinge heute nochmals zur Sprache? Weil sich 

inzwischen nichts geändert hat, wir daher unsere Forderung auf Erstei lung einer Vergabe­

ordnung unbedingt aufrecht erhalten müssen. So mehren sich z. B. die Fälle, daß Firmen 

nach Anboteröffnung Preisnachlässe gewähren, um als Zweitbieter den Bestbieter ausste­

chen zu können. Eine Entwicklung, die, sollte sie weiter Schule machen, künftig jede wei­

tere öffentliche Ausschreibung zur Farce machen würde. Der - etwas überspitzt möchte 

ich das ausdrücken - wilde Westen würde bei Ausschreibungsverfahren Einzug halten. 

Nun bitte aber ja nicht in den Fehler zu verfallen und zu sagen, die gewcrbl iche Wi r·tschaft 

trage ja die Schuld daran und würde sich solcher Preislizitationen bedienen. 

Meine Damen und Herren, wenn l<eine Vergabeordnung, die unter anderem solche Möglich­

keiten ausdrück! ich ausschließt, existiert, dann ist es in der heutigen Zeit der Angst um 
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die Erhaltung der Arbeitsplätze dur'chaus verständlich, daß Firmen eben all es versuchen, 
um zu einem Auftrag zu kommen. Wir bitten Sie daher nochmals, Überlegungen anzustellen, 
ob Sie nicht doch wieder mit uns in Verhandlungen über die Erstei lung einer Vergabeord­
nung eintreten sollten, um auf diesem Wege zu einem brauchbaren Instrument bei öffentli­
chen Aussclweibungen und Vergaben zu kommen. 
Es ist das Wor·t Ver ·kehrskonzept heute schon mehrmals gefallen. 1 eh wi 11 Sie nicht über 
Gebühr' strapazieren, aber trotzdem sei mir ein Beitrag hiezu gestattet, denn es handelt 
sich letzten E:.ndes um eine äußerst dr'ingliche Frage und ich darf mir erlauben, Ihnen zu 
beweisen, wie dringlich die Frage der Erstellung eines Verkehrskonzeptes ist. Also ei-
ne Frage, die meines Er-achtens zum Komplex Wirtschaft paßt und die ich schon seit Jahren 
immer wi eder im Gemeinderat stelle und die ich nie auch nur annähernd befriedigend be­
antwortet bekommen hc.1be. 1 eh ver-misse zumindest bis zum heutigen Tag ein Generalver­
kehrskonzept, wenn wie wir vorhin gehör't haben, auch derzeit ein Konzept in Beratung 
stehen soll. Man hal mit dem Neubau von zwei Brücken begonnen, man baut sie richtiger­
weise - da s wur·de heute schon gesagt - nach einem einstimmigen Gemeinderatsbeschluß in 
einer hinsieht! ich der' Bel astbar'kei t ausreichenden Brückenklasse. Aber kein Mensch weiß, 
welche Rolle sie nach Fer·tigstellung im innerstädtischen Verkehr spielen werden. Kein 
Mensch weiß, werden diese beiden Br'ücken, die immerhin mindestens, 

0

glaube ich, S 40 
Mill. kosten werden,nur·Fußgänger·brücken bleiben. Nicht nur die gewerbliche Wirtschaft 
hat ein Anr-echt zu wissen, wie der innerstädtische Verkehr für 1980 konzipiert ist, son­
dern die gesamte Bevölkerung hat an der Verkehrskonzeption großes Interesse. Den Ernst 
und die Wichtigkeit einer solchen Forderung kann ich unter anderem mit dem Ergebnisei­
ner von unserer l<ammer kürz! ich durchgeführten Befragung der Kaufmannschaft im Gebiet 
des Steyr·dol'fes über die derzeitige wirtschaftliche Situation beweisen. Das Ergebnis, 
meine Damen und Herr·en, ist alarmierend. Bedingt durch die weitestgehende Stillegung 
des Individualverkehrs irn Bereich Gleinker Gasse - Kirch~ngasse, hauptsächlich aber 
dur·ch die Auflassung des Linienverkehrs am Wieserfeldplatz, der ja doch für eine starke 
Belebung des Steyrdol'fes gesorgt hat, mußten viele Geschäftsleute einen zum Tei I sehr 
ernpfindl ichen Geschäftsrückgang verzeichnen. 
Nun werden die Gewerbebetriebe im Steyrdorf auch noch zusätzlich durch den Brückenbau 
und die d adur'ch bedingte Behinderung des Fußgängerverkehrs, der fehlenden Verkehrs­
verbindung geschädigt. Manche Geschäftsleute stellen uns heute schon die ernste Frage, 
zahlt es sich denn überhaupt noch aus, auf die Fertigstellung der Brücken zu warten bzw. 
wer-den wir dann mit einer Wiederbelebung unseres Stadtteiles rechnen können oder sollen 
wir' gleich unsere Betr'i ebe liquidieren? Zumindest werden in diesem Bereich keine zu­
kunftgerichte tcn Investitionen - das werden Sie mir bestätigen, wenn Sie offen durch die­
ses Stadtgec·biet gehen - mehr getätigt. Dies ist gleichbedeutend mit einem Rückschritt. 
Wenn Sie j e tzt noch die enormen Belastungen der' Wirtschaft, die die bankrotte sozialisti­
sche l~egierun~1 unserer ge samten Wirtschaft und Bevölkerung zumutet bedenken, dann kön­
nen Sie dieses Stadtvier· tel gleich heute gänzlich abschreiben. Die Verantwortung tragen 
allerdingi.; dc1nn Sie als Sozialistische Mehrheitsfraktion allein, denn wir haben rechtzei­
tig die Situc1tion in diesem Stadtgebiet. aufgezeigt. 
Denken Sie bitte dar· an, d,iß es dabei um die Existenz von vielen Betrieben der gewer'bli­
chen Wir· t schü ft, c1bcr auch um die Existenz vieler Arbeitsplfüze und nicht zuletzt.darum 
geht, ob in e inem solchen Gebi e t, dem die Grundlagen für eine kontinuierliche Weiterent­
wicklung der?.cit entzos1en sind, dann später überhaupt noch jemand wohnen wi 11. Derzeit 
gibt es jedenfa lls keinerl e i Initiativen, die auf eine Sanierung der Häuser, geschweige 
d enn auf die E.r-richtung von attraktiven Neubauwohnungen in diesem Gebiet hinzielen. 
Der· letzte Beitrag, rne;ne sehr verehrten Damen und Herren, zu einer Wortmeldung des 
Herrn l<ol l<:gP.n Dresl in der letzt en Gemeinderatsitzung. Es tr·ifft sich gut, daß er nach 
mir als Hedne r darankommt, darum habe ich diesen Beitrag jetzt absichtlich zum Schluß 
gewählt. In der Gemeinderatsitzung vom 15. September hat sich Kollege Dresl bemüßigt 
gefühlt, eine::n für den E3cr·eich der Studt Steyr' meines Erachtens völlig unpassenden Dis­
kussionsbeitr·ag für' das Strukturprogramm Eisenwurzen der Handelskammer Oberösterreich 
zu bri119en. Er kritisierte damals unter anderem, daß in dieser Studie außer Unter'lc1gen 
und dem 1.\ufzeigcn, wie di e Betr·iebsstruktur, die ßeschäftigungslage und die Beschäftigungs­
ziff~rn ausschauen in der' Kammer der gewerblichen Wi_rtschaft, nicht recht viel I nitialiven 
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für die Stadt Steyr gesetzt worden seien. Er hat auch weiß Gott wen damals, wenn Sie 
sich erinnern können, dafür verantwortlich gemacht, daß Neuzeughammer z. B. in Kon­

kurs geraten ist. Den Namen des verehrten sauberen Herrn Hechtberger, Herr Kollege 
Dresl, hast Du damals allerdings wohlweislich nicht genannt. 
Diese und ähnliche Ergüsse des Herrn Kollegen Dresl habe ich in dieser Gemeinderat­
sitzung aus glaublich verständlicher Reaktion mit einem Zwischenruf, der allerdings im 
Protokoll nicht aufscheint, daher wiederhole ich ihn heute: "Entschuldige bitte, auf so 
einen BI öclsi nn antworte ich nicht", deshalb zunächst abgetan, da mir entsprechende Un­

terlagen damals nicht zur Hand waren. 
Heute stehen mir diese Unterlagen zur Verfügung und ich darf Dir, Kollege Dresl, folgen­
des kurz sagen: Erstens behaupte ich, dieses Strukturprogramm hast Du bestenfalls wie 
ein Bilderbuch durchgeblättert, niemals aber gelesen bzw. Dich mit dem Inhalt auseinan­
dergesetzt. Zweitens diese Studie konnte gar keine Initiative für die Stadt Steyr ... 

GEMEINDERAT VI NZE:NZ DRESL: 
Das habe ich nie behauptet! 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
- warum dann bitte die Wortmeldung - beinhalten, denn sie wurde nur für das wirtschaftli­
che entwicklungsbedürftige Gebiet der Eisenwurzen erstellt und konnte daher auch nur für 
dieses Gebiet Geltung haben. Drittens, diese Studie und die darnach sofort einsetzenden 
Aktivitäten der Kammer hat nicht nur in der gesamten gewerblichen Wirtschaft, auch in 
Kreisen der Arbeitnehmer, sondern speziell auch beim sozialistischen Herrn Handelsmi­
nister Dr. Staribacher und in der gesamten Presse ein außerordentlich gutes großes 
Echo gefunden. Er zitier-te, Dr. Staribacher hat die Studie für so zielführend erachtet, 
daß er eine Veranlassung getroffen hat, daß hohe Ministerialbeamte Sprech- und Bera­
tungstage auf Kosten des Ministeriums abgehalten haben. 
Kollege Dresl, Du wirst doch hoffentlich dem Herrn Handelsminister eine Qualifikation zu- . 

trauen, ob eine solche Studie und Initiative der Handelskammer gut oder schlecht ist. Er 
hat sie jedenfalls als gut empfunden, die Initiativen in anerkennenswerter Weise unter­
stützt und gefördert. Kollege Dresl, halte bitte wenigstens jetzt auch Rücksprache zu­
mindestens mit den sozialistischen Bürgermeisters Neufeld, Gaflenz, das brauche ich Dir 
ja nicht sagen, Direktor Buchsbaum, Gundacker, Haider etc., die werden Dir gerne be­
stätigen, daß die Kammer die einzige lnstitutior:i war, die die wirtschaftliche Situation 
des Gebietes Eisenwurzen erkannt und Initiativen gesetzt hat. 
Viertens, nun kann ich als vorläufiges Ergebnis, heute liegen mir die Zahlen vor, ich 
habe die entsprechenden Veranlassungen getroffen, der von Dir abqualifizierten Studie 
der Kammer folgendes bekanntgeben. 1 eh bin gerne bereit, diese Pressenotiz, sie ist an 
alle Presseorgane ergangen, aber ich habe sie nochmals mehrmals ablichten lassen. Sie 
1 i egt Ihnen selbstverständlich gerne vor. 
1 eh zitiere nur einige Zahlen daraus:·· Überschrift Eisenwurzen - Finanzberatung brach­
te S 40 Mill .. Annähernd S 40 Mill. an Kredit und Beihilfen konnten in nur einem Jahr für 
Betriebe im oberösterreichischen Teil der Eisenwurzen aufgebracht werden. Bedenkt 
man, daß heute für die Schaffung eines Arbeitsplatzes etwa S 400.000,- - S 600.000,­
veranlagt werden., so bedeutet dies rund 100 Arbeitsplätze für dieses strukturschwächere 
Gebiet. Damit konnte einem der wesentlichsten Ziele des Strukturprogrammes Eisenwur­
zen, an dem die Kammer maßgeblich mitgewirkt hat, nämlich der Sicherung bestehender 
und der Schaffung neuer Arbeitsplätze, entscheidend nähergerückt werden und nicht un­
erwähnt möchte ich lassen, daß mehr als 50 % des gesamten Kreditvolumens, nämlich 
20,22 Mill. durch das Land Oberösterreich gefördert worden sind. 
Das, Kollege Dresl, sind imposante Ergebnisse, glaube ich, die auch die Stadt Steyr 
und daher erlaube ich mir auch diesen Beitrag hier heute zu bringen, die auch die Stadt 
Steyr interessieren werden. Denn wenn eine so große Region wie die Eisenwurzen, die 
ja zum Einzugsgebiet von Steyr gehör-t, einen wirtschaftlichen Aufschwung nimmt, so hat 

· dies sicherlich auch günstige Auswirkungen auf die Stadt Steyr. Daher keine böse ge­
meinte Empfehlung, werter Kollege Dresl, am Rande. 
Entweder Du I iest und interpretierst künftig unsere Regionalprogramme und sonstige Ak-
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tivitäten - das ist heute schon von der Freiheitlichen Fraktion, die Studie der Kammer be­
züglich der· ßeschäftigungslage etc., wohlwollend und positiv herausgestellt" worden - bes­
ser und richtig vor allen Dingen, oder Du befaßt Dich künftig doch ausschließlich z. B. 
mit dem Wer·t oder Unwc,·t der· "Superstudie" der Arbeiterkammer Oberösterreichs über 
die Gemei,-,dczusammenlegung, welche sicherlich nicht jenes positive Echo und al !gemeine 
Anerkennun~1 c1ls unser·e Studie und unsere Aktivität gefunden hat. Danke. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Nach l<:ennlnisnahme dieses Disl~ussionsbeitrages bitte ich um eine kurze Pause, damit un­
sere T echnikcr das Band wechseln können. 

Pause von 19. 35 - 19. 39 Uhr 

ßÜRGERME I STER FR1\NZ WE ISS: 
Das Band i s t gewechselt, die Sitzung geht weiter und ich bitte Sie, wieder Platz zu neh­
men. Ich darf gleichzeitig die nächsten 3 Sprecher bekanntgeben. Als Nächsten bitte ich 
zum Rednerpul t Gemeinderat Dresl, anschließend Gemeinderat ~Aanetsgr;-uber und Gemein­
der·at Schwarz Herber·t. 

GEME 11\JDEf-<A T VINZENZ DRESL: 
Sehr· geehrtes t='r·äsidium, me ine Damen und Herren! 
Obwohl es l<:ollege Wclllner anfänglich zu blöd war zu antworten, hat er es doch noch getan, 
also ein Gesi11nu119swandel ist eingetreten. Aber viel leicht, ich habe die Aufzeichnungen 
aus der letzt0.r1 Sitzung noch bei mir. Ich habe das Protokoll noch nicht gelesen, ich weiß 
nicht, ist es schon geschickt worden, ich habe es noch nicht erhalten, aber wenn, dann 
ist das falsch von Dir verstanden wo1· de11. Ich habe die Eisenwurzen zitiert, es stimmt 
das Programm. Ich habe das Programm der gewerblichen Wirtschaft Oberösterreichs zi­
tiert. Ich habe dazu gesagt, Wi3ren das die ganzen Initiativen auf dem Gebiet, als nur das 
Pr·o~iramm vorzuschla9en? Du hast selbst gesagt, die Ziffern der S 40 Mill., die angeblich, 
ich rnuf3 sagen angeblich, mir· stehen die Ziffern noch nicht zur Verfügung, in diesem Ge­
biet investiert wurden zur Vermehrung von 100 Arbeitsplätzen. Die Eisenwurzen umfaßt 
auch einen Gr·oßlt'! il des ni 0dc rösterreichischen Raumes und reicht nicht bis Steyr. Das ist 
mir älles bc·kc1nnt, ich kenne es schon, ich habe nicht nur geblättert wie in einem Bilder­
buch, da schaue ich mir etwas anderes an, was unter Umständen interessanter wäre zum 
Anschauen in einem Bi lder ·buch, Herr Kollege Wallner, 

STADTRAT MANF RED WALLNER: 
Ha, ha! 

GE.ME I NOEF~A T VINZENZ Dr~ESL: 
Aber eine Fraye wtir ' de ich mir er·lauben. Vielleicht hast Du eine Möglichkeit, die 100 Ar­
b e it splfü z e, di e Ou zitie1·t has t, mir b el«mntzugeben. Ich kenne das oberösterr·eichische 
Ge!)ict s ehr gut. ~,\eines Wi ssens und ich g!aube, es wir·d auch Dir ungefähr so gehe'7, ver·-
1 ier·en wir irn Raum Ennstal bis Weyer laufend A,~bei tsplätze und wo da 100 dazukommen 
auf Gr·und di P. s 0.r Investitionen der S 40 Mill., würde mich, wie gesagt, interessieren. 
Zu Dei nen weit e r·en Ausführungen im Bezug auf meine da.mal ige Wortmeldung, die bezog 
sich in der Haupt sache d,.irauf, was die Kammer für Steyr getan hat. Dabei habe ich eben 
zitiert, das wird dann vermutlich im Protokoll .sein<~ 1-<ichtigstellung finden, nachdem, wie 
i„h annehme, Du da!:; ein wenig falsch aufgefaßt hast, momentan nicht aufgefaßt hast. Das 
kann r,u s si <:: rcn, daß man dann etwas in dns falsche Ohr· bekommt. E::s soll nicht passieren. 
Abe r damals war die Sitzung noch nicht so lange wie heute, aber heute paßt Du anscheinend 
sehr konkret auf. 

s ·r AIJTRAT MANFRED WALLNER: 
Unve rständl ichcr Zwischenruf. 
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GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
A.ber mit dem habe ich Deinen Beitrag, wo Du zu mir gesagt hast, ich soll die Unterlagen 
besser anschauen, beantwortet. 
Aber viel leicht ein paar' Dinge noch, die du vorher gebracht hast. Zur Vergabeordnung. 
Da hast Du gesagt, es kommt zu den Auswüchsen Nachlaß und dergleichen von Firmen nur 

. deswegen, weil die Gewerbebetriebe Angst haben, Arbeitsplätze zu verlieren. Lieber Kol­
lege Wallner, glaubst Du nicht auch, daß vielleicht eine größere Angst vorhanden ist, ih­
re Profite etwas zu verlieren? Das vielleicht dazu. 
Wenn Du sagst die bankrotte sozialistische Wirtschaft in Österreich ... 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Regierung, das ist ein Unterschied! 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
... oder Regierung, bitte, aber dann darf ich wieder hinweisen, Herr Kollege Wallner, 
wir leben nicht auf einer "1 nsel der Glückseligen" und Vergleiche muß man anstellen. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Unverständlicher Zwischenruf. 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Ich könnte einige Länder zitieren, die von konservativen Regierungen geführt werden. 
Schauen wir uns z. 8. nur die Arbeitslosenziffern an. Schauen wir uns doch z. B. die 
Inflationsziffern an. Herr Kollege Wallner, das kleine Österreich mit der bankrotten Wirt­
schaftsführung, hat es bisher verstanden, im Konzert der großen Ubermächt i gen sehr gut 
dazustehen. Natürlich und da komme ich auf einen Punkt, den Kollege Treml angeführt hat, 
das kostet etwas. Er ist der Meinung, das sollen die Mi 11 ionäre zahlen. Das ist ein Wunsch­
denken, ich glaube, soviele Millionäre hätten wir gar nicht. So objektiv muß man einfach 
sein, soviele Millionäre hätten wir gar nicht, die das alles finanzieren. Da trennen sich 
ein wenig unsere Wege, aber das macht nichts, in der freien Diskussion ist das alles er-
laubt. . 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Das macht dem Bundeskanzler auch nichts mehr._ 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
In das gleiche Horn geht, glaube ich, der Beitrag des Kollegen Fuchs. Er hat sich unter 
anderem damit beschäftigt, mehr Arbeitsplätze für Steyr. Das hat unser Herr Bürgermei­
ster schon einigermaßen beantwortet. Aber mich hat es gewundert, daß er gerade für 
Steyr so vehement für Jugendarbeitsplätze eingetreten ist und es hat den Anschein er­
weckt, daß die Jugendarbeitsplätze in Steyr nicht gegeben sind. Mir ist kein männlicher 
Lehrling bzw. Schulentlassener bekannt, der keinen Lehrplatz erhalten hat. Es hat Schwie­
rigkeiten bei der Berufswahl gegeben, aber die wird es immer geben, weil gewisse Mode­
berufe einfach überlaufen sind und andere weniger. Bei den weiblichen Lehrlingen oder 
bei den weiblichen Schulabgängern, da hat es gewisse Schwierigkeiten gegeben. Aber nach 
den letzten Informationen von unserem Arbeitsamt, die ebenfalls informiert waren, daß 
derzeit keine Lehrplatzsuchenden mehr vorhanden sind. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Berufsbi Iden de Mittel schulen! 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Da wird es in den nächsten Jahren, das gebe ich ohne weiteres zu, unter Umständen schwie­
riger werden. 
Ich nehme die Zettei her, wie ich es mir notier't habe. 
Zum letzten Beitrag von Herrn Vizebürgermeister Fr-itsch. Er hat wiederum die Musikschu­
len in seiner Erklär'ung zu Beginn angezogen und hat gesagt, die Stadt Steyr verschenkt 
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S850.000,-aus parteitaktischen Gründen. Wer hindert das Land, Ihre Freunde, Herr Vize­
bürgermeister Fritsch, uns diese S 850.000,- nicht zu geben? Das GPld müßte ja vor­
handen sein, nachdem sie unter den Voraussetzungen der Personalübernahme bereit wä­
ren, das Geld zu zahlen. 

BÜRGERME I S TER-STELLVERTRETEI~ KARL FR I TSCH: 
Uns hinder·t das einstimmig beschlossene Musikschulgesetz daran, auch von Euch mitbe­
schlossen ! 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Herr Vizebür0crmcister, man soll, wenn man selbst im GI ashaus sitzt, die Parteitaktik 
unter Umsti:indcn außer B et r-acht I assen. Das wäre besser. 
Abe r ich w e r·de mi ,, nicht angewöhnen ,so wie Ihre Fraktion ,Belehrungen auszutei I-en. Das 
steht mir nicht an. Ich möchte einfach meinen Diskussionsbeitrag so verstanden wissen, wie 
ich ihn bringe. 
Zum eigentlichen Budget, wofür meine Wor·tmeldung erfolgte. 
Die verschiedenen Beschlüs se in den letzten GemeinderatsitzunJen, z . . B. die Bewilligung 
des Nachtrari::. l.Judgets, die Genehmigung der Haushaltsrechnung 1976 und auch der vorl ie­
gende Budgetentwurf ... 

BÜRGERME I STEI~ FRANZ WE ISS: 
Ich bitte um e twas mehr Ruhe! 

GEME I NDER/1.T VINZENZ DRESL: 
... haben mich veranlaßt, mich etwas näher mit den Einnahmen der Stadt zu befassen. 1 n 
erster Linie intc,r·essierte mich dabei die Lohnsumrnensteuer .• Es ist gerade diese Steuer 
ein Spiegel der Beschäftigungs- und Einkommenslage unserer Stadt. Es ist daher sehr 
erfr-c~ulich, dc1ß sich diese gemeindeeigene Abgabe immer mehr zu einer Hauptstütze der 
sUidtischen Einn;:ihrnen entwickelt. 1 eh weiß, Kollege Treml hat unter Umständen andere 
Ansichten dazu. Ich werde es an Hand e iniger Ziffern begründen können. Einige Ziffern 
und Gegenüberst e llungen beleuchten am besten diese Entwicklung. 
196? betr·u0dic Lohnsummenst eue r S lL1 Mill. oder 30,26 % der eigenen Steuern. Sie stei­
gc--rte sich där111 in den laufenden 10 Jahren kontinuier·lich. 1971 waren es bereits S 23 
Mill., d e r Anleil betrug 30,G'l % aus Einnahmen eigener Steuer·n. Ein großer Sprung er­
fol~Jte zwischen 19"/2 und 1973, nämlich von fast S 26 Mill. auf fast S 30 Mill. Auch der 
pr· o zen tuelle A11teil spiegelt diese Entwicklung wider, nämlich von 37,45 % auf 45, 13 %. 
Eine absolute Rekordhöhe k onnten wir im Jahre 1975 rnit über 38 Mi 11. verzeichnen, was 
9e~1(::nüber ande r·en Gemeindeabgaben einen Antei I von 48, 79 % ergibt. 1976 ist zwar die 
Lohnsteue r' z iffe r·nrnäßig von 38 auf 41 Mill. gestiegen, es haben sich aber auch die ande­
ren eigenen Einnahmen ve,~besse,~t, sodaß der Antei I im vergangenen Jahr rund 40 % aus­
nwc hte . 
Ich hc,ffe daher uuch, daß d er kommende Voranschlag auch in dieser Richtung wir·ksam 
wird, er· soll N euansiedlungen von Betrieben und vor allem die Erhaltung der Arbeitsplät­
ze und der· Vollbcschäfti r1ung sichern. Im Verein mit dem heute beschlossenen Flächenwid­
mungsplan ergeben sich hier ebenfalls sehr wertvolle Ansätze. 
Der· Bericht des l:Wr·gerrneisters zum Entwicklungskonzept zeigt ebenfalls, daß hier wert­
volle Ansätze schon bestehen. Mit dem, was geleistet wurde, mit der Bestandaufnahme 
über· das Vorhandene und mit den Richtlinien, die wir selber für die nächsten Jahre be­
schließen, können wir e iniger·rnaßen zuversichtlich in die Zukunft gehen. Es ist nur scha­
de, daß $ich e ine Par'tei, dem Bundestrend anscheinencJ folgend, von dieser gemeinsamen 
Verantwortung ausschließt. Trotzdem wird dieses Budget zum Wohle der Stadt und vor al­
lem der Sicherung der Zukunft der Bürger dieser Stadt beschlossen werden. 

BÜl~CEHME I STER F~AhJZ WC:. 1 SS: 
Danke. Wi ,- korrnncn zum niich:;;te:n Sprecher, das ist gemeinderat Manetsgruber. 1 n Vor­
mer'kung Gemeindr~r-at Schwarz und anschließend Kollegin L iebl. 



GEMEINDERAT JOHANN MANETSGRUBER: 
Sehr geehrtes Präsidium, meine sehr geehrten Damen und Herren des Gemeinderates! 
Bei den fraktionellen Budgetberatungen habe ich mich natürlich interessiert, welche Bei­
träge von den anderen Parteien geleistet wurden. Im besonderen aber habe ich mich mit 
den Wünschen der ÖVP-Fraktion befaßt, da bekannt wurde, da diese nicht bereit ist, dem 

. gemeinsamen Voranschlagsentwurf zuzustimmen. 1 m übrigen hat die ÖVP-Fraktion diesen 
Beschluß in einer Klausurtagung bereits zu einem Zeitpunkt gefaßt, als noch eine Frak­
tionsobmänne,-besprechung ausständig war und die Vorlage des Magistrates hinsichtlich 
Gebührenerhöhungen ebenfalls noch nicht bekannt war. Die ÖVP hat sich also, obwohl sie 
mit zwei Stadtscnatsmitgl iedern an der Verwaltung der Stadt betei I igt ist, zur sturen Op­
position, ähnlich wie auf Bundesebene im Nationalrat,entschlossen. Ich brauche die ÖVP 
über ihre Stellung im Nationalrat als Oppositionspartei, die nicht an der Regierung betei­
ligt ist und im Steyrer Rathaus, wo sie laut ihrer Mandatszahl nach den zwingenden Be­
stimmungen unseres Stadtstatutes für die Verwaltung der Stadt direkt verantwortlich ist, 
wohl nicht hinweisen. Ich nehme an, sie sind ihr ebenso gut bekannt wie mir. Wundern tut 
es mich alle,-dings nur, wie leichtfertig die ÖVP mit dieser Verantwortung umgeht. Man darf 
doch nicht übersehen, daß ihr Stadtrat Wallner,, wenn ich mir den außerordentlichen Haus­
halt ansehe, wohl in erster Linie ressortmäßig für die Beantragung der' vorgesehenen Mit­
tel zuständig ist. Heute unterliegt er dem Fraktionszwang und wird auch diesen außeror­
dentlichen Haushalt in seinen Ansätzen ablehnen. Morgen wird er viel leicht, gedrängt von 
der heimischen Wirtschaft, selbst die Anträge im Stadtsenat stellen müssen. Für ihren 
Fraktionsobmann, Bürgermeister-Stellvertreter Karl Fritsch, ist dies leichter. Sein 
Ressort umfaßt weniger stadteigene Aufgaben, sondern solche des übertragenen Wirkungs­
bereiches. Er ist mit finanziellen Problemen wesentlich weniger als Mitglied des Stadtse­
nates befaßt wie alle übrigen. 
1 eh habe mir nun den Wunschzettel der ÖVP-Gemeinderatsfr:aktion zum Budget 1978 durch­
gesehen. Es sind einige sehr konkrete Forderungen, die tei !weise auch im Budgetentwurf 
der Sozialistischen Fraktion enthalten sind, einigeThemen, die selbstverständlich einer 
Verhandlung und Erörterung bedürfen. So zum Beispiel die Errichtung eines Abenteuer­
spielplatzes im Bereiche der Steyr-Niederung. Das ist doch eine Frage, die entschieden 
ausdiskutiert werden muß, denn sonst ist es echt ein Abenteuer, irgendwo in der Steyr­
Niederung einen Robinsonspielplatz zu errichten, der alljährlich von den Hochwässern 
überflutet wird. Wir wissen nicht, wo die ÖVP sich diesen Abenteuerspielplatz und damit 
dieses Gemeindeabenteuer vorstellt. 
Eine andere Forderung befaßt sich, ohne daß überhaupt konkrete Ziffern eingesetzt wur­
den, mit der Schaffung eines Wanderweges von Münichholz bis zur Stadtgrenze in Richtung 
Kraftwerk Garsten. Dies ist eine Forderung, die teilweise schon erfüllt wi,-d und jeder im 
Gemeinderat, der' sich mit dieser Frage befaßt, weiß, daß dieser Wanderweg mit der Ka­
naltrasse des Sammlers C, einem Verbandskanal, von dem jedes Jahr einzelne Teilstücke 
gebaut werden, auch Wirklichkeit werden wird. Es ist aber kaum möglich, bevor der Kanal 
verlegt wird, hier einen Wanderweg mit großen Investitionen zu bauen, der bei den Kanal­
bauarbeiten wiederum restlos zerstört werden würde. 
Ein anderer Punkt ist mir aufgefallen, Erstellung eines umfassenden Verkehrskonzeptes. 
Die ÖVP hat dazu S 500. 000,- für das kommende Jahr eingesetzt. Der Magistrat arbeitet 
schon längst daran. Der Amtsentwurf ist bereits fertig, er wurde schon zweimal mit der 
Polizeidirektion Steyr diskutier-t und wird demnächst den politischen Gremien der Stadt 
zur Begutachtung vorgelegt werden. Experimente wie in anderen Städten, die dann nur zu 
großen Unstimmigkeiten führen, wollen wir hier wirk! ich nicht machen. Schauen wir uns 
zuerst die Arbeit des Magist,-ates an . Sie wurde so, wie es der Bürgermeister bei der 
Beschlußfassung über den Neubau in Zwischenbrücken versprochen hat, erstel I t und I iegt 
bereits im Beratungsstadium. 
Von sehr großem Verantwortungsbewußtsein zeigt der Wunsch II Denkmalpflege - Altstadt­
erhaltung inklusive Maßnahmen für Tausendjahrfeier" S 6 - 10 Mill., meine sehr geehrten 
Kollegen der ÖVP-Fraktion, nicht. So günstig ist die Finanzsituation der Stadt wirklich 
nicht und so elastisch sind auch die Haushaltsvorschriften nicht, daß man einfach hin­
schreibt 6 - 10 Mill. Hier hätten Sie sich schon der Mühe unterziehen müssen, diese Summe 
aufzuteilen, diese Summe sinnvoll festzulegen oder, wenn Sie dazu nicht in der- Lage sind, 
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mit anderen Fraktionen zu verhandeln, damit viel leicht gemeinsam ein Denkmalpflege- und 
Altstadtprograrnm erarbeitet wird, Wc\S aber dann wiederum ermöglicht, nicht eine Summe 
zwischen S 6 - 10 Mi 11., sonder·n konkrete Zahlen, so wie es die Vorschrift verlangt, im 
Budget einzusetzen. So einfach können Sie sich das nicht machen. Es zeigt eher von I h­
rcm mangelnden Verantwortungsbewußt sein, wenn Sie hier mit den Mi 11 ionen jonglieren. 

Auch eine andere Post gehör·t beleuchtet. Schaffung von Gewerbehöfen •. Ja, . meine Herren, . 
was stellen Sie sich darunter vor? Sie kennen selbst die Bestimmungen des Raumordnungs­
gesetzes. Da untcr·I iegen Gewerbehöfe genauso den Beschränkungen wie Kaufhäuser und 
Einkaufszentren. Hier müssen Sie uns schon konkret sagen, was Sie sich vorstellen, wo 
solche Gewe1·behöfe errichtet werden sol !en und vor al lern müssen Sie uns die Interessen­
ten bekanntgeben, denn ins 81itzblaue hinein einen Gewerbehof mit öffentlichen Mitteln zu 
bauen, das können Sie von der Stadtgemeinde Steyr, die wahrlich sonst genug macht, um 
die Ansiedlung und Neugr(jncfung von Betrieben zu ermöglichen, nicht verlangen. Auch bei 
der· Gewerbeför·de,·ung dür-fte die ÖVP nur sehr allgemeine Vorstellungen haben, denn sie 
setzt einen Bctr·ag von S 1,5 Mill ein und fügt in l<larnmer dazu "insbesondere Beitrag für 
Er·1·i c htung einer' Ausste! lungshal le". Dc1s hat die ÖVP bereits am 13. Oktober 1977 mi tge­
lei I l. 
Ich habe mich von Bürgermeister Weiss informieren lassen. Die Vertreter der Ausstel­
lungsgemeinschaft, und zwar· der sich in dieser· Frage sehr verdient gemachte Dipl. 1 ng. 
S11-c1sek und Kollege Stc1dt1·at Wallner, waren er·st am 6. Dezember 1977 bei ihm, um ihm 
die Wünsche des Ausstellungsvereines hinsieht! ich der Errichtung einer Hai I e bekanntzu­
gebcn. Vollkommen einver-r1ehmlich wurde die weitere Vorgangsweise geklär-t, wie mir Bür­
ger·rneister Weiss versiche1· le und wie mir ehrl icherweise wahrscheinlich auch Stadtrat Wal 1-
ner bestätigen wird. Vom Mc1gistrat wird nun die Grunderweiterung geprüft werden. Die 
Ausstellungsgemeinschaft wird einen Finanzierungsplan erstellen. Sie ist bereit, selbst 
gr·oße Mit tel zur Err·ichlung e iner· Halle aufzubringen. Gemeinsam soll ver.sucht werden, 
bei Landesrat Trauner eine Untcr·s tützung zu erhalten und auch der Kreditmarkt wird in 
Anspruc h genommen werden. Durchaus konstruktive und zielführende Vorschläge. Die 
ÖV,J-Fröktion hat sich mit al lswmeinen Fragen zufrieden gegeben. 
Selw obedlächlich ist auch die For·derung "Errichtung einer Müllrotteanlage - Mittelbe­
reitstellung", ohne eine konkr·cte Zahl zu sagen. Es ist auch sehr einfach, einfach irgend 
einen Begriff in d en Raum zu stellen, ohne dazu konkret auszusagen. Niemand weiß noch, 
wie die wasserrechtl iche Genehmigung für diese Müll rotteanl age aussieht, niemand weiß 
noch die rechtliche Konstr·uktion de s Abfallbeseitigungsverbandes, der unter der Patro­
nanz d es Amtes der· OÖ. Landesregier·ung gegr·ündet werden wird zwischen den Gemeinden 
Steyr-Land, allenf a lls auch Kirchdorf und einiger Ortschaften Linz-Land mit der Stadtge­
meinde St e yr· . Ni emand weiß, welche Mitt0l des Landes und vor al lern wie die privaten Be­
treiber· die Finanzierung vornehmen werden. Anscheinend aber hat die ÖVP von Steyr zu 
ihrem bundeswe itc·n l<onimunalpr· ogramm kein besonderes Vertrauen. Denn dort wurde die 
For·dcr·ung üuf9es t e llt, die IV1i..ill - und Abfallbeseitigung zu reprivatisieren. 
Wir Sozialisten sind skeptisch, allerdings haben wir· keinen Einwand, wenn die Mi..il lverrot­
tung von einem Pr·ivatrnann betri eben wird. Aus welchem Grund dann die ÖVP die Bereit­
stellung von Mitt e ln verlc.1ngt, i~;t daher unerklärlich. Hc1t sie scheinbar mehr Vertrauen zum 
Städtii;chen Wirlschaftshof, den sie sonst sehr oft kritisier·t, als zu einem privaten Unter­
nehme r·? 
Überraschend ist auch, daß sich die ÖVP, ohne sich konkret mit dem Feuerwehrkommando 
in Verb i ndung zu setzen und die zuständige Magistratsabteilung VI zu interviewen, plötz-
1 ich der F euerwehrstrategie annimmt. Sie verlangt kurzerhand F euerwehrzeugstätten in 
der 1::,: es thofsiedlunc1 und ;:iuf der· Ennsl ei te. Sie setzt weder einen Betrag noch sonst etwc1s 
ein. Auch hier habe ich mich b e i Bürgermeister Weiss er·kundigt und konnte feststellen,daß 
die beste Zusamrn0 nc11·beit zwischen dem Kommando der Freiwilligen Stadtfeuerwehr und dem 
Magistrat best eht, dc.1ß die Fcucrwehrforder· ungen imme r gemeinsam, oft sogar in einem sehr 
~iroßcn !~ahmen di skutiert w e1· de11 und dann eben nach Maßgabe der Mittel und nach den Er­
foh: -ungc n d er F eu0.rvvehr in Jahr·esctappen Verwirklichung finden. 
Wenn dus Kommando d!r Frei-willigen Stadtfeuerwehr· de>r Meinung ist, daß in der Resthof­
si edlung und auf d<~r· Ennslcite e ine Feucrwc-hrzeugstätte err·ichtet werden muß, so dad ich 



der ÖVP-Fraktion versichern, sind die Vertreter unserer Feuerwehrmänner ohne weiteres 
selbst in der La~Je, eine solche Forderung zu formulieren und beim Magistrat zu betreiben. 
Die Freiwillige Feuerwehr Steyr macht das jedoch nicht so leichtfertig wie die ÖVP-Frak­
tion, denn sie ist ja dann auch für den Betrieb dieser Feuerwehrzeugstätten verantwortlich. 
Sie muß die Löschfahrzeuge bedienen, sie muß die entsprechenden Mitglieder und Organi­
sationsformen haben. Hier· können wir wirklich vertrauensvoll der Steyrer Feuer wehr die­
se Sorge überlassen. Wir wissen die Feuerwehrbelange bei diesen ehrenamtlich tätigen 
Mitbür·gern in besseren Händen als bei der ÖVP-F raktion, die damit scheinbar politisches 
Kapital erwirtschaften wi II. 
Was ist eigentl ich noch zur Haltung der ÖVP dann zu sagen? Sie wird sicherlich versuchen, 
ihre Ablehnung mit schönen Worten zu begründen, sie vielleicht auch etwas besser, als sie 
es verdient, zu ver-kaufen. 
Wenn rnan aber unter allem einen Strich macht und die Bilanz zieht, muß man sagen, diese 
ÖVP hier im Gemeinderat will anscheinend nicht konstruktiv mitarbeiten. Sie stellt partei­
praktische Erwägungen über die gemeinsamen Interessen unserer Stadt. Die Zeiten sind 
ernst und sie verlangen mehr denn je ein gemeinsames Vorgehen. Auch die Sozialpartner­
schaft stellt doch eine solche Einrichtung dar, bei der politische und wirtschaftliche Gegen­
sätze im Interesse einer gesamten, gesunden Entwicklung überbrückt w~rden. Die ÖVP in 
Steyr schließt sich für unseren kommunalen Bereich mit diesem Beschluß davon aus. Sie 
wird aber damit auch rechnen müssen, daß wir unsere Haltung auf die von Ihnen aus eige­
nem vorgenommene Ablehnung des Budgets orientieren. Sie muß gewärtig sein, daß wir ihr 
Verhalten nicht nach Einzelfällen und Auffassungsdifferenzen beurteilen werden, sondern 
als ein Nein zur· Zusammenarbeit und zum gemeinsamen Handeln für die Stadt Steyr im Jah­
re 1978. 
1 eh danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

Applaus 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke für diesen Bei trag. Als nächster Sprecher Herr Gemeinderat Schwarz, anschl ie­
ßend Frau Gemeinderat Lieb! und Kollege Wippersberger. 

GEMEINDERAT HERBERT SCHWARZ: 
Wertes Präsidium, sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Das gesamte Budget des ordentlichen und außerordentlichen Haushai tes 1978 weist an Aus­
gaben rund S 429 Mill. aus. Dem gegenüber waren die gesamten Ausgaben laut Rechnungs­
abschluß 1976 S 384 Mi 11. Dies ist eine Steigerung um 11, 7 % innerhalb von 2 Jahren. 
Der Verbraucher•preisiridex, der vom statistischen Zentralamt veröffentlich wird, zeigt 
eine Erhöhung von 12,6 % im Zeitraum von 2 Jahren. Diese Zahlen lassen erkennen, wie 
heute bereits angeklungen ist, daß eine Ausweitung des Budgets nicht geplant ist. Die 
ÖVP-F raktion hätte am Investitionssektor eine Erhöhung des Budgets erwartet, urnsomehr, 
als die Spitzenpolitiker aller drei im Pa,·lernent vertretenen Parteien die Notwendigkeit 
von Investitionen er·kannl und Maßnahmen für die Investitionsförderung verlangt haben. 
Der Hauptgrund für unsere Forderung ist die weitere Sicherung von Arbeitsplätzen und die 
Belebung der Wirtschaft im Jahre 1978. Außerdem sind für die gesamte Wirtschaft eines 
Landes die betrieblichen Investitionen absolut notwendig, denn nur die betrieblichen In­
vestitionen tragen zum weiteren Wachstum der Wirtschaft und somit zum Wohle der gesam­
ten Bevölkerung bei. 
Eine große Verantwortung lastet gerade jetzt in diesem Bereich auf den Ländern, Gemein­
den sowie den öffentlich rechtlichen Kö,-perschaften, die finanzi eil noch in der Lage sind, 
zu investieren. 
Durch das kürzlich im Parlament beschlossene Abgabenänderungsgesetz wird die I nvesti­
tionstäti gkeil im Jahre 1978 in der I nduslrie und Privatwirtschc1ft erheblich zurückgehen, 
da notwendige Anschaffungen für 1977 vorgezogen wurden und sir.:h der Mangel an lnves­
slitionskrediten und an liquide n Mitteln durch das geänderte Steuer'g1:~setz ungünstig aus­
wir·ken wird. Der Schlüssel für ein nicht zu rasches Absinken der l<onjunktui- lie<it in der 
Bauwirtschaft. Um die Arbeitsplätze zu sichern, muß ei11 gewisser Auftragspolst~,- vor-
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handen sein, denn nur dann können die Baufirmen langfristig ihre Investitionen planen. Mei­
nes Wissens ist die Auftragslage für· 1978 in der Bauwirtschaft schlecht. Aus diesem Grund 
sollten für 1978 verstärkte Mittel von Seiten der Gemeinde für lnvestitlonen auf dem Bau­
sektor eingesetzt werden. Es ist heute schon mehrmals der Kanalsektor aufgegriffen wor­
den und dazu möchte ich den Kanalsektor, die gesamte Bautätigkeit, herausgreifen. Hier 
wär·en verstär·kte Anstr·engungen notwendig, um der· zunehmenden Wasserverschmutzung von 
Enns und Steyr- durch di e gr-o(jteils ungeklärt einfließenden Abwässer Herr zu werden. Ei­
ne systcm,11 ische Ver·l egung von Sammelkanälen wäre die Voraussetzung fi.ir die volle Aus­
nutzung der · Klär·anlagc und wäre somit ein sinnvoller Beitrag zum viel diskutierten Umwelt­
schutz. Da die Kläranlnge nur bei gewissen Abwassermengen wirtschaftlich betrieben wer­
den kann, ,,vär' c es zweckmäf3ig, Investitionen, die den Kanalbau betreffen, vorzuziehen. 
1 n den ver· gangl'!nen Jnlwen ist stets nur jener Betrag für den Kanalbau von Seiten der Ge­
meinde einges e tzt worden, der sich im großen und ganzen aus der Differenz zwischen Ein­
nahmen und Ausgaben d er J\bwassc rbeseitigung ergeben hat. 1978 wurden rund S 15,5 Mill. 
an Einnahmen für Ansc hluß- und B enützungs gebühren veranschlagt. An Ausgaben für Rei­
nigung und Instandhaltung des Kanalsystems sind S 765.000,- vorgesehen. Für den Kanal­
bau sind im aoH rund S 15 Mi 11. budgetiert. 1 m mitt e lfr·isti gen Investitionskonzept waren 
S 30 Mill., jedoch nur· von der Gemeinde vorgesehen, nicht vom Wasserwirtschaftsfonds, 
das ausdr· üc kl ich ausgenommen wurde und auch nicht die Investitionen des Reinhal tungs­
ver·bandes. Unter Berücksi c htigung d e r- 1 nflationsrate würden dies für 1978 rund S 40 Mi 11. 
sein. Bei d en vorhin angeführten Zahl en sind die I rwestitionen des Reinhaltungsverbandes 
nicht berüc k s ichtigt, d a es sich hier um bestimmte Kanäle handelt, deren Finanzierung 
durch den Wasservvirt schnftsfonds sowie dur-ch Beiträge von Land und Anliegergemeinden 
gegeben ist. · 
Ge ~;tatten Si e mir noch ei11 Wort als Bewohner der Neuschönau. Entschuldigung, mittelfri­
stiges I nvesti tion skonzepl. Hier' steht ausdrück! ich ohne F ondsrnittel S 30 Mi 11. 

MAGISTRATSDIREKTOR OBERSENATSRAT DR. JOHANN EDER: 
6? % zahlen wir selbst, das andere die Landgemeinden. 

BÜRGERMEISTER FRAN Z WE ISS: 
Das ist von 1974, das mittelfristige. Das hat aber heute insofern keine Gültigkeit mehr, 
wei I die Planung heute eine ganz andc r·e ist. 

GEME 1 ~..JDEl~!\T HERBERT SCHWARZ: 
Beirn R e inhaltungsverband ist es so, hier sind S 23 Mill. vorgesehen, davon entfallen Dar­
lehen Wass erwi, · tschaftsfonds S 16 Mill., Landesbe itrag S 4,6 Mill., Beiträge der Mit­
gli ed s geme inden S 2,3 Mill. Wenn wir davon 67 % haben, dann wären das rund S 1,5 Mill., 
wu ~; die G(,! me inde hi e r aufb,- ingt. Wie wir von Herrn Bürgermeister gehört haben, wird 
1978 das Baulos März enkell e r und voraussichtlich auch das anschließende Stück der Ei­
senbundess traß e baulich in Angriff gc~nommen. Durch diesen Straßenbau, der notwendig 
und b e grüß en s wert i s t, wi r d de r· Stadtteil Neuschönau in der gesamten Länge vom Jägerberg, 
mit d em e s e in S iedlungsgebi e t di'lr'st e l lt, getrennt. Der bestehende Bahnübergang von der 
Mar· ienstraß c in di e Ei sc.:nbunde sstraßc b e i der· Firma Bitte,·mann liegt ungefähr in der Mit­
te des Wohngebi c t 0 s und soll durch die E,·richtung der neuen Straße ersatzlos aufgelassen 
w er-den. Ein Umweg von mehr als einem Kilometer kann F ahr-zeugbesi tze1·n wohl zugemutet 
we,-den, nicht abe r· Fußg1.in rJe rn, wobe i envähnt werden muß, daß gerade die Neuschönau 
und der J~ge r·be r·g vorwi e gend von älter·en Leuten bewohnt werden, die kein Fah,-zeug be­
nüt z en. 
WC:'it e rs möchk ich darauf hinwe isen, daß der jetzige Bahn(."•ber·gang beim I sabellenhof bis 
zu 20 Minut r.n geschlo s sen bleibt, da er zwischen Gegenzügen meist nicht ge öffnet wird. 
Es stellt auc h für die Fahrzeugbenüt zer ein echtes Problem dar. 
S ehr gcehr· tc:: Damen und H erren, ich bitte Sie, mein Vorbringen dahingehend zu unter­
stüt z en, daß zumindes t fiir die Fußgänger im Bereich des bishe,· igen Bahnübcrgc1nges Ma­
ri enstr·aß c -- Eisenbundes s traße eine Fußgängerüberführung eing eplant wird. Dieser Über­
gang ist fi.ir die Erh;:iltung e iner' lnfras t,· uktur unbedingt notwendig. Im Budget sind keiner-
lei Mittel für ein s o lches l3auvo rhaben vorges ehe;-i. · 
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Unser Antrag, im Budget Mittel für eine Über- oder Unterführung und Beträge für den ver­
stärkten Kanalbau bereitzustellen, wurde wie so vieles andere, ebenfall von der Mehrheits­
fraktion abgelehnt und nicht ins Budget aufgenommen. 
1 n meiner Stel lungnahme ist nur ein Tei I der Gründe, die uns zur Nichtannahme des Voran­
schlages 1978 bewogen haben, aufgezeigt. 
Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke für diesen Beitrng. Als Nächste Frau Gemeinderat Liebl. 

GEMEINDERAT OTTILIE LIEBL: 
Sehr geehrtes Präsidium, geehrte Kollegen des Gemeinderates! 
Unsere älteren Mitbürger haben im Leben schon so viel für die Gemeinschaft geleistet, daß 
sie unabdingbar'en Anspr-uch haben, von der Ge sei I schaft geachtet, respektiert und wenn 
notwendig auch unterstützt zu werden .Die heutige Budgetsitzung gibt uns die Möglichkeit, 
persönlich und fraktionell zu den einzelnen Gruppen der Budgeterstellung zu sprecher.i. 
Zur Gruppe 4 "Soziales und Wohnbau" erlaube ich mir, unsere Vorstellungen aber auch 
Ver·besserungsvorschläge zu unterbreiten. Namens meiner Fraktion stelle ich fest, daß 
die zunehmende menschliche Vereinsamung und Anonymität der sozial schwächsten Gruppe, 
der älteren und behinderten Bürger dieser Stadt,nicht technokratisch perfekt zu lösen ist, 
sondern optimal menschengerecht gelöst werden muß. Neben der sozialen Sicherheit braucht 
jeder Mensch das Bewußtsein, gebraucht zu werden und nützlich sein zu können. Die Beam­
ten, Angestellten des Fürsorgeamtes und des Zentralaltersheimes sind allein nicht in der 
Lage, mit der Fülle der Aufgaben die 11.680 Pensionisten geben, fertig zu werden. Daher 
muß die Gemeinde die Eigeninitiative der Einzelpersonen und Gruppen, der Vereine und 
der Pfarren honorieren. Sie muß sie finanziell unterstützen, denn durch diese Unterstüt­
zung wird ander-erseits die Gemeinde auch finanziell entlastet, da soviel ehrenamtliche Ar­
beit geleistet wird, die wiederum der Gemeinde zugute kommt. Trotzdem wird es auch die­
sen Personen nicht gelingen, die von familiärer Verantwortung getragene Dienstleistung 
vollwertig zu ersetzen. Den älteren Bürgern unserer Stadt stehen gemeindeeigene Senio­
renklubs am Tabor', Ennsleite, Münichholz, kirchl icherseits das Pfarrheim Münichholz, 
Tabor, Ennsleile und der Stadtpfarrkirche und vom Rentner- und Pensionistenbund der 
Seniorenklub auf der Promenade 4 zur Verfügung. Diese Seniorenklubs wurden in unmit­
telbarer Nähe der Wohngebiete älterer Menschen geschaffen, um der Vereinsamung entge­
gen zu wirken. Dort können nach Wunsch kulturelle Veranstaltungen, Vorträge, Filmvor­
führungen, Singgruppen oder Spiele durchgeführt werden. Das Veranstaltungsprogramm 
dieser Altenklubs müßte im Amtsblatt aufgenommen werden, sodaß die alten Leute infor­
miert sind und Gebrauch davon machen. 
Am 16. 12. 1975 sagte Frau Stadtrat Kaltenbrunner, ich zitiere: Das primäre Ziel aller 
Betreuungsmaßnahmen muß es sein, vor allem unseren alten Menschen zu befähigen, so 
1 ange als möglich selbständig und unabhängig zu leben, daß sie wornögl ich in ihrer eigenen 
Wohnung bleiben können. Unsere Einrichtungen und sozialen Dienste, wie Hauskrankenpfle­
ge, Familienhilfe und neuerdings nun unsere Aktion "Essen auf Rädern" auf Sicht gesehen, 
auch an Sonn- und Feiertagen unseren Mitbürgern angeboten werden. Bedauerlich ist, daß 
diese Versprechungen nach 2 Jahren noch nicht erfüllt sind. Wegen dringenden Bedarfes 
ersuchte ich damals um zusätzliche E ins tel lung einer F ami I ienhel ferin und einer Hauskran­
kenpflegerin. Das war in den Wind gesprochen. Bis heute haben wir nur eine F ami I ienhel­
ferin, nur eine Hauskrankenpflegerin, die Alten und Kranken bekommen Samstag und Sonn­
tag auch kein "Essen auf Rädern" zugestellt. 
Nicht Worte, sondern Taten, verehrte Frau Stadtrat, br'auchen unsere alten Leute. Dank 
der I ni tiat ive einiger Idealisten im oberösterreichischen Seniorenbund ist es gelungen, 
zwei Diplom-Krankenschwestern, eine Pflegerin und eine Sozialarbeiterin zu engagieren, 
die sich für den Heimkrankenpflegediensl Promenade 4 zur Verfügung stellten. Ab Februar 
können wir wieder' Anmeldungen für die zu betreuenden Personen entgegennehmen. Anmel­
dungen telefonisch 61 38 23 oder 31 78, schr-iftlich unter Heimkrankenpflegedienst Prome­
nade 4. 
Herrn Bürgermeister und Herrn Baureferenten ersuche ich, im Interesse der älteren aber 
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auch der jLingeren Steyr· er Bürger, bereits bei der PI anung von Wohnbauten darauf zu ach­

ten, daß w omöglich in j edem Bau auch Kleinwohnungen für die Eltern eingeplant werden. 
Dadurch wäre nicht nur den älteren Eltern geholfen, wenn sie krank wären und Hilfe be­

nötigen, sondern auch d en jungen Eltern eine große psychische und physische Belastung 
genommen, wenn si e ihre l<indcr von Großmüttern oder Großväte rn behütet wissen. Wie 
arm sind die l<inder' berufstätiger Mütter, die bei j edemWetter heraus müssen, wie arm 
sind die Miitter selbst, wie arm auch die Großmütter, die nicht zuhause bleiben können. 
Sie brauchen nur mit offen en Augen dur-ch die Stadt gehen, dann sehen Sie das. 1 eh sehe 
es im Wehrgraben, wi e die Großnüitte r um 7 .30 Uhr arn Gehsteig warten, um die Kinder 
in Empfang z u n ehmen. Die Mutter mit den Kindern aus dem Auto hetzt, das Kind übergibt, 
wieder ins Auto steigt, um wegzurasen, um ja rcchtzeiti g am Arbeitsplatz zu sein! 
Wie leicht w är-e dem abgeholfen, wenn man bei den Wohnungsvergaben auf alle diese Dinge 
Rücksicht nehmen würde ! · 

Alter· sheimc und Pfle geheime sind absolut notwendig, trotzdem müssen alle Hilfen geboten 
werden, urn den berechtigten Wunsch der Älteren, so lange als möglich in seiner gewohnten 
Umgebung z u v e r-bl e iben, zu erfüllen. Ein weiterer· Verbesserungsvorschlag für Rollstuhl­
fahrer und l<indc r-wagc nfahr-c r wäre der abgeschrägte Gehsteig r)ei Straßenüberquerun­
gen. Von den älteren und gehbehinde r-ten Bürgern wi:-d immer wieder Kl-age geführt, daß 
das Einste ige n in die Omnibusse eine Qual ist, die Tr-ittbretter zu hoch angebracht sind. 
Es müßte auch auf alten Omnibussen technisch möglich sein, einziehbare Trittbretter auf­
zumont ieren. 
Am 30. November wurde an nlle Steyr-er Haushalte das Tagblatt "Sonderreportage Steyr" 
geschickt. Der Herr Bürge r' meister ir1formierte unter anderem, daß das Budget 1978 erst­
mals die Gren ze von eine r h a lben Milliarde überschreiten wird. Daraus abgeleitet zeigt 
si c h d e r Wille d e s Gern e inder'ates, die Entwickluns1 d e r Stadt im günstigsten Sinne zu be­
einflussen und d er Stadt und ihren Bürger'n im erhöhten Maß ein besseres Leben zu gewähr­
l e isten. Mit diesen Aussa~Jcn, Herr Bür germeister', gehen wir konform. Auf der selben 
S e ite werde n vom Spitzenrnandatar und Spitzenfunktionär des Landes und der Stadt der 
Sozialistischen Par·t e i, Lc111desrat Ing. R e ichl, die Oppositionsparteien beschimpft und 
ver- l e umde t. Er schr-eibt: Auch im Bezirk St eyr bekomrnen wir die Auswirkungen der Pol i-
tik der' Oppos iti onspa r t e ien zu verspüren, die weniger von der Sorge um die Sicherheit 
der~ Arbeitspl ä t z e geleitet z u sein scheint, als vom persönlichen Machtstreben und vom 
Opposition s will en um jeden Preis. Ein alt es Sprichwort sagt: Wie der Schelm ist, so spricht 
er! Wir verwahr·en uns gegen solche Diffamierungen und Unterstellungen. Diese Strategie ist 

unfair~. Abe r e s kornrnt noc h provozier-ende r: 65 Frauen verloren ihren Arbeitsplatz, weil 
Export;iuflr·äge storniert b z w . auf Grund der Oppositionspolitik nicht mehr abgeschlossen 
wu t'dcn. Diese Anschuldigung ist so ungeheuer! ich und infam, dar~ man sie nicht wider­
spruc hslos zur K enntnis n ehmen darf! 
Der· H err Landesra t und all e hier im Saal anwesenden Betriebsr'äte und Ange~;tel lten der 
St eyr-Daiml e r-Puch wissen ganz genau - SPÖ-Funktionäre haben dies auch schon bestä­
tigt - daß nicht die Oppo s itionspolitik die Schuld der· Stornierung der Exportaufträge war, 
sonde rn di e Tat s ache, d a ß Ge l gien große Arbeitspl atzschwieri gkei ten gehabt hat, daß die 
Fabrik "National" Ar·be it skrfüte entlassen mußte. Urn diese Schwierigkeiten zu überbrük­
ken, stornierten si e d en Auftr-ag und produz ierten die Teile selber. Dieselbe Firma hat 
sich dur-ch di e s e Maßnahme n wieder erholt und hat neuerlich Aufträge erteilt, sodaß eini­
ge Frauen sc hon wiede r cingestel I t werden konnten. Solche Aussagen verunsichern die 
E:Wr- ~1er und sind gerade d en b erufstätigen Frauen gegenüber unfair, da seit einiger Zeit ein 
rüc kläufige r Trend in d e r Frauenbeschtiftigung f estgestellt wird. Ende Oktober hatten wir 
561 ar~b e itssuchende Frauen gegenübe r' 195 Männern. Herr Landesrat Reich! sagte in seinen 
w e it e r en Aus führungen: St eyr war s c hon immer ... b egründet dur'ch die histor'ische Ent­
wicklung - eine H ochburg d e r sozialdemokratischen Bewegung. Diese für uns erfreuliche 
Tatsache bedingt j edoch auc h zugleich die Verpflichtung im besonderen Maße, die I nteres­
sen unsere r Mitglieder, die Inter-essen unser-er Wähler' und die Interessen der sozialisti­
schen Partei Öst e rreichs z u vertr·eten. D ennoch ist die Stadt mit ihren Bewohnern nicht 
B es it z d Pr Soz ialisti~; chen Par -t e i. Wir wissen, d aß die SPÖ-Mitglieder die pr-ivilegierten 
Bürger in di e ser Stadt sind, so deutli c h hätte man dies nicht schreiben müssen. Trotzdem 
sind in di e ser sc hönen alt en Eisenstadt 9. 119 Wähler· , die nicht mit dem Programm und ih-



ren Spitzenfunktionären, die die Gesellschaft ständig zum Nachteil der Frauen verändern, 
zufrieden sind. 
Als Demokraten müssen wir alle Interessen dieser Bürger vertreten, im besonderen aber 
die Interessen der sozial schwächsten Gruppe, der Körperbehinderten, der Kriegs- und 
Zivil invaliden. 
Die heutigen Debatten haben gezeigt, daß ein Umdenken bei einigen Gemeinderäten statt­
finden muß, daß Polemik durch Verantwortungsbewußtsein und mehr Demokratieverständ­
nis ersetzt werden muß, dann werden die zwischenmenschlichen Beziehungen in diesem 
Gemeinderat wieder die werden, die sie lange Jahre hindurch v.aren. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke für den Beitrag. Wir kommen zum Nächsten. Es spricht nun Stadtrat Wipper-sber­
ger, anschließend darf ich vormerken Gemeinderat Watzenböck und Gemeinderat Radler. 

STADTRAT LEOPOLD W I PPERSBERGER: 
Herr Bürgermeister, meine Damen und Herren! 
Das Nein der ÖVP-Fraktion 21 :m Budget 1978, sachlich durch nichts wirklich echt be­
gründet, ist eine offene Kampfansage gegen die Mehrheit dieses Hauses, über deren Trag­
weite sich die ÖVP wohl nicht recht im klaren ist. Die ÖVP hat darüber-hinaus auch den 
Flächenwidmungsplan bei der heutigen Sitzung abgelehnt und spricht sich dabei vor allem 
gegen die Errichtung eines weiteren Großkaufhauses aus. Das ist, wie schon Herr Ge­
meinderat Fuchs und auch VizebürgermeisterSchwarz ausführten, eine Kehrtwendung der 
ÖVP innerhalb weniger Monate um 180 Grad. · 
Das erinnert mich an eine Begebenheit, meine Damen und Herren, und die Vorgangsweise 
der ÖVP anläßlich der Budgeterstellung für 1977. Die ÖVP halte damals in ihren Ford-2 -­
rungen - sie wurden uns schriftlich überreicht•- zu unsererr.Bud~etentwurf für 1977 unter 
anderem die ersatzlose Streichung des Veranstaltungssaales Münichholz verlangt. Die­
se Forderung wurde uns seinerzeit schriftlich überreicht. Wir haben diese r Forderun9 
der ÖVP nicht nachgegeben und bei der öffentlichen Gemeinderatsitzung über das Budget 
1977 wurde diese Budgetpost, die Erfüllung dieses berechtigtenWunsches d e r· Bevölke­
rung von Münichholz, einstimmig beschlossen. Die ÖVP hatte allem Ar.sche in nach, wie 
es sich später herausstellte, nicht mehr den Mut, bei der öffentlichenGemeinderatsitzung 
dagegen zu stimmen, dagegen aufzutreten, vermutlich mit dem Hintergedanken, warten wir­
erst einmal ab, wie sich die ganze Sache entwickelt, vielleicht können wir zu einem spä­
teren Zeitpunkt, wenn es um die Realisierung dieses Projektes geht, dann noch aus irgend­
welchen formellen Gründen dagegen stimmen. Und das trat dann auch ein. Als es zur Ve r­
gabe des Veranstaltungsraumes Münichholz kam, ergaben sich formelle Schwierigkeiten , 
da der dringende Verdacht einer Preisabsprache zwischen den anbietenden Firmen be­
stand. 
Sollten wir dafür die Münichholzer Bevölkerung büßen lassen und die Sache weiter hinaus­
zögern? Durch die Neuausschreibung des Projektes, wie die ÖVP verlangt hat, wäre nicht 
nur wertvolle Zeit verloren gegangen, eine solche neue Ausschreibung ist auch überaus 
problematisch, sind doch durch die Erstangebote die Preise bereits verraten. Unserer 
Fraktion war es ernst um die rasche Erfüllung des berechtigten Wunsches der Münichhol­
zer Bevölkerung und so wurde sodann im Verhandlungswege ein, wie wir über-zeugt sind, 
günstiger Preis erreicht und die Arbeitsvergabe vorgenommen. Das war aber nun für die 
ÖVP-Fraktion der willkommene Anlaß, doch noch nein sagen zu können, nicht zustimmen 
zu müssen . So sehe ich, so sieht unsere Fraktion das Verhalten der ÖVP in dieser Ange­
legenheit. Ich bin neugierig auf die Äußerungen de r ÖVP-Mandatare anläßlich der- Eröff­
nung dieses Saales in Münichholz. Es wird ihr wohl kaum jemand abnehmen, ~enn sie denn 
bei dieser Gelegenheit behaupten wollen, daß sie ohnedies immer dafür waren. 
Eine ähnliche Beobachtung mußte ich beim Ausbau der Dukartstraße machen. Hier han­
delte es sich doch wi rkl ich um eines der brennendsten Verkehrsprobleme unserer Stadt. 
Es wurde gelöst! Auch wenn die Bodenmarkierung nicht immer die Zustimmung aller Ver­
kehrsteilnehmer findet, eine Änderung ist jederzeit mit geringsten Mitteln, ein paar l<i io 
Farbe, möglich. Die Straße selbst, der verkehrsfreie Durchgang vom Bahnhof bis zur 
Stadtmitte, der neue Fu()gängerwcg, sind doch Tatsachen, über di~ sich jeder freuen muß 
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und auch freut über diese wir-l<lich gelungene Lösung. Anscheinend war das der ÖVP, als 
sie dieAnsätze dazu erkannte,nicht recht. Sie hal versucht, mit Vorschlägen und Einwän­
den den raschen Baubeginn hinauszuschieben, zu verzögern. Denn jedermann mußte es 
klar sein, daß ein Verrücken der Straße zur Bahn hin neben dem Verlust wertvollen 
Stadtgrundes naturgemäß auch durch die Grundeinlösen Jahre in Anspruch nehmen ~ i rd. 
Daß damit aber' auch die Finanzen der Stadt wesentlich stärker belastet werden würden, 
sei nur' am Rande vermerkt. ' 
Jetzt, wo alles fertig ist, wo die anderen Gerneinderatsfr-aktionen ihre Entscheidung, sich 
für einen raschenBaubeginn zu entschließen, bestätigt sehen, hört man diesbezüglich von 
der' ÖVP nichts mehr-. 
Diese beiden Vorfälle veranlassen mich, die Frage zu stellen, wie wird das ei gent I ich 
1978 sein? Wir·d die ÖVP im kommenden Geschäftsjahr dann ihr Nein zum Budget 1978 ver­
gessen oder wird sie überhaupt jede aktive Mitarbeit einstellen? Bringt sie sich nicht selbst 
damit in al lergr-ö ßt e Verlegenheit? Wird mein Kollege Stadtrat Wallner, Baureferent unse­
rer Stadt, wenn er Anträge im Stadtsenat und Gemeinderat zu stellen hat, die Mitglieder 
anderer' Fraktionen bitten, für ihn diese Antragstellung vorzunehmen, da es doch unange­
nehm sein muß, positiv zu berichten, währ-end man bei der Vorsehung der Mittel für al 1 
diese Vor-haben ein stures Nein gesägt hat? 1 st sich die ÖVP im klaren: welche Konsequen­
zen es bedeutet, ständig unter diesem Vonvurf ihre kommunal pol ilische Tätigkeit im kom­
menden Jahr auszui.ibcn? Denn eines muß feststehen, wir sind alle Parteipolitiker, wir 
sind aber' auch alle Gemeindcr'füe und es spricht von der politischen Reife, wenn es gelingt, 
diese beiden Faktoren auf einen Nenner zu bringen. Unser Gelöbnis sieht vor, daß wir 
der Stadl die Treue zu halten h,1ben und nicht vielleicht der Forderung der ÖVP-Bundes­
partei leilung, wie es heute den Anschein hat und von einer Partei gemacht wird. Die Lin­
zer ÖVP ist scheinbar· auch anderer Auffassung. Auch sie wird nicht mit allen Ansätzen 
im Linz er· Budg'2t zufrieden gewesen sein. Ihr ging es jedoch um kommunalpolitische Zu­
sammenarbeit und nicht um parleilaklische Erwägungen. Sie hat daher dem Linzer Budget 
zugeslirnmt. 
Zum Schluß mur:i ich mich eigentlich fragen, warum ich die ÖVP warne? Sie wird die Früch­
te eine,- solchen, nicht überzeugenden Oppositionspolitik selber ernten müssen. Mir geht es 
aber urn mehr! Ich gehöre, wie Sie wissen, seit nunmehr mehr als 22 Jahren dem Gemein­
derat und seit mehr als 10 Jahren dem Stadtsenat an. Mir geht es um die bewährte Zusam­
menarbeit. 1 eh bin, so glaube ich wenigstens, als Vertreter und Verfechter dieser Zusam­
rnenarbei l in de,- Kommunalpolitik in unserer Stadt bekannt. Nicht zuletzt dank dieser Zu­
sammenarbeit konnten in unsere,- Stadl seit 1945 größte und schwerste Probleme gel äst, 
konnte ein Aufbauwerk begonnen und Leistungen gesetzt werden, auf die wir alle mit Recht 
stolz sind. Unsere Stadt ist wi r-kl ich schöner und lebenswerter geworden und jeder, der 
offenen Auges durch diese Stadt geht, muß dies bestätigen. 
Und di ese gedeihliche, fruchtb,-ingcnde Arbeit gilt es fortzusetzen, aber plötzlich schließt 
sich die zweitstärkste Partei dieses Gemeinderates von dieser Zusammenarbeit aus. Das, 
meine Damen und He,~r-endes Gemeinderates, beunruhigt mich. Nicht, daß ich für Steyr 
Angst habe, denn die drei anderen Fraktionen des Steyrer Gemeinderates sind stark genug, 
um diese gemeinsame Zusammenar-beit auch 1978 fortzusetzen. Ich habe nur Angst um das 
pol it ischc 1<.I ima. Wenn nicht mehr die f<ommunalpol i tik, sondern die Parteipolitik das Ver­
halten in diesem Gemeinderat be stimmt, dann hat eine Entwicklung begonnen, die nicht im 
1 nteresse der Stadt und ihrer Bewohner ist. Und davor möchte ich eind1-ingl ich warnen. 
Danke. 

BÜRGERMEISTER FR1-\NZ WE ISS: 
Ich danke l<ollege n Wippersber·ger für seine Beiträge. 
Ich darf nun die nächsten Sprecher erwähnen. Als Nächster spricht Gemeinderat Watzen­
böck, anschließend (;lö'rnci nd e rat Radler'. 1 n weiterer Vormerkung habe ich die Gemeinde­
räte Frau Derfl in9er und F r·au Stadtrat Kaltenbrunner. Anschließend an beide darf ich 
Stadtrat Zöchl ing und Gemeinder·at Holub in Vor-merkung bringen. Auch Gemeinderat Dresl 
kommt noch, dann GPmeinder'al Mayrhofer. 
Ich bitte Sie, zu sprechen. 
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GEMEINDERAT ALFRED WA T ZENBÖCK: 
Sehr- geehr-te Damen und Herren des Gemeinderates! 
Wenn man bereits ein Dutzend Vorredner vor sich hatte, konnte man das meiste schon strei­
chen, was man vor-bringen wollte. Es ist eigentlich schon irgendwie heute behandelt worden, 
ich kann mich darauf beschränken auf einige allgemeine Überlegungen und Antworten, auf 
einige Dinge, die hier vorgebracht wurden. 
Wenn man die Ehre hat wie ich, nach 10 Jahren wieder in dieses Gremium zurückzukehren, 
so ist man geneigt, einen Rückbl icl< zu machen. Es hat sich sehr viel geändert in diesen 
10 Jahr-en. Nicht nur hier in personeller Hinsicht ganz deutlich zu sehen, auch die Ent­
wicklung der Stadt ist rückbl ickcnd über den Zeitraum von 10 Jahren doch deutlicher zu 
erkennen als in den vorhergehenden Voranschlägen. Es sind Vorhaben, die damals be­
schlossen wor-den sind, inzwischen längst durchgeführt wurden. Vorhaben, die eigentlich 
damals \:Vunschtr·äume waren, sind inzwischen bereits im Werden begriffen, zum Tei I schon 
abgeschlossen oder doch in weitgehender Planung. Es sind Vorhaben dabei-, von denen wir 
damals wirklich mehr oder weniger nur Wunschvorstellungen gehabt haben. Der vorliegen­
de Voranschlag, auf den ersten Blick ein trockenes Zahlenwerk, zeigt wiederum, daß die 
Dinge weitergehen, daß wieder neue Vorhaben der Vollendung entgegengehen oder ange­
fangen werden. Wenn man aber dann feststellen muß, daß irn aoH Kürzüngen vorgenom-
men wor-den sind, eine Stagnation der Bundesertragsanteile festzustellen ist, so fällt mir 
ein etwas leichtfertiger Zuruf ein, der vor kurzem hier erfolgte, es ist uns noch nie so 
gut gegar.gen. Es fragt sich wem? Manchen Gruppen vielleicht. Gesamtwirtschaftlich ge­
sehen muß festgestellt werden, ich spreche da aus der Praxis, ich bin Gewerbetreibender -
eigentlich der Einzige hier in dieser Runde - das ist auch bezeichnend für die Unterneh­
mer, also ein Handclstreibender, - gesamtwirtschaftlich gesehen ist es in den 
letzten 10, 15 Jahren noch nie so schlecht gegangen. Die Betriebe, Sie können sich über-
all erkundigen, arbeiten nur mehr zum Teil, damit sie die Leute überhaupt beschäftigen 
können. Ich kenne selbst einige Fälle, Vertreter einer großen Firma haben erst vor eini­
gen Tagen gesagt, sie nehmen Aufträge 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Aber die Ertragsanteile zeigen ein anderes Bild! 

GEMEINDERAT ALFRED WATZENBÖCK: 
... herein zu jedem Preis, nur um die Leute halten zu können. Tausende Klein- und Mit­
telbetriebe kämpfen am Rande der Existenz zur Zeit, ohne Betriebsmittel. Sie kämpfen 
praktisch mit dem Rücken zur Wand. l<ollege Wallner, der in der Kammer praktisch tätig 
ist, wird Ihnen das bestätigen. Dabei fällt dem Finanzminister ständig eine Abschöpfung 
nach der anderen ein, besser schon gesagt Abschröpfung, damit er seine Wahlgeschenke 
irgendwie wieder zurückfinanziercn kann. Ich kenne eine Menge Firmen aus der Praxis 
heraus, Lieferanten, größere Firmen, die noch vor wenigen Jahren Lieferzeiten gehabt 
haben, ein halbes Jahr, ein dreivier-tel Jahr. Man mußte sehr genau kalkulieren, damit rnan 
nicht daneben gestanden ist damals, nicht ohne Material dastand. Eine solche Firma, der 
ich vor kurzem wieder einmal einen Auftrag geben konnte, sagte mir - es war- erst vorige 
Woche - ob ich das noch im Dezember haben möchte. Diese Firma hatte auch früher ein 
halbes Jahr Lieferzeit. Er war etwas enttäuscht, der gute Mann, der Vertreter, als ich 
sagte, es ist im Jänner oder Februar auch noch Zeit. So schaut das wirklich aus. 

GEMEINDERAT ALFRED BAUMANN: 
Eure Sorgen machen wir uns ein anderes Mal aus, das hat mit dem Budget nichts zu tun! 

GEME l l'~DERA T ALFRED WATZENBÖCK: 
Es hat damit zu tun, wie gut es geht. Das wirkt sich auf Steyr auch aus. Die Steyrer Be­
triebe sind genau so und ich komme c1uf etwas zurück, was Kollege Dresl angezogen hat. 
Er ist, scheints, in dieser Jugendarbeitslosigkeit vollkommen falsch inforrni ert. Die 
Schulabgiinger konnten sowohl in Linz als auch in Wels und Steyr, in den Städten, nur zum 
Bruchteil untergebracht werden, vor allem die Maturanten, Handelsschüler, Handelsaka­
demiker und Gymnasiasten. Dieser kleine Teil, der untergebracht werden konnte, wurde 
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auch größ tentei I s nur in sogenannten Warteposten untergebracht. Der Herr Magi stratsdi rek­

to1· kann das bestätigen, j0der Bankdirektor kann Ihnen das bestätigen. Die Post usw. Das 
heißt auf Stellungen, die ihnen auf Grund ihrer Schulbildung eigentlich nicht zustehen. 
Sie sind zufrieden, wenn sie überhaupt auf diese Wartestellen kommen. So schaut es wirk-
1 ich aus. Das b e trifft Steyr genau so, nicht nur ganz Österreich. 
Ich möchte 1·iickblickend, weil ich gesagt habe, man schaut gerne einmal 10 Jahre zurück, 
beziiglich Schuldenstand d e r Stadt Steyr. Sicher, es hat eine Zeit gegeben, da hat die Ge­
meinde Steyr im Gegentei I Geld bei den Banken I iegen gehabt. 1 eh kann mich an diese Zeit 
noch sehr gut er·innern. Wir waren damals schon diejenigen, die Freiheitliche Fraktion, 
die darauf uufmer·ksam gemacht hat, daß die Gelder herangezogen werden sollten - die 
län ger Dienenden ,..,erden das wissen - um nicht dieser· Generation alle die Lasten aufzu­

le!Jen, die vorhe r lange versäumt worden sind. Daß seit Jahrzehnten nichts geschehen ist, 
das kann nicht eine Generation plötzlich aufholen. Das wurde dann auch durchgeführt. Die 
Gelder wur·dt" n von den Banken abgezogen, die Banken hatten zwar momentan keine Freude 
damit. Es höt sich aber hc1·ausgestellt, daß es an sich richtig war. Nur muß der Rahmen 
natürlich entspr·echend gehalt en werden. 
lc:h ho:1be gesagt, es ist fast nichts mehr übriggeblieben, viel leicht habe ich doch noch 
eini~1e kurze Erinnerungen, sagen wir mehr. Und zwar betrifft das die Ulricher Kreuzung, 
Hube1·9utbe r·g, Eisenstraße. c.s ist bekannt, daß aus dem großen Stadtteil Ennsleite Rich­
tung Ennstal, sowohl im Sommer der Ausflugsverkehr sowie im Winter zu den Schi I iften 
Herndleck, lfohe Dirn usw. ein großer· Verkehr ist. Ich möchte nur daran erinnern, daß 
das möglichst wir·klich, es w a r schon einmal eingesetzt mit S 1 Mill., jetzt ist es mit 1 1/2 
drinnen, d a ß die auch wirklich ausgenützt werden. Der Verkehr hinauf zu den Gasthäusern 
in Ulr·ich und auf den Darnbe1 ·g ist auch sehr stark, auch im Winter zu den Schiliften des 
Schiklub Steyr. Das :iur als Er·innerung. 
Zur f\Jahverso1·gun9. Es wä1·0 noch etwas zu überlegen, ob r.iicht probeweise eine Fußgeher­
zone ,m Samstage n in der Stadt eingeführt wer·den soll im Frühjahr, versuchsweise viel­
leicht. Dc1zu w ~ir·e zu über·lt~gen, daß auf den Gründen, auf den Bergergründen, eine Hoch­
~1ara9e e rrichtet wird, möglichst bald, um den Stadtkern weiterhin zu entlasten. 
Zur· Schnel lstr·aße wurde he1ite schon gesprochen, die berühmte Schnellstraße nach Linz. 
Es ist das nur · z u unter·str·eichen. 1 n diesem Zusammenhang fällt mir das Problem der 
E iscnstraße ein, wei I eben zuerst das Pr·oblem E isenwurzen angezogen wurde. 1 eh bin 
Mitgli ed der l<amrnervollvcr·samrnlung als Kammerrat und kann bestätigen, daß dieses 
Problem sehr ernst behande lt wurde. lc:h kenne diese Strukturschrift sehr genau und in 
diesem Zusammenhang auch wieder die E iscnstr·aße erwähnt wurde, der raschere Ausbau, 
der· auch jalwelang stockt irr.mer wieder. Ich habe das auch in der l(ammervol lversammlung 
immer dann vor·go2 bracht, w enn ein Mitglied der Landesregierung, Landesrat Trauner oder 
Landeshauptmann Dr. Wenzl selbst anwesend war. Es hängt das mit der ganzen Entwickling 
im Enm.tal zusarmncn. Ich l<cinn nur Herr·n Kollegen Wallner bestätigen, daß die Erfolge, 
die inzwischen eingetreten sind - die Ver·sammlung der Eisenwurzen war erst im vorigen 
Herbst - wirklich s ehr· ansehnlich sind, ein gröf~eres Ausmaß angenommen haben, als wir 

urspr·i..inglich an~~enommen hc1ben, als wir urpsrünglich erwartet haben. 
Das Wilre im grof-Sen und ganzen eigentlich alles, was noch zu sagen wäre. Was ich ei gent-
1 ich noch br·ingen wul: t e , dcts Steyrer Ausstellungszentrum. Es wu,~de vorweggenommen 
auch. f eh bin selb~;t in diesem Ausschuß drinm~n,Gewerbeausschuf~. 

BÜRG[r~ME I STER FR/\NZ WE ISS: 
D.:irf ich wie-der e twas um Ruhe ersuchen. 1 eh weiß, es ist schon spät und es dauer~t schon 
lange, aber auch cJem Redner wollen wir die nötige Aufmerksamkeit widmen. 

GEMEINDERAT ALFRED WATZENBÖCK: 
Es hat sich gez0igl, daf~ die Entwicklung der Ausstellung selbst sehr· günstig war. Das hat 
uns bewogen in diesem V ere in, eigentlich Ausschuß, ein Aus~:;tel lungszentrum zu schaffen. 
Das wiirdc einen 13etrng von etwa S 4 Mi 11. ausmachen, bis 1980. Es wurde sich aber wahr­
sd1~ inl ich sehr günstig auswir·ken für die Gesamtwirtschaft der Stadt St<~yr und auch der 
Umgebung. 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Ich danke Kollegen Watzenböck. Wir kommen zum nächsten Sprecher, Herrn Gemeinderat 
Radler. In Vorbereitung bitte ich zu halten Frau Gemeinderat Derflinger und Frau Stadt­
rat Kaltenbrunner. 

GEMEINDERAT JOSEF RADLER: 
Wertes Präsidium, sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Gestatten Sie mir, zu den Gruppen 6 Straßen- und Verkehrswesen des oH und des aol--! 
einiges zu sagen. 
Zunächst zum innerstädtischen Verkehrsring. Wir freuen uns darüber, daß im abgelaufe­
nen Jahr~ der Ausbau der Dukartstraße und die Regulierung der Pachergasse über die 
Bühne gegangen ist und dieses Verkehrsproblem dort beseitigt ist. Es bleibt also im in­
nerstädtischen Verkehrsring vorerst noch einmal als Lücke der Abstieg Teufelsbach. 
Wir haben im vergangenen Budget einen Betrag von S 100.000,- für die Planung vorge­
sehen gehabt. Der Betrag ist aber nicht verbraucht worden. Erfreulicherweise sind aber 
auch im vorliegenden Budget wieder S 500.000,- für dieses Projekt vorgesehen. Es bleibt 
zu hoffen, daß dieses Projekt auch tatsächlich in diesem Jahr in Angriff genommen wird. 

Das nächste Problem im Bereich des innerstädtischen Verkehrsringes ist nach wie vor 
die Sierninger Straße vor der Kreuzung Seifentruhe. Sie kennen das alle als Autofahrer 
aus persönlicher Erfahrung, daß sich dort ständig Schwierigkeiten erge ben wegen der 
fehlenden dritten Spur Richtung Seifentruhe. Vi e lleicht könnte dem Abhilfe geschaffen 
werden, wenn man versuchen würde, im kommenden Jahr dort eine Markierung anzubrin­
gen. Es wird zwar sehr knapp sein, aber es liegt vielfach auch daran, daß sich die nach 
Sierning Fahrenden zu wenig nach links einordnen und dadurch auch Schwierigkeiten ent-

- stehen. Sollte das nicht möglich sein, müßte man allen Ernstes_ darangehen, stadtaus­
wärts ein Stück vor der Kreuzung, etwa 100 m, wo eigentlich der Wiesenberg endet, von 
dort weg bis zur Sierninger Straße eine echte dritte Spur zu schaffen, um dieses Problem 
dort zu beseitigen. 
Eine weitere unbefriedigende Stelle im Bereich des innerstädtischen Verkehrsringes ist 
die Kreuzung Wol fernstraße und insbesondere im Zusammenhang mit d e r dort bestehenden 
Autobushaltestelle vom Ennser Knoten Richtung Wolfern ge sehen kurz vor der Kreuzung. 
Sie wissen das selbst aus Erfahrung, wenn Sie sich nicht extra zusammennehmen beim Be­
fahren dieser Kreuzung, so kommen Sie zu weit nach rechts und berühren die dortige Hal­
testel lenbucht. Desgleichen ist auch unbefriedigend die Einbindung der Wolfernstraße in 
die Seifentruhenurnfahr-ung. Es wäre wünschenswert, wenn diese Kreuzung so ausgestattet 
werden könnte, wie sie vorbi ldl icherweise vom Stadtbauamt Steyr auf der Kreuzung Ka­
serngasse - Seifentruhe geschehen ist, nämlich durch Anbringung von Inseln und !<anal i­
sierung des Verkehrs in dieser Richtung, damit endlich dort die Fahrzeuglenker wissen, 
wenn sie die Kreuzung passieren, wo sie vorschriftsmäßig und wie sie dort zu fahren ha­
ben. Das wäre zum innerstädtischen Verkehrsring zu sagen gewesen. 
Als Nächstes Verampelung von Kreuzungen. Wir haben schon heute von Frau Stadtrat 
Kai tenbrunner gehört über die Verarnpelung des Ennser Knotens. Sicher! ich wird es sei­
ne Zeit dauern, bis sich das richtig eingespielt hat und bis diese Ampelanlage von den 
Fahrzcuglenker'n auch entsprechend angenommen wird. Sicherlich und d.:is kann man glau­
be ich heute schon sagen, ist die Lösung des Fußgängerproblcms ungenügend. Es ist er­
freulich , daß im Budge t im vorliegenden, für die Fußgängerübergänge ein ent s pr-echen-

· der Betrag vorge sehen ist. Wir haben heute aus den Ausführungen des Herrn Bür·ge r·mei­
sters gehört, daß hi e r für eine Über- oder Unterfüh,-ung die Planung kurz vor dem Ab­
schluß steht. 
Bitte eines ist bedauerlich im Zusammenhang mit der Verampelung oben, daß aus mir un­
erklärlichen Gr-ünden plötzlich die Kreuzung Rooseveltstraße - Taschelr-ied - Azwanger­
straße nicht mitgemacht worden ist . Ursprünglich war das vorgesehen und diese Kreuzung 
wäre deshalb besonde rs wichtig gewesen, weil sie von vielen Schulkinde rn frequenti e rt 
wird, insbesonde,-e de shalb, weil sich dort im Kreuzungsbe,~eich zwei Autobushaltestel!en 
befinden. Aus diesem Grund wäre dort eine Ve,-arnpelung vord,· ingl ich gewesen. Wenn wir 
aber heute gehö,-t habe n, daß dort auch eine Fußgängerrcgelung vo,-ge sehen ist, so tritt 
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diese Verampelung etwas mehr in den Hintergrund, wenn die Fußgänger diese Kreuzung 
sicher überqueren können. 
Eine dringliche Forderung, soweit ich informiert bin, ist bereits im Laufen, das ist die 
Verampelung der Kreuzung Sierninger Straße - Seifentruhe, also Wiesenberg - Siernin­
ger Straße - Seifentruhe. Es sind dort bereits Erhebungen usw. geführt worden und wir 
hoffen, daß der Bund uns auf diese Ampelanlage nicht zu lange warten läßt. 
Sicherlich wird in weiterer Folge auch eine Verampelung der Kreuzung Wolfernstraße -
Seifentruhenumfahrung notwendig werden. Es ist so, daß man sich · eigentlich wundert, 
daß nicht von Haus aus bei Zusammenführung einer Bundesstraße mit einer relativ stark 
frequentierten Landesstraße nicht eine solche Verampelung von Haus aus vorgesehen wor­
den ist. Wenn wir heute vom Munde des Herrn Bürgermeisters gehört haben, daß im kom­
menden Jahr 1978 mit der Umfahrung Märzenkeller mit ziemlicher Sicherheit begonnen wer­
den wird, darf ich noch einmal darauf hinweisen, daß man unbedingt bei Baubeginn dieser 
Umfahrung auch eine Verampelung der Kreuzung Pachergasse, Beginn der Märzenkel ler 
umf ahrung bzw. Dr. -K lotz-SLraße einplanen soll, damit wir nicht nachher vor der Situa­
tion stehen, daß diese Straße hoffentlich recht bald fertig sein wird und diese Kreuzung, 
die auf jeden Fall verampelt Wf'rden müßte, nach meinem Dafürhalten,wi~der ins Hinter­
treffen kommt. Bitte das zu den Verampelungen von Kreuzungen. 
Nun ein paar Worte zur Sicherheit für die Fußgänger. Wir haben heute schon über die 
Fußgängerübergänge bzw. -unterführungen verschiedenes gehört. Es ist erfreulich, daß 
für die wichtigsten Fußgängerübergänge und -unterführungen entsprechende Budgetmittel 
vorgesehen sind. Vordringl ich erscheint glaube ich die Fußgänger! ösung Märzenkel ler, 
weil hier eine sehr starke Frequenz, insbesondere auch von Kinder:-n auftritt zu Schulbe­
ginn und Schulentlaßzeiten. 
Cer zweite wichtigste Übergang scheint mir derzeit zu sein der bei der Blümelhuberstraße -
Schlüsselhofgasse, weil das auch eine sehr gefährliche Stelle ist. Es wird dort relativ 
rasch gefahren und Sie wissen aus Zeitungsberichten, daß es dort schon wiederholt auf 
diesem Schutzweg Unfälle gegeben hat. 
Fußgängerübergang Knoten Ennser Straße ist bereits erwähnt worden, Azwangerstraße 
auch. Wir freuen uns darüber, daß in der Pachergasse eine Lösung gefunden werden konn­
te, wenn sie auch oft tei I weise von einzelnen Teilnehmern auf Kritik stößt, aber sie wird 
sich in weiterer Folge doch gut bewähren und es ist ein Beitrag für die Sicherheit der 
Fußgänger gewese'l. 
Positiv ist in diesem Zusammenhang auch, Herr Stadtrat Wippersberger hat es bereits ge­
tan, die Fußgängerunterführung Dukartstraße zu erwähnen, weil hier die Schüler, die 
massenhaft am Bahnhof aussteigen, gesichert zu ihren Schulen kommen können. 
Weitere Maßnahmen für die Sicherheit der Fußgänger. Es wäre auch in der nächsten Zeit, 
glaube ich zu untersuchen, ob es nicht zweckmäßig oder sogar dringend notwendig wäre, 
auf der Kreuzung Punzerstraße - Gablerstraße - l<larstraße zumindest ein Gelbblinklicht 
anzubringen, weil das eine l<reuzung ist, wo wiederholt Fußgänger zu Schaden kommen. 
Sie wissen, daß es so ist, daß Schutzwege besonders dort gefährlich sind, wo sie sich 
in me:hr oder weniger starken Fahrbahnkuppen befinden. Wir haben das früher gehört bei 
der Kreuzung Blümelhuberstraße bei de,~ Posthofkreuzung. Wenn leichte Kuppen vorhanden 
sind, blenden sich die Pkw-Lenker bei Dunkelheit im Gegenverkehr. Das ist auf der Blü­
melhuberkreuzung bzw. auf der Posthofkreuzung Blümelhuberberg der Fal I gewesen und im 
leichten Maß ist auch das im Münichholz der Fal 1. Die Leute kommen über den Plenkelberg 
herauf und es wird der Entgegenl.;ommende geblendet und dadurch kommt es dort zu Unfällen. 
Vielleicht könnte man dort echt durch Anbringung von Ampeln oder zumindest einer Ampel 
in der Mitte dem Abhilfe schaffen. 
Ein nächstes Problem wäre die Anlegung von Gehsteigen. Sie wissen, wir haben einmal, 
ich kann es nicht genau sagen, vor rund 15 Jahren war der letzte Stand der Dinge im Stra­
ßenbau in Wohngebieten der, daß man gesagt hat, man braucht keine Gehsteige. Die Leute 
können dort auf der Straße gehen und die Autofahrer wären genötigt, langsamer zu fahren. 
Wir haben gerade am Tabor einige solche Stellen, wo es ständig gefährliche Situationen und 
Schwierigkeiten für Fußgänger gibt. Eine solche Stelle ist insbesondere der T aborweg 
kurz vor der Kreuzung Posthofstraße. Wenn sich dort Fahrzeuge begegnen und auch noch 
Fußgänger sind, wissen die Fußgänger echt nicht, wo sie hin sollen, weil links und rechts 
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iebende Zäune sind und sie sind dort demVerkehr schutzlos, möchte ich fast sagen, ausge­

liefert. Eine ähnliche Situation ergibt sich in der Bogenhausstraße, und zwar in der Kur­
ve beim Wohnbau der Wiener Städtischen. Dort ist die Situation auch so, da wird verparkt 
und zusätzlich gehen die Fußgänger noch auf der Straße. Kollege Reisner wird das be- · 
stätigen können, wie die Situation dort ist. 

GEMEINDERAT FRIEDRICH RE I SNER: 
Wurde schon lange gemeldet! 

GEMEINDERAT JOSEF RADLER: 
Dann sind noch die Lohnsiedelstraße und die Wegerer Straße ohne Gehsteige. Man sollte 

zumindestens auf einer Seite versuchen, einmal einen Gehsteig anzulegen, damit die Fuß­
gänger dort gehen können. 
Verkehrssicherheit kostet natürlich im allgemeinen viel Geld und man sollte daher insbe­
sondere der Verkehrssicherheit dort, wo sie nichts kostet, ein besonderes Augenmerk 
zuwenden. Hier meine ich konkret die Aufstellung der Mülleimerbehälter. Die betonierten 
Mülleimerbehäl ter, die angekauft worden sind, sind von der Firma zwar sehr gewissenhaft, 
aber leider oft ohne Rücksicht auf die Verkehrssicherheit aufgestellt worden. 1 eh komme 
wieder auf das Gebiet Tabor und konkret auf die Bogenhausstraße, wo bei der Ausfahrt von 
einem Parkplatz ein solcher Behälter ausgesprochen sichtbehindernd aufgestellt worden ist. 
Ich erwähne noch die Posthofstraße, wo diese Behälter bei den Zugängen zu den Häusern 
nicht in der Fahrtrichtung des Pkw-Verkehrs jenseits der Zugänge aufgestellt worden sind, 
sondern diesseits. Aus diesem Grund sieht der Autolenker von den Häusern herauslaufende 
Kinder nicht und erst dann, wenn sie unmittelbar schon die Straße -betreten . Aus diesem 
Grund würde ich ersuchen, daß hier bei der weiteren Aufstellung dieser Behälter auch der 
Verkehrssicherheit und insbesondere der Kinder und Fußgänger, ein Augenmerk zugewen­
det wird, wei I dadurch keinerlei Mehrkosten verursacht werden. Eines müßte man vielleicht 
im Zusammenhang mit Fußgängern und hier meine ich Fahrzeuglenker mit Behindertanaus­
weis nach§ 29 b der Straßenverkehrsordnung. Man müßte vielleicht einmal überlegen, ob 
man nicht dem Beispiel Linz folgend solche Parkplätze, ich meine nicht eine große Anzahl, 
aber zumindest einige, am Stadtplatz und auf der Promenade 

STADTRAT KONRAD I< 1 NZELHOFER: 
Ist bereits geschehen! 

GEMEINDERAT JOSEF RADLER: 
Dann umso erfreulicher, wenn das ist. 
Ein paar Worte zur Asphaltierung von Straßen. Erfreulicherweise ist im vergangenen Jahr 
durch rechtzeitige Austragserteilungen und rechtzeitige Ausführung durch die Bauf i rmen 
eine wesentliche Verbesserung gegenüber 1976 eingetreten. Wir wissen, daß im Jahre 1976 
erst relativ spät, bei Einbruch des Winters, die Asphaltierungen durchgeführt wurden,wäh­
rend sie heuer schon im Sommer gemacht wurden, was sehr zu begrüßen ist. Es wird sich 
auch in der Haltbarkeit dieser Asphaltierungsarbeiten entsprechend auswirken. 
Besonders lobend hervorzuheben in diesem Zusammenhang ist die Asphaltierung des Leit­
nerberges, der Eisenstraße, des Hessenplatzes, der Kegelprielstraße in der gesamten 
Länge, des Daimlerweges und eines Teiles der Haidershofnerstraße. Wir haben im Stadt­
gebiet nur noch sehr wenige Gemeindestraßen, die nicht asphaltiert sind. Es gibt nur ganz 
wenige Liegenschaften, die sich an Gemeindestraßen befinden und nicht auf asphaltierten 
Wegen erreicht werden können. Es sind dies einmal zunächst, die noch asphaltiert werden 
müssen, die Haidershofner Straße in der gesamten Länge, das Reststück der Mühlstraße, 
die Wegscheiderstr·aße und die FriedhofstraßevomFriedhof Gleink bis zur Ortschaft Dor·­
nach. Dieses Straßenstück befindet sich außerdem in einem sehr schlechten Zustand und 
es sollte dort auch einmal eine Asphaltierung bzw. Sanierung der Straße vorgenommen wer­
den. 
Die Zehetner Straße und die Goldhahnstraße seien nur am Rande erwähnt. Ich habe auch 
noch zwei Straßen aufgeschrieben, die zwar nicht zu einer Asphaltierung heran stehen, aber 
man müßte diese Straßen in einen befahrbaren Zustand setzen. Konkret ist das die Taschl-
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mayrstraße. Ich möchte nur ersuchen, wenn Sie sich das anschauen, nicht mit einem Pkw 
hinzufahren, weil es könnte sein, daß Sie nicht mehr herauskommen. Wo die Haidershofner-­
Straße auf die Winklinger Straße stößt, liegt sie geradeaus auf der Hangkrone entlang zu 
dem Wald hin. 

ZWISCHENRUF ST AD TRAT LEOPOLD W I PPERSBERGER: 
Wie heißt die Straße? 

GEME l l'JDERA T JOSEF RADLER: 
Taschlmayrstraße. 
Ein paar Worte zur· Straßenbeleuchtung. Genau wie voriges Jahr kann ich auch heute sagen, 
daß verschiedene Ausbesserungen durchgeführt worden sind. Ich möchte nur als Beispiele 
anführen die Dukarlslraße und die Sierninger Straße. Es bleiben aber noch Straßen- und 
Teilstücke ohne Beleuchtung. Besonders zu vermissen ist diese Beleuchtung in der Eisen­
straße im letzten Te.i lstück, und zwar von der Neuschönauer Hauptstraße bis zur Stadt­
grenze. Die Wolfernstraße von der Fa. Ratzinger bis hinauf zur Staffelmayrstraße und die 
Feldstraße von der Kreuzung Steiner Straße bis zur Kreuzung Hochstraße. Dort sind meh­
rere Wohnbauten. Außerdem ist dort l<ein Gehsteig, es sind relativ viele Häuser dort ohne 
Beleuchtung. Eine Verbesserung wäre wünschenswert für die Straßenbeleuchtungen am 
Bergerweg, in der Holubstraf?.e und unten in der sogenannten Landarbeitersiedlung, der 
Gartenbauerstraße und Tremlstraße. 
Abschließend einige Wor'te zur Straßenmarkierung. Wir wissen aus den Erfahrungen und 
aus den Beschlüssen im Gemeinderat und insbesondere im städtischen Ver'kehrsausschuß, 
daß die Aufgaben bezüglich Straßenmarkierungen von Jahr zu Jahr zunehmen und immer 
mehr werden und hier' muß man ohne Übertreibung sagen, daß vom Wirtschaftshof mit rela­
tiv wenig Per'sonal, mit relativ bescheidenen Mitteln das Unmögliche verlangt wird. Man müß­
te darangehen, man könnte mit dem vorhandenen Personal auskommen, nur müßte man die 
technischen Mittel weser.tl ich ver-bessern. Man könnte sich durchaus vorstellen, daß die 
Herr·en des Städtischen Wirtschaftshofes, die mit der Straßenmarkierung befaßt sind, auch 
einmal so, wie es die Firmen im Ber'eich der Bundesstraßenverwaltung machen, dort mit 
fahrbaren Streichmaschinen fahren und diese Markierung der Straßen in relativ kürzerer 
Zeit bewerkstel I i gen. 1 eh darf noch einmal in Erinnerung rufen, daß im ~Jahre 1977 ganz 
wichtige Str'aßen, und zwar der Schönauer Knoten, die Haratzmüller Straße, Haager Stra­
ße, der Ennser Knoten und die Blümelhuberstraße erst im Juli markiert wurden. Das ist 
natürlich ein fast unhaltbarer Zustand. -

MAGISTRATSDIREKTOR OBERSENATSRAT DR. JOHANN EDER: 
Das ist eine Bundesstraße! 

GEMEINDERAT JOSEF RADLER: 
Ich weiß. Das ist ver'gcben worden an eine Fremdfirma und diese Fremdfirma hat es sich 
zur Aufgabe gemacht, Steyr so lange als möglich warten zu lassen·. Man müßte dieser Fir­
ma echt dns Messer ansetzen - entschuldigen Sie den Ausdruck - und sagen, Steyr ist ei­
ne ganz vordr·ingl iche Sache. 1 eh weiß, daß die Straßenmarkierung mit der Witterung zu­
sammenhängt. 1 eh darf Ihnen aber in einem Atemzug sagen, ich war am 21 . 1. 1976, das 
war· ein r0lativ warm1~r Winter, in Salzburg und dort hat man mit der Bodenmarkierung be­
gonnen. Am 21. 1. 1976. Daher eine Bitte und ein Vorschlag, man sollte trachten, daß zur 
ersten Vcrkehrsspi tze eines Jahres, nämlich zu Ostern, die wichtigsten Straßen und Kreu­
zungen m,ir-kiert sein sollten. Es ist natürlich dann in weiterer Folge wahrscheinlich eine 
zweite Mar·kierung erfor·derlich, aber da kann man halt nichts machen. 
1 eh erwähne in diesem Zusammenhang auch die Kreuzung Roosevel tstraße - Kaserngasse. 
Hier ist es im heurigen Jahr durch eine echt relativ spät erfolgte Markierung zu mehreren 
Unfällen gekommen. 1 eh wi 11 nicht sagen, daß die Unfäl I c durch die Markierung ausge­
schlossen worden wären. Ich erwähne z. B., daß Rooseveltstraße beim Konsum vorne man 
heuer über'haupt nicht zur Markierung gekommen ist. Dort ist eine Sperrfläche gewesen, 
wei I dort ein Linksabbiegever'bot bzw. eine vor·geschriebene Fahrtrichtung nach rechts be­
steht. Zahllose Falwzeuglenker haben dort, allerdings nicht zum Nachteil der Gemeinde, in 
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die Tasche greifen müssen, um einen entsprechenden Obolus zu entrichten. 
Das wäre im großen und ganzen alles gewesen, was. ich Ihnen zum Punkt 6) zu sagen gehabt 
hätte. 
Ich möchte mit der Hoffnung schließen, daß viele, wenn nicht alle meine Vorschläge im 
Jahre 1978 realisiert werden können. Sollte dies geschehen oder zumindest zum Großteil 
geschehen, würde ich mich darüber freuen. 
1 eh danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Ich danke Kollegen Radler für seinen Beitrag. Darf ich, bevor ich das nächste Wort an 
Frau Gemeinderat Derfl inger weiterreiche, einen Vorschlag unterbreiten. Gemäß Ge­
schäftsordnung § 21 1 ieße sich durch einen Antragsteller die Redezeit der Debattenredner 
auf 5 Minuten verkürzen. Ich möchte diese geschäftsordnungsmäßige Möglichkeit nicht an­
wenden oder vorschlagen. Ich würde empfehlen, daß von sich selbst aus die weiteren De­
battenredner diese Möglichkeit in Anspruch nehmen. Ich würde sagen, daß wir dann die 
Rednerliste abschließen, wenn nicht gravierende Momente zur Weiterführung der Diskus­
sion bestehen. Wir würden sonst die Mitternachtsstunde überschreiten und dann werden die 
Juristen wahrscheinlich in Kraft treten müssen, nachdem der Bürgermei'ster den Tag der 
Sitzung festlegt, ob dieser Tag für morgen auch noch gilt. Spaß beiseite. 
Ich bitte nun Frau Derflinger zum Rednerpult. 

GEMEINDERAT MARIA DERFL I NGER: 
Werte Damen und Herren! 
Nachdem Frau Gemeinderat Liebl für sich in Anspruch genommen hat, zum Ausdruck zu brin­
gen, daß es scheinbar nur ihr und der ÖVP-Fraktion ein Anliegen wäre, sich unserer Se­
nioren und der Hilfsbedürftigen unserer Stadt anzunehmen, kann ich das wirklich nicht ganz 
unwidersprochen lassen. Ich glaube nämlich, es kann uns wirklich nicht unterstellt wer­
den, daß wir gerade für die älteren Menschen in unserer Stadt nichts, bzw. zu wenig zu 
tun. Viele Sozial I eistungen, wie Essen auf Rädern, Heimhilfe, Hauskrankenpflege, Senio­
renklubs, unsere Pensionistenheime, der Altenpaß usw. wurden doch gerade in den letz-
ten Jahren und sicherlich durch die Initiative von uns allen zum Wohle unserer Bevölke­
rung geschaffen, die auch von den Bewohnern unserer Stadt anerkannt und honoriert wer­
den. Diese Leistungen sind aber auch beispielgebend für viele andere Gemeinden geworden. 

. . . . . . 

1 eh möchte aber auch heuer auf die vielen fami I ienpol it ischen Maßnahmen unserer Bundes­
regierung und an das OÖ. Sozialhilfegesetz hinweisen. All dies sind durchaus sehr wirk­
same Fakten, die nicht nur das Leben unserer älteren Mitbürger verschönern und erleich­
tern, sondern auch sehr wesentlich den F ami I ien allgemein zugute kommen. Natürlich haben 
auch wir sozialistischen Vertreterinnen im Gemeinderat nach wie vor Zielsetzungen, für 
die wir zu gegebener Zeit immer wieder eintreten. Wir sind uns aber auch der Gesamtver­
antwortung, die wir als Gemeinderäte zu tragen haben, bewußt. Wissen wir doch auch sehr 
wohl, daß die finanziellen Voraussetzungen für diese Zielsetzungen mit allen übrigen Fi­
nanzierungen in Einklang stehen müssen. Einerseits hassadieren und andererseits von Ver­
schwendung reden, das lassen wir Ihrer Fraktion vorbehalten, die sich, so scheint es, in 
dieser Rolle sehr wohl zu fühlen scheint und die darin auch bereits einige Erfahrung hat. 
Danke. · 

Applaus 

BÜRGERMEISTER FRAl'JZ WE ISS: 
Als Nächste Frau Stadtrat Kai tenbrunner. 

STADTRAT ANNA KAL TENBRUNNER: 
Zu Essen auf Rädern, Frau Gemeinderat Liebl, möchte ich ergänzen, daß unsere Menschen 
in den Pensi_onistenheimen sehr wohl das Essen auf Rädern Samstag und Sonntag auch be­
kommen. Leider ist es uns trotz aller Umsicht nicht möglich, für Samstag und Sonntag einen 
geeigneten Wirt zu bekommen. Sollte Ihnen das möglich sein, dann bitte sagen Sie uns das, 
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dann werden wir schauen, daß wir Essen auf Rädern auch Samstag und Sonntag bekommen. 
Zu Ihren Vorhaltungen darf ich sagen, daß sich unser soziales Service wirklich von Jahr 
zu Jahr, dank der Einsicht der sozialistischen Mandatare hier im Gemeinderat, _erweitert 
hat. M'!t den Sozialhelferinnen muß ich Ihnen sagen, wurde bisher das Auslangen sehr wohl 
gefunden. 
Verehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Alle Jahre um dieselbe Zeit versammeln wir uns hier, um den kommenden Haushaltsvoran­
schlag zu beraten und zu beschließen. Die Haushaltsdebatte hier im Gemeinderat gibt uns 
jedes Jahr die Gelegenheit, alle jene Wünsche vorzubringen, die wir Frauen an den Haus­
halt haben. Wünsche, von denen wir glauben, daß sie ein echtes Anliegen der Bevölkerung 
dieser Stadt sind. 
Als Referentin des Altersheimes bin ich ja Tag für Tag mit den Sorgen und Problemen un­
serer betagten Mitmenschen konfrontiert. Und ich weiß auch, daß Sie sich, verehrte Da­
men und Herr·en des Gemeinderates, doch alle bemühen, unseren Mitmenschen, welche die 
Hilfe der Öffentlichkeit benötigen, positiv gegenüberzustehen.Sie wissen, daß wir in der 
Kr·nnl<enabtei lung des Zentral al tersheirnes bereits 160 Krankenbetten haben. Mit diesem 
Angebot ist der Bedarf jedoch nur zur Hälfte gedeckt. 150 Bewerber stehen auf der War­
teliste. Steyr· br·aucht dr·ingend eine Anstalt für Langzeit- und Chronischkranke. Unsere 
räumliche Kapazität im Altersheim ist aber erschöpft. Man hofft nun auf die Einrichtung 
einer solchen Abteilung im Landeskrankenhaus, wo nach F erti gstel I ung der neuen Chirur­
gischen Station im Altbau Raum für Langzeit- und Chronischkranke frei werden würde. 
In unserem Zentr·alaltersheim werden derzeit 400 Personen betreut. Von 120 Bediensteten 
sind allein 40 Schwestern, davon sind 24 für die Versorgung der 160 Pflegefälle eingesetzt. 
Die zunehmende Nachfr·age um Pflegebetten erklärt sich daraus, daß durch die Errichtung 
der· Pensionistenheime, der Sozialhelferinnen und der Zustellung des Essens auf Rädern, 
die alten Menschen weitgehend versor·gt sind, und erst dann. in das Altersheim kommen, 
wenn sie krank und permanent pflegebedürftig sind. 
Ver·ehrtc Damc:n und Herren! 
In unseren 5 Pensionistenheimen wohnen bereits 300 Menschen. Von Jahr zu Jahr werden 
sie älter, das Durchschnittsillter liegt bei 80 Jahren. Und wer dort, so wie ich, die Ver­
zweiflung der Menschen kennt, die körperlich nicht mehr in der Lage sind, ihren Aufga­
ben nachzukommen und dem Al I tag hi I flos gegenüberstehen, muß wohl zugeben, daß diese 
Not am größten sich darstellt. Und wir werden uns sehr bald Gedanken machen müssen, 
wie wir in den Pensionistenheirnen dem kranken Menschen, der ohne fami I i äre Betreuung 
ist, helfen können. Aus diesem Grund geht meine Bitte an das Land Oberösterreich, auch 
für Steyr eine "Mobile Krankenschwester" einzustcl len. 1 eh weiß, daß im Bezirk Linz 
ber·eits 3 Schwestern tätig ~;ind. Sehr oft müssen wir auf die Stunde kranke alte Menschen 
von unseren Pensionistenheimen in unsere Krankenabteilung im Altersheim aufnehmen, wei 1 
sich niemand findet, der die manchmal komplizierte Therapie oder Diät zu überwachen oder' 
kleine medizinische Eingriffe durchzuführen imstande ist. Bei der ambulanten Tätigkeit 
würde eine mobile Krankenschwester auch Einblick in die Familiensituation und in die so­
zialen Hintergründe ihrer Kranken gewinnen und in sozialen Problemen und Härtefällen 
dur·ch die Ver·bindung rnit unseren Fürsorgestellen helfend eingreifen können. Es liegt 
leider in der Einstellung der heutigen Gesellschaft, alle Gedanken an Krankheit und Siech­
tum zu verdrängen und die Sorge um den hilfsbedürftigen Menschen den Gemeinden zu über­
tragen, die darnit wieder eine ursprünglich der Familie zukommende Funktion übernehmen 
muß. 1 eh glaube oft Silgen zu können, daß es viel zu wenig bedacht wird, in welch vielfäl­
tigen Formen unsere Gemeinde beziehungsweise deren Bedienstete dem einzelnen Menschen 
im täglichen Leben Hilfestellung leistet. Man findet es als selbstverständlich, auf den 
Schalter zu drücken, um das Licht einzuschalten, Gas zum Kochen zu haben, das Wasser 
in bester Qualität, daß unsere Autobusse in möglichst kurzen Intervallen verkehren, 
Strc1ßen und Straßenbeleuchtung vorhanden sind, daß in unseren Kindergärten die Kin-
der und in unseren Altersheimen die alten Menschen umsorgt werden, daß einem in den 
Gemeind0~mtern bei der' Erlangung der notwendigen Dokumente an die Hand gegangen wird 
und daß mehr Wohnraum geschaffen wir· d. Diese Dienstleistungen werden oft als so selbst­
verständlich angesehen und werden den Menschen kaum mehr bewußt. Lnserer Gemeinde 
sind in der heutigen L'.eit viele neue Aufgaben erwachsen, die sicher in vielen Fällen oft 
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schwere Belastungen bedeuten. Die Daseinsvorsorge, die in der modernen Zivi I isation 
Gemeinschaftsaufgabe geworden ist, fäl I t zum größten T ei I wieder der Gemeinde zu. 
Sie sehen, verehrte Damen und Herren des Gemeinderates, obwohl unsere Sozialen Dien­
ste schon so beispielgebend ausgebaut sind, stellen sich immer wieder neue Sorgen ein. 
Ich bin aber überzeugt, daß wir auch dieses Problem in unseren Pensionistenheimen mit 
Hilfe des Landes Oberösterreich lösen werden können. 
In diesem Sinne danke ich für Ihre Aufmerksamkeit und erlaube mir, Ihnen allen geruh­
same Weihnachten zu wünschen. 

Applaus 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Ich danke Frau Stadtrat Kaltenbrunner für ihre Wünsche und Beiträge. Ich bitte nun 
Stadtrat Zöchl ing. 

STADTRAT JOHANN ZÖCHL ING: 
Werter Herr Bürgermeister, liebe Kolleginnen und Kollegen des Gemein.derates ! 

. Das Budget 1978 ist ein Budget, das eindeutig die wirtschaftliche Entwicklung der Stadt 
Steyr bejaht. Die Notwendigkeit von Investitionen kommt bei allen Ansätzen, vor al lern 
aber bei denen des außerordentlichen Haushai tes sehr deutlich zum Ausdruck. Vereint 
mit der GWG der Stadt Steyr, mit dem Abwasserverband, mit dem noch zu gründenden 
Müllbeseitigung s- und Trinkwasserverband werden sich Investitionssummen ergeben, wie 
wir sie in den letzten Jahren noch nie verzeichnet haben. Das muß . uns alle mit Stolz er­
füllen. 
Wir haben aber auch den Sektor der Wohlfahrtspflege nicht vergessen, und däs soll beson­
ders hervorgehoben werden. Trotz des Zwanges zur wirtschaftlichen Investition, um die 
Vollbeschäftigung und die Arbeitsplätze zu sichern, haben wir auch noch Mittel bereitge­
stellt, um unser Sozialprag ramm weiter auszubauen. 
Bei unseren älteren Mitbürgern ist die Herausgabe des Seniorenpasses mit einem ver­
größerten Angebot auch für 1978 gesichert. Wir werden einen neuen Pensionistenklub in 
der Sierninger Straße eröffnen und uns darüber Gedanken machen, ob wir auch anderswo 
noch diese Einrichtungen neu bilden können. Die Urlaubsaktion für unsere älteren Mitbür­
ger hat im heurigen Jahr mit großem Erfolg begonnen und wird nächstes Jahr fortgesetzt 
werden. Der Seniorenbeirat, eine Einrichtung, die unseren älteren Mitbürgern Gelegen­
heit gibt, ihre Wünsche zu formulieren und vorzutragen, hat sich bereits wieder neue Auf­
gaben gesetzt. Das Leben in Steyr soll nicht nur für die imArbeitsprozeß Tätigen und für 
die Jugend schöner werden, auch die ÄI teren sollen einen zufriedenen Lebensabend genie­
ßen können. 
Für unsere sozial Schwächsten haben wir eine Verbesserung der Unterstützungsaktionen 
bereits heuer beschlossen und die Mittel auch für 1978 vorgesehen. Beim Kindergartenwe­
sen wurde eine Neuordnung der Tarife nach familienpolitischen Maßnahmen vorgenommen, 
welche zweifel los auch budgetmäß i g ihren Niederschlag gefunden haben. Wir hoffen auch 
zuversichtlich, daß die Frage eines Kindergartens für den inneren Stadtbereich bald ge­
löst werden kann. Hier wäre es aber notwendig, daß auch das Land neue Aktivitäten setzt. 
Gemeinsam könnten wir dann dieses Ziel im Jahre 1978 erreichen. Wir werden auch wei­
terhin in der Wohlfahrtspflege Verbesserungen und neue Wege suchen. Die vorgesehenen 
Mittel im Budget geben uns die Möglichkeit dazu. 
Es ist sehr bedauer-lich, daß die ÖVP-Fraktion jenen Mitteln ihre Zustimmung verweigert, 
die für unsere älteren Menschen in Steyr, für die Jüngsten unserer Stadt, aber vor allen 
Dingen für unsere Ärmsten in dieser Stadt zugedacht sind. 
Unser Ziel muß es sein, jedes Kind in Steyr soll einen Kindergartenplatz mit einem an­
gemessenen Tarif bekommen. 
Ich kann es nicht glauben, daß die ÖVP durch ihre wahrscheinliche Ablehnung des Voran­
schlages einem Wählerauftrag nachkommt, sondern ich glaube früher, es wird der Auftrag 
ihrer Parteizentrale von Wien bzw. Linz gewesen sein. 

Applaus 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke Kollegen Zöchl ing. Der nächste Sprecher ist Gemeinderat Holub, anschließend 
Gemeinderat Dresl und dann Gemeinderat Mayrhofer. 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Meine Damen und Herren! 
1 eh weiß, es ist spät und der Appel 1, sich kurz zu fassen, ist bestimmt nicht ungehört ge­
blieben. An sich ist mein Aufgabenbereich, zu Ihnen über Kulturbelange zu sprechen. Ich 
hätte ein paar, wie ich glaube, recht schöne Gedanken Ihnen zu sagen über Kulturtreiben 
in unserer Stadt und möchte das vor allen Dingen beginnen damit, daß ich den Beamten 
Dank sage für die Art und Weise, wie das Kulturamt der Stadt sich bemüht, Veranstaltun­
gen abzuführen. Mit Recht kann Steyr stolz sein auf eine ganze Reihe von Veranstaltunge!1 
am kulturellen Sektor. Wenn Kultur nur das bedeuten würde, daß Veranstaltungen durch-' 
geführt werden, dann wäre aller Grund, die Stellungnahme bei Dank verbleiben zu lassen. 
Nachdem uber Kultur, wie ich mir hier schon mehrmals erlaubt habe zu bemerken, nicht 
nur Kunstveranstultungen beinhaltet, sondern vielmehr bedeutet, nämlich alles, was sich 
in einer Gemeinschaft abspielt, sie ist nämlich, das habe ich auch schon mehrmals gesagt, 
die Summe aller Lebensäußerungen. Es geht auch das Kapitel Kultur im Budget wesentlich 
weiter-. Es ist Kultur, Kultus usw. zusammengefaßt. In dieses Kapitel Kultur fällt auch 
der Schulbau, meirre Damen und Herren. 
Wir haben uns an sich schon etwas dabei gedacht, wenn Sie es uns auch nicht unterstellen, 
daß wi ,- denken, wenn wir die Schule im Resthof gefordert haben. 1 nfrastruktur bedeutet 
das Zurverfügungstellen von allen möglichen Einrichtungen, von Kindergärten, von Schu­
len. Genau das passiert eben im Resthof nicht. Sie können uns, Herr Bürgermeister, si­
cherlich sagen, die sinkenden Schülerzahlen in den anderen Schulen. Wir von der ÖVP fin­
den es als inhuman, Schüler zu verfrachten. Wir würden vi~I eher anregen, machen wir 
uns doch Gedanken, was man mit den nun entvölkerten Schulen anstellen könnte, in welcher 
Art und Weise die einer vernünftigen Verwendung zugeführt werden und ersparen wir doch 
unseren l<indern das Hin- und Hergeschobenwerden. Es ist eine sehr große Gefahr bei dem 
E ingehcm auf die veränderten Schülerzahlen insofern, wei I ja angekündigt ist oder ins Haus 
steht die Auflösung der bestehenden Schulsprengel. Das ist meiner Meinung nach für die 
EI lern von Schulkindern überhmtpt im Grund schul alter etwas sehr Bedenkliches, wenn die 
Kinder nicht nur den Über9ang zur Schulzeit finden müssen, sondern aUch noch herausge­
rissen ,._,e,-den aus den Gemeinschaften, die sich aus den Wohngegenden her entwickeln und 
damit mit den Problemen der- Schule viel schwieriger fertig werden können. Das sage ich 
nicht so leichthin und das sage ich sicher nicht in demagogischer Absicht, sondern das sa­
ge ich als Vater eines Kindes und ich kann es auch ein kleines bisserl beurteilen, weil ich 
Obmann eines Elternvereines auch zufällig bin. 

ZWISCHENRUF BÜl~GERME I STER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Mein Sohn fährt auch, er fährt leidenschaftlich gerne, muß ich sagen und die Lehrerin 
mit ihm! 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Dann haben Sie ein Mordsglück. Die EI lern in unserem EI ternverein haben jedenfal I s keine 
sehr große Freude damit, wenn diese Gedanken allzu stark um sich greifen. 
Außerdem ist eine gewisse Transportgefährdung auch dabei. 
Sie schauen auf die Uhr, ich bitt e um Entschuldigung, aber verzeihen Sie mir, es liegt 
mir ganz ei nfach daran, daß man sich um das Wohl der Kinder ganz besonders kümmert. 
Wenn man die Mittel, die fUr diesen Schulbau notwendig sind, tatsächlich nicht hat, dann 
wis!;en Sie, was jetzt kommt, der Einwand von mir, dann hätten wir eben die Musikschul­
förderung voll in Anspruch nehmen müssen. Um diese S 900.000,- läßt sich eine ganze 
Menge an Projekten entwickeln. Aber 

BURGEr-{ME.1 STER FRANZ WE ISS: 
OiP. Schule kostet S 50 Millionen! 
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GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Aber man könnte es so auch geben, wenn es ohnehin vorhanden ist! 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Erstens hat die Landesstelle, die fördert, bestimmte Förderungsabsichten damit ••. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Alles unter die Landespatronanz zu bringen! 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Ich habe ausdrücklich gesagt, Förderungsabsichten! 

Verschiedene Zwischenrufe 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Wir können jetzt ohne weiteres, ich bin darauf vorbereitet, wir können ohne weiteres die 
Diskussion von neulich durchaus wieder abführen, nur halte ich jetzt nichts davon um die­
se Tageszeit. Wir kennen unsere gegenseitigen Argumente. Sie sind offenbar nicht bereit 
einzusehen, daß hier keine Personalpolitik, in Ihrem Sinne offenbar Personal pol itik, be­
trieben wird, sondern daß es ganz einfach zwei verschiedene Gesichtspunkte von Förde­
rungsmöglichkeiten gibt. Es sind überhaupt sehr eigenartige Einstellungen heute zum Aus­
druck gekommen. Wenn wir so wie es heute im Beitrag geheißen hat bei der Dukartstraße, 
eine eigene Meinung gehabt haben, so war das durchaus sinnvoll, glaube ich. Wenn wir när:n­
lich nicht gesagt hätten, bitte baut das nicht, so überlegt doch das, dann glaube ich kaum, 
wäre die Steyrer Firma, die jetzt den endgültigen Entwurf gemacht hat, von sich aus zu Ih­
nen gekommen und hätte gesagt, gut, wir planen das um, wir bringen Euch andere Vorschlä­
ge. Die Konzeption, die uns hier vorgestellt wurde .•. 

Verschiedene Zwischenrufe 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
•.. im Rahmen einer Informationssitzung des Gemeinderates und ich denke, Sie erinnern 
sich alle daran. Die haben alle ganz anders ausgeschaut als diese Lösung jetzt. Wenn nicht 
Einsprüche gekommen wären, so unterstelle ich, wäre das nicht geworden. Um Gottes Wil­
len, man wird doch noch das Recht haben zu sag.en, daß man mit etwas nicht einverstanden 
ist, ohne deshalb gleich in den Ruf der mangelnden Kooperationsbereitschaft zu kommen. 
Kooperieren, so denke ich, ist nämlich etwas Zweiseitiges. Kooperieren funkt.ioniert nicht 
so, daß einer anschafft und einer gehorcht, sondern kooperieren funktioniert so, daß auch 
Mehrheiten sich die Meinung von Minderheiten sagen lassen. Ohne Minderheiten dann des­
halb aller möglichen und unmöglichen E ins tel lungen zu bezichtigen. 
Der Abenteuerspielplatz, der Gegenstand unserer Vorschläge war, die von Ihnen verwor­
fen wurden, im Bereich der Steyr-Niederungen deshalb so großzügig im Ausdruck, weil 
man Gelegenheit ge ben wollte, das gemeinsam zu besprechen. Wenn Sie der Ansicht sind, 
daß man gemeinsam etwas bespricht mit den Worten, nein, das tun wir nicht, dann ist das 
Ihre Ansicht. Ich teile sie nur nicht, das erlauben Sie mir bitte. 
Ich finde das Fehlen eines Verkehrskonzeptes z. B. durchaus schwerwiegend in der Stadt. 
Es war e:rfreul ich zu hören, daß man jetzt darangeht, das vorzubreiten. Dem Vernehmen 
nach ist das bereits in der Verhandlungsphase. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Herr Gemeinderat ein Zwischenruf. Es war immer von mir behauptet, daß während des 
Brückenbaues diese Planung einer Verkehrslösung eingesetzt wird. Das ist geschehen. 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Nur haben wir leider Gottes dabei in Richtung Sanierung der betroffenen Stadtteile mitt­
lerweile ein Jahr verloren, das man ohne weiteres ... 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Eine Sanierung in Ihrem Sinne ist erst möglich, wenn die neuen Brücken befahrbar sind. 
Das ist in Planung, mehr kann ich nicht sagen dazu. 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Nur sollte man sich über das Weiterverbleiben der Stadtteile, die absolut sanierungs- und 
revitalisierungsbedürftig sind, grundsätzlich Gedanken machen. Einer dieser Gedanken 
ist ein Verkehr-skonzept. 1 eh gebe Ihnen si eher( ich recht, es ist nicht das Vordringlichste. 
Darum haben wir auch Mittel gefordert, ein umfassendes Stadtsanierungskonzept zu errich­
ten. Wir haben aber dabei sehr vage Beträge eingesetzt, die da kritisiert wurden. Nach­
dem es keine l<osienvoranschläge gibt, was so etwas kosten kann, meine Damen und Her­
ren, kann man lediglich sagen, versuchen wir, so etwas ins Leben zu rufen. Das ist doch 
nichts Verwerfliches. Wenn Sie denken, was in Steyrdorf konkret alles passiert und was 
passiert mit dem Wehrgraben? Das Einzige, daß sich das Bundesministerium momentan 
noch damit auseinandersetzt. Wir sind der Ansicht, es wäre auch Aufgabe der' Stadt, sich 
um die betroffenen Siadttei le zu kümmern. Sie haben gesagt, nein, das tun wir nicht. Das 
ist das Neinsagen! 
Sie haben gesagt nein, wir nehmen da nichts im Budget auf. Dann wundern Sie sich, wenn 
wir nein sagen dazu. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Daß wir uns nicht kümmern, Herr Gemeinderat, das möchte ich schon in Abrede stellen. 
Ist Ihr' Beitrag am Ende? Danke. 
Wir kommen zum nächsten Debattenredner, das ist Gemeinderat Dresl. 1 n Vormerkung 
Gemeinderat Mayrhofer. 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Herr Bür~ germeister, sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Mein Beitrag richtet sich sehr nach den Empfehlungen unseres Bürgermeisters. 1 eh möch­
te in der Reihenfolge beginnen. 
Der Herr Kollege Watzenböck hat geglaubt oder ist der Meinung, ich sei falsch informiert 
über die Aussagen bezüglich der Lehrlinge, die ich hier gemacht habe. Herr Gemeinderat, 
ich muß Ihnen versichern, Kammerrat sind Sie auch Ihrer Organisation, meine Weisheit 
beziehe ich einerseits aus den Kammernachrichten aus dem Oktober, wo ein aufschlußrei­
cher Artikel steht, den ich Ihnen empfehlen würde zu lesen, dann sind Sie darüber infor­
miert, was die Kammer da geschrieben hat. Und zwar hat die festgestellt, daß sie für Ober·­
österreich bekanntgeben darf, daß sich al I e zuständigen Gremien, so sinngemäß, bemüht 
haben, daß alle Lehrlinge, die heuer schulentlassen wurden, bis zum Oktober unterge­
bracht wurden. Vielleicht liegt es an der langen Sitzung, die wir haben. 1 eh habe auf ei­
nen Zwischenruf von Herrn Kollegen Fuchs geantwortet, wo er sagte, aber die höheren 
Schulen, dor·t haben wir Schwierigkeiten. Das habe ich auch zugegeben. Also vielleicht 
dieselbe Bitte an Sie wie an Her.rn Stadtrat Wallner vorhin, ein bisserl mehr Aufmerksam­
keit, wenn man die Beitr~ige liefert ... 

GEMEINDERAT ALFRED WA TZENBÖCI<: 
Sie haben gesagt, wir werden demnächst Schwierigkeiten haben mit diesenAbgängern. Wir 
haben sie heuer schon. Es kommt nächstes Jahr haben Sie gesagt. 

c;EME I NDERAT VINZENZ DRESL: 
Habe ich aber zugegeben. 

GEME I NDEF~AT ALFRED WATZENBÖCK: 
Heuer schon! 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Den Punkt habe ich ja zugegeben! 
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GEMEINDERAT ALFRED WA TZENBÖCK:' 
Daß es nächstes Jahr wird, haben Sie gesagt! 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Da müssen wir dann das Protokoll lesen, 1 ieber Herr Kollege. 
Aber mein Beitrag richtet sich ursprüng I ich zu den Ausführungen der Frau Gemeinderat 
Liebl. Sie bezeichnet die Stellungnahme des Landesrates Reich! in der zitierten Zeitung 
als infam. 
Liebe Frau Gemeinderat, da muß ich Sie doch aufmerksam machen, daß Sie an einem 
Notstand leiden, und zwar an einem Informationsnotstand. Es stimmt, da haben Sie recht, 
aber nur zum Teil, daß der FM-Auftrag für Militärwaffen in den Steyr-Werken ausgelau­
fen ist. Aber das war ja allgemein bekannt. Aus Gründen, die in Belgien gelegen sind, 
die dort eine ziemlich hohe Arbeitslosenrate gehabt haben, die die Arbeiten im eigenen 
Land produzieren wollten. Das ist ein legitimes Recht jeden Landes. Das kann man ja sa­
gen. Die Aufträge sind zum Teil jetzt wieder nach Steyr gekommen, dank der Qualitäts­
arbeit der Beschäftigten der Steyr-Werke. Die sind nicht in der Lage, so meine Informa­
tionen, die Arbeit mit der Präzision auszuführen, die jedenfalls verlangt wird. Da reden 
Sie von infamer Propaganda. Darf ich Sie erinnern, liebe Frau Gemeinderat Liebl, was 
war vor nicht gar zu langer Zeit in den Blättern der ÖVP bezüglich der Weichselbaumer 
Affäre zu lesen? Da sind Arbeitsplätze heute noch nicht besetzt auf Grund dieser Äußerun-

. gen ••. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR ITSCH: 
Wei I der inhaftiert ist! 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Meine I ieben Herren der ÖVP, was gl aubenSie denn, Tunesien und die ganzen Oststaaten 
oder nahen Oststaaten, muß ich sagen, Entschuldigen Sie, Herr Gemeinderat Treml, na­
her Osten, das gehört dazu. Was glauben Sie, ••. 

Verschiedene Zwischenrufe 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
••• wenn dort im Parlament und in jeder Zeitung steht, wieviele Panzer Österreich lie­
fert, wieviele Pinzgauer Österreich liefert und ·vor allem die Präzisionswaffen, die in 
Steyr erzeugt werden. Stückweise wurden sie angeführt, die in diese Länder geliefert 
wurden. Das hat Auswirkungen. Diese Aufträge wurden storniert. Jetzt haben sie wieder 
ein bisserl einen Informationsstoß erhalten und ich hoffe, daß es das nächste Mal besser 
geht. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Gelächter 
Wie Paulchen Panther, wir kommen ·wieder ohne Frage! 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Als nächster Debattenredner Gemeinderat Mayrhofer. Anschließend Gemeinder·at Köhler, 
Bürgermeister Fritsch und Bürgermeister Schwarz. 

GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh bitte Sie, wieder etwas zur Ruhe zurückzukehren. Der nächste Sprecher ist am Wort. 

GEMEINDERAT ER ICH MAYRHOFER: 
Als Wirtschaftstreibender und Funktionär einer Vertretung der Selbständigen richte ich 
natürlicherweise mein Augenmerk im besonderen Maße auf die Probleme, die meine Be-

- 463 -



rufskollegen betreffen. Dazu gehört natürlich auch die Förderungsrichtlinie für die Klein­
gewerbetreibenden. Wenn Stadtrat Wallner sagt ,daß wir es als Fehler ansehen sollen oder 
diesenFehler einsehen sollen, daß diese Förderungsrichtlinien geschaffen wurden, dann 
kann ich nur eines sagen, am 1. 3., wenn Sie sich erinnern, am 1. 3. 1977 wurden diese 
Förderungsrichtlinien für die Kleingewerbetreibenden der Stadt Steyr erstmals geschaffen 
und i'ch sehe da wirklich keinen Fehler, daß so etwas zustande gekommen ist. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Wie sie geschaffen wurden, habe ich gesagt! 

GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
Wenn diese Förderungsrichtlinien von Landesrat Trauner begutachtet worden sind und als 
durchaus p,~aktikabel bezeichnet worden sind, dann sagt das auch etwas für sich. Am 1. 3., 
wie ich schon gesagt habe, habe ich bei der Beschlußfassung dieser Förderungsrichtlinien 
auch dahingehend versprochen, daß, wenn es notwendig ist und wenn es die Praxis erweist, 
wir sehr wohl Änderungen vornehmen werden. 1 eh habe mich auch und das kann ich Ihnen 
versichern, eingehend darüber laufend informiert und wie schon Herr Bürgermeister ange­
zogen hat und auch mein Zwischenruf hat das ergeben, sind wir bereits dabei, diese Förde­
rungen neu zu überarbe iten bzw. neu zu beraten. Wenn Sie sagen, man hätte den Selbstän­
digen ein Weihnachtsgeschenk machen können, wenn wir heute eine Änderung gebracht hät­
ten, dann muß ich etwas aus der Praxis sprechen. Der Monat Dezember ist eigentlich das 
Hauptgeschäft, also der Weihnachtsmonat, der Selbständigen, da werden sie sehr wohl sehr 
wenig Zeit haben, sich um Förderungen, Umbauten etc. zu kümmern. Das wäre vielleicht . 
möglich, daß l<ammerangestellte, nachdem der Verkehr der Selbständigen nachläßt, etwas 
mehr Zeit für solche Sache n finden. 

Gelächt e r 

STADTRAT MANFRED WALLNER : 
Ab 1. Jänner hätte ich schon ansuchen können auf Grund der neuen Richtlinien. Sind schon 
geändert. 

GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
1 eh möchte 2ber auch ... 
1 m Jänner werden die ja kommen. Da haben Sie dann Zeit, das zu machen, nicht rückwi r­
kend. 

BURGERME I STER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Dann kommen sie erst Ende Jänner! 

GEMEINDEl~AT ERICH MAYRHOFER: 
Ich möchte abe r hier, wie schon einmal zitiert, keinen Vaterschaftsprozeß anstrengen. 
Abe r nicht nur d e r Wirtschaftsbund allein, sondern der Freie Wirtschaftsverband, das muß 
ich ganz off en sage r., hat am 2. 3., einen Tag nachdem diese Förderungen hier in diesem 
Haus beschlossen wurden, hat der Wirtschaftsverband auch sämtliche Gewerbetreibenden 
und Selbständigen in Steyr angeschrieben und davon unterrichtet und auszugsweise diese 
Richtlinien ge bracht. Nicht nur der Wirtschaftsbund, also auch wir. Das darf ich dazu sa­
gen. 
Ge werbehöfe sind cbenfull s heute schon sehr häufig angezogen worden. 1 eh möchte aber 
noch etwas da z u sagen. Wenn Bürgermeister-Stellvertreter Fritsch :als Pressesprecher 
der ÖVP auf die ... 

BÜl~GEr~ME I STER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Bin ich ja gar n:cht ! 

GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
-.- . ... - ich fasse es so auf, nc1chdcm Sie persönlich in der Zeitung zitiert waren - in der 
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Zeitung kundtun, daß Gewerbehöfe in Steyr nach dem Muster wie in Linz etabliert werden 

sollen und Sie dafür eintreten, dann muß ich sagen, dann gibt es eigentlich Differenzen 

zwischen der Aussage von Ihrem Kollegen Wallner, der hat da anders vorher gesprochen, 

wie wir gehört haben und da muß ich ganz ehrlich sagen, ich würde, wenn ich z. B. über 

schulische Fragen, Sachfragen, sprechen müßte, mich in der Hinsicht etwas besser in­
formieren. 
Zu den Gewerbehöfen aber an sich noch. Stadtrat Wallner hat gesagt und das Model I vor­

gelegt, daß es die Gemeinde machen sollte, vorweg Grund zur Verfügung zu stellen, Mög-

1 ichkeiten schaffen könnte, daß jemand Neugründungen anstrebt oder macht. Ein gewisses 

Risiko oder Risikofreudigkeit muß jeder Selbständige bringen. Das steht außer Zweifel •.· 

Wenn man es so leicht macht, •wie hier angeklungen ist, so habe ich es zumindest verstan­

den, daß man auf Jahre hinaus sämtliche Sachen stundet und wenn es schief gehen sollte, 

kann dieser einzelne Gewerbetreibende immer wieder sagen, so ich sperre zu, ich habe 

bis jetzt noch nichts investiert, ich brauche nichts. 

Verschiedene Zwischenrufe 

GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
Darüberhinaus wissen wir doch ganz genau, daß die Stadt Steyr Gewerbegründe zu sehr 

günstigen Preisen zur Verfügung stellt 1 Ich weiß nicht, wenn wir dieses Thema so wei­

ter fortsetzen und ich habe bisher noch nie etwas davon gehört, ob die Kammer z. B. die 

Einverleibungsgebühren bei Neugründungen auf Jahre stundet. Davon habe ich bis jetzt 

noch nichts gehört. Das muß ich auch ganz ehrlich sagen. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Stehen Dir die Unterlagen zur Verfügung, wieviel Ermäßigungen gewährt werden? 

GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
Ermäßigungen, Stundung bzw. Nachlaß ist wieder eine andere Sache. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Unverständlicher Zwischenruf. 

GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
Das möchte ich zu diesen Sachen angeführt haben. Ich weiß aber auch und das sage ich 

auch ganz offen, daß die Wirtschaftsförderung sicher! ich noch ausgebaut werden kann und 

auch ausgebaut werden muß. 1 eh.bringe aber auch sonst in meiner Fraktion sehr oft und 

sehr häufig Anregungen, die der gesamten gewerblichen Wirtschaft zugute kommen. Fassen 

Sie das bitte nicht als Beweihräucherung meiner Person auf. Man kann aber die Wirt­

schaftsförderung einer Stadt nicht nach einigen Budgetposten beurteilen, denn sehr viel 

geschieht im Interesse der Geschäftswelt auf anderen Gebieten, die eben ansatzmäß ig ent­

weder dem Bau-, oder Liegenschafts- oder sonstrgem Referat zugeteilt sind. Denken Sie 

doch z. B., wie ich schon zuerst angeführt habe, an den Verkauf von Gewerbegrundstük­

ken, die zu äußerst günstigen Preisen abgegeben werden. Man könnte sehr vieles aufzäh­

len, was der Geschäftswelt dient. Da Sie aber alle sehr gut darüber Bescheid wissen und 

informiert sind, darf ich mir das heute in Anbetracht der fortgeschr'ittenen Stimmung erspa­

ren. Erlassen Sie mir das bitte. 

BÜRGERME !STER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Stimmung? 

GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
Ja Zeit. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Die Stimmung ist ja auch nicht so schlecht. 
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GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
Aber auch der Flächenwidmungsplan, den wir heute beschlossen haben, setzt ebenfalls Ak­
zente für die künftige wirtschaftliche Entwicklung unserer Stadt. Es gibt also eine Reihe 
von Maßnahmen, die direkt oder indirekt meiner Berufsgruppe zugute kommen. Sicher kann 
dieses Problem nicht allein die Stadt bewältigen, sie versichert sich daher der Hilfe des 
Bundes und des Landes. Sie hat - und das muß ich als sozialistischer Politiker einmal ganz 
klar aussprechen und auch zugeben - im Wirtschaftsreferenten des Landes Oberösterreich, 
Landesrat Trauner, einen sehr verständnisvollen Partner gefunden. Bürgermeister Weiss 
bestätigt dies auch bei allen offiziellen und inoffiziellen Anlässen, sodaß dies durchaus 
kein Geheimnis ist. Nun aber wurde in der Sozialistischen Fraktion über die letztenVer­
handlungen mit Landesrat T rauner etwas berichtet, was demGemeinderat und ich wieder­
hole mich trotz der späten Stunde, nicht vorenthalten werden sol 1-
Das mit Herrn Landesrat Trauner ausgehandelte Wirtschaftsförderungsprogramm für die 
Stadt Steyr läuft mit Ende des Jahres 1977, wie Sie wissen, meine Damen und Herren, 
aus. Es wurde daher vereinbart, daß bei der Eröffnung der Steyrer Gewerbeausstellung 
im Herbst dieses Jahr'es über die künftigen Maßnahmen zielführende Verhandlungen mit 
Landesrat Trauner zu führen sind. Er:- war damit einverstanden und als Besprechungsort 
wurde die Firma lmpex in der Ennser Straße gewählt, die bei dieser Gelegenheit gleich­
zeitig besichtigt •Nurde. Durch ein Versehen des Amtes und auch das muß man einmal ganz 
offen zugeben, Fehler können nämlich Liberal I passieren, wurde es verabsäumt, die beiden 
Bürger'meister-Stel lvertreter, nämlich die Herren Schwarz und Fritsch, zu dieser Bespre­
chung rechtzeitig einzuladen. An dieser Besprechung nahmen neben Landestrat Trauner und 
demBürgermeister noch leitende Beamte des Magistrates teil. Als bemerkt wurde, daß ei­
neE inladung an die beidenBür·germeister-Stel lvertreter nicht rechtzei l i g erfolgt ist, wur­
den diese unmittelbar vor der' Besprechung im Anschluß an das Mittagessen im Taborrestau­
rant mündlich gebeten, an den Verhandlungen teilzunehmen und damit das Übersehen zu 
entschuldigen. Bürgermeister-Stellvertreter Schwarz hat dies sei bstverständl ich getan, 
schon im Hinblick auf die Bedeutung für die wirtschaftliche Förderung der Stadt Steyr in 
den nächsten Jahr'en. Unverständlicherweise hat sich jedoch Bürgermeister-Stellvertreter 
Fritsch geweiger'l, der so kurzfristig angesetzten Einladung Folge zu leisten. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER l<ARL FR I TSCH: 
Das sind Ihre eigenen ••.•. 

GEMEINDERAT ERICH MAYl~HOFER: 
Er hat an den Verhandlungen nicht teilgenommen. Ich darf aber den Gemeinderat beruhi­
gen, auch ohne Bürgermeister-Stellvertreter Fritsch konnten diese Verhandlungen mit 
Landesrat Trauner überaus er-folgreich abgeschlossen werden. Er sicherte der Stadt für 
die nächsten zwei Jahre, närnl ich für 1978 und 1979 wieder sehr umfangreiche wi rtschafts­
fördernde Investitionen zu. 
Für mich aber als Gewerbetreibender erhebt sich die Frage, was ist wichtiger, persön-
1 iche Verärgerung durch zugegebenermaßen übersehene und verspätet vorgebrachte Ein-
1 adung zu dieser Aussprache oder gute Miene zum bösen Spiel zu machen und im Interesse 
der Steyrer' Wirtschaftstreibenden trotzdem an solchen wichtigen Besprechungen teilzu­
nehmen? Selbstverständlich würde ich da meine Vcrärgerungen amtsintern kundtun. Als 
Bürgermeister-Stellvertreter und als Fraktionsobmann der ÖVP, die sich sehr gerne . 
zum Sprecher für wirtschaftliche Belange macht, wie wir heute bereits sehr oft gehört 
haben, würde ich mich einem solchen Vorwurf nicht aussetzen. Hier muß eben das Per­
sönliche vor den gemeinsamen Interessen zurückstehen. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren des Gemeinderates! 
Waren es viel leicht ähnliche persönliche Motive einzelner Mandatare der ÖVP, daß sie 
dem gesamten Budget 1978 nicht zustimmen? Wenn man so leichtfertig auf eine Mitwirkung 
bei einer so wichtig8n wirtschaftlichen Besprechung verzichtet, so läßt einem dies zu 
diesem Schluß kommen. Sollll: dies aber der Fall sein, geht die ÖVP-F,~aktion hier einen 
falschen Weg. Wir, die Wirtschaftstreibenden von Steyr, brauchen aktive Vertreter unse­
rer Interessen und nicht Geme inde:mändatare, die nach persönlichen und parteipolitischen 
Betätigungen suchen. 
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1 eh danke daher dem Gemeinderat, daß er unabhängig von dem Nein der ÖVP diesem Bud­
getentwurf, der auch für die Wirtschaft sehr interessante Vorhaben aufweist, die Zustim­
mung gibt. 

Applaus 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Nächster Sprecher Gemeinderat Köhler. 

GEMEINDERAT WALTER KÖHLER: 
Werte Damen und Herren! 
Rasch noch einmal zur Schule. Jahr für Jahr die Kritik des Kollegen Fritsch am Präli­
minar für die Lehr- und Lernmittel unserer Schulen veranlaßt mich, dazu kurz Stellung 
zu nehmen. Es hätte sonst den Anschein, als wäre seine lautstark vorgebrachte Kritik 
berechtigt. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL° FR I TSCH: 
Du wirst es salbungsvoll auf jeden Fall widerlegen! 

GEMEINDERAT WALTER KÖHLER: 
Unbestritten ist die gute Grundausstattung der Steyrer Pflichtschulen, die vielfach weit 
über dem Landesdurchschnitt steht. Die Schulen würden und werden außerdem laufend mit 
Lehr- und Lernmittel ausgestattet, die vom pädagogischen Standpunkt erforderlich sind. Es 
gibt in dieser Hinsicht keine wie immer gearteten Kürzungen. Der durch die Koedukation 
entstandene Mehrbedarf konnte auch weitgehendst gedeckt werden. Aus dieser Voranschlags­
post wird auch das Material für den Knabenhandarbeitsunterricht bezahlt. Bezahlt wird au­
ßerdem das Kochmaterial, Bücher, Kassetten für die Klassenbüchereien, Küchengeräte, 
Haushaltsgeräte, Bücher für die Lehrer- und Schülerbüchereien, Vervielfältigungsmaterial 
usw. Finanziert wird entgegenkommenderweise auch Material für die Hand der Lehrer, wie 
Kugelschreiber, Radiergummi, Schreibblöcke usw. Bekannt ist auch, daß das gute Verhält­
nis zwischen den Schulen und dem Schulamtsleiter Herrn Schmoll besteht. Die Wünsche der 
Lehrer werden weitgehendstgroßzügig erfüllt. Wie unsere Gemeinde zur Schule steht, zeigt 
wohl am besten die Ganztagsschule auf der Ennsleite. Hier wird mit diesem Schulmodell, 
das der Gemeinde über eine halbe Mi 11 ion kosten wird, den Schülern und ihren Eltern ein 
echter Dienst erwiesen. Wir Sozialisten arbeiten eben und machen, um mich schulisch aus­
zudrücken, weniger Redeübungen als die anderen. 
Noch einmal kurz zu den zitierten Overhead-Projektoren. Da wäre festzustellen, daß be­
reits einige von der Gemeinde gekauft wurden und daß der Ankauf weiterer Apparate be­
vorsteht. Jedenfalls hat jeder Schulkomplex in Steyr einen derartigen Overhead-Projek­
tor und auch die Schule, in der Kollege Fritsch Direktor ist, hat meines Wissens einen 
derartigen Apparat zur Verfügung. Daß übrigens nicht alle Lehrer mit einem solchen Appa­
rat arbeiten wollen und können, sei schließlich auch vermerkt. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Du hast eine schöne Meinung von Deinen Kollegen! 

GEMEINDERAT WALTER KÖHLER: 
Die Qualität eines Unterrichts ist schließlich nicht von diesem Projektor allein abhängig. 
Danke. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danl<e für diesen Beitrag. Als nächster Sprecher Bürgermeister-Stellvertreter Fritsch. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
1 n Anbetracht der vielen bisherigen Erklärungen würde eine Replik erstens einmal unbe­
dingt notwendig sein und sicherlich auch mehr als die vor gesehene Redezeit - ich hoffe, 
daß ich sie einhalten kann - beinhalten. 
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Es ist aber nur eines dabei zu überlegen, die Vielfalt der Argumente, die heute gebracht 
wurde, gebiert logischerweise eine Vielfalt ·von Gegenargumenten. Man könnte über jedes 
einzelne Problem, ich möchte übertrieben sagen, fast stundenlang reden. Al I erdings wür­
de das unter Umständen abgekürzt werden, wenn verschiedene Einsichten verzeichenbar 
wären. 1 eh beschränke mich in der Zusammenfassung der gesamten Debatte oder Demago­
giebeiträge auf einige wesentliche Punkte. 
Ich darf vieileicht beginnen nicht beim Kollegen Köhler. Sein Beitrag ist sicherlich nicht 
von einem Overhead-Projektor geleitet worden, sondern sein Beitrag ist auf eine Partei­
auftrags I inie zurückzuführen. 1 eh hoffe, daß Du das entsprechende Licht entsprechend 
weiterleuchten lassen wirst. Ich beschäftige mich mit der persönlichen Feststellung des 
Kollegen Mayrhof er und dem sei eines, meine sehr geehrten Damen und Herren, voraus­
geschickt. Wir in unserer Fraktion haben uns bemüht, haben uns besprochen und abge­
sprochen, in den heutigenDebatlen, die sicherlich vom Inhalt her etwas differenzierend 
sind, nur zur Sache zu reden, aber keine persönlichen Probleme, persönlichen Angriffe 
oder sonst etwas in den Raum zu stellen. Das, meine Damen und Herren, darf ich feststel­
len, haben wir, das heißt die Sprecher der Fraktion der ÖVP, auch eingehalten. 
Ihnen, meine Damen und Herren, Entschuldigung in dem Fall nur meine Herren, der Frak­
tion der Sozial isti sehen Partei, ist es anheimgestel lt gewesen, persönliche Argumente in 
den Raurn zustellen. Hier beginne ich gleich bei der Erklärung des Herrn Kollegen Mayr­
hofer. Es ist sein gut es Recht, ab und zu auch einen Denkprozeß einzuschalten. Vielleicht 
ist bei dieser Denkweise, Herr Kollege Mayrhofer, einmal keine Unterstellung dabei. Aber 
konkret auf die Angelegenheit angespr-ochen, daß ich kein Interesse für die Wirtschafts­
problemc der Stadt Steyr hätte, da muß ich diesen Vorwurf, der von Ihnen hier erhoben 
wurde, ... 

GEMEINDERAT ERICH MA YRHOFER: 
Dem Anschein nach ja! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Herr Kolle~e, unter Umständen schauen Sie in Ihrem Konzept nach, das Ihnen vorberei­
tet wurde, dann lesenSie wieder nach, was Sie gesagt haben. Aber eines, Herr Kollege, 
würde ich ... 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Das ist Wide,~sinn, das ist eine Infamie, Kollege Fr-itsch! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Das Wort ist schon einmal heute gesagt worden. Ich möchte festhalten und hier bitte ich 
nicht böse zu sein, wenn ich auch den Namen sage. Es war nach der offiziellen Eröffnung 
der Ausstellung Steyrs, als man am Tabor beisammen saß und einer der hier Anwesenden, 
im Raum sich befind! ichen Beamten, zu mir sagte, kommst Du mit zu I mpex? 1 eh fragte, 
was gibt <::s da, da hat es geheißen, mit dem Trauner ist etwas. 
Meine sehr geehrt e n Darnc>n und H e rr-en, das war die einzige Einladung, ja mit dem Trau­
ner ist etwas. Das war die einzige Erklärung über den Grund des Zusammenseins. Aber 
in solchen Angelege nheiten, meine Herren, wollen Sie mir unter Umständen gewisse per­
sönliche Entscheidungsfreiheit beibehalten, aber nicht gleichzeitig ... 

GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
Mir ist das anders bcr'ichtet worden! 

BÜl~GERME I STER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
••• damit in Verbindung zu br·ingen I hrenGedankengang, keine wirtschaftlichen Interessen 
vertreten bzw. haben zu wollen. 

BÜRGERMEISTER Fl~ANZ WE ISS: 
Zwischenruf. Es war ein persönlicher Auftrag von mir an die Magistratsdirektion, Dich 
davon in K0.nntnis zu setzen. Das ist auch dort geschehen. 



Kollege Wallner hat sich entschuldigen müssen, wurde mir gesagt, wei I er bei der Ausstel­
lung anwesend sein muß. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FRi TSCH: 
Jetzt müßte ich fragen, ob das eine ad hoc-Einladung war, aber dann müßten wir uns nicht 
weiß Gott welche Formgebrechen bzw. Formarten sondern über die gesamte Art unter Um­
ständen unterhalten. 

GEMEINDERAT ALFR.ED BAUMANN: 
Mit dem Trauner hat er keine Freude! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Jetzt, meine Damen und Herren, darf ich viel leicht doch auf etwas zurückkommen. 1 eh _habe 
gesagt, es gäbe weiß Gott wieviele Erklärungen abzugeben und Repliken zu machen. 
Ich habe versucht, vieles davon zu streichen. Persönliche Angriffe, auch wie sie am An­
fang bereits Herr BürgermeisterWeiss zu starten begonnen hat, halte ich nicht für zweck­
mäßig und auch nicht für zielführend. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Da freue ich mich aber! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Aber ein persönlicher Angriff, insofern auch nicht an mich allein, sondern an meine Frak­
tion, durch die Darlegungen des Herrn Kollegen Manetsgruber, veranlassen mich, doch 
dazu einiges festzustellen. Es sind durch die Erklärungen von Herrn Bürgermeister Weiss, 
aber noch viel viel mehr durch l<ol legen Manetsgruber und durch weitere Sprecher ist zum 
Ausdruck gekommen, daß Ihr, die böse ÖVP, jetzt, wenn Ihr dem und wei 1 1 hr dem Bud­
get nicht zustimmt, im Jahre 1978 Dementsprechendes zu erwarten habt. 
1 eh glaube, Kollege Manetsgruber, und hier ist wiederum mit einem Sprichwort zu operie­
ren, daß das in erster Linie Ihr und vielleicht aber auch die Meinung Ihrer Fraktion war, 
das heißt, willst Du nicht mein Bruder sein, dann schlag ich Dir den Schädel ein. So hat 
das aus diesen Ihren Erklärungen ••• 

GEMEINDERAT JOHANN MANETSGRUBER: 
Die Sozialisten haben das noch nie gemacht! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
•.• herausgeklungen, Herr Kollege Manetsgruber. Ich werde jetzt vielleicht darauf plä­
dieren. Er hat sich bemüht, mit denBudgetvorschlägen der ÖVP sich zu beschäftigen. Aber 
ich bin fast dessen überzeugt, daß er das erst nachher getan hat, nachdem er erfahren 
hat, die ÖVP lehnt das Budget ab. Wenn Sie darauf eingegangen sind, daß wir nicht alle 
Vorschläge beziffert haben, dann mögen Sie bitte auch die entsprechende Präambel le­
sen. Erstens ist uns der Kostenrahmen, entschuldigenSie den Versprecher, Kontenrah­
men nicht bekannt gewesen, auch Ihnen wahrscheinlich noch nicht im vollen Umfang und 
zweitens haben wir damit noch entsprechenden Spiel raum für Verhandlungsmöglichkeiten 
schaffen wollen, um nicht entsprechend genau dotiert die Ziffern einzusetzen, daß es unter 
Umständen dann heißt, Ihr, die ÖVP, habt gefordert von mir aus 100.000 und wir haben 
Euch nur 50.000 zugestanden. Also seid Ihr wieder mit Eurer Forderung nicht durchge­
drungen. 
1 m Sinne einer echten Kooperationsbereitschaft, im Sinne einer echten· Zusammenarbeit, 
wie es immer dokumentiert worden ist, wäre es unter Umständen leicht gewesen, sich auf 
der Basis der Kompromisse und da ist letztlich immer ein Zusammenarbeiten zu finden, wenn 
man dazu die Bereitschaft gehabt hätte. 
1 eh komme aber auf noch etwas zurück, was ich auch noch feststellen möchte. Es sei mir 
vielleicht - Herr Kollege Weiss macht des öfteren auch so scherzhafte Bemerkungen - auch 
mir eine gestattet. Er hat sich in seinen Äußerungen und auch in der Aussendung im Tag­
blatt geäußert, daß das erste Mal das Budget der Stadt Steyr die halbe Mi 11 iardengrenze 
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überschritten hatt. Bitte nur nachzulesen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Überschreiten wird, ist dort drinnen gestanden! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Überschreiten wird, bitte nur nachzulesen im Protokoll der Budgetsitzung am 16. 12. 
1976 auf Seite 414, wo sich der Finanzr·eferent Stadtrat Fürst damit beschäftigt hat und 
bereits dort die Feststellung getroffen hat, daß dazumals bereits das Budget S 514 Mill. , 
also auch die halbe Milliarde erreichte bzw. überschritten hat. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Sehr wichtiger Hinweis! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FRi TSCH: 
In dem Fall sind auch mir solche scherzhaftenBeiträge, glaube ich, doch gestattet.- Jetzt 
aber noch zu ein paar Ausführungen von Kollegen Wippersberger •. 
Auch hier ging er von der Voraussetzung aus, die er meinte darlegen zu müssen, die ÖVP 
ist sich der Tragweite der Ablehnung eines Budgets nicht bewußt bzw. hat sie nicht er­
faßt. Kollege Wippersberger, glaube mir und das gilt gleichzeitig für alle anderen anwe­
senden Mitglieder der Sozialistischen GR-Fraktion, daß wir wohl reiflich und lange über­
legt haben, wie die Stellungnahme zum Budget erfolgen wird. Daß wir uns der Tragweite 
einer Ablehnung wohl bewußt waren, dessen dürfen Sie sicher sein. Nur wenn Sie uns jetzt 
wieder beginnen zu unter·stcllen, die ÖVP ist gegen Maßnahmen auf demGebiet des Sozial­
wesens, auf dernGebiete des Kindergartenwesens, die ÖVP ist gegen Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Wohnwesens usw., dann würde ich bi lten, doch -darauf hinzuhören, daß bereits 
in meinen Eingangserklärungen ich feststellte, daß wir viele Ansatzposten bejahen und be­
grlißen und auch bei der entsprechenden Beschlußfassung unsere Zustimmung diesen An­
satzposten geben. Es ist also nicht f eststellbar. Es sei denn, man hat demagogische Ab­
sichten, daß die ÖVP gegen alles und jedes ist, was nun heute für die Stadt entschieden 
werden wir·d. 
Noch etwas und ich glaube, ich bin es schuldig, Ihnen noch eine Aufklärung zu geben. Auf 
die angezogene Kehrtwendung meiner Fraktion im Bezug auf zu errichtendes Großkaufhaus, 
gleichzeitig einbezogen die Meinung in der Gemeinderatsitzung am 14. 6., möge hier ein­
deutig klipp und klar festgestellt werden, die Zustimmung meiner Fraktion dazumals be­
gründete sich auf bestehende Fakten, begrUndete sich auf bestehenden Gesetzen, die al­
lerdings und wie uns erst nachher bekannt wurde, nicht vol I i nhal LI ich stichhaltig waren und 
das möge als Erhi:irtung auch herangezogen werden, daß trotz der Ausnahmegenehmigung 
des Gemcinde r·at E:s , dazumüls beschlossen in der Angelegenheit Großkaufhaus Weindl ,kein 
Baubescheid und keine 8aubewi 11 igung erfolgte. Das heißt also mit anderen Worten, daß 
auc.h von Seilen der entsprechend maßgeblichen und entscheidungsfähigen Herren dieses Hau­
ses diese Rechtsunsicherheit, die uns dazumals nicht bekannt war, gesehen und logischer­
weise auch in einer· gewissen Konsequenz verfolgt wurde. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Sie müssen auf uns hören! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Aber wenn heute, Herr Kollege Fuchs, wir werden uns des öfteren Ihre Stimme anhören, 
\\enn all e rdings heute festgehalten wird, daß man eine Kehrtwendung um 180 ° gemacht hat, 
dann ist das leicht rechtlich erklärbar, meine sehr geehrten Damen und Herren. Der Flä-

chenwidmungsplan hül sich nach den Bestimmungen der österr. Raumordnungsgesetznovel le 
ei11deutig auszurichten. Zu diesem Zeitpunkt heute zur Beschlußfassung ist die Raumord­
nungsgeset znovelle schon län9st in Kraft gewesen. Zum Zeitpunkt des Antrageinbringens 
des Herrn Wei~dl am 26. 5. wnr sie noch nicht gültig. Hier streiten sich die Juristen, ob 
j0lzl die Antragse inbringung einerseits oder ob andererseits die Beschlußfassung heran­
%Uziehen sei H.ir' die Gültigkeit oder Nichtgültigkeit eines Beschlusses. 
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GEMEINDERAT ERICH MAYRHOFER: 
Für die Öffentlichkeit haben wir es schon! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FRITSCH: 
Also, meine sehr geehrten Damen und Herren, hier von einer Kehrtwendung zu reden, dürf­
te in meinen Augen verkehrt sein. Sondern von einer entsprechenden Rechtsmeinung beraten 
und Rechtsauffassung unterliegen und sich denen unterordnen, ist diese Beschlußfassung 
heute von uns entschieden. Wenn nun - hier darf ich wiederum zurückkehren, denn es gäbe 
noch sehr viel zu sagen - Herr Kollege Wippersberger eine Frage aufgeworfen hat, wie 
wird es 1978 sein, werden sie die aktive Mitarbeit einstellen, dann ist es, glaube ich, von 
ihm eine rhetorische Frage. Es ist des öfteren schon vorgekommen, meine Damen und Her­
ren, daß man über verschiedene Probleme geteilter aber sogar konträrer Meinung war. 
Aber es ist noch nie vorgekommen, daß man die aktive Mitarbeit eingestellt hätte. Es sei 
denn, man wird dazu direkt aufgefordert. Was ich aber nicht annehme, daß Sie es tun. 
Herr Kollege Wippersberger, der anerkennenswerterweise schon so lange Mitglied des Ge­
meinderates ist, wird er sich auch zurückerinnern können auf das Jahr 1969, wo sich auch 
die ÖVP nicht in der Lage sah, dem Voranschlag die Zustimmung zu geben. Haben Sie hier 
in diesem Zeitpunkt ein Nichtmitarbeitenwol len verzeichnet? Haben Sie ·in dieser Zeit ver­
zeichnet, daß wir nicht aktiv an der Zusammen- und Mitarbeit interessiert waren? Ich glau­
be nicht. Damit ist automatisch durch die Situation aus der damaligen Zeit in die_Jetztzeit 
projeziert auch unsere Haltung erklärbar. 
1 eh habe am Ende meiner Ausführungen zu Beginn der Budgetdebatte gesagt, daß für uns 
immer noch das Gemeinsame im Vordergrund steht. Dort, wo uns sachliche Differenzen tren­
nen, haben wir immer noch die sachlichen Differenzen aufgezeigt und logischerweise auch 
durch die entsprechende Haltung bei den Beschlußfassungen gekennzeichnet. 
Ich habe aber gleichzeitig gesagt, daß wir nach wie vor jene Zusammenarbeit suchen, die 
Sie uns immer wieder anbieten mit Worten, aber ich hoffe auch mit Taten in der kommenden 
Zeit. Eine negative Haltung zum Budget 1978 der Stadt Steyr und da_s sei allen anderen, die 
jetzt die Vermutung und die Unterstellung in den Raum gestellt haben als Bundesauftrag die-
nen zu sollen, klar gesagt, daß sich meine Partei sicherlich nicht nach Direktiven zu rich­
ten braucht, die von einer Zentrale ausgehen, sondern daß die Ablehnungsgründe einzig und 
alleine hier im Hause, das heißt hier in der Gemeindestube letztlich begründet I iegen. 
Ich hoffe nur eines, daß das Jahr 1979, das heißt die Budgeter~stellung zum Jahre 1979, L:ns 
wieder in unseren Überlegungen und Darlegungen und in unseren Vorstellungen und Vorschlä­
gen so weit wird zusammenführen, um ein Budget gemeinsam beschließen zu können. Diese 
Hoffnung gebe ich nicht nur namens meiner Fral<tion ab, sondern diese Hoffnung gebe ich 
auch ab in der Einstellung unser aller, doch unserer Stadt zu dienen und selbstverständlich 
aber auch auf die Zukunft orientiert, soweit alle unsere Kräfte einzusetzen, um unsere Stadt 
etwas schöner zu machen und lebenswerter. 1 eh möchte dieses viel leicht unter Umständen 
wieder Aufnehmenwol len nicht nur . als ein Schlußwort betrachten, sondern ich möchte mit 
diesen Erklärungen auf das Jahr 1979 gerichtet die Kooperationsbereitschaft bekunden und 
aber auch wieder unter Umständen zu einer gewissen Befriedigung hier in diesem Raum auch 
für die weitere Zukunft beigetragen haben. 

BURGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Als letzter Sprecher Herr Bürgermeister-Stellvertreter Schwarz. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren! Liebe Leidensgenossen, darf ich heute wohl sagen. 
Es wird, wenn die Sitzung noch so lange dauert, nicht gelingen, die Änderung irgend einer 
Fraktion, die grundsätzliche Meinung zum Budget zu verändern. 
Aber ich möchte doch zum Ablauf der Debatte eine kurze Stellungnahme abgeben. Es ist 
heute aus manchen Diskussionsbeiträgen der ÖVP herausgeklungen, als ob sie sich beson­
ders angegriffen fühlten, besonders in dieser heutigen Sitzung. Dazu muß man doch sagen, 
naturgemäß ergibt sich das, wenn ein Budget einvernehmlich beschlossen wird, wird die 
Diskussion anders verlaufen, als wenn eben divergierende Auffassungen größeren Ausmaßes 
vorhanden sind. Da~ ist doch naturgemäß und das liegt doch im Sinne jeder Demokratie und 
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meine Damen und Herren, wir sind doch alle keine Mimosen. So empfindlich darf man ein­
fach nicht sein, Wir sind auch nicht so empfindlich. Beim Austeilen ist man auch nicht so. 
Da erinnert man sich vielleicht gar nicht mehr daran. Es war auch nicht gerade vornehm 
in der vorletzten Sitzung, Herr Kollege Fritsch, wie Du der Kollegin Kaltenbrunner eini­
ges gesagt hast und das ist hier in diesem Raum von den meisten, auch von Kollegen Deiner 
Fraktion, sehr negativ vermerkt worden, im Zusammenhang mit einem Diskussionsbeitrag, 
den sie vorgebracht hat und in einer ähnlichen Form hast Du Dich heute geäußert bei ei­
nem Vortrag des Kollegen Mayrhofer. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Manetsgruber ! 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Entschuldigung, Manetsgruber. 
Da darf man nicht so empfindlich sein, wenn man selber austeilt. Da muß man auch bereit 
sein einzustecken und nicht wie eine Mimose sofort den Beleidigten spielen. Das möchte ich 
ganz eindeutig hier sagen. Wir haben verschiedene Auffassungen politischer Richtung, das 
ist g,mz natürlich und zu dem setzen wir uns ja zusammen, daß wir diese Meinungen hier 
darbringen. 1 eh habe mich aber nicht nur zu diesem Punkt gemeldet, um etwas zu sagen, 
sondern es haben einige Diskussionsbeiträge mich veranlaßt, mich noch einmal zum Wort 
zu melden. 
Die Wortmeldung des Kollegen Treml im Zusammenhang mit dem Wohnungswesen. Ich darf 
hier eine kurze Korrektur vornehmen. Vielleicht liegt das auch daran, daß Bezug der Woh­
nungen und Vergabe der Wohnungen mit dem Jahresende nicht immer ganz genau übereinstim­
men, wei I wir heuer 5chon Wohnungen vergeben haben, die zum Bezug erst im Februar oder 
März heranstehen, aber im Sinne einer rechtzeitigen Vergabe eben so durchgeführt wurde. 
1 nsgesamt haben wir im heurigen Jahr im Wohnungs ausschuß 381 Wohnungen vergeben. 1 m 
Jahre 1976 waren es 311. 1 eh glaube, daß dieser Vergleich zeigt, daß auf dem Gebiet des 
Wohnbaues und Wohnungswesens doch eine wesentliche Verbesserung gegenüber dem abge­
laufenen Jahr eingetreten ist. Wir haben 227 Neubauwohnungen im Vergl eich 150 1976 heu­
er vergeben. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Entschuldigung, daß ich unterbreche. Ich habe gesprochen von 1976, ich habe die Zahlen 
überprüft, das stimmt 100 °loig. 

BÜRGER ME I STER-STELLVERTRETEr~ HEINRICH SCHWARZ: 
Das ist richtig, Du hast von 1976 gesprochen. Ich wollte den Vergleich mit 1977 jetzt br·in­
gen, weil mir die Zahlen, nachdem wir die letzte Wohnungssitzung schon gehabt haben, vor­
liegen. Bei den Altbauwohnungen waren es 1976 161 und 1977 154. Es ist eigentlich seit 
länger-er Zeit das erste Mal, daß mehr Neubauwohnungen als sogenannte Altbau- oder Alt­
neubauwohnungen vergeben wurden und man kann allgemein bei den Wohnungssuchenden die 
Tendenz feststel I en, daß Neubauwohnungen wieder gefragter sind als vor mehreren Jahren. 
Dies geht zweifellos auf die Subjektförderung zurück, die sozial schwachen Wohnungswerbern 
eine besondere Förderung zukommen lassen. Die GWG der Stadt Steyr hat somit in der Ver­
waltung rund 3800 Wohnungen rnit Jahresende 1977 bzw. Beginn 1978. Die Zahl 3800 Woh­
nungen ist doch sehr schön und eine große Zahl und es ist damit zu rechnen - ich möchte 
mich nicht verbreitern, weil ich . in der letzten Sitzung eingehend bereits berichtet habe -
daß irn nächsten Jahr ein sehr starkes und großes Wohnbauprogramm für Steyr zu erwarten 
ist. 
Ich möchte den Mitgliedern des Wohnungsausschusses von dieser Stelle aus danken und auch 
darauf hinweisen, daß in den Sitzungen des Wohnungsausschusses nahezu alle Fälle einstim­
mig beschlossen wurden, l ediglich in einem Fal I gab es Stimmenthaltungen. Das beweist auch 
hier das gute Klima in diesem Ausschuß und die Bereitschaft zur Zusammenarbeit. Die Zahl 
der Wohnungssuchenden hat sich nicht unwesentlich verändert, etwas nach unten. 1800 Woh­
nungswerber rund haben wir derzeit in Vormerkung. Darunter noch immer ein Drittel Pen­
sionisten, die Pensionistenwohnungen anstreben. Sehr gut eingeführt hat sich die Beratungs-
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stelle in unserer Abteilung V 1. Hier werden die Wohnungswerber entsprechend beraten 
zur Erlangung der verschiedenen Förderungsmittel. 
Ich darf dazu sagen, daß rund 90 % der Werber für Eigenmittelersatzdarlehen positiv er­
ledigt werden konnten und von den beantragten Wohnbeihilfen rund 95 %. 1 nteressant glau­
be ich ist auch, daß von den Resthofbewohnern ca. 70 - 75 % Anspruch auf Wohnbeihilfe 
haben. Das heißt, daß sie in den Genuß einer Subjektförderung kommen. Hier muß ich sa­
gen, daß jede zusätzliche Ausgabe für solche Wohnungen seitens der Stadt der Verzicht 
auf eine Subvention ist. Das heißt, daß die Stadt hier zusätzliche Leistungen erbringen wür­
de, die ohnehin, wenn diese Leistungen nicht erbracht werden, wenn die Mietzinse geändert 
werden, die ..• 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Grundkosteneingliederung. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER HEINRICH SCHWARZ: 
Die Grundkosten, hier darf ich auch sagen, daß wir sehr erheb! iche Mittel ausgeben für . 
Grundankäufe. 1 eh darf nur erinnern an den großen Ankauf der Grundfläche zum weiteren 
Ausbau des Resthofes. Ich möchte mich aber auch hier nicht sehr weit verbreitern, weil 
die Zeit wirklich schon fortgeschritten ist. 
63 Mieter haben auf Grund der geänderten Gesetzeslage um Wohnbeihilfe angesucht. Hier 
sind Erledigungen aber noch nicht erfolgt. 
Ich darf noch auf einen Punkt hinweisen am Wohnbausektor. Wir haben im vergangenen Jahr 
in der Wokralslraße 1 das Haus mit einem sehr erheblichen Aufwand saniert. S 630.000,­
ohne die Mieter, das wäre möglich gewesen, zu belasten, wei I dort in diesem Haus sehr 
viele ältere und sozial bedürftige Menschen wohnen. Wir haben vor, diese Aktionen auch 
im nächsten Jahr weiter fortzusetzen. Als nächstes Haus wird voraussieht! ich das Haus in 
Hausleithen 3, dort wohnen wirklich Mieter, die bedürftig sind, entsprechend saniert. 
1 eh darf auch sagen, daß wir in 40 Objekten der GWG im abgelaufenen Jahr Verbesserungen 
durchgeführt haben und für diesen .Zweck aus dem lnstandhaltungszins nicht weniger als 3,8 
Mi 11. ausgegeben haben, was nicht zuletzt auch eine Förderung der heimischen Wirtschaft 
darstellt, weil sehr viele kleinere Gewerbebetriebe, wie Maler usw., Arbeitsaufträge in 
größerem Umfang erha I ten haben. 
Ich möchte auf einen Punkt noch kurz eingehen, und zwar auf das Problem der Musikschule. 
Hier wurde auch bereits mehrmals diskutiert. Ich glaube, daß die Haltung der ÖVP im be­
sonderen im Widerspruch steht dazu, daß sie auf der anderenSei te immer sehr stark de­
monstriert ihr Eintreten für die Gemeindeautonomie. Wenn man dafür- ist, daß eine Gemein­
de ihren eigenen Wirkungsbereich erhält und dafür ist, daß in einer Gemeinde die Gemein­
devertretung Entscheidungen trifft, dann müßte sie auch unser-em Vorschlag seinerzeit 
beigetreten sein, das trifft hier nicht zu. Es ist lediglich die Argumentation bezüglich der 
Musikschule eine politische Motivation, daß eben die Musikschulen in die Verwaltung des 
Landes übergehen. 
Ich darf noch sagen, daß die Stadt Steyr als erste Stadt Oberösterreichs beim Land be­
reits im September ange sucht hat um Abschluß des Förderungsübereinkommens. Dieses 
Ansuchen ist, obwohl Steyr die erste Stadt war - bei ander enStädten ist das bereits er­
ledigt .- daß diese Erledigung bisher nicht durchgeführt wurde und wir vom Land bisher in 
dieser Richtung keine Erledigung erhalten haben. 
Ein Wort noch zu einem Punkt, den Kollege Wallner hier angeschnitten hat, das ist die Ver­
gabeordnung. Die Vergabeordnung, meine Damen und Herren, ist ein Pr-oblem, das nicht 
leicht zu lösen sein wird und ich ersuche die Fraktion der ÖVP, dieses Problem zu über­
denken. Sie glauben gar nicht, wieviele Unternehmer zu uns kommen um I ntervcnt ion, da­
mit sie Aufträge erhalten, Steyr-er Unternehmer. Sie kommen mit dem Argument zu uns, daß 
sie in einer anderen Gemeinde auch keine Chance haben, dort unterzukommen, weil dort die 
einheimische Wirtschaft bevorzugt wird. Wir sollten da so großzügig sein, unsere Wirt­
schaftstreibenden zu berücksichtigen. Ich bitte Sie, das echt und ernsthaft zu über-denken. 
Ich glaube, daß es notwendig ist, das sind nicht nur Baufirmen, sondern das sind viele an­
dere Firmen. Wenn wir e ine Vergabeordnung hier' beschließen, dann haben viele Steyrer 
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Firmen nicht mehr die Möglichkeit, hier in Steyr Arbeit zu finden. Nicht nur die Firmen, 
s·ondern das gilt auch für die Arbeitsplätze. Ich glaube, daß uns die Steyrer Wirtschaft 
in erster Linie naheliegen muß und wir im Sinne dieser Wirtschaft und der Arbeitskräfte, 
die in Steyr beschäftigt sind, die Entscheidungen zu treffen haben. Das ist nur eine Aus­
sage, die politisch ganz schön ausschaut, aber: in Wirklichkeit bringt sie uns als Steyrer 
und das meine ich wirklich mit meiner vollsten Überzeugung, gar nichts. Ich kenne die 
Probleme der Firmen, wenn sie woanders anbieten. Das stimmt tatsächlich. Das können . 
Sie bei lh,-en Firmen - und Sie haben auch zur Wirtschaft sicher bessere Verbindungen 
als wir - bestätigt finden. 
Ich verstehe Ihre Argumentation nicht, daß man in dieser Richtung so aktiv sein wird, 
daß man eine Vergabeordnung beschließen wil 1, die uns als Steyrer letztlich nur schaden 
kann. 
1 eh bitte Sie, dieses Problem ernsthaft nochmals zu überdenken. 
Schließlich zuletzt darf ich einen Punkt anschneiden, der außer vom Berichterstatter von 
niemandem angeschnitten wurde, das ist der Dienstpostenplan, den wir heute auch mitbe­
schl ießen. 
Ich finde es als gutes Zeichen, daß i.n der Diskussion hier kaum Stellungnahmen abgege­
ben wurden. 1 eh glaube, daß das ein Zeichen dafür ist, daß man al I gemein mit der Perso­
nalpolitik und vor allem mit dem Personal zufrieden ist, daß wir wissen, daß soviele zu­
sätzliche ,\ufgaben an di e Gemeinde hcranstehen und daß wir mit einem Personalstand, ei­
nem sehr besche idenen Personalstand fü,, diese Aufgabenstellungen das Auslangen finden. 
Das heißt, daß jeder einzelne der B e amten wirklich ausgelastet ist und seine vollste Lei­
stung erbringt. Nur so ist es mdgl ich, daß eine Aufstockung des Personalstandes nicht 
notwendig ist und dadurch, durch diese Leistung ist es auch möglich, daß Mittel frei wer­
den und Mittel frei bleiben für andere Zwecke, die der Allgemcinreit zugute kommen. 

IJÜRGERME I STER FRANZ WE ISS: 
Danke. Das war der letzte Diskussionsteilnehmer, Kollege Schwarz. Ich habe noch die 
Aufgabe und dus ist auch ein zustehendes Recht an den Referenten, ihm das Schlußwort 
zu erteile:, zu den Beiträgen, die geleistet wurden. 

STADTRAT RUDOLF FÜf~ST: 
Hochge schätzte Mitglieder des Gemeinderates! 
Haben Sie keine Angst, daß ich zu allen hier vorgebrachten Diskussionsbeiträgen Stellung 
nehmen wer·dc, denn das würde ich glaube am heutigen Tag nicht mehr ausreichen. 
1 eh werde versuchen, mich sehr kurz zu halten und darf Ihnen abschließend folgendes sa­
gc:n. 
1\us den Erklärungen der Fraktionssprecher ist zu entnehmen gewesen, daß der Voran­
schlag für das Jahr 1978 von eine,- verantwortungsbewußten Mehrheit der im Gemeinderat 
ver'tretenen Parteien mit Zustimmung als tauglicher Plan zur Bewältigung der im kommen­
den Jahr gesteckten Ziele akzeptier't wird. Die ÖVP lehnt diesen Vorschlag ab. Die Tat­
sache, daß das ehrliche B emühen seitens der SPÖ-Fraktion zum Wohle der gesamten Be­
völkerung be i R espektierung aller politischen Gegensätze zu einem weitestgehenden l<on­
sens zu kommen, nicht v e r-standen und nicht wahrgenommen wurde, das ist für die heuti­
g<>n tonangebenden Kräfte in d e r Volkspartei in dieser Fraktion kennzeichnend. Wir Sozia­
listen sind d e r' Anschauung und al lern Anschein auch die Vertreter der Freiheit! ichen Par­
tei und der l<ornmunistischen Partei, daß der Bevölkerung Stcyrs mit einer gemeinsam er­
ar-beitetcn und gemeinsam verantworteten Zielsetzung gedient ist und eine solche auch bes­
ser von di ese,~ verstanden wird. Bei d en Beschlußfassungen von Einzelvorhaben sind Ge­
legrmhe iten genug gegeben, differenzi erte Anschauungen zu den einzelne11 Vorhaben, die 
verständlicherweise dort und da v01-handen sind, rnit Gegenstimmen zu akzeptieren. Gera­
de hier hätte die ÖVP als eine im Ser.at ver'tretene Pa,-tei besser als die FPÖ und KPÖ da­
zu die Gele~ienheit gehabt. Mit dem Nein zum Voranschlag zeigt damit die ÖVP den Stey­
r e ,-n, was sie von ihrem Slogan uus d e r Postwudsendung, die von ihr derzeit ausgesandt 
wird, wo sie sich verantwortungsbewußt und bürge ,-nah bezeichnet, zu halten hat. So ver­
antwortungsbewußt, wie sie sich bei der Erstei I ung zu diesem Budget verhalten hat. 1 eh 
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kann es mir nicht ersparen, trotz der vorgerückten Stunde kurz den Weg der Budgeterstel­
I ung zu demonstrieren. Am 29. 9. habe ich in meiner Eigenschaft als Finanzreferent den 
zuständigen Sprechern der Parteien die Aufforderung zugesandt, die Vorstellungen und 
Wünsche, die sie haben für das Budget, uns bekanntzugeben. Es ist dies sehr schnell, 
überraschend schnel I erfolgt bis auf den Umstand, daß mich Kollege Fritsch ersucht hat, 
nachdem in seiner Kanzlei dieses Schreiben 8 Tage gelegen ist, ohne bearbeitet zu wer­
den, daß er keine Gelegenheit gehabt hätte, mit seiner Fraktion bis jetzt zu sprechen und 
hat mich um eine Fristverlängerung ersucht, die selbstverständlich in diesem gutgemeinten 
Sinn selbstverständlich zugestanden wurde. Nun ist Zeit vergangen und ich darf Sie daran 
erinnern, vom 29. September bis zum 17. November, wo das Budget im Stadtsenat festge­
stel I t worden ist, ist eine lange Zeit. In dieser langen Zeit habe ich einmal - ich habe lei­
der das Datum nicht vorgemerkt, in Zukunft werde ich vorsichtiger sein - Kollegen F ritsch 
gefragt, was er zu den korrigierten Entwürfen zu sagen hat. Er hat keine besonderen 
Äußerungen gemacht. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Kollege, entschuldige den Zwischenruf. 1 eh habe ihn nicht einmal in der Hand gehabt, den. 
Entwurf haben wir erst bei der Fraktionsobmännerbesprechung erhalte~. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
••. und ich habe gesagt nichts Besonderes. Es ist dann die Zeit vergangen bis zum 2. 10., 
wo die F rakt i onsobmännerbesprechung war. 
Übrigens, daß Kollege Fritsch keinen Entwurf gehabt hat, stimmt nicht. Er hat mir näm­
lich gesagt und das hat er auch hier erwähnt, ich darf vielleicht seine Worte zitieren: 
1 hrer Einladung vom 29. 9. 1977 entsprechend erlaubt sich die ÖVP, ihre Wünsche und 
Vorstellungen zum Budget bekanntzugeben usw., eine Aufschlüsselung nach dem oH bzw. 
aoH wie nach den einzelnen Voranschlagsposten erfolgte nicht, da der Kontenrahmen des 
Voranschlages bis jetzt nicht bekannt ist. Das hat er auch hier gesagt. Es ist dann die 
Zeit vergangen bis zum 2. 12. zur besagten Obmännerbesprechung. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Das was wesentlich früher, Kollege Fürst! 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Das zeigt von einer verantwortungsbewußten und auf die Erstellung des Budgets zielge­
richteten Vorgangsweise. Es sind Gelegenheiten gewesen in Senatssitzungen, in allen 
möglichen Kontakten, die zwischen den Parteien sind, einen Wunsch, eine Forderung be­
kanntzugeben. Eine Frage, geht das, ist das möglich, das wäre die nor·male Kontinuance , 
die man unter Zusammenarbeit verstehen würde. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
So gesehen, ist es die SPÖ-Fraktion, die eine Anzahl von Anträgen verbreitet und keine 
Reaktion erha I ten hat! 

ST AD TRAT RUDOLF FÜRST: 
Es war nicht der Fal 1. Auch in der Obmännersitzung ist nichts dabei herausgekommen und 
sonst hat es nur geheißen, kein Kommentar dazu. Nun sehen Sie, so ist diese strapazier­
te Zusammenarbeit von Seiten der ÖVP geschehen. 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER KARL FR I TSCH: 
Stimmt hinten und vorne nicht! 

ST AD TRAT RUDOLF FÜRST: 
Meine Damen und Herren, Kollege Fritsch, ich könnte Dir eine Reihe von Ausführungen, 
die Du zu Deinen Vorschlägen gemacht hast, hier drastisch vor Augen führen, daß Du nicht 
einmal im Bilde bist, welche Vorschi äge im Budget enthalten sind. Du hast es selbst irgend­
wie gesagt, es ist nichts Vergleichbares und wenn Du nicht den Entwurf dazu gehabt hättest 

' 
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wüßtest Du überhaupt nicht, was drinnen steht. Ich habe der Wahrheit die Ehre gegeben, 
ich habe mich bemüßigt gefühlt, das hier auch klarzustellen.·· Ich glaube, die Wahrheit hat 
nicht nur die ÖVP gepachtet. Ich möchte mich darüber weiter nicht mehr auslassen. Ich 
kann nur sagen, meine Damen der ÖVP, Sie geben die gemeinsame Linie der vergangenen 
Jahre, fast Jahrzehnte, auf und suchen die Konfrontation. Die Sozialistische Fraktion 
nimmt aber dies, das können Sie mir auch glauben, bestimmt gelassen hin. Wir werden 
aus diesem Ihrem Verhalten bestimmt keinen Schaden erleiden. Ob Sie das auch für Ihre 
Fraktion in Zukunft ablesen können, lasse ich dahingestellt. 
Nun zum Voranschlag 1978 selbst. 
Sehr geehrte Damen und Her-ren ! Der Voranschlag 1978 gibt uns und der Steyrer Bevölke­
rung die Gewißheit, daß der Haushalt geordnet ist und auf einer gesunden Grundlage ba­
siert. Er sagt aus, daß von einigen Umständen vorgesehenen Schwerpunkten abgesehen, 
die Mittel der Bedeutung ihrer Bereiche nach möglichst angemessen und gerecht zugemes­
sen wurden. Das Budget 1978 ist als ein Teil unserer längerfristigen kommunalen Planung 
zu sehen und birgt von seinen finanziellen Anlagen her die Voraussetzung für deren Verwirk-
1 ichung im Jahre 1978. 
Der Voranschlag bietet aber auch die Gewähr bzw. er sagt den Wi I len der Verantwortlichen 
aus, daß auch im Jahre 1978 die Wirtschaft jene Impulse von der Stadt bekommt, die sie zu 
geben imstande ist. Diese trägt auch die Verantwortung für dieses Budget. Das Budget setzt 
auch Mittel in Bewegung, die eine Arbeitsplatz- und eine Existenzsicherung bei Handel und 
Gewerbe bewirken . Neben der direkten Auftragsvergabe auch noch durch eine leistungsge­
rechte Bezahlung ihrer runrl 700 Mitarbeiter, die sich im Konsum der Stadt bestimmt nie­
derschlagen. Die den Gemeindebürgern gewidmeten kommunalen Serviceleistungen, vom 
Kleinkind bis zumGreis, dem Sportler wie den Kulturbeflissenen, als auch dem sozial Schwa­
chen gegenüber sind mit den für dieses Gebiet möglichen Mitteln ausreichend versorgt wor­
den, was auch aus den Diskussionsbeiträgen hörbar positiv vermerkt wurde. 
Sehr' verehrte Damen und Her'ren des Gemeinderates! · 
Wenn Ihnen das Schicksal, das Wohl der Bürger dieser Stadt und die Entwicklung dieser im 
Jc1hre 1978 am Herzen I iegl, wohl wissend, daß nicht alles in der oft gewünschten Zeitspan­
ne und schon gar nicht auf einmal alles realisiert werden kann. Wer nicht parteipolitsches 
laktieren der Verantwot'tung vorzieht, der wird diesem Vorschlag die Zustimmung, um die 
ich Sie als F inanzrefer-ent höflichst ersuche, geben. 

BÜF~GERME I STER FRAl'!Z WE ISS: 
Ich danke dem Referenten für das Schlußwort. Ich darf damit zur Abstimmung über den 
heute wohl entschcidensten Punkt unserer gesamten Jahrestätigkeit kommen. Ich darf Sie 
noch einmal daran erinnern, daß wir in einem abstimmen über denVoranschlag im oH, im 
aoH. Es wird d (: r Di enstpost enpl an hier mi tbeschlossen ,ebenso die Dr. -Wilhelm-Groß­
Stiftung und gleichfalls auch der Wirtschaftsplan der Stadtwerke und der Gemeinn. Woh­
nungs ge!::~ellschaft der Stadl Steyr. Insgesamt handelt es sich dabei um Vorschläge, um 
Wi rtschaflspl äne im Gesamtausmaß von mehr als S 556 Mi 11. 1 n Anbetracht der Bedeutung 
dieses Beschlusses darf ich Sie bitten, wenn Sie dem vom Referenten gestellten Antrag 
die Zustimmung geben, ein Zeichen mit d e r Hand anzuzeigen? Danke. Gegenprobe? Stimm­
enthaltungen? Der Voranschlag mit allen seinen Teilen wur-de gegen die Stimmen der ÖVP 
mit allen übrigen Fraktionen beschlossen. Ich danke Ihnen (9 Gegenstimmen ÖVP-Frak­
tion). 
Ich bitte nunmehr Frau Stadtrat Kaltenbrunner zum Wort. 

BEH I CHTERST ATTER STADTRAT ANNA KAL TENBRUNNER: 
Ver' ehrte Damen und Herren d0s Gemeinderates! 
1 eh dar-f Ihnen heute nur einen Antrag aus dem Stadtsenat zur Beschlußfassung unterbrei­
ter1. Er lautet: 

8) Ö,\G-3571 /'17 
Hückerw0rb der Grundpa1'zel I e 365/2, KG. Steyr, 
von der Gcinc~inn. Wohnungsqe~;ellschaft der Stadt Steyr. 
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Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Dem Rückerwerb der Grundparzelle 365/2, EZ 2302, KG Steyr, im Ausmaß von 3597 m2 
von der Gemeinn. Wohnungsgesel I schaft der Stadt Steyr, GesmbH, Steyr, Rathaus, bei 
Aufhebung des am 7. 4. 1970 abgeschlossenen Kaufvertrages wird zugestimmt. Die Kosten 
dieses Rückerwerbes trägt die Stadt Steyr, die auch der Gemeinnützigen Wohnungsgesell­
schaft der Stadt Steyr, GesmbH, die auflaufende Grunderwerbsteuer zu vergüten hat. 
1 nfolge Dring! ichkeit wird gemäß § 44 (5) des Statutes für die Stadt Steyr der Magistrat 
zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

1 eh bitte um Ihre Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Ich danke für diesen Vortrag. Gibt es zu diesem Antrag eine Wortmeldung? Gegenstimmen? 
Stimmenthaltungen? Das ist nicht der Fall, somit ist der Antrag einstimmig beschlossen. 
1 eh danke. Wir kommen zum nechsten Berichterstatter Stadtrat Wallner. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Sehr verehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 

. Sie sind heute sehr gnädig zu mir. Ich habe Ihnen nur 2 Anträge und die noch dazu in sehr 
kurzer Form gehalten, zur Beschlußfassung vorzulegen. 
Der erste Antrag betrifft: · 

9) Bau5-5499/77 
Behebung eines Bauqebrechens an der Wehrgrabenschule. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Entsprchend dem Amtsbericht der MA 1 1 1 vom 21. 11. 1977 _wird der Auftrag zur Behe­
bung des an der Wehrgrabenschule aufgetretenen Baugebrechens der Firma Hamberger 
zum Anbotpreis von S 4,850.732,- übertragen. 
Die Bereitstellung der erforderlichen Mittel wird im nächsten Haushaltsjahr erfolgen. 

UmGenehmi gung wird er·sucht. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke für den Vortrag. Er wurde zu abrupt abgebrochen. Ich reagiere bereits. Sind Sie 
mit dem Antrag einverstanden, dann bitte ich Sie, ein Zeichen mit der Hand zu geben? 
Danke. Gegenprobe? Enthaltungen? Ich stelle die Einstimmigkeit des Beschlusses fest. 
Ich bitte um den nächsten Antrag. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der zweite Antrag betrifft: 

10) Bau5-5697 /77 
Behcbunq eines Bauqebrechens an der Pronienadeschul e. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der MA 1 1 1 vom 21. 11. 1977 wird der Auftrag zur Behe­
bung des an der Promenadeschul e CZubau 1952) aufgetretenen Baugebrechens der Firma 
Negrel I i·. zum Anbotpreis von S 743. 414, - über·tragen. 
Die Bereitstellung der erforderlichen Mittel wird im nächsten Haushaltsjahr erfolgen. 

Ich bitte um Genehmigung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Ich danke für diese Antragstellung. Gibt es eine Gegenstimme oder Enthaltung? Beides 
nicht, somit ist der Antrag einstimmig beschlossen. Ich danke dem Referenten und bitte 
als Nächsten Stadtrat Zöchling zum Pult. 
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BERICHTERSTATTER ST AD TRAT JOHANN ZÖCHL ING: 

Sehr geehrter Gemeinderat! 
Ich darf Ihnen ebenfalls einen Antrag vorlegen. Er lautet: 

11) Bau6-3084/76 
Kanalisation Nebensammler C 1, 2. Bauabschnitt; 
Erd- und Baumeisterarbeiten. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Entsprechend dem Amtsbericht der MA 1 11 - Reinhal tungsverband Steyr und Umgebung -

vom 11. 11. 1977 wird der Übertr·agung des Auftrages zur Ausführung der Erd- und Bau­

meisterarbeiten für- die Kanalisation Nebensammler C 1, 2. Bauabschnitt, an die Firma 

Beer u. Janischofsky zum Preise von S 4,372.008,- zugestimmt. 

Der erforderliche Betrag ist aus V 85 zu nehmen. 
Gemäß § 44 (5) des Statutes für die Stadt Steyr wird der Magistrat wegenDringlichkeit 

zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses er·mächtigt. 

Ich bitte um die Zustimmung. 

BÜRGER ME I STEf~ FRANZ WE ISS: 
Gibt es zum Antrag eine Einwendung? Eine Gegenstimme oder Enthaltung? Beides nicht, 

somit danke ich dem Referenten und Ihnen für die Beschlußfassung, die einstimmig erfolgt. 

Wir kommen damit zum nächsten Berichterstatter, Stadtrat Konrad K inzelhofer-. 1 eh würde 

hier folgenden Vor-schlag unterbreiten. Nach Rücksprache mit den Fraktionsvorsitzenden 

sind wir übereingekommen, Ihnen vorzuschlagen, alle drei nächstfolgenden Punkte, die bei­

den des Kollegen l<inzclhofer und jenen des Kollegen Wippersberger in einem vortragen zu 

lassen. Die Diskussion nacheinander vortragen zu lassen und sie in einem abzuwickeln.Die 

Abstimmung wollen wir dann Punkt für Punkt durchziehen. Das -verkürzt das Verfahren, oh­

ne daß einem Redner die Möglichkeit genommen wird, dazu zu sprechen. Sind Sie damit 

einverstanden? Ich sehe, daß es keine Einwände gibt und ich bitte Sie; zu berichten. 

BERICHTERSTATTER ST.l\DTRA T KONRAD K I NZELHOFER: 
Wer·te Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich habe Ihnen vor-erst einen Antrag vorzulegen für die Sanierung oder RegL.il ierung des 

Wasserabgabepreises mit 1. 1. 1978. Der- Amtsbericht weist darauf hin, daß du,-ch die 

Ausdehnung der Wasserversorgung in die Randgebiete der Stadt und die steigenden Auf­

wendungen für die Instandhaltung - wir haben zur Zeit 129, 5 km - sowie die Mehrkos~en 

der Energie und für- das Personal haben dazu geführt, daß mit dem Wasserpreis mit 2, 50, 

der mit 1. 7. 197L1 festgelegt wurde, kein Ausreichen mehr zu finden ist. Sie wissen auch, 

daß wir im Jahre i 977 S 3 Mi 11. investiert haben in unsere Wasserleitung bzw. in unsere 

Wasserversorgung. Ich denke nur an die Waldrandsiedlung, an den Hochbehälter-. Wir wer­

den irn Jahre 1978 wiederum S 3, 2 Mi 11. investieren müssen. Wir haben aber auch heute 

beim Jalwesber·icht zum Entwicklungskonzept gehört, daß weitere Investitionen noch not­

wendig sein werdP.n . Wir wissen alle, daß auch die Vorarbeiten und die Gespräche auf Be­

amtenebene er-folgt sind betreffs eines weiteren Wasserschutzgebietes Simsenberg, was 

bestimmt auch Mi 11 ion en abver· langt. Wir haben im Jahre 1978 die weitere Aufschl ießung und 

Durchfiihrung in der Waldrandsiedlung vor. Wir haben den Austausch der Wasserpumpen im 

Brunncnschutzg0.biet Dietach und die weitere zusätzliche Transportleitung für den Hoch­

behälter Münichholz sowie weitere Sanierung der Verteilungsleitung im Stadtgebiet. Die 

Mittel vverden dazu selbstver·ständlich nicht ausreichen, da sie ja jetzt bereits nicht mehr 

kostendec k end s inci bzw. wir jetzt bereits einen Verlust hnben. Wir werden selbstverständ­

I ich, werte Damen und Herren, die Möglichkeiten des Wasserwirtschaftsfonds in Anspruch 

nehmen und werden versuchen, dort Gelder zu bekommen. Aber wie bekannt ist bereits 

durch den Wasserwirtschaftsfonds aus den Richtlinien, doß ein Mindestpreis von S 5,- ein­

gehoben werden muß, um di e AnsprUche 9el tend machen zu können, ansonsten die prozen­

tuc! le Zuweisung auf Grund des Wasserpreises erfolgt. Sie sehen daraus, daß wir seit 

1974 den Wc1sserpreis gehalten haben und ver-sucht haben, soweit wie möglich sparsamst 

LU wi rtsc:haften und trotzdem unser Versorgungsnetz weiter auszubauen. Darf ich Ihnen 
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vielleicht, bevor ich Ihnen den Antrag stelle, ein paar Vergleichszahlen sagen von ande­
en Wasserpreisen in anderen Städten: Amstetten S 4,86, Bad Hall S 4,-, Traunkirchen 
S 6,-, Enns S 6,50, Wels S 5,-, Linz S 5,-, Garsten, die das Wasser von uns beziehen, 
S 4, 10, Dornbirn S 5,-, Graz S 5,50 und Mödling S 7,-. 
Sie sehen, daß sich in diesen Städten der Preis in dieser Richtung hält, da die Kosten 

.auf allen diesen Gebieten so laufen. 
1 eh darf daher an Sie den Antrag des Finanz- und Rechtsausschusses stel I en: 

12) GemX 1 1 1-64 16/77 
Neufestsetzung der Wasser·bezugsgebühr und Abnah­
megebühr für Druckwarmvvasser-Berei tungsanl agen. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der Magi stratsdi rektion vom 25. 11. 1977 wird 
a) der Wasserabgabepreis ab 1. 1. 1978 mit S 4 ,-/m3 (inklusive 8 o/o USt.) neu festge­
setzt, wobei der Reinhaltungszuschlag von zuzüglich S -,50/m3 unverändert bleibt; 
b) die Abnahmeprüfgebühr für Druck-Warmwasserbereitungsanlagen mit S 90,- ab 1. 1. 
1978 neu festgesetzt. 

Das ist der Antrag betreffs der Wasserversorgung. Ich ersuche, darüber diskutieren 
und abstimmen zu lassen. 
Der zweite Antrag betrifft den Verkehrsbetrieb. Vorher darf ich Frau Gemeinderat Lieb! 
auf ihre Kritik betreffs der Autobusse mit den Treppen berichten, Sie sind wahrscheinlich 
schon lange nicht mehr Autobus gefahren, denn die letzten zwei Autobusse, die Merzedes, 
haben bereits diese tieferen Treppen. Alle anderen Autobusse wurden durch die Firma 
Kerb! im Auftrag derStadtwerke so geändert, um die Treppen für die Benützer der Fahr­
betriebe zu haben. Also diese Frage ist bereits seit langem erledigt. Die neuen Autobusse 
haben sowieso diese versenkbaren Treppen. Ich glaube, Sie können das selbst überprü­
fen. 
Zu dem Antrag der Verkehrsbetriebe. Auch hier ist seit 1974 die Regelung nicht erfolgt, 
obwohl zwei Bewilligungen durch die paritätische Kommission erfolgten, die auf Antrag 
der Wirtschaftskammer erfolgt sind. Wir haben zwei Erhöhungen nicht berücksichtigt, die 
erste am 1. 7. 1975 und die zweite mit 1. 9. 1977. Wir haben auf der anderen Seite fest­
zustellen, daß wir beim Verkehrsbetrieb einen Abgang von S 1,4 Mill. haben im Jahl'e 1976 
und im Jahre 1977 im Budget einen Betrag von S 1, 5 Mi 11. aufgenommen haben. Wir haben in 
der Zwischenzeit seit 1964, sicher haben wir auch Zuteilungen bekommen, aber wir haben 6 
Autobusse angekauft und haben 5 Linien zu betreuen und wir werden im Jahre 1977 die 
500.000 km Fahrstrecke, die wir gefahren sind, auf alle Fälle überschreiten. Wir haben 
aber auch versucht, Sparmaßnahmen einzuschalten, z. B. wir sind grundsätzlich auf allen 
Linien und Autobussen schaffnerlos. Es gibt keinen Schaffner mehr, das werden Sie ja be­
reits festgestellt haben. Die paritätische Kommission, wie erwähnt, hat am 1. 7. 1975 ei­
ne Erhöhung beantragt und auch beschlossen bzw. am 1. 9. 1977, Das heißt, daß die Bahn 
jetzt mit S 7,- Fahrpreis ab 1. 9. 1977 bereits fährt. Wir haben immer parallel zu diesen 
Bahn- und Posttarifen gcarbeitP.t. Wir haben nicht gleichgezogen, sondern wir haben nach­
gezogen. Wir werden auch diesmal nicht gleichziehen, denn wenn wir diesen Beschluß fas­
sen, wird der Fahrpreis für Normalfahrer S 6,- betragen, bisher S 5,-. Bahn und Post 
verlangen S 7,- für dieselbe Strecke, die wir haben. 
Ich darf daher an Sie den Antrag stellen - ich glaube, ich darf mir die Verlesung der ein­
zelnen Preise ersparen, Sie kennen sie auf Grund des Amtsberichtes. 

13) ÖAG-2117/76 
Stadtwerke 
Neufestsetzung der Fahrpreise der 
städt i sehen Verkehrsbetriebe. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Mit Wirkung vom 1. März 1978 werden die Fahrpreise für den Kraftfahrlinienverkehr wie 
folgt neu festgesetzt: 

- 479 -



1. Einzelfahrscheine für alle Teilstrecken: 
a) Erwachsene 
b) Kinder von 6 - 15 Jahren 
c) Schüler ab dem 15. Lebensjahr mit einem gültigen 

Schüler'ausweis (gültig von Betriebsbeginn bis 
20. 00 Uhr) 

11. Mehrfahrtenscheine für alle Teilstrecken: 
a) 10-F ahrtenscheine für Erwachsene 
b) 10-F ahrtenscheine für Kinder/Schüler 
c) 10-Fahrlenscheine für Pensionisten und deren 

Ehegatten (gegen Vorweis des Renten- bzw. Pensions­
bescheides werden von den Stadtwerken Berechti­
gungsausweise ausgestellt. Mit diesem Ausweis kann 
beim Fahrpersonal der 10-F ahrtenschein erworben 
werden. Dieser 10-F ahrtenschein ist unbeschränkt 
gültig). 

111. Wer'klags-Zeitkar'ten für alle Tei Ist recken: 
a) Mchrfährtenscheine für Ber·ufstälige mit beschränkter 

F ahrlenanzahl 
b) Monatskarten für Schüler und Lehrlinge mit Lichtbild 

und Wertmarke mit unbeschränkter Fahrtenanzahl 
Die Karte ist gültig von Montag bis Freitag von Be­
triebsbeginn bis 20.00 Uhr; 
an Samstagen von Betriebsbeginn bis 17.00 Uhr; 
an Sonn- und Feiertagen hat diese Karte keine 
Gültigkeit. 

c) Monatskarten für Berufstätige mit Lichtbild und 
Wer·tmar' ke mi l unbeschränkter Fahrtenanzahl 
Zusatz zu a) und c): 
Die l<arte ist gültig Montag bis Freitag von Betriebs­
beginn bis Betriebsende; 
an Samstagen von Betriebsbeginn bis 17 .00 Uhr; 
an Sonn- und r-eierlagen hat diese Karte keine 
G ü I l i gk c i t • 

1 V. Gepäck und Tiere: 
a) Handgepäck 
b) Tiere, die normalerweise zur Beförderung auf 

öff enl I ichen Verkchrsmi lt ein zugelassen sind 
V. Unifor·mi e rte Pol izeiorqane, Kriminalbe c1mte: 
mit Dienstuusweis, Kriegsbeschädigte der Stufe 111 gegen 
Vorweis des entspr·echenden Auswei Se$, ausgewiesene 
Mitgliede r des Zivilinvalidenver·bandes, sowie des Zivil­
blindcm,erbandes rnit einer Erwerbsminderung von min­
destens 70 %, sowie die aktiven Bediensteten der Stadt­
werke gegen Vorweis des Dienstausweises fahren frei. 
VI. In den obigen Preisen ist die gesetzliche Umsatz­

steuer inbr:griffen. 

Ich ersuche um die Diskussion bzw. Abstimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 

s 6,--
s 3,--

s 3,--

s 55,--
s 25,--

s 45,--

S 75,-­

s 90,--

S 125,--

S 6,-­

s 3,--

Ich dc1nke dem Referent en für die Vorbringung beider Anträge. Wie schon gesagt, ich bit­
te nun Stadtrat Wippersbcrger als nächsten Berichterstatter und Antragstel !er und dann 
wird die Diskussion abgewickelt. 
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BERICHTERSTATTER ST AD TRAT LEOPOLD W I PPERSBERGER: 
Meine Damen und Herren! 
1 eh habe die unangenehme Aufgabe, als letzter Berichterstatter und noch dazu zu so später 
Stunde, über eine sehr wichtige Sache zu referieren. 1 eh darf Ihnen aber versichern, daß 
ich mich sehr kurz fassen werde. 
Meine Damen und Herren! 

. . Gebühren oder Tarife zu erhöhen, auch wenn diese Erhöhungen noch so notwendig und be­
rechtigt sind, sind immer unpopuläre Maßnahmen. Kein verantwortungsbewußter Volks­
vertreter kann und darf sich aber auf Dauer dieser Verantwortung entziehen. Dies trifft 
auch bei den Gebühren für die Müllabfuhr zu. Die letzte Gebührenregelung liegt, wenn 
wir die neuen Gebühren mit Wirksamkeit 1. Juli beschließen, bereits 4 Jahre und 3 Mo­
nate zurück. 1 n dieser Zeit sind die Abgänge, vor allem auf Grund der Lohn- und Ge­
haltserhöhungen sowie den allgemeinen Kostensteigerungen ab dem Jahre 1974 von Jahr 
zu Jahr angestiegen. Bereits 1975 hatten wir bei der Müllabfuhr einen Abgang von rund 
S 261.000,-. 1976 waren es dann bereits S 472.000,- und für das heurige Jahr müssen 
wir mit einem Abgang von nahezu S 800.000,- rechnen. Die Einführ·ung der Haushalts­
beihi I fe ab November 1977, die Gehal teregelung 1978 und andere laufende Kostensteige­
rungen I assen uns befürchten, daß der Abgang im Jahre 1978 auf rund S 1 Mi II ion ansteigen 
wird bzw. würde. Aus diesem Grund ergibt sich die dringende Notwendigkeit und es ist 
wahr! ich nicht zu bald, eine Tarifregelung im nächsten Jahr vorzunehmen, um das voraus­
sichtliche Defizit von S 1 Million für das nächste Jahr, wenigstens teilweise etwa zur Hälf­
te, abzufangen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Ich bitte noch etwas um Ruhe. Bei Konzentration wird es nicht mehr allzu lange dauern, 
jedenfalls nicht mehr so lange, wie es schon gedauert hat. 

STADTRAT LEOPOLD W I PPERSBERGER: 
Die neuen Gebühren, die ich Ihnen vorschlage und die, wie schon erwähnt, mit 1. Juli 
1978 in Kraft treten sollen, liegen um 28 % über den derzeit seit 1. April 1974 gültigen 
Tarifen und belasten den einzelnen privaten Haushalt ab Mitte des nächsten Jahres im 
Durchschnitt pro Monat mit 5 1/2 Schilling. Ich sage das, damit Sie sich auch ein Bild 
über die Höhe der Belastung der einzelnen Haushalte machen können. 
Fest steht, Tatsache ist auch, daß die Gemeinde in den Jahren 1975, 1976 und 1977 bis 
Mitte 1978 rund 2 Mill. an Zuschüssen für die Müllabfuhr geleistet hat bzw. haben wird. 
Bevor ich Ihnen aber nunmehr den Wortlaut des Antrages zur Verlesung bringe, erlauben 
Sie mir noch ein paar Bemerkungen dazu zu machen. 
Ich bin in meiner Funktion als Referent für den Städtischen Wirtschaftshof ordentliches 
Mitglied des Städtebundes, und zwar' des Fachausschusses für Städtereinigung, und neh­
me regelmäßig an den Sitzungen und Beratungen dieses Gremiums teil. Dieser Ausschuß 
beschäftigt sich regelmäßig und im besonderen mit den Problemen der Müllabfuhr und der 
Mül lbesei ti gung. 1 eh darf in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, daß nicht nur unse­
re derzeit gültigen Müllabfuhrgebühren die niedrigsten aller österreichischen Städte sind, 
sondern auch auf die Tatsache verweisen, ciaß wir- selbst mit den neuen Gebühr-en, die mit 
1. Juli nächsten Jahres in Kraft treten sollen, an untersten Ende der Gebührenskala ran­
gieren werden. Ich sage das nur, weil ich meine, daß Sie das auch wissen sollten. 

14) GemVI 11-5753/77 
Neufestsetzung der Mül I abfuhr gebühren. 

Der Genieinderat wolle beschließen: 
a) Die mit Gemeinderatsbeschluß vom 31. 1. 1974, GemV 1 1 1-244/74, letztmalig festge­

setzten Müllabfuhrgebühren werden mit Wir-kung vom 1. 7. 1978 neu festgesetzt. 
Der § 3 Abs. 1 der Müll abfuhrgebührenordnung 1977, GemV 1 1 1-3783/76, hat demnach 
wie folgt zu lauten: 

§ 3 
Höhe und Berechnung der Gebühr 
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1) Die Gebühr beträgt vierteljährlich pro Müllbehälter 
a) bei wöchentlich zweimaliger Entleerung 
b) bei wöchentlich einmaliger Entleerung 
c) bei einmaliger Entleerung jede zweite Woche 

S 208,-­
s 104,-­
s 58,--

b) Die für die Müllabfuhr im Bereiche der Gemeinde St. Ulrich festgesetzte Gebühr wird 
ebenfalls mit Wirkung vom 1. 7. 1978 für eine 14tägige Abfuhr mit S 83,- (inklusive 8 % 
USt.) pro Müllbehälter und Vierteljahr festgesetzt. 

Ich darf noch darauf verweisen, daß der Absatz b) möglicherweise an Bedeutung verliert, 
wenn die Mitteilung stimmt, daß ab nächstem Jahr, und zwar mit Beginn des Jahres, die 
Gemeinde St. Ulrich ih,-e eigene Müllabfuhr durchführt. 
1 eh danke. 

BÜRGEl~ME I STER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke dem Referenten und kann nunmehr zur Diskussion überleiten. 1 eh habe schon 
die Erklär-ung beider Referenten, daß sie auf das Schlußwort verzichten. Ich darf als 
er·sten Diskussionsr-edner l<ollegen Fürst zum Rednerpult bitten. In der Reihenfolge, wie 

. sie sich gemeldet haben, ist nächster Redner Kollege Gemeinderat Treml, dann Gemein­
derat Fuchs und die Gemeinderäte Holub und Seidl. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren des Gemeinderates! 
Eine der unangenehmsten Aufgaben eines gewählten Vertreters ist es, Neufestsetzungen 
von Gebühren, die in der Regel Erhöhungen sein werden, zu beschließen. Ich habe dies 
als Vertrete r in verschi~denen Sparten des kommunalen Ber.eiches, aber auch als Finanz­
referent schon durch lange Jahre verantwortlich mitbestimmen müssen. Nur in wenigen 
Fällen kam es zu Gebührenregelungen, die Erleichterungen gebracht haben, so unsere 
familicnfördernden Maßna:,rnen bei den Kinder-gartengebühren im heurigen Herbst. Die Fra­
ge der GebLihrenfestsetzung setzt auf allen Ebenen unserer staatlichen Verwaltung gro()e 
Probleme. Der Bund muß sich sehr eingehend damit befassen, aber auch er ist gezwungen, 
seine Finanzen in Or-cinung zu halten. Die Länder können es sich schon einfacher machen, 
da sie fast keine Steuc~r- und Gebührenhoheit haben und eigentlich nur immer von den Er­
tragsanteilen, von der Landesumlage und von den finanziellen Beteiligungen an den Steu­
ereinnahmen ihre Budgetmi llel schöpfen. Aber auch das Land muß dort, wo es verantwort-
1 ich ist, der wirtschuftl ichcn Entwicklung Rechnung tragen, so bei den Gebührenfestset­
zungen fi.ir die Landeskrankenhäuser, die sich ja auch über die Sozialversicherung sehr 
stad< auswi,-ken. Übr·ig bleiben dann noch die Gemeinden, die unmittelbar mit dem Staats­
bürger in Verbindung stehen und die natürlich zu den gleichen Maßnahmen ·irgend einer 
F or'm ge7wungen werden. Auch die Gemeinden und wir Gemei ndemandatare sind verpfl ich­
tet, unsere finanzielle Basis in Ordnung zu halten. Dazu gibt es verschiedene Wege. Ei­
ner wird immer wieder von Gemeinderat Treml aufgezeigt. Er ist, mehr Mittel von Bund 
und Land für die Geme indeaufgaben zu erhalten. Ich darf Sie versichern, meine sehr ge­
eh,-ten Damen und Hr~rren, da,) wir hier wirklich sehr aktiv sind. lrn Städtebund liefern 
wir wer·tvolle Beiträge zu diese m Problem. Wir betei I i gen uns an der Ausarbeitung von Un­
terlagen, um die kommenden Finanzausgleichsverhandlungen erfolgreich für die Gemeinden 
führen zu können. Wir wehren uns auch dagegen, wenn den Gernei ndcn durch i rgendwel ehe 
Bundes- und Landesgesetze immer neue Belastungen aufgezwungen werden. Wir haben sei­
nerzeit ein eind(~utigc s Ja zum Sozialhilfegesetz abgegeben, haben aber verlangt, daß das 
Land sei11e Beiträge hi e hir - es handelt sich ja um ein Landesgesetz - wesentlich erflöht. 
Das ist nicht geschehe n, und das an sich für die Bevölkerung so wichtige Sozialhilfege­
setz trifft vor allcrn wiederum die Gemeinden. Wir haben ja gesagt zur neuen Schulgesetz­
gebunri mit allen pädagogischen und erziehe rischen Auswir·kungen. Wir begrüßen eine mo­
derne österreichisc:he Schule, aber wer trägt die Lasten hiefür? Doch auch wiederum zu 
einem große n Teil die Stadtge meinde Steyr. Denken Sie nur an das neue Hasch-, Hak- und 
Bak-Gcbi:iude - entschuldigen Sie die Abkürzungen - in der Leopold-Werndl-Stra(3e. An un-
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sere Schulversuche, an die Ganztagsschule, an die Zurverfügungstellung der alten Han­
delsakademie für den längst fälligen Umbau des Bundesrealgymnasiums. Auch hier wieder 
ist die Belastung der Gemeinde sehr, sehr groß. Wir versuchen, durch Subventionen und 
Finanzzuweisungen diese Last zu mildern. 
Ich darf Sie versichern, daß der Magistrat Steyr, als es darum ging, die Krankenanstal­
ten durch einen Zuschlag zur gemeindeeigenen Getränkesteuer allenfalls zu sanieren, in 
entschiedenster Form in Wort und Schrift bei allen Bereichen unseren staatlichen überge­
ordneten Lebens, nämlich auf Landes- und Bundesebene, vorstellig geworden ist. Es wäre 
vermessen zu glauben, daß der Widerstand der Stadt Steyr ausschlaggebend war, eine an­
dere Form zu wählen. Aber eines steht fest, so wie andere Städte hat auch Steyr einen 
entschiedenen Beitrag geleistet, daß man sich andere Möglichkeiten für dieses dringende 
Problem - das gebe ich ohne weiteres zu - gesucht hat. Wir machen es Bund und Land nicht 
so leicht, wie Sie glauben, wenn es darum geht, uns neue finanzielle Lasten zuzumuten oder 
uns vielleicht die notwendigen Zuweisungen vorzuenthalten. Wir sind auch auf diesem Ge­
biet überaus erfolgreich. Wir haben Geldquellen auf Bundesebene erschlossen, wie sie 

. früher überhaupt nicht für möglich gehalten wurden. Wir sind in bestem Kontakt mit der 
Landesregierung und den einzelnen Referenten. 1 eh gebe Ihnen als Finanzreferent der Stadt 
die Erklärung ab, daß unsere Verhandler in diesen Dingen, seien es nun der Bürgermei­
ster oder· leitende Magistratsbedienstete, äußerst geschickt und erfolgreich vorzugehen. 
Und unsere Rechnungsabschlüsse geben ja ein Spiegelbild von den Erfolgen. Zugegebener­
maßen, wir wollen noch mehr haben und man kann noch mehr erreichen und es soll daher 
der Gemeinderat vertrauensvoll auch diese Fragen weiterhin den zu den Verhandlungen 
nach dem Gemeindestatut und den Magistratsvor schriften vorgesehenen Funktionären und 
Beamten überlassen. Eines jedoch muß, so wie in der Vergangenheit, gewahrt bleiben, 
das wurde heute bereits festgestellt. Das ist keine parteipolitische Frage, sondern eine 
Frage der gesamten Stadt. Ohne finanzielle Basis erscheint. jede Gemeindearbeit unmög­
lich. Und alles, was der Verstärkung dieser finanziellen Basis dient, ist nicht parteipo­
litischer Erfolg, sondern ein Erfolg der gesamten Gemeindevertretung. 
Die Steuerleistung, alle Zuwendungen und Ertragsanteile, aber leider auch die Darlehen, 
die wir aufnehmen müssen, dienen letztlich doch nur dazu, neben den laufenden Ausgaben 
uns neue Investitionen, neue Möglichkeiten für die Bevölkerung zu schaffen. Das kommu­
nale Leben in der Stadt darf nicht stillstehen. Wir dürfen uns nicht damit zufriedengeben, 
dasErreichte zu halten. Wir müssen immer wieder neue Mittel bereitstellen, um den An-.­
forderungen der Gegenwart und den Erwartungen für die Zukunft zu entsprechen. Wir ha­
ben nun einmal große, zielführende Investitionen beschlossen. Denken Sie an den Bau von 
Zwischenbrücken, denken Sie daran, daß wir Grundreserven geschaffen haben, um Be­
triebsansiedlungen zu ermöglichen. Denken Sie daran, daß wir mit zwei Drittel an einem 
Abwasserbeseitigungsve rband beteiligt sind, der Kanäle mit Klärnanlagen bis zu S 500 
Mi 11. in den nächsten Jahren schaffen wi 11. Denken Sie daran, daß wir eine Wasserversor­
gung sichern wollen, die im Endausbau auch rund 70.000 Menschen versorgen kann. Über­
legen Sie sich doch, bitte, daß wir unsere Nahverkehrsmittel weiter ausbauen wollen. Denn 
je mehr wir den Individualverkehr vom Stadtinneren fernhalten wollen, desto stärker müs­
sen wir unsere Außenbezirke durch städtische Autobuslinien mit dem Stadtinneren verbin­
den. 
Wir nehmen es ernst mit dem Umweltschutz und es kommt daher der Bese:i"tigung des Wohl­
standsmül I s eine so große Bedeutung zu, daß wir sie nicht nur für die Stadt Steyr allein 
sondern sogar fi.ir die umliegenden Gemeinden bewält i gen wollen. Gewaltige Investitionen 
überall und im besonderen dort, wo wir Ihnen heute eine Gebührenerhöhung vorschlagen 
müssen. Diese GebUhrenerhöhungen sichern einerseits große Investitionen: die natürlich 
zum Teil auch aus den Budgetmitteln mitfinanziert werden müssen. Sie sichern darüberhi­
naus aber auch eine vertretbare finanzielle Basis. Es wurde heute schon einmal ausgespro­
chen, daß nicht das Einzeldefizit allein in den Raum zu stellen ist. Die Summe aller Zu­
schüsse, die die öffentliche Hand leistet, ist entscheidend. Es soll niemand etwas vorge­
halten werden, aber wenn wir die Beträge ansehen, die wir dem Altersheim , dem Kinder­
garten-, dem Schulwesen zuwenden, um sie ausfinanzieren zu können, wenn wir die gewal­
tigen Beiträge für andere infrastrukturelle Ma(~nahmen uns ins Gedächtnis rufen, dann, 
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werte Damen und Herren unseres Gemeinderates, wird es Ihnen leichter fallen, eine Ent­
scheidung zu treffen. Diese höheren Gebühren aber, die von unseren Steyrern und Stey­
rerinnen bezahlt und aufgebracht werden müssen, sichern diesen eine gesunde Weiterent­
wicklung, eine vernünftige Beibehaltung ihres Lebensstandards. Zu einer lebenswerten 
Stadt gehört eben einmal einwandfreies Trinkwasser, einwandfreie Müllbeseitigung, funk­
tionierende Nahverkehrslinien. Wir wollen diese nie in Frage stellen, sondern auch für die 
Zukunft die finanzielle Basis sichern. 
Ich bin mir sicher, daß mein Appell bei der derzeitigen Situation der ÖVP-Fraktion wenig 
Erfolg hat. Sie betreibt überall, wo sie nicht verantwortlich ist, eine unverantwortliche 
Oppositionspolitik. Sie ist schon zur Partei der Neinsager geworden. Es hat schon einer 
meiner Vorredner darauf hingewiesen, wie gefährlich eine solche Entwicklung ist. 1 eh 
wende mich mehr an jene Gemeinderatsfraktionen, die bereits dem Budget ihre Zustimmung 
gegeben haben und damit ihr großes Verantwor-tungsbewußtsein gegenüber den Anliegen 
der Stadt trotz divergierender politischerAuffassungen bestätigen. Prüfen Sie bitte noch­
mals die Angemessenheit und die Notwendigkeit dieser Gebühren. Sehen Sie bitte die De­
fizite und Zuschüsse nicht einzeln, sondern im Gesamtbudget aller Zuvvendungen aus öf­
fentlichen Mitteln, die wir jährlich im Inter-esse der Infrastruktur leisten müssen und 
überlegen Sie sich, daß es sich doch um durchaus vertretbare Regulierungen handelt. 
Sie wer-den auch in Zukunft nicht ausbleiben können, wenn wir sie heule zurückstellen 
wür·den. Sie würden dann umso schmerzhafter sein und das ungedeckte Loch in unserem 
Budget würden wir weiter mitschleppen. Wer sich zu einer' geordneten Budgetpolitik be­
kennt, wird auch Gebührenerhöhungen im unbedingt notwendi ngen Ausmaß seine Zustimmung 
nicht versagen. Es gibt ein Beispiel aus jüngster Zeit, daß unsere Bevölkerung das sehr 
wohl versteht. Auch die Bundesregierung ist gezwungen, Maßnahmen zu setzen, um einer­
seits Budgetdefizite zu verringern, andererseits wiederum Reserven zu haben, um bei 
neuerlichen erschwer'len Wirtschaftssituationen die Vollbeschäftigung aufrecht erhalten zu 
können. Wenige Tage vor denBurgenlandwahlen wurden diese Maßnahmen bekanntgegeben. 
Allerdings wurden sie cwch entsprechend begründet. Burgen! and und seine Wähl er haben 
mehr Vc,-ständnis für die Notwendigkeit der Sicherung der Zukunft der Republik aufgebracht 
als die Oppositionsparteien. 1 hnen aber ist der Erfolg versagt geblieben. 
Die Sozialistische Partei hat ihn errungen. Aber auch bei den Betriebsratswahlen der letz­
ten Wochen konnten wir den gleichen Eindruck gewinnen. Die Bevölkerung Österreichs und 
unserer Stadl ist politisch mündig geworden. Sie fällt auf billige Schlagworte nicht mehr 
herein. Sie hat Vertrauen zur Politik des Bundes, aber auch zugegebenermaßen der Län­
der und natürlich auch der Gemeinden. Si<:: wird uns auch am Wahltag nach unseren Leistun­
gen und an unsc--rer Ehr'lichkeil beurteilen und nicht nach den Worten, die aus parteitakti­
schen Gr·undsätzen hier im Gemeinderat fallen. Wir bauen auf die Ehrlichkeit unser-er Poli­
tik, und die Bevölkerung ve1'lraul uns daher und wird uns auch in Zukunft ihr Vertrauen 
schenken. Prüfen Sie daher nochmals.Ihre Stellungnahme zu den Gebührenerhöhungen und 
ent sche;den Sie so, daß auch weiterhin die finanzielle Grundlage für den weiteren Ausbau 
unserer' Stadt gesichert ist. 

Applaus 

BÜf-{GERME I STER FRANZ WE ISS: 
Ich danke Kol!egen Fürst für seinen Beitrag. Als nächster Sprecher Kollege Treml. In 
Vorbereitung Kollege Fuchs. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Sehr verehrter' Herr Bürger-meister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich wü,·de mich gerne von meiner' Kollegin abdrehen lassen, wenn sie bereit ist, einen 
Initiativantrag zu stellen, daß man auf diese Gebührenerhöhungen verzichtet. Das wäre 
die einfachste Form. Meine sehr ~ieehrten Vor-redner - es waren drei Stadträte - haben 
es für· notwendig befunden, gleich dr0irnal diese Begründung bzw. Erklärung der Tarifre­
gulierung, wie sie 9•" sagt haben, kundzutun. Finanzstadtrat Fürst hat sehr ausführlich die­
se Gebührenerhöhungen in Zusammenhang gebracht mit großen Fragen. 

- 484 -



Erlauben Sie auch mir, daß ich vorausschicken möchte einige grundsätzliche Stellungnah­
men bzw. Grundsatzerklärungen zu diesen beantragten Gebühren- und Tariferhöhungen bei 
Wasser, den städtischen Autobussen und der Müllabfuhr. Diese 3 Preiserhöhungen müssen 
sicher, wie es schon angezogen wurde, im Zusammenhang mit der al !gemeinen neuen Be­
lastungswelle der SP-Regierung gesehen werden und stehen zum Teil auch schon in Richtung 
des großen Wahljahres 1979. Denn in einem Jahr, in dem Nationalrats-, Landtags-, Ge­
meinderats- und Arbeiterkammerwahlen zusammenfallen, will man keine Preise erhöhen, 
sondern da werden die Wähler mit Versprechungen überschüttet. Heute werden die Bela­
stungen und Preiserhöhungen als notwendiges Übel erklärt, um die Arbeitsplätze zu sichern. 
Das ist ein Schlagwort. Das geht bei der Budgetdebatte genauso wie es jetzt bei dieser Ge­
bührenerhöhung durchgeklungen ist, zumindest beimVorredner. Nun, meine Damen und Her­
ren des Gemeinderates, glauben Sie wirklich, daß auf die Dauer damit die Arbeitsplätze ge­
sichert werden können? Ich sage ein deutliches Nein! Je teurer alles wird, je mehr werk­
tätige Menschen erhöhte Steuern zahlen müssen, sinkt die Kaufkraft und um so mehr müssen 
sie ihre notwendi genAusgaben einschränken. Ob es l<ol lege Dresl wahrhaben wi II oder nicht, 
die Arbeiter, Angestellten und Pensionisten sollen im kommenden Jahr Opfer bringen. Das 

. Belastungspaket der Regierung, wie ich schon angeführt habe, allein macht über 14 Milliar­
den aus. Dazu kommen die kommunalen Preiserhöhungen. Dem gegenüber erhalten die Groß­
unternehmer weiterhin Dutzende Milliarden an Steuergeschenken. Zur Beruhigung der Wirt­
schaftsvertreter möchte ich vielleicht sagen und in Erinnerung rufen, auch den sozialisti­
schen Kollegen, daß für das Jahr 1978 eine neue Investitionsförderung in Kraft treten wird. 
Mit mindestens S 10 Milliarden will die Bundesregierung nächstes Jahr die Wirtschaft zu­
sätzlich zu den im Budget vorgesehenen S 47 Milliarden fördern. Dies hat Finanzminister 
Androsch am Montag, 12. 12., erklärt. Im Wirtschaftsprogramm der SPÖ wurde eine Bud­
get- .und Steuerpolitik der sozialen Umverteilung zugunsten der niederen Einkommen ver­
sprochen. Aber genau das Gegentei I wurde getan, wie Sie sehen. 1969, im letzten Jahr vor 
der SP-Regierung, haben die Arbeiter und Angestellten sowie die Pensionisten S 11,3 Mil­
liarden an Lohnsteuer bezahlt. Im Budget 1978 sind bereits über S 50 Milliarden an Lohn­
steuer vorgesehen. 1969 haben die Werktätigen unseres Landes S 25,3 Milliarden an Um­
satzsteuer bezahlt und als die Mehrwertsteuer eingeführt wurde, hat der sozialistische . 

Finanzminister auf einem Großplakat erklärt - das war überall in Steyr plakatiert -
daß die Mehrwertsteuer keine "Mehrsteuer" sei. Aber im Budget 1978 sind bereits 
S 77 Mi II i arden an Mehrwertsteueraufkommen geplant. Bei allen 3 kommunalen Gebüh­
ren- und Tariferhöhungen, die heute gegen die Stimme der Kommunistischen Partei 
beschlossen werden, nascht der Finanzminister kräftig mit. Allein beim Wasser kassiert 
er pro m3 30 Groschen. Und es sind viele Mi 11 ionen, die er der Steyrer Bevölkerung 
seit der Einführung der Mehrwer·tsteuer über die Wohnungsmieten aus ihren Taschen 
zog. Und in der gleichen Zeit, wie ich schon angeführt habe, haben die Großunter­
nehmer Steuer·begünsti gungen bekommen wie nie zuvor. Der Antei I der Gewinnsteuer 
am · Gesamtsteueraufkommen, wie Sie selbst wissen, geht immer mehr zurück. So 
schaut gegenüber der Propagandalosung "SPÖ hält Wort" die Wirklichkeit aus. 

Mit der weitgehenden Überwälzung der Finanzierung von kommunalen Einrichtungen, die 
eigentlich aus Bundesmitteln zumindest zu einem entscheidenden Tei I bezahlt werden müß­
ten, wird seil vielen Jahren der Schwarze Peter den Gemeinden zugeschoben. Und es ist 
ganz gleich, ob ÖVP- oder SPÖ-Gemeinderatsmehrheiten, beide gehen nach unserer Auf­
fassung den leichteren Weg, anstelle einen Kampf gegen die Obrigkeit zu führen, holen sie 
sich über die unsozialen komm. Gebühren- und Tarifpolitik die fehlenden Mittel vom kleinen 
Mann von der Bevölkerung. Die Kommunistische Partei redet und stimmt nicht nur gegen 
die Politik der kostendeckenden Gebühren und Tarife, sondern zeigt in voller Verantwor­
tung, was zu tun sei, damit die Stadt mehr finanzielle Mittel vom Bund und Land für die In­
frastruktureinrichtungen bekommt. 
1 n den letzten Jahren hat sich immer mehr das traurige Selbstverständnis herauskristal I i­
s iert, daß das Gros der Ausgaben von jener. Projekten buchstäblich aufgefressen wird, die 
eigentlich irn Sinne der Allgemeinheit und somit auch im Interesse des Landes und des Bun­
des liegen. Wie beispielsweise eine or·dentliche Tr·inkwasserversorgung und eine gut funk-
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tionierende Mül 1- und Abwasserbeseitigung und verstärkten Ausbau des Nahverkehrs. Ge­
rade in diesen Tagen wird wieder viel von der Gemeindeautonomie gesprochen, von der 
demokratischen Selbstverwaltung der Gemeinden. Dabei wird aber auf eines vergessen, 
daß es ohne gesicherte finanzielle Grundlage keine echte Gemeindeautonomie geben kann. 
Seit Jahren macht das Land Oberösterreich die Gewährung von Darlehen aus dem Wasser­
wirtschaftsfonds und Bedarfszuweisungen für den Bau von Wasserversorgungs- und Ab­
wasserbeseitigungsanlagen von der Ausschöpfung der höchsten Gebühren- und Tarifsätze 
in den einzelnen Gemeinden abhängig. Nur solche Gemeinden, die ihre Bevölkerung mit 
geschmalzenen Tarifen belasten, haben Aussicht, auch in Zukunft Landes- oder Bundes­
mittel zu erhalten. Die Kommunistische Partei hat bereits vor acht Jahren erstmals auf 
dieses Druckmittel der OÖ. Landesregierung aufmerksam gemacht und festgestellt, daß 
für diese E rpressermethoden sowohl die ÖVP. als auch die SPÖ-Ver'treter in der Lan­
desregierung verantwortlich sind. Dazu gehören auch der Gemeindereferent Landeshaupt­
mann-Stellvertreter Har'tl wie auch der Bezirksobmann der' SPÖ Steyr, Landesrat Reich!. 
1 n den vergangenen Jahren wurden viele oberösterreichische Gemeinden, so auch unsere 
Stadt, dur'c:h diese Maßnahmen der Landesregierung gezwungen, den Wassertarif mit min­
destens S 3,- und die Kanalgebühr mit mindestens S 6,- pro Kubikmeter Wasser festzuset­
zen. Ab dem Jahre 1978 hat die OÖ. Landesregierung einen neuen Anschlag vor. Die Was­
sergebühr soll auf mindestens S 5,- und die Kanalgebühr auf mindestens S 9,- angehoben 
wer-den. Dies ergibt einen Wasserzins von S 14 ,- pro Kubikmeter, der außerdem mit einer 
8 o/oigen Mehrwertsteuer belastet wird. · 
Wenn Sie, meine Damen und Herren des Gemeinder-ates, dieses halboffiziel le Druckmittel 
der Landespolitiker stillschweigend zur Kenntnis nehmen, dann ist der Zeitpunkt nicht mehr 
allzufern, daß alle Gemeindebürger den überwiegenden Teil der Baukosten von Kläranlagen, 
Kanalisation und Trinkwasserversorgung aus ihren eigenen Taschen bezahlen. 
Ab 1. Jänner 1978 erhöht auch die Stndt Steyr in der ersten Etappe den Wasserpreis um 
50 %, von d e rzeit S 3,- auf S 4,50 pro m3, weil die verantwortlichen Vertreter der Mehr­
heitspartei, einschließ I ich der ÖVP, nicht den Mut haben, die Ursachen der Finanznot 
der Stadt beim Namen zu nennen oder- gegen diesen Zustand auch nur ein bißchen anzukämp­
fen. 
Meine Damen und Herren de s Gemeinderates! 
Wer das Pr'inzip der Obrigkeit "Friß Vogel oder stirb" auf Gemeindeebene stillschweigend 
anerkennt urid mit Handheben Gebühren- und Tariferhöhungen im Ausmaß bis 50 % sanktio­
niert, hat die Aufgaben einer zeitgemäßen Gemeindepolitik verkannt. 
Ab 1. 3. 1978 wird das Fahren mit den städtischen Autobussen wieder teurer. Die Fahr­
preiserhöhung wird von der SP-F rakt ion damit begründet, daß ihr Generalverkehrsminister 
mit 1. ?. 1975 und neuerlich mit 1. 9. 1977 eine Er-höhung der Tarife im f<raftfahrlinienver­
kehr genehmigte. Damit wird nun schon die dritte Fahrpreiserhöhung in den letzten Jahren 
von der Mehrheit d e s Ge meinderates durchgeführt. Die erste am 1. März 1972, Einzelfahr­
preis für- Erwachsene von S 3,- auf S 4,-; die zweite am 1. März 1975, von S 4,- auf S 5,­
und nun die dritte am 1. März 1978 von S 5,- auf S 6,-. Dies bedeutet, daß in relativ kur­
zer· Zeit der Fahrpreis verdoppel l wurde. Bis zum Februar 1972 betrug der Fahrpreis noch 
S 3 ,- für' E rvvachsene. Da kann man schon, ohne dabei zu übertreiben, sagen, mit der SPÖ 
fährt man teue r! Aber objekt iver'weise muß ich dazu erklären, die Kollegen der ÖVP haben 
sie im Gemeinderat bisher immer sehr kräftig unterstützt. 
Nun, ist die neuerliche Erhöhung unbedingt erfor'derlich? Sind die städtischen Verkehrsbe­
tri e be in ihrer Existenz gefährdet? Keine Spur! Laut Jahresbilanz 1976 hatten die Verkehrs­
betriebe ein Defizit von S 1,490.000 ,- . Dieser Verlust in der Höhe von S 1, 5 Mi 11. wurde 
von der Stadt übernomrnen. Dazu muß ich allerdings der Richtigkeit wegen sagen, die Stadt 
wieder-um erhielt vom Bund für die För-derung des Nahverkehrs einen Betrag von S 700.000,:..., 
und der gleiche Betrag von S 700.000,- wird auch im kommenden Jahr als Zweckzuschuß 
zur F ör'dcrung von Nahver·kehrsmaßnahmen, 1 aut Voranschlag 1978, eingehen. Daher bleibt 
das Defizit bei den Verkehrsbetri e ben in tragbaren Grenzen und könnte als kommunale Lei­
stung in der Größenor·dnung von S 800.000,- verkraftet werden. 
Aufreizend bei der b<?antragten Fahrpreiser·höhung ist a) die Steigerung des Einzelfahrschei­
nes für Kinder und Schüler um 50 %, von der'zeit S 2,- aufs 3,- (bis Februar 1975 betrug 
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der Fahrpreis S 1,-), b) daß die Vertreter der Mehrheitsfraktion im Finanz- und Rechts­
ausschuß erklärten, die Fahrpreiserhöhung tritt eh erst am 1. März in Kraft, da kann man 
schon mit dem Moped fahren, um nicht sagen zu müssen, wem es zu teuer ist, der soll zu 
Fuß gehen; c) daß man seit Februar 1972 die Monatskarte für die Werktätigen, für die Ar­
beiter und Angestellten, die alle Werte in der Produktion schaffen, innerhalb von nur 5 
Jahren von S 65,- auf S 125,-, also mehr als verdoppelte. 
Wenn Sie, meine Damen und Herren des Gemeinderates, die beantragte Fahrpreiserhöhung 
beschließen, wird die Tendenz des Umsteigens auf das eigene Fahrzeug und auf das Zufuß­
gehen verstärkt und die Prognose für die Bilanz der städtischen Verkehrsbetriebe ist trotz 
Tariferhöhung und gerade wegen dieser keineswegs günstiger. 
Als Vertreter der Steyrer Kommunisten und im Interesse der betroffenen Autobusbenützer 
lehne ich die vorgeschlagene Fahrpreiserhöhung der städtischen Verkehrsbetriebe entschie­
den ab. 
Die Preiserhöhung für die Müllabfuhr beträgt ab 1. Juli 1978 rund 28 %. Pro Müllbehälter 
steigt die Gebühr, in einem Jahr, bei wöchentlich zweimaliger Entleerung, um S 184,- auf 
S 832,-, bei wöchentlich einmaliger Entleerung um S 92,- auf S 416,- und bei einmaliger 
Entleerung jede zweite Woche um S 52,- auf S 232,-. Zum Beispiel, daß man es etwas bes­
ser versteht. 1 n einem Haus mit 4 Müllbehäl lern, bei wöchentlich zweimaliger Entleerung, 
werden die Bewohner in einem Jahr um S 736,- mehr für die Müllabfuhr bezahlen. Allein 
diese 28 o/oi ge Erhöhung bringt der Stadt im kommenden Jahr S 1 Mi II. mehr.! eh sage dazu, 
die Mül labfuhr-gebührenerhöhung bringt zu den al !gemeinen Preiserhöhungen eine weitere 
Belastung der Steyr er Bevölkerung um S 1 Mi II., die die Kommunisten ablehnen. Dazu kommt, 
daß laut Voranschlag 1977 der Abgang nur mit S 788.000,- präliminiert ist. Die Mehrwert­
steuer von 8 %, die der Finanzminister von den Mül labfuhrgebührcn kassiert, betrug in die­
sem Jahr allein S 270. 000 ,- , sodaß der Verlust nur. rund eine 1 /2 Mi 11 ion betragen würde, 
wenn kommunale Tarife nicht der Mehrwertsteuer unterliege_n würden. Nur die Kommunisti­
sche Partei verlangt seit Jahren die Abschaffung der Besteuerung von kommunalen Leistun­
gen. 
Nun zum Abschluß einige Worte zur Haltung der ÖVP. Die ÖVP-Fraktion stimmt heute, 
meiner Meinung nach aus demagogischen, parteipolitischen Gründen, gegen die Preiserhö­
hungen bei Wasser, Müllabfuhr und Autobus. Aber sind es nicht gerade die Vertreter der 
ÖVP in der Paritätischen Kommission, die immer wieder Anträge auf Preiserhöhungen stel­
len, denen leider die SPÖ-Vertreter fast immer' zustimmen? Ist es nicht so, daß in den von 
der ÖVP beherrschten Ländern und Gemeinden die Tarife und Gebühren nicht weniger erhöht 
werden als in denen, wo die SPÖ die Mehrheit hat? Die ÖVP verlangt sogar weitere Steuer­
begünstigungen für die Großunternehmer und wehrt sich auch gegen eine höhere Besteuer'ung 
des Kapitais. Und dies ist so, weil in der ÖVP nicht der kleine Gemeindemandatar, sondern 
nach wie vor die Großunternehmer in dieser Partei den Ton angeben. 
Daher sind sie auch gezwungen, diese Haltung im Gemeinderat einzunehmen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
1 eh danke Kollegen T reml. Wir kommen zum nächsten Diskussionsredner Gemeinderat Fuchs. 
Anschließend Gemeinderat Holub und als Letzter Gemeinderat Seidl. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Werte Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich darf Sie eingangs versichern, rneine Rede wird nicht so langatmig sein wie die des sehr 
geschätzten Herrn Vorredners. Ich bin geneigt zuzugeben ... 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Du bist auch nicht so vehement dagegen! 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
•.. daß es für eine Fraktion oder für Fr-aktionen sicher leichter ist, gegen derartige Ta­
rif- und Gebührenerhcihungen zu sprechen als für Erhöhungen zu plädieren. Fast bin ich 
geneigt, Anerkennung den Sozialisten zu zollen für den Mut, den sie vorbringen, gleich bei 
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einer Sitzung drei Tarif- und Gebührenerhöhungsanträge vorzubringen und dafür zu stim­
men. Es wäre für uns leicht und sicher nicht unpopulär, gleich alle drei Erhöhungsanträ-
ge abzulehnen. Einern Antrag stimmen wir jedoch aus wirtschaftlichen Notwendigkeits- und 
Vernunftsgründen zu, um nicht etwa der Demagogie bezichtigt zu werden. Der künftige 
Wasserbezugspreis von derzeit S 3 ,- auf nun S 4, 50 samt Reinhal tungszuschl ag ist, trotz 
dieser 50 %igen Erhöhung, wie wir gehört haben, der ger·ingste Wasserbezugspreis pro m3 
von den drei Städten mit eigenem Statut und auch vergleichsweise wurden einige andere Ge­
meinden, wie Amsletten usw., angezogen. Wir haben nun gehört, daß der derzeitige Was­
serbezugspreis nicht mehr ausr·eicht, um die Ausdehnung der lebensnotwendigen Wasserver­
sorgung der Stadt zu gewähr-leisten. Neue Gebiete für die Wassergewinnung müssen er­
schlossen werden. Zudem stehen Energre-und Personalkostensteigerungen sowie weitere 
notwendige I nvestilionserfordernisse für verschiedene Neuerungen ins Haus, vor al lern zur 
Erneuerung, das haben wir bei de,- Fraklionsobmännerbesprechung gehört, der 70 bis 80 
Jahre alten Verteilungsleitungen für die inner·e Stadt. Diese rechtfertigen einerseits diese 
Erhöhung, die angeblich eine monatliche du,-chschnittliche Belastung für einen Haushalt mit 
4 Personen von S 18,- zur Folge haben wird. Das haben wir auch gehört. 
Al I das wäre ein Motiv, das die Bevölkerung ver-stehen wird kt5nnen, obwohl manche Ver­
säumnisse vorliegen, wei I die Menschen dieser- Stadt sicherlich das notwendige Umwel tbe­
wußtsein besitzen und die Lebensnotwendigkeit der Wasserversorgung einsehen werden. 
Nicht einzusehen ist jedoch, daß von Seiten des Bundesministeriums fü,~ Bauten und Tech­
nik ein ständiger Druck auf die Gemeinden ausgeübt wi,-d, betreffend die Förderungsricht­
linien zur Erlangung von Darlehe n aus den Mitteln des Wasserwirtschaftsfonds. Diese Be­
dingung sieht so aus, daß eine Mindestgebühr- von S 5,- pro m3 Wasser eingehoben werden 
muß, um För-derungsclarlehen zu erhalten. Wer weiß, ob es nicht in nächster Zeit diesem 
Ministerium einfällt, cliese B edingungen auf S 6, 7, 8 oder 10 ,- anzuheben? Damit würde 
die Geme indeautonomie melw als eingeschr·änkt von Seiten dieses von Sozialisten geführten 
Ministeriums für- Bauten . Das ist es, was uns ärgert und andererseits glattweg den Wasser­
bezugspr·eis diktiert, ohne da(~ man aus dem Dilemma herauskommt. 1 mmerhin benötigt die 
Stadt für ihre gewaltigen Vor·habcn Millionen und Abermillionen. Um alle diese vorhin an­
gezogen en Aufgaben de r- Wassererschließung und Abwasserbeseitigung zu bewältigen. Daher 
stimmen wir- diesem Teil cles Anlr ' ages zu. 
Nun gleich zu d en Verkehr·star- ifen. Die Anhebung lehnen wir ab, weil der Vorjahr-esverlust 
laut R echnungsabschluß 1976 nur 14 ,4 % ausmacht, das sind, wie schon vorhin erwähnt, 
S 1,491.000,- und die geplanten Anhebungen um 12,5 % für die Schülermonatskarte, bis zu 
56 % für- den 10-Fahrtenschein für Schüler beträgt, was eine Insgesamt~ Durchschnittsan­
hebung von ca. 30 % ausmacht. Diese der Bevölkerung nach unserem Erachten unzumutbaren 
Belustungcn st ehen in keiner Relation zum 14, 4 o/o-Defiz it, noch dazu bei den kurzen Fahrt­
strecken in Steyr. 
Die gleichen Motive d eponi e ren wir für unsere ablehnende Haltung bei den geplanten Er­
höhungen für- Müllabfuhr~gcbühren, die ab 1. 1. 1978 um 28,5 % steigen sollen. Das für 1977, 
pardon 1. 7. - auch ich d a d mi,~ einen Verspr ·echer leisten - präliminierte Defizit beträgt 
jedoch nur 21 Prozent. Gemeinc;leb e t,~iebe, die echte Dienstleistungsbetriebe für- die Ge­
samtbc,völke r·u119 von St eyr sind ode r sein sollen, können und sollen nicht wie Privatunter­
n ehmen kalkulil~r- en. Di e se Di enstl e istungsbetriebe, wie die Müllabfuhr und die städtischen 
Verkchr sb e t,-i c be, sind da zu da, um einen Dienst der Bevölkerung gegenüber, bezahlt aus 
allgemeinen Steuermitt e ln, zu setz en. Das sind demnach keine Gewinnbetriebe von Haus aus, 
sondern ai !gemeine Leistungs- und Nutzungsbetr· iebe für die gesamte Bevölkerung. 
Wenn man abe r d a rangeht, aus einem Verkehrsbetriebsdefizit von nur 14,4 o/o eine Ver­
keh,-starif erhöhung von durchschni Lt I ich 30 % vorzunehmen, wenn man darangeht, aus einem 
Müllabfurwdc fi z il v on 21 % eine G c bühr-enerhöhung von 28,5 o/o vorzunehmen, dann taucht all­
mählich die Frage auf, ob diese städtischen aus all gemeinen Steuermi L tel n mitfinanz i erlen 
Dienstl e istungsbetriebe nicht etwa ersetzt werden könnten durch privat geführte Unterneh­
men. Das ist eine Frage . 
1 eh erinnere nur an den Rcclinungsabschl uß für die 7 Stadlwerkebetriebe, wo zu Buche 
steht, daß vier von si eben Stadtwc rkebetri eben insgesamt 10,6 % mehr Einnahmen als Aus­
gaben zu verz e ichnen hatten. 1 ns9esamt erwi r·Lschafl c ten nämlich die Bestallung, das l<re­
matorium, dcs Wasscr~vv erk und dc1s Gasw e r·k mehr· als 3 Millionen freie Rücklage und Gewin-
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. . 
ne im Jahre 1976. Natürlich sind die Verluste der anderen Betriebe der Verkehrsbetriebe, 
des Stadtbades und der KunstP.isbahn mit insgesamt S 4 Mi II ionen D.efiz it diesen Gewinnbe­
trieben gegenüber zus te II en. 
Nochmals: Städtische Dienstleistungsbetriebe sind als solche zu führen, sind deshalb ge­
schaffen worden, damit die Bevdlkerung zu günstigeren Tarifen gelangt. Städtische Be­
triebe haben weder Gewinne anzustreben, ja haben nicht einmal für durch Tariferhöhun­
gen ausgeglichene Gebarungen zu sorgen. Wenn dies aber geschieht, dann taucht die Re­
privatisierungsfrage auf, nicht nur in anderen Städten, wie im sozialistisch dominierten 
Bregenz zum Beispiel, sondern auch bei uns. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Als nächster Redner Gemeinderat Holub. 

GEMEINDERAT l<ARL HOLUB: 
Es ist sehr schwierig, meine Damen und Herren, nach zwei solchen Stellungn.::1hmen, die 
mit dermaßen gut fundierten Zahlen ausgestattet waren, neue Argumente zu bringen. Es 
ist sehr schwierig, einer Mehrheit, die sowieso unterstellt, da'3 man das nur aus böser 
Absicht tut, klarzumachen, warum man ge gen diese Gebi.ihrenerhöhungen stimmt. 1 eh glau­
be, da gehen wi ,~ überein mit dieser Meinung. Daß wir~ das nicht aus böser Absicht her tun, 
das können Sie annehmen. 1 eh glaube, Sie überschätzen unsere Gewichtigkeit der Demago­
gie. Ich glaube, das überschätzen Sie sehr und Sie unterschätzen ganz gewaltig u,;ser 
Verantwortungsbewußtsein und Sie unterschätzen ganz gewaltig unser Mitdenken mit ver­
schiedenen Anliegen. Wir unterstreichen ausdrücklich die Feststellung, daß die Städti­
schen Unternehmungen anders geführt sind als privatwirtschaftliche Unternehmungen. Der 
Grundsatz der Städtischen Unter-nehmungen ist zweifellos nicht die Gewinnabsicht, so den­
ke ich, ist die Auffassung richtig. Darum glaube ich, wäre es notwendig, bevor man die 
Wassergebühren festsetzt, auch über die Verwendung von allfällig vorhandenen Rückla-
gen zu sprechen. Diese heranzuziehen und dann erst über Tariferhöhungen weiter zu über­
legen. Tariferhöhungen von 50 %, wenn man den Reinhaltungsbeitrag mit einrechnet, sind 
ganz einfach zu hoch. Ganz egal, ob das in Schillingen jetzt dem einzelnen Bürger weh tut 
oder nicht. Darum glaube ich auch nicht, daß man das demagogisch verwenden kann, son­
dern man sollte tatsächlich nachdenken darüber. Ich kann nicht mit der Müllabfuhr Dema­
gogie betreiben, wenn Sie das als taktische Auseinandersetzung mit diesem Problem von 
mir aus hören wollen, wenn die noch so und das _haben Sie in Ihren Stellungnahmen gesagt, 
in Schilling nicht so gravierend belasten. Aber man kann grundsätzlich darüber nachdenken, 
ob man das tun soll oder nicht. Wir sind eben der Ansicht, das soll man nicht tun. Wir sind 
der Ansicht und das wurde jetzt schon mehrfach angezogen, es ist umstr·itten. Aber Teilbe­
reiche der städtischen Versorgung könnten private Unternehmungen machen. Man müßte 
darüber diskutieren. Es ist viel zu spät am heutigen Tag, um da noch eine Debatte vom Zaun 
zu brechen, die meiner Meinung nach in der heutigen Stimmung ohnehin nicht sehr viel br-in­
gen kann. Es ist schade, aber es wäre ein durchaus ergiebiges und interessantes Thema, 
sich einmal auseinanderzusetzen mit diesen Möglichkeiten. Es gibt eine ganze Reihe Ge­
meinden, das ist angeklungen, die sich damit nicht ganz erfolglos bdaßt haben. Aber wie 
gesagt, ich wi II Ihre Zeit schonen, aber ich denke, es wäre ein sehr interessantes The­
ma, um darüber auch im Sinne unserer Stadt zu sprechen. 
Es ist ohnehin schon klar, wir werden diese Tariferhöhungen ablehnen. Es ist mir völlig 
klar, daß Sie das so auslegen werden, ·wie Sie es in Ihren Eingangsstellungnahmen an­
geführt haben. Dem vorgelegten Zahlenmaterial meiner beiden Vorr-edner kann ich bei 
bestem Willen keine anderen Zahlen hinzufügen. Die beiden haben die Zahlen gebracht. 
Ich sage, meiner Ansicht nach ist das richtig und wir von der ÖVP stimmen diesen beiden 
Antrtigen, Müll abfuhr gebühr und Wasserbezugsgebüh,~ auf Grund der grundsätz I ichen Ver­
schiedenheiten nicht zu. 
Zum Autobusverkehr wird mein Kollege und Freund Ernst Seid! sprechen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Danke. Als letzter Redner für- die heutige Tagesordnung ist Kollege Seid! vorgemerkt. Ich 
bitte ihn zum Wort. 
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GEMEINDERAT ERNST SEI DL: 
Geschätztes Pr-äsidium, meine sehr verehrten Damen und Herren des Gemeinderates! 
Ich könnte es jetzt noch steigern und könnte sagen, nach vier guten Rednern nachzureden, 
ist noch schwieriger. Aber es ist viel leicht gar nicht schlecht, wenn ich der Letzte bin, 
denn ich werde mit meinen Ausführungen sicherlich die Wogen der Gemüter nicht mehr hoch­
peitschen, wenngleich ich auch keine sehr positive Stellungnahme abgeben kann. 
Nun, dem Bericht der Stadtwerke können wir entnehmen, daß die Tarife bis zu 56 o/o erhöht 
werden. Abgesehen daß die oft Mehreinnahmen im Budget, wie wir heute gehört haben, kei­
ne Deckung finden, sind wir trotzdem und vor al lern aus anderen Gründen gegen die Erhö­
hung de,- Tarife, weil wir aus rein problematischen Gründen vielleicht etwas Schwierig­
keiten haben, uns der Gedankenweise anzuschließen. Oaß wir erst heute unsere Bedenken 
hier äußern in diesem Kreis, ist nicht, wie im Finanz- und Rechtsausschuß angeklungen 
hat, aus reiner Effekthascherei, sondern wir haben uns gedacht, wenn wir es einmal sa­
gen hier vor dem beschließenden Publikum und dem beschließenden Gremium der Gemein­
de, ist das wohl sicher genügend. Die rein sachliche Notwendigkeit der Erhöhung haben 
die Vorredner schon er-wähnt. Ich darf mich daher- auf eine ganz andere Variante be­
schränken, und zwar auf die, daß jede Erhöhung des Fahrprei~.es für öffentliche Verkehrs­
mittel zwangsweise den Individualverkehr fördert. Der private F ahrze~gbesitzer wird I ie­
ber sein Fahrzeug, von d e m er ohnehin sehr schwer zu trennen ist, benützen und wird sich 
und die anderen Straßenbenützer durch den erhöhten Verkehr gefähr-den. Unsere Autobus­
se werden vielleicht halb voll die Linien befahren und unser aller Tr-aum, den Verkehr mög­
lichst aus dem Stndtzentrum hinauszudrängen, ist wieder ein Stück in die Ferne ger·ückt. 
Die Schaffung von Parkplätzen, die erhöhte Auslage für Belagverbesserungsarbeiten,wird 
unser Budget auf einer anderen Seite und wie wir viel leicht meinen, noch schwer belasten. 
Daß die Erhöhung, wie wir gehör·t haben, er-st mit 1. 3. in Kraft tritt, behebt das Problem 
nicht, schiebt es nur einmal hinaus. Ein sehr schwerwiegender Gr-und ist auch der, daß 
wir bei Prüfung f estg2stel lt haben, daß gerade die Gebühren für Schüler- und I< inderfahrten 
am meisten erhöht werden. 
Ich habe mein Konzept möglichst zusammengedrängt, um Sie nicht länger in Anspruch zu 
nehmen. Aber ich bitte zu verstehen, daß wir aus diesen Gründen der Erhöhung die Zu­
stimmung nicht ertei lcn können. 

BÜRGEl~ME I STER FRANZ WE ISS: 
Ich dc1nke auch dem le tzten Sprecher der heutigen Tagesordnung. Ich stelle fest, damit ist 
die l~cdncrl iste zu den genannten 3 Anträgen abgeschlossen. Die Antragsteller und Bericht­
erstatter' verzichten auf ein Schi ußwort. Wir kommen daher, wie vorher angekündigt, zur 
Abstimmung in der 90.nannten Reihenfolge. 
Zunüc hst gel angl zur Abstimmung die Neufestsetzung der Wassergebühren mit 1. 1. 1978. 
Ich bitte, wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, ein Zeichen mit der Hand zu geben? 
Danke . Gegenpr·obe ? Enthaltungen? 1 eh stelle fest, mit Mehrheit angenommen. 
(Gegenstimmen: 9 ÖVP, 1 KPÖ). 

Wir komm e n zum nächsten Antrag und dessen Beschlußfassung. Neufestsetzung der Fahr­
preise der- Städtische n Verke hrsbetriebe ab 1. 3. Auch hier die Frage, wer ist für- den 
Ant,·ag, den bitte ich um ein Zeichen mit der H.:ind? Danke. Gegenprobe? Der Antrag ist 
mit Mehr-heil angenommen. 
(Gegenstimmen: 9 ÖVP, 2 FPÖ, 1 KPÖ). 

Wir kommen zum 3. Antrag und dessen Beschlußfassung, und zwar Neufestsetzung der 
Müllr1bfuhr9ebührEin mit 1. 7. 1978. Auch hiezu die Frage, wer ist für diesen Antrag? 
Danke. Ge9enprobe? Stimmenthaltungen? Mit Mehrheit beschlossen. 
(Gegenstimmen: 9 ÖVP, 2 FPÖ, 1 KPÖ). 

Damit, meine Damr,n und Herren, sind wir in der längsten Sitzung, die jema!s - soweit ich 
mich erinnern kanr. - hier anli:ißlich der Budgctdebatle und der Beschlußfassung zum Vor­
anschlag stattgef undcn hat, am Ende angcl angt. 
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Gerade die letzten 3 Tagesordnungspunkte waren sicherlich die, die nicht zur Freude der 

Gemeinderäte erledigt werden mußten, aber sie mußten erledigt werden. Denn letzten En­
des ist die Verantwortung einer Körperschaft, wie des Gemeinderates der Stadt Steyr, 
nicht allein in der Schaffung von Mehrleistungen zu erblicken, sondern sie gi I t ebenso bei 
der Sicherung der Finanzkraft und dazu gehören natürlich auch gelegent I iche T arifregul ie­

rungen. 1 eh glaube aber, daß die Leistung für den Bürger auch auf diesem Weg eine Be­
deckung finden muf~ und das wurde heute unter Beweis gestellt. 
Abschließend zur heutigen langen Sitzung mit den vielen Diskussionsbeiträgen darf ich zu­
nächst einmal den Dank an die Berichterstatter vermitteln. Ich danke aber auch den Dis­
kussionsredner'n, denn letztlich haben sie mit ihren Beiträgen, mehr oder weniger heftig 
vorgebracht, auch den Beweis gelegt, daß Demokratie ein lebendiges Instrumentarium ist 
und in difser Demokratie gibt es nun einmal die Diskussion in allen Richtungen. Wenn ich 
mein Bedauern hier am Ende der heutigen Sitzung ausspreche dann deswegen, weil es ge­
rade in den wichtigsten Punkten der heutigen Tagesordnung, nämlich dem Flächenwidmungs­
plan zunächst und dem Voranschlag fi.ir das Jahr 1978 zu keiner einvernehmlichen Regelung 
und Beschlußfassung gekommen ist. Ich hoffe und wünsche nur eines, daß diese Uneinmü­
tigkeit bei der heutigenSitzunr in diesen beiden Fragen uns nicht das ganze ,Jahr 1978 be­
lastet, denn das würde auch die Arbeit gegenseitig nur erschweren und dem Stcyrer, der 
von uns den Fortschritt erwar·tet, nichts bringen können. Der Jahresausklang ist für den 
Gemeinderat immer sozusagen die Beendigung der Tätigkeit mit der Budgetsitzung. Leider 
ist die Diskussion iiberschattet und diese Sitzung überschattet von einer· Weihnachtsempfang­
und Fül lfederpsyc:hose und es war eigentlich, gerade heute wäre der_ gegebenste Grund, 
ein gemeinsames Essen abzuhalten. Sie hätten es sich alle, wie si~ hier sind, auf Grund 
des I angen Verwei lens redlich verdient. 1 eh glaube aber, daß dennoch gesagt wer·den kann, 
wenn die Diskussionen hin- und zurückgelaufen sind, verschiedene Meinungen pro und kontr·a 
geäußert wurden, dennoch ein gemäß den Umständen erträglicher Ausklang für die ganze 
Tätigkeit gefunden werden kann. 
Letztlich ist doch das Wichtigste nicht, ob wir Präsente uns selbst widmen oder zum Essen 
gehen. Das Entscheidenste ist, glaube ich, daß die Schr·itte gesetzt werden konnten in der 
heutigen Sitzung für· ein ganzes Jahr 1978 und daß damit die Arbeit für Steyr und für' die 
Steyrer als wichtigste Handlung unsererseits auch gemacht werden kann. Sonst tritt bei 
dieser Sitzung am Ende immer mit freundlicher Miene die Spannung in Erscheinung, die 
Entspannung in Erscheinung. Jeder löst sich, er weiß, das ist die letzte entscheidende 
Maßnahme des Gemeinderates im Jahr. Heute haben wir leider eine andere Situation und 
ich hoffe nur·, daß es gerade die kommenden Weihnachtsfeiertage sein können und die Pause 
bis zum nächsten Gemeinderat, bis zu den nächsten Gremialsitzungen, zu Überlegungen 
und zum Nachdenken, vielleicht auch zum Einlenken gefunden werden kann. Denn es wird 
wieder Gespräche geben müssen, ob so oder so und wie sie verlaufen werden, hängt von 
dieser Überlcgungsphase ab. Es werden nfünlich auch neue Probleme komrr.en, davon bin 
überzeugt - wie jedes Jahr - die wir nicht vorhersehen konnten, die wir nicht budgetieren 
konnten, die wir nicht in ihrer ganzen Tragweite heute schon erkennen können, sondern 
dann treten Dinge auf, ich denke nur an Gr·undkäufe im größeren Ausmaß, die spont.::in zu 
entscheiden sind, weil sie wichtig und eng mit der Entwicklung der Stadt im Zusammenhang 
stehen. 1 eh glaube auch, daß gerade zu diesen Dingen unsere gemeinsame und ganze Kr -aft 
erforder-1 ich sein wi r'd. 1 eh kann auch die Feststellung hier abschließend bei unserer heu­
tigen Sitzung machen, daß die Steyrer die Gemeindeleistung im Gesc:imten anerkennen. Es 
ist dies ein Ausweis für den Gemeinderat als Körper·schaft, für den Magistrat als Amt, als 
Behörde und für die Bediensteten als Bearbeiter. 
Ich habe oftmals Briefe erhalten von alten Menschen und auch von jungen Menschen mit 
Dankschreiben, die sich fi.ir die Fürsorge bedanken, die sie seitens der Stadtgemeinde 
Steyr erha I ten. 1 eh habe in Informationsgesprächen bei Jungbürgerempfängen rni t jungen 
Menschen hier in diesem F~aum gesprochen, deren Interessen angehört und auch dort fest­
gestcl lt, daß sie sehr mit wachenAugen dur'ch die Stadt gehen und die Veränder·ungen posi­
tiv ver·merken. Das gleiche gilt bei 13etriebsbcsuchen im Gespr·äch mit Arbeitern und Anqe­
stellten. Das gilt auch für Gespräche mit Verkehrs- und Str·aßenber1ützern oder bei son;ti­
gen Gelegenheiten. 
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Ich kann damit doch feststellen, daß wir auf dem richtigen Weg sind. Denn der Begriff Le­

bensqualität oder bessere Zukunft oder politische Weitsicht darf gerade in unserem Kreis, 

wo wir hautnah am Bürger stehen, kein leeres Schlagwort sein und es auch nie werden darf. 

Wir leben in einem Kreislauf in der Stadt mit unserer Größenordnung, wo sich Wirtschaft 

und Beschäftigung eng verbinden. Wo Kaufl~raft und Konsum einen engen Kontakt haben und 

wo die Ver·sorgung und das Geschäftsleben den Kreis zur Wirtschaft wieder schließt. Ge­

rade in diesem Zusammenhang ist die Gemeinde als Auftraggeber ein äußerst wichtiger Fak­

tor. Unsere Ansätze im Voranschlag werden dies im kommenden Jahr unter Beweis stellen 

müssen und werden. In der Er·kenntnis, daß wir die Bewältigung der herankommenden Auf­

gaben nicht nur· auf d emokratischer Basis und trotz divergierender Auffassungen im gemein­

samen Wollen, wenn auch in harter Diskussion, erledigen müssen, das solltf! uns für heute 

Richtschnur· für die nächste Zeit sein. Denn trotz der Spannungen, die aufgetreten sind, hat 

es keiner·lei Ausfälle politischer Art gegeben. Das begrü(~e ich in Anbetr·acht der langen Sit­

zungsdauer, in Anbetr·acht der wirklich spannungsgeladenen Punkte, die wir· hier zu behan­

deln hatten, als besonders wertvoll und das betrachte ich als eine Auszeichnung fUr sämll iche 

Gemeindcratsmitgl i eder. 
Ich glaube auch, daß es doch die Wiedergewinnung eines guten Klimas anzustreben gilt und 

ich sehe auch die M.::iglichkeit dazu, denn die Zeit und die Probleme zwingen uns dazu, ob 

wir woll en oder nicht. 
Ich darf cfriher am Ende unserer heuligenSitzung meine persönlichen Glückvvünsche an Sie 

aussprechen. An den Gemeinderat, daß sie zuhause von der· heutigen Sitzung die notwendige 

Er·holun~ finden im l<reis der F ami I ienan9ehöri gen. Gerade arn Hei I igen Abend wird es die 

sicher•l;ch von jedem crwar·tete Entspannung geben können. Meine Gll.ickwünsche und c.Jer Dank 

gelten den Bediensteten des Magistrates, auch g;mz besonders vertreten durch die hier a,1-

wesende B<::arnlensch.:.i~t, an der Spitze der Magistr·atsdi rektor. 1 eh möchte auch nicht versäu­

men, der Per·sonalver·tretung hi e r die Gesamlwünsche des Gemeinderates zu entbieten mit der 

V L>rsic.herung, daß Wii' die notwendigen Erledigun~en irn Dienste des Per·sonais auch künftig­

hin ! r·effcn wcrd011, wenn es hier· auch immer wieder· Disk!Jssionen in Gegenseitigkeit geben 

\, i rd. 
Ein froh0s Wcihnach t~·.fes t. e ine er·holsamc Freizeit zwischen den Feiertagen mögen dazu 

fühn:n, d aß Sie gesumJ und yr•)'.;Uü·kt in das k ommende Arbeitsjahr 1978 zurückkehren. Ich 

mödite Ihnen auch pcr ·sönl ich dafü1· danken, daß Sie mir als Bürgermeister, meine Verant­

wortung als Stadtobc r·haupl, die ich immer als er·nstc Auf~-_1abc ernpfu:.den habe, doch im we­

scntl ichcn sehr erlei cht ert hab1.., n. 1 eh bitte Sie auch im kommenden Jahr· um Ihre Unterstüt­

zung. 1 eh danke Ihnen. 
Die Sic1.u:1~ ist gcschio!:'-sen. 

Ende de, Sitzuny: 23. 57 Uhr 

/ 
1 

DER VOfSI TZENDE: 

/ 1· A 
V'-
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